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Charakter und Umfang der ökonomiſchen Politik. 


In Gemaͤßheit der, bereits in unſrem encyklopaͤdiſchen 
Ueberblick der Staatswiſſenſchaften (B. II. Einleit. $. 9.) ge 
gebenen ſtrengern Begriffsbeſtimmung von der oͤkonomiſchen 
Politik und der derſelben hiernach angewieſenen Stellung 
neben und gegenüber den andern Staatsdiſciplinen, iſt ihre 
alleinige Aufgabe die Lehre von der Erzeugung und Her⸗ 
beiſchaffung der zur Befriedigung des Staats be⸗ 
darfs noͤthigen, dabei zum Begriff des Vermoͤgens gehoͤ— 
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rigen, ſonach den Staatszweck blos indirekt befoͤrdernden 
Mittel, zumal alſo von der Erſchaffung, Vermehrung, Zu⸗ 
rathhaltung und vortheilhaften Verwendung der nach einem 
pekuniaͤren oder Werth-Anſchlag geſchaͤzten oder zu ſchaͤ e 
zenden, zur Verwirklichung deſſen, was fuͤr den Staats⸗ 
zweck noͤthig oder nuͤzlich iſt, dienenden Sachen und Kräfte, 
daher auch insbeſondere des Geldes, als des e 
Beſtrelfüngs⸗ ⸗Mittels ſolchen Bedarfs. 

Die beiden, einigermaſſen verwandten Begriffe von mit— 
lhave; und von indirekter Erſtrebung des Staatszwecks 
muͤſſen, um der politiſchen Oekonomie einen beſtimmten, von 
dem Gebiet der uͤbrigen Staatsdiſciplinen gehoͤrig geſonderten 
Raum anzuweiſen, von einander wohl unterſchieden werden. 
Zur direkten Erſtrebung zaͤhlen wir Alles, was an und 
für ſich — ohne Unterſchied ob unmittelbar oder mit⸗ 
telbar und ob naͤher oder entfernt — zur Verwirklichung 
des Staatszwecks noͤthig oder nuͤzlich iſt. Fuͤr die indirekte 
Erſtrebung bleibt alſo blos die Erſchaffung oder Herbeifchai- 
fung derjenigen Bedingungen oder Hilfsmittel fuͤr den 
Staatszweck, welche an und fuͤr ſich mit demſelben in keiner 
von Selbſt vorhandenen oder nothwendigen Verbindung ſtehen, 
ſondern eben ſo gut fuͤr die Verwirklichung ganz anderer Zwecke 
konnen verwendet werden, welche demnach, um dem Staats— 
zweck wirklich zu dienen, erſt fuͤr Hervorbringung oder Beſtreit— 
ung deſſen, was der Staat an und für ſich noͤthig hat, muͤſ⸗ 
ſen verwendet werden. | 

Der weſentliche Unterfchied zwiſchen direkter und indirekter 
Zweckerſtrebung, d. h. zwiſchen den ſowohl auf den Staat als 
auf das Privatleben anwendbaren Begriffen von Hausord— 
nung überhaupt und Wirthſchafts-Ordnung läßt 
ſich ſehr deutlich in Beiſpielen ſowohl der Privat- als der 
Staats-Haushaltung nachweiſen, nur daß bei jener der Pri⸗ 
vaten derſelbe ſich praktiſch oftmals verwiſcht, d. h. daß hier 
beiderlei Erſtrebungen in der Praxis haͤufig zuſammenfallen, 
beim Staat aber die Sonderung leichter und f bezeich- 
net iſt. 
Betrachten wir z. B. die Haushaltung im weiten 
Sinn (oder die Haus⸗ und Familien⸗Regel), d. h. die auf 
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Erſtrebung der Lebenszwecke oder überhaupt auf Befriedigung 
von Beduͤrfniſſen und Geluͤſten gerichtete Thaͤtigkeit eines einfachen 
Land manns; fo finden wir derſelben faſt ausnahmlos den 
Charakter der Wirthſchaft oder Wirthſchaftlichkeit auf 
gedrückt. Seine und feiner Familie weitaus vorherrſchende 
Thaͤtigkeit tft auf unmittelbare Hervorbringung oder Herbeiſchaf— 
fung der Lebensbeduͤrfniſſe, oder auch der Gegenſtaͤnde thunlichſt 
vermehrten Genuſſes, gerichtet. Er ißt ſein ſelbſt gepflanztes Brot, 
und trinkt ſeinen ſelbſt erzeugten Wein, oder das Waſſer der 
mit eigener Arbeit herbeigeleiteten Quelle; er kleidet ſich in die 
Wolle ſeiner Schafe, oder in den von ſeinem Acker gewonne— 
nen Hanf, er verarbeitet die gewonnenen Stoffe Selbſt ꝛc., oder 
laͤßt ſie durch ſeine Familienglieder verarbeiten, bis ſie zum 
eigenen Gebrauche tauglich ſind; er Selbſt errichtet ſich oder 
beſſert wenigſtens aus ſeine Huͤtte und den groͤßeren Theil 
ſeiner Geraͤthſchaften und Werkzeuge; er pflanzt auch oder ſucht 
auf die etwa für ſich oder für fein Vieh in Erkrankungsfaͤllen 
noͤthigen Heilkraͤuter; er benuͤzt ſelbſt die geringen Kraͤfte ſeiner 
Kinder, indem er dieſelben, ihrer kuͤnftigen Beſtimmung ge— 
maͤß, fuͤr die Landwirthſchaft erzieht, zu oͤkonomiſchen Zwe— 
cken, d. h. zur Hilfeleiſtung bei ſeiner eigenen Wirthſchaft, 
und Alles, Verbrauch wie Erzeugung, findet nur mit ſtaͤter 
Ruͤckſicht auf Herbeiſchaffung, Zurathehaltung und moͤglichſt 
nüzliche Verwendung von Befriedigungsmitteln der Beduͤrfniſſe, 
ſomit in eigentlich wirthſchaftlicher Richtung ſtatt. Auch 
die Befriedigung Selbſt alſo (wie die Verzehrung der 
ſſelbſtgebauten Fruͤchte, die Bekleidung mit der Wolle der eis 
genen Heerde, u. ſ. w.) erhält durch jene Ruͤckſicht den Cha⸗ 
rakter der Wirthſchaftlichkeit, wiewohl ſie an und fuͤr 
ſich kein Akt der wirthſchaftlichen, ſondern der die Le— 
benszwecke oder Nothwendigkeiten direkt verfolgenden Thaͤtig— 
keit iſt. Was aber den Anbau von zum Verkauf beſtimmten 
Srüchten oder Stoffen betrifft, ſo erſcheint ſolcher auch an 
und fuͤr ſich als rein wirthſchaftliche, naͤmlich auf 
Vermoͤgens⸗ Vermehrung oder auf Erwerbung von in- 
direkten Befriedigungsmitteln (Mitteln der auf dem 
Wege des Verkehrs geſchehenden Anſchaffung oder Be— 
ſtreitung) der Beduͤrfniſſe oder Geluͤſte gerichtete Thaͤtigkeit. 


10 | | 
Die wirkliche Verwendung des auf ſolchem Wege erworbe— 
nen Geldes aber, wofern fie nicht abermals einen oͤkonomi⸗ 
ſchen Zweck hat (3. B. Bezahlung der Arbeitsgehilfen, oder 
Anſchaffung von Ackergeraͤthſchaften, oder von Duͤnger oder 
Saatkorn u. ſ. w.) oder wenigſtens mit der oben bemerkten 
Ruͤckſicht auf Erſparung oder andern dkonomiſchen Vortheil 
geſchieht, iſt nicht mehr zur Wirthſchaft in enger oder eis. 
gentlicher Bedeutung gehoͤrig, ſondern zur direkten Verfol⸗ 
gung von Lebens-Zwecken oder Intereſſen und Beduͤrfniſſen. 
So auch beim Handwerker, oder Gewerbsmann und Kauf— 
mann, deren Hauptthaͤtigkeit namlich oder deren vorherrſchen- 
des Lebensgeſchaͤft ein wirthſchaftliches, d. h. ein auf 
Erwerbung von Anſchaffungs- oder Beſtreitungs-Mitteln der 


verſchiedenen Beduͤrfniſſe abzielendes iſt, und ſo uͤberall eine 


jede Thaͤtigkeit, aber auch nur eine ſolche, welche oder in ſo 


fern fie die Vermoͤgens-Erwerbung, Bewahrung oder Er 


ſparung zum Zwecke hat, alſo uͤberhaupt auf Herbeiſchaf— 
fung (Hervorbringung, Anſchaffung oder Beſtreitung) der mas 
teriellen Gegenftande oder Befriedig ungsmittel von 
Beduͤrfniſſen oder Geluͤſten gerichtet iſt. Es bleibt hiernach 
ausgeſchloſſen von dem Begriffe der Wirthſchaft oder 
wirthſchaftlichen Thaͤtigkeit das Streben nach Befriedigung 
an ſich, eben fo die ſelb ſtſtaͤndige Richtung nach irgend 
einer Art des Beduͤrfniſſes oder Geluͤſtes, d. h. die durch die 
ſubjektive Begierde nach irgend einem beſtimmten Gegenſtand 
oder nach der Verwirklichung irgend einer beſtimmten Idee 
gelenkte Kraft und Thaͤtigkeit. Die Stellung oder der Cha— 
rakter der Wirthſchaft iſt rein dienend; ſie will blos erwer— 
ben, zuſammenhalten, in Bereitſchaft ſezen, was Gegenſtand oder 
Mittel von Beduͤrfniß-Befriedigung ſeyn kann, und ſie erwar⸗ 
tet dann die Anforderung eines Beduͤrfenden oder Geluͤſtenden, 
um demſelben ſolche Mittel zu verabreichen. Bei einem reis 
chen Privatmann, der etwa feine Wirthſchafts— Angelegenheiten 
einem eigenen Verwalter uͤberträgt, ſpringt der Unterſchied 
der beiden Richtungen ganz deutlich in's Auge. Er behaͤlt ſich 
Selbſt vor jede direkt auf Verwirklichung der Lebenszwecke, 
uͤberhaupt auf Befriedigung an ſich gehende Thaͤtigkeit und 
Anordnung, und verlangt von dem Wirthſchaftsbeamten blos 
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die Vermoͤgensverwaltung, ſodann etwa die Anſchaffung der 
zu was irgend fuͤr Zwecke verlangten Gegenſtaͤnde oder die 
Herbeiſchaffung der Beſtreitungsmittel des fuͤr ſolche Zwecke zu 
machenden Aufwandes. Die Erſtrebung wiſſenſchaftlicher oder 
kuͤnſtleriſcher Bildung, folglich auch die Auswahl der zum 


Selbſtſtudium dienlichen Buͤcher, Sammlungen, Apparate, u. dgl. 8 


eben ſo der Lehrer und Unterrichts⸗Anſtalten, die Reiſen u. ſ. w. 
gehen den Wirthſchafts-Verwalter nichts an; er hat blos das 
Geld dafür zu ſchaffen, und etwa noch dkonomiſche Rath— 
ſchlaͤge fuͤr wohlfeilere Beſtreitung der ihm namhaft ge— 
machten Beduͤrfniſſe zu ertheilen. Eben ſo bei der Anſtellung 
von Erziehern oder Lehrmeiſtern fuͤr die Kinder, bei der Sorge 
fuͤr die Geſundheit, bei der Mitwirkung zu patriotiſchen 
oder humanen Zwecken, bei Uebung der Wohlthaͤtigkeit, bei 
Befriedigung der vielnamigen Anforderungen oder Intereſſen 
des Anſtandes, der Wuͤrde oder auch des Ehrgeizes, der Be— 
quemlichkeit, der Vergnuͤgungsluſt und der Laune. Die Rich— 
tung nach allem dem, oder die auf ſolche Befriedigung an und 
fuͤr ſich gehende Thaͤtigkeit, Anordnung und Feſtſtellung, iſt 
keine wirthſchaftliche, ſondern eine den Lebenszwecken di— 
rekt zugewandte, welcher dann die wirthſchaftliche blos zu 
dienen berufen iſt. 

Angewandt auf den Staat — zeigt ſich derſelbe Unter— 
ſchied und noch deutlicher. Die geſammte Thaͤtigkeit des 
Staates naͤmlich oder der Staatsgewalt geht auf Erſtrebung 


des Staatzweckes, ſomit auf Erſchaffung, Anordnung 


und Benuzung der dahin fuͤhrenden naͤheren oder entfernteren 
Mittel. Solcher Mittel aber giebt es zweierlei, indem 
die einen ſchon nach ihrem Begriff oder an und fuͤr ſich 
und nach ihrer jedem insbeſondere eigenen Wirkſam⸗ 


keit dem Staatszweck dienen, die andern dagegen blos im All⸗ 


gemeinen dazu noͤthig ſind, um ſich die erſten zu verſchaf— 
fen oder ins Leben zu rufen und in Wirkſamkeit zu erhalten. 
Die Auswahl, Feſtſtellung und Anwendung der Mittel erſter 
Art macht die direkte, die Herbeiſchaffung oder Bereithal— 
tung der Mittel zweiter Art die indirekte Zweckerſtrebung 
aus; die lezte iſt blos der erſten willen vorhanden, und em— 
pfängt.alfo von diefer allein die Anregung fo wie Geſez und Maß. 


— 
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5 Der Staat braucht mancherlei Stellen oder Behörden für. 
die Pflege der Juſtiz und Adminiſtration; er braucht Schulen 
und Unterrichts-Anſtalten verſchiedener Art fuͤr die Erziehung 
des Volkes und für Pflege der Wiſſenſchaft und Kunſt, kirchli⸗ 
che Anſtalten für jene der Religion und Sittlichkeit, Wohlthäs 
tigkeits⸗, Geſundheits-, Sicherheits-(nach innen und auſſen), 
Ordnungs- und Straf-Anſtalten u. ſ. w. für Beförderung 
oder Hindanhaltung alles deſſen, was von ihm — je nachdem 
man den Staatszweck fo oder anders beſtimmt — zu befoͤr— 

dern oder hindanzuhalten iſt. Dieſes Alles gehoͤrt zur direk— 
ten Erſtrebung des Staatszwecks und iſt der Wirthſchaft 
als ſolcher fremd; an die lezte ergeht aber der Auftrag zur 
Herbeiſchaffung und Bereithaltung einer zur Befrie⸗ | 
digung oder Beſtreitung jener direkten Staatsbeduͤrfniſſe nu 
thigen oder tauglichen Maſſe von Sachen, Kraͤften und 
Werthen, überhaupt von Befriedigungs mitteln, die 
zum Begriff des Vermoͤgens (vgl, unten F. 2.) gehoͤren, 
aus welchen ſodann jeweils ſoviel, als für jede einzelne Sphäre 
der Staatsthaͤtigkeit nothwendig iſt, zu AN Zwecke maß 
d. h. verwendet werden möge 
Bei der Feſtſtellung deſſen, was geſchehen ſolle, 
um den Staatszweck zu erſtreben, d. h. bei der Beſtimmung 
der anzuwendenden oder ins Leben zu rufenden direkten Mittel 


hat die Wirthſchaft keine fordernde, ſondern hoͤchſtens— 


eine verneinende Stimme; ſie hat durchaus nicht zu er⸗ 
meſſen, was und wieviel der Staat braucht; nur mag ſie 
an Handen geben, wieviel das Staats-Vermoͤgen zu leiſten 
im Stande iſt. Ihre eigentliche Aufgabe beſteht blos im 
Herbeiſchaffen deſſen, was verlangt wird, oder in Sa m m— 
lung und Bereithaltung einer zu Befriedigung ſolches 
etwa zu erwartenden Verlangens hinreichenden Maſſe von Sa— 
chen, Kraͤften und Werthen. An den Zwecken, die dadurch er— 
ſtrebt werden, nimmt ſie, als Wirthſchaft, kein eigenes 
Jutereſſe. Ihr alleiniges Intereſſe beſteht darin, immer, ſo 
viel moͤglich, im Stande zu ſeyn, die an ſie ergehenden An⸗ 
forderungen zu erfuͤllen. Deßwegen dringt ſie, wo man ſie 
um Rath fragt, ſtaͤts nur auf Verminderung des Be— 
darfs oder auf die mindeſt koſtſpielige Art von deſſen 
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Befriedigung, und wenn oder in ſo fern man alsdann ihre 
Rathſchlaͤge befolgt, fo gewinnt dadurch auch die direkte 
Erſtrebung des Staatszwecks oder irgend ein einzelner Akt der— 

ſelben nebenbei eine wirthſchaftliche Seite. 


§. II. 


Verſchiedene Bedeutungen des Wortes Staats wirthsſchaft. 


——— 


Nur nach der voranſtehenden Begriffsbeſtimmung von der 
Staatswirthſchaft, wornach ſie lediglich in eine dienende 
Stellung gegenüber der den Staatszweck direkt verfolgenden 
Staatsdisciplinen oder Thaͤtigkeitſphaͤren der Staatsgewalt 
verſezt wird, iſt es moͤglich, ſie mit Genauigkeit zu unter⸗ 
ſcheiden von dieſen, ihr alſo ein deutlich abgegrenztes Feld an⸗ 
zuweiſen, und den ſonſt unvermeidlichen, und jede ſyſtematiſche 
Behandlung verhindernden Konflikt der Gebietsanſpruͤche oder 
Grenzbezeichnungen fuͤr die verſchiedenen Staatsdisciplinen 
aufzuheben. Alles, aber auch nur das gehört zur Aufgabe 
der Staatswirthſchaft, was — unmittelbar oder mittelbar — 
die Vermoͤgens-Erwerbung oder Erhaltung zum Zweck hat, 
mithin alles, was dahin abzielt, Quellen der Erwerbung 
zu eröffnen und ergiebig zu machen, oder die Mittel der 
Anſchaffung desjenigen, was dem Staat zur Erſtrebung 
ſeines Zweckes nothwendig oder nuͤtzlich iſt, zu erſchaffen, zu 
vermehren, zu bewahren und zu verwalten. Was lediglich 
und allein auf dieſes Ziel gerichtet iſt, erſcheint als rein 
wirthſchaftliche Sorge, wogegen, wenn ſolche Sorge nur mit 
begriffen iſt in irgend einer Maßregel der Staatsgewalt, oder 
etwa nur nebenbei auf die Art und Weiſe ihrer Ausfuͤhr— 
ung Einfluß aͤußert, irgend eine Modifikation oder Bw 
ſchraͤnkung derſelben veranlaßt, hiedurch eine gemiſchte 
Natur oder Eigenſchaft der fraglichen Maßregel, Anſtalt oder 
Verordnung entſteht, dieſelbe naͤmlich, wenn ſie auch an und 
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fut ſich oder nach der vorherrſchenden Richtung z B. der Po⸗ 
lizei oder der Juſtiz oder der auswaͤrtigen Polti angehoͤrt, 
jezt zugleich noch eine wirthſchaftliche Seite darbietet. 
Wir verwerfen demnach aufs Entſchiedenſte die ungemeſſene 
Erweiterung, welche man in neuer und neueſter Zeit dem 
Begriffe der Staatswirthſchaft oder der Nationaloͤkonomie 
unter Leitung der Staatsgewalt dadurch zu geben ver⸗ 
ſucht hat, daß man etwa — wie unter den Teutſchen insbe 
ſondere der Graf von Soden — die Lehre von Allem, oder 
die Sorge fuͤr Alles, was Einfluß hat oder haben kann auf 
Entſtehung, Vermehrung und Erhaltung des National— 
| reichthums, in ſolchen Begriff aufnimmt, oder daß man 
gar — wie Lotz, Pölitz und andere teutſche, auch mehrere 
franzoͤſiſche Schriftſteller — die Gen ußvollkommenheit, 
d. h. die Gluͤckſeligkeit oder Wohlfahrt überhaupt, (mit 
hin ſowohl die geiſtigen oder ideellen wie die ſinnlichen oder 
materiellen Intereſſen umfaſſend) als Zweck oder Gegenſtand 
der Wirthſchaft betrachtet. Wir verwerfen aber ſelbſt den von 
Seeger dafuͤr aufgeſtellten Begriff, welcher naͤmlich zwar 
die Sorge fuͤr die Befriedigung der geiſtigen Beduͤrfniſſe da⸗ 
von ausſchließt, dagegen jene der materiellen ſammt und 
ſonders der Wirthſchaft zur Aufgabe macht. Die materiellen 
Beduͤrfniſſe des Volks, inſofern ihre Sicherſtellung oder 
moͤglichſt vollfommene Befriedigung mit im Staatszweck 
enthalten iſt, ſind Gegenſtaͤnde der polizeilichen Sorgfalt; 
die Wirthſchaft hat blos dasjenige, weſſen die Polizei zur Er— 
fuͤllung ſolcher Obliegenheit an werthhabenden Guͤtern (Sachen, 
Kraͤften oder Geld) benoͤthiget iſt, oder aufzuwenden hat, her— 
beizuſchaffen. Ja, nicht nur die Polizei, ſondern auch 
die Juſtiz und die aus waͤrtige Politik haben naͤher oder 
entfernter für Sicherung oder Erhaltung oder Wiedererhaltung 
der materiellen Guͤter zu ſorgen, und ſo wuͤrde, ſchon nach 
Seegers Beſtimmung, der Begriff der Wirthſchaft, un⸗ 
geachtet des Ausſchluſſes der geiſtigen Guͤter (die uͤbrigens mit 
den materiellen in mancherlei Berbindung und Wechſelwirkung 
ſtehen) auf Unkoſten aller uͤbrigen Staatsdisciplinen, d. h. zu 
unheilbarer ns aller Grenzen, ungebuͤhrlich ausge 
dehnt ſeyn. In noch weit größerm Maße aber iſt dieſes der 


* 


15 


Fall, wenn man gar die geſammte Wohlfahrt, oder auch 
den nach allen ſeinen Quellen und Hilfsmitteln 
betrachteten Nationalreichthum durch die Wirthſchaft befoͤr— 
dert oder erſtrebt wiſſen will. Denn alsdann muß die Con⸗ 


ſequenz — was uͤbrigens von den genannten Schriftſtellern 


nicht geſchieht — durchaus alle und alle Sorge der Staats 


gewalt, nicht nur fuͤr Wohlhabenheit, Kunſt, Wiſſenſchaft, 
Erziehung u. ſ. w., ſondern auch fuͤr Recht und Sicherheit 


— da ja ohne rs weder Reichthum noch Wohlfahrt zu den⸗ 


ken ſind — mithin die ganze Aufgabe der Juſtiz, Poli zei 


und Politik, der Staatswirthſchaft zutheilen, wodurch 


man jedoch blos einen andern Namen (Staatswirth— 
ſchaft ſtatt Staatswiſſenſchaft) erhält, dabei aber gegen 


“allen gemeinen wie wiſſenſchaftlichen Sprachgebrauch ſuͤndigt, 


und damit gleichwohl nichts gewinnt fuͤr Syſtem und Ueber— 


ſicht, ſondern ſich jetzt nach neuen und verkuͤnſtelten, auf blos 


ſubjektive Erfindungsgabe ſtatt auf objektiven Gruͤnden ruhenden 


Unterabtheilungen und Anordnungs-Methoden umſehen muß 
ſtatt der naͤherliegenden, von klaren und inen Begriffen 


ausgehenden, aber verſchmaͤhten. 
Im Gegenſaz von ſo ausgedehnter Begriffsbeſtimmung 
hat — in dem lobenswerthen Beſtreben, dem Mißbrauch der 


Staatsgewalt bei der Einmiſchung in die Privatwirthſchaften 


zu ſteuern — der verdienſtvolle Hofrath Behr der Staats— 
wirthſchaft ein, wie wir glauben, allzuenges Gebiet ange— 
wieſen. Er will ihr naͤmlich blos das Geſchaͤft der Finanz, d. h. 


die unmittelbare Herbeiſchaffung desjenigen, was der Staat 


zur Beſtreitung ſeiner Haushaltung — im ſtrengſten Sinne 
dieſes Wortes — bedarf, als ihre Aufgabe anweiſen; alle Ein— 
miſchung in oder Einwirkung auf die Privatwirthſchaft der Staats⸗ 
angehoͤrigen oder der Volksgeſammtheit aber ſoll — ſo fern 


ſie uͤberhaupt zulaͤßig iſt — blos vom polizeilichen, niemal 


vom ſtaatswirthſchaftlichen Standpunkt ausgehen. Wir 


anerkennen nun zwar, daß der engſte Begriff der Staats— 


wirthſchaft mit jenem der Finanz uͤbereintrifft; doch ſcheint 


uns auch der weitere Begriff, wornach auch die Staatsein— 
wirkung auf die Privat- oder Volks-Wirthſchaft, d. h. alſo 


die Nationalökonomie unter der Leitung der Staats? 
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gewalt darunter begriffen iſt, gar wohl zu rechtfertigen, u unnd 
wir legen denſelben wirklich unſerer gegenwärtigen als 
wirthſchaftslehre zum e 


„ I a 
polizeilicher und ökonomiſcher Standpunkt ihrer Behandlung. 


! 1 


Indeſſen berkennelt wir nicht, ſondern Wehn e vielmehr, 
daß der Polizei allerdings ein Einfluß auf die National: 


wirthſchaft zukomme, daß nämlich der Polizei als weſentliche 


Pflicht obliege, allernaͤchſt die Armuth zu verhindern, die 
Quellen der Noth zu verſtopfen, der bereits entſtandenen nach 
Moͤglichkeit zu ſteuern, uͤberhaupt der geſammten Bevoͤlkerung 

die Befriedigungsmittel ihrer Beduͤrfniſſe thunlichſt zu ſichern, 
oder derſelben Erwerbung zu erleichtern. Auch mag ganz füg- 
lich in den Staatszweck ſelbſt die poſitive Befoͤrderung 
des Wohlſtandes aller Einzelnen aufgenommen werden 
(Vgl. Bd. II. die Lehre vom Staatszweck F. 4. ff.), und dann 
gehoͤrt dieſelbe abermal der Polizei an. (Vergl. die Darſtellung 
des Begriffs der Polizei B. III. Polizeiwiſſenſchaft §. 4. u. 2). 
Deſſenungeachtet, und obſchon, falls die Polizei die ihr hiemit 
geſezte Aufgabe entſprechend erfüllt hat, für die oͤkonomiſche 
Politik nicht mehr Vieles zu thun eruͤbrigen kann; wird die 
lezte gleichwohl ihre Anſpruͤche darauf niemals aufgeben, und 
ihre vom eigenen Standpunkt aufzuſtellenden Lehren werden 
großentheils beſtimmend auch fuͤr die polizeilichen Richtungen 
ſeyn. Ja, man koͤnnte faſt in Anſehung der Staatswirth— 
ſchaft ſagen was in jener der Juſtiz, daß namlich eine 
wie die andere von der Polizei gefordert werden, und, 
wenn ſie nicht ſchon, wegen der Eigenthuͤmlichkeit der in einer 
und der andern waltenden Prinzipien, als eigene, fuͤr ſich 
beſtehende Sphaͤren der Staatsthaͤtigkeit erſchienen, oder gedacht 
würden, beide als Polizei-Anſtalten müßten in's Leben 
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gerufen werden, daß es aber beſſer und zweckmäßiger 5 fi e 
als eigene Disciplinen zu behandeln, weil jede für ſich, nach 
Prinzipien, Lehrſaͤzen und Erfahrungen, ein beſonderes Ganzes 
bildet, welches, als ſolches betrachtet und dargeſtellt, an Ueber- 
ſchaulichkeit, Klarheit und innerm ens unendlich 
gewinnen muß. 

Vergebens beruft ſich Behr auf die Vergleichung mit an- 
dern Geſellſchaften, worin nämlich, wiewohl Beitraͤge für den 
Geſammtzweck von den Mitgliedern gefordert werden, doch 
darum niemals von Leitung ihrer Privatwirthſchaft die Rede 
iſt. Solche Geſellſchaften naͤmlich ſind, nach Zweck und Bei— 
trittstitel, ſtets rein willkuͤrlich, auch meiſt nur kleinere 
Sphaͤren der Lebensthaͤtigkeit umfaſſend, und in Bezug auf 
das ihnen nothwendige, aus Beitraͤgen der Mitglieder zu be⸗ 
ziehende, Einkommen, geſichert genug durch die in der Regel 
vorauszuſezende Zahlungsfaͤhigkeit derſelben oder auch durch die 
der Geſellſchaft gegen die Zahlungsunfaͤhigen frei ſtehende Aus— 
ſchließung. Die Staatsgeſellſchaft dagegen iſt nach ihrem 
Zweck eine von der Vernunft und insbeſondere von dem Rechts— 
geſez unbedingt gebotene, und von welcher kein Mitglied 
blos wegen Zahlungsunfahigkeit darf ausgeſchloſſen werden, 
und zugleich eine ſolche, welche ſaͤmmtlichen Mitgliedern von 
hoͤchſter Koſtbarkeit, die geſicherte oder erleichterte Erſtrebung 
ihrer ſaͤmmtlichen Lebenszwecke bedingend iſt, welche dabei 
ſchon in der Regel eine große, ja ſehr große Maſſe von Kraͤf— 
ten und Einkuͤnften zur Beſtreitung ihres Bedarfes noͤthig hat, 
in auſſerordentlichen Faͤllen aber derſelben eine in's Unbeſtimm— 
bare zu ſteigernde Menge in Anſpruch nimmt. In einer Ges 
ſellſchaft, deren Mitglied man aus Pflicht iſt, iſt es auch 
Pflicht fuͤr jeden Einzelnen, ſich nach Kraͤften oder Umſtänden 
in Stand zu ſezen oder darin zu erhalten, an den Laſten der 
Geſellſchaft, deren Vortheile ihm gleichmaͤßig, wie den Uebri⸗ 
gen dargeboten ſind, auch gleichmaͤßig oder verhaͤltnißmaͤßig 
Theil zu nehmen; und die Geſellſchaft, welcher durch die 
Zahlungsunfaͤhigkeit jedes Mitgliedes eine weitere und unaus⸗ 
weichlich zu tragende Laſt zuwaͤchst, hat das Recht, nach Thun⸗ 
lichkeit dafuͤr zu ſorgen, daß alle U n 
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werden oder Wee. Eine Gefahr oder Möglichkeit des Miß⸗ 105 


brauches dieſes Rechtes findet freilich wie bei jedem andern 
Rechte ſtatt; aber es iſt die Aufgabe der Werfaff ung, ſolcher 
Gefahr dadurch zu ſteuern, daß ſie dem wahren Geſammtwillen 


ein moͤglichſt lauteres und zuverlaͤßiges Organ verleihe. Uebrigens 
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ift auch bei der vom polizeilichen Standpunkt ausgehenden Lei⸗ 


tung der Privatwirthſchaften dieſelbe Gefahr vorhanden; hier — 
wie dort muͤſſen Grundſaͤze und Berfaffung dieſelbe abwenden. 

Beide werden die Staatsgewalt von Zwangsmaßregeln abhal⸗ 
ten oder wenigſtens durch das Geſez der Gleichheit und Wechſel⸗ 


ſeitigkeit mit denſelben verſoͤhnen; vorzugsweis aber werden fie 


durch zwang loſe Befoͤrderungsmittel des Wohlſtandes folchen 
Zweck erſtreben lehren. Uebrigens gibt man allfeitig zu, 
daß der Staat zum Zweck der Bildung und Erhaltung einer 
die aͤußere Sicherheit verbuͤrgenden Heeresmacht berech— 
tigt wie aufgefordert ſey, fuͤr den Fortbeſtand und die nach 


Thunlichkeit geſteigerte Reichhaltigkeit der Quelle derſelben, naͤm⸗ 


lich einer zahlreichen, ſtarken, zur Waffenfuͤhrung geeigneten 
Bevölkerung, durch dahin gerichtete Anſtalten, Maßregeln, 


uͤberhaupt durch geſezgebende wie adminiſtrative Fuͤrkehr, zu 
ſorgen: warum ſollte ihm nicht dasſelbe Recht zuſtehen in Be— 
zug auf die Bereitung und Fluͤßigerhaltung der Quellen aller 


übrigen Beſtreitungsmittel des Staatsbedarfs, alſo des 
Wohlſtandes der Einzelnen und der Geſammtheit? 

Nach den heutigen Verhaͤltniſſen bedarf ein Staat, der 
ſich nicht außer Wechſelwirkung mit den uͤbrigen Staaten ſezen 


will oder kann, eines ſehr großen und wohlgeficherten Eins _ 


kommens, und die Hauptquelle deſſelben kann keine andere ſeyn, 
als die Beitraͤge, ſomit auch die Beitragsfähigkeit ſeiner 
Angehoͤrigen. Es iſt ihm daher eine hochwichtige und ganz 
eigentlich wirthſchaftliche Angelegenheit, dieſe Beitrags 
faͤhigkeit in einem feinem Beduͤrfniß entſprechenden Maße zu 
erzeugen, zu erhalten und nach den jeweiligen Anforderungen 


der Zeit zu erhöhen. Es wäre einerſeits möglich, daß Die. 
Polizei verſaͤumt hätte, ihre eigene Aufgabe in Bezug auf den 


Wohlſtand der Buͤrger befriedigend zu erfuͤllen; oder auch ſie 


koͤnnte dieſelbe zwar in dem Maße erfüllt haben, daß jeder 


Einzelne, falls keine Anforderungen des Staates an ihn er⸗ 


7 


0 e, ſich hinreichender Mittel der Subſiſtenz fte, daß 


ihm aber über dieſes hinaus nichts oder nicht genug übrig 

bliebe um damit auch das Beduͤrfniß des Staates zu befriedigen. 
Es darf alſo die Staatswirthſchaft die Sorge für den Wohl 
ſtand der Einzelnen und der Geſammtheit durchaus nicht allein 


der Polizei überlaff: ſen. Dieſe Sorge iſt vielmehr ihre eigene, 
und nur wenn dieſelbe von ihrem, d. h. dem ſtaatswirth-⸗ 


ſchaftlichen Standpunkt aus, ſtatt findet, kann ſie dem Zwecke 
genügen. Die Polizei hat dabei eine ganz andere Richtung, 
ein ganz e anderes Maß und Moßheheils ein ganz anderes Er⸗ 
gebniß. | - | 


V >. IV, 
Von der ſogenaunten Volks⸗Wirthſchaft. 
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Eine heut zu Tage ſehr gang und gaͤbe Lehre ſtellt die 


Volks⸗Wirthſchaft als Gegenſtuͤck oder Seitenſtuͤck der Staats— 
Wirthſchaft auf; ſie unterſcheidet naͤmlich die Lehre von Be— 
ſoͤrderung des Wohlſtandes (oder in noch weiterer Ausdehnung 
gar der geſammten Wohlfahrt) eines Volkes abgeſehen von 


deſſen Vereinigung zum Staat, daher fchlechthin 


Volkswirthſchaft genannt, von derjenigen Lehre, welche 
die von Seite des Staates dem Wohlſtand (oder der Wohl— 
fahrt) des Volkes zuzuwendende Sorge, d. h. Pflege und Be— 
foͤrderung zum Gegenſtand hat; und ſie will die dergeſtalt als 


Wiſſenſchaft aufgeſtellte Volks-Wirthſchaft zur Staats-Wirth⸗ 


ſchaft in ein dem Verhaͤltniß des naturlichen Privatrechts 
zum Staats- und Staaten-Recht analoges Verhaͤltniß 


ſezen. Uns duͤnkt dieſe ganze Vorſtellung durchaus unhaltbar 
und eitel. Eine Volkswirthſchaft als wirklich praktiſ che 


Lehre laßt ſich gar nicht denken ohne vorausgeſezte Wereinig- 
ung jenes Volkes zum Staate. Ein Volk ohne Der- 


einigung zur Staatsgeſellſchaft iſt nichts als eine Summe 
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von Individuen, die zwar hiſtoriſch oder wie immer faktiſch 

in einer naͤhern Wechſelwirkung und ſelbſt Gemeinſchaft gewiſſer 
Zuftande ſich befinden mögen, doch zu einer gemeinſchaftlichen 8 
Richtung ihrer wirthſchaftlichen Thaͤtigkeit nimmer eine Pflicht, 
auch nimmer ein allen erkennbares oder auch nur ein fuͤr Alle 
wirklich vorhandenes Intereſſe oder pſychologiſch gedenkbares 
Motio haben koͤnnen. Was nuͤzt alles Spekuliren über die 
Mittel und Wege, wodurch 3. B. die Ackerleute, Capitaliſten 


und Gewerbtreibenden irgend einer, etwa nach der natürlichen 


Geographie als ein Land erſcheinenden, Gegend, z. B. Badens, des 
Elſaſſes und des bairiſchen Rheinkreiſes zuſammengenommen, ihren 


gemeinſchaftlichen Wohlſtand gründen, erhalten und erhöhen koͤn— 


nen, wenn nicht eine Staatsgewalt oder auch mehrere zu ſolchem 
Zweck zuſammenwirkende Staatsgewalten durch ihre Autoritaͤt 
jene Mittel und Wege bereiten, in Thaͤtigkeit ſezen, oͤffnen 
und anbahnen? Von allen Bewohnern dieſer Landesſtrecken, 
wenn fie auch faktiſch in Wechſelwirkung ſtehen, iſt, abgefehen 
vom Staatsverband, Keiner in Bezug auf Wirthſchaftsange— 


legenheiten dem Andern irgend etwas ſchuldig, und die natuͤrliche 5 


Selbſtliebe treibt einen Jeden zur Verfolgung ſeines individuellen 
Intereſſe's ohne Ruͤckſicht auf das dadurch etwa verkuͤmmerte 
Intereſſe vieler Andern. Keine andere Beſchraͤnkung als die 
des gleichen Rechtes aller Uebrigen (nicht aber ihres 
Vortheils) findet hier ſtatt. Die Betrachtung, daß durch 
gewiſſe, zum gemeinſamen Vortheil uͤbernommene, Beſchraͤnk— 
ungen oder Richtungen der privatwirthſchaftlichen Thaͤtigkeit 
auch jedem Einzelnen ein den Werth des gebrachten Opfers 
uͤberwiegender Vortheil verſchafft werde, kann von gar keiner 
Wirkung ſeyn, fo lange keine Buͤrg ſchaft beſteht, daß wirklich 
Alle das befragte Opfer bringen oder dieſelbe Beſchraͤnkung 
erdulden oder zur erſtrebten Befoͤrderung das Ihrige beitragen 
werden. Das Opfer, die Verzichtleiſtung, die Beſtrebung des 
Einzelnen iſt wirkungs- und bedeutungslos fuͤr die Geſammt— 
heit und daher auch fuͤr jeden Einzelnen ſelbſt, ſo lange nicht von 
Allen ein Gleiches geſchieht; und darum unterbleibt es, ſo 
lange nicht eine Staatsgewalt die Gemeinſchaftlichkeit der 
Richtung oder die Wechſelſeitigkeit der Hilfeleiſtung hervor— 
bringt. Schon die bloße Idee eines gemeinſchaftlichen 
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Wirthſchafts⸗Intereſſe's ſezt das Vorhandenſeyn einer Ver⸗ 


5 einigung Derjenigen, unter welchen es ſtatt finden ſoll, zu 


einer Geſammtheit voraus; und kein anderes Band als 


jenes des Staates laͤßt ſich denken, welches ein ganzes Volk, 


d. h. eine große Zahl von Menſchen zu einer ſolchen Geſammt— 
heit wirklich vereine. Ohne daſſelbe haben wir blos eine 
Summe von Privatwirthſchaften, aber keine Deine 
wirthſchaft eines Volkes. 

Auch ohne Staat ſtehen die Menſchen, die in näherer 
Wechſelwirkung leben, in einer Rechts-Gemeinſchaft, 


keineswegs aber in einer Gemeinſchaft der Wirthſchaft. 


Die erſte iſt ein rein natuͤrliches Verhaͤltniß, deſſen Geſez 
auch ohne Staat feine volle Giltigkeit und praktiſche Verbindlich— 


keit hat. Der Begriff des Rechtes ſchon beruht auf der Idee einer 


vernünftig geregelten Wechſelwirkung Mehrerer oder Vieler, 
deren allſeitiges und gegenſeitig gleiches Intereſſe die Beobachtung 
jener Regel unbedingt heiſcht, und von welcher Keiner ſich losſagen 
kann, ohne ſich deren dann gerechtem Zwange auszuſezen und zu— 
gleich auch eine moraliſche Pflicht zu verlegen. Der Begriff 
der Wirthſchaft dagegen bezieht ſich allernaͤchſt nur auf 
Einzelne, und ohne ein zwiſchen Mehreren entſtandenes po⸗ 
ſitives Verhaͤltniß, welches bei einem Volk kein anderes als 
der Staats verband ſeyn kann, bleibt fie fortwährend bloß 
Sache der Einzelnen. Man mag alsdann hoͤchſtens in 
der Spekulation oder Phantaſie, uͤberhaupt bloß theoretiſch, 


von Geſezen oder Grundſaͤzen ſprechen, woraus ſich etwa der 


Wohlſtand oder die Duͤrftigkeit einer ſolchen in einem gewiſſen 
Raume lebenden Menſchenmenge oder der bei Mehreren oder 
Wenigeren unter derſelben erſcheinende hoͤhere oder geringere 
Wohlſtand oder Mangel u. ſ. w. erklaͤren läßt, und dann 
auch von ſolchen, welche, wenn ſie gegeben oder wirkſam auf— 
geſtellt werden koͤnnten, den Wohlſtand Aller oder der Meiſten 
befoͤrdern, ſicherſtellen und fortſchreitend erhoͤhen wuͤrden: 


aber jene erſten find bloße Natur⸗Geſeze, die man wohl 


wahrnehmen oder inne werden, aber anwenden oder 
praktiſch benuͤzen nicht anders kann, als in Bezug auf bereits 
in dem Staats verband befindliche Voͤlker; und die lezten 


\ 


2 
eben 65 koͤnnen in die Wütlichkeit eingeführt d. . wahrhaft 
praktiſch werden nur durch den Staat. | 

In der That haben auch alle Diejenigen, w welche ee 
Volks-⸗Wirthſchaftslehre als eigene, von der Staats⸗ 
Wirthſchaftslehre unterſchiedene Wiſſenſchaft aufſtellen, 
gleichwohl nur ein im Staats verband befindliches Volk 
dabei im Auge. So Jakob und v. Soden, Lotz und 
Polis, auch Storch und Rau. Jakob ſagt ausdruͤcklich: 
„Die Theorie des Nationalreichthums (d. h. die von 
Andern ſogenannte Volkswirthſchaftslehre) kann erklaͤrt 
werden als die Wiſſenſchaft von der Natur und den Urſachen 
des Nationalreichthums unter dem Einfluſſe der geſell— 
| ſchaftl ichen Einrichtungen und poſitiven Geſeze.“ 

Und ſelbſt Polis, welcher am ſtrengſten auf der Abſonderung 
der Volks- von der Staats-Wirthſchaftslehre beſteht, erklaͤrt 
fich*) dahin: „Die Volkswirthſchaftslehre muß zeigen, aus welchen 
Quellen die Volkswirthſchaft entfpringe, auf welchen Bedi ingun⸗ 
gen der Volkswohlſtand und das Volksvermoͤgen beruhe, und wie 
dieſes Vermoͤgen fuͤr den Genuß der Individuen und des ganzen | 
Volkes vermehrt, vertheilt und verwendet werden koͤnne und ö 
ſolle.“ Nun kann doch offenbar die Verpflichtung, welche durch 
5 das „ſolle“ angedeutet wird, nur eine poſitiv, durch Eingehen 
des Staatsverbands und durch Stagtsgeſez entſtandene 
ſeyn; denn ohne ſolche Vorausſezung iſt ja Keiner dem An- 
dern oder der Geſammtheit irgend etwas ſchuldig, mit Aus— 
nahme der Rechts-Achtung, welche Poͤlitz Selbſt von der 
Wirthſchaft vollig ſcheidet. Daher iſt es unſrer Anſicht nach 
ein Widerſpruch, wenn derſelbe Schriftſteller (deſſen hohes 
Verdienſt um die Wiſſenſchaft wir deßhalb nicht minder aner— 


kennen) weiter lehrt: „Die Volkswirthſchafts lehre hat zum 


Gegenſtand die Verwirklichung des Zweckes der (indi⸗ 
viduellen und) allgemeinen Wohlfahrt, unabhangig 
von jedem Einfluſſe des Staatslebens und der 
Regierung im Staat.“ Wie kann denn von einer allge 
meinen Wohlfahrt die Rede ſeyn, ja dieſelbe als „hoͤch ſter 
Zweck“ der Volkswirthſchafts! ehre Hufgeßteltt werden, wenn 
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| Gig das Volk aus machenden Menſchen von derfeben nur als 
Summen von Individuen, die unter einander in freiem 
Verkehr, „noch unabhaͤngig von den Banden des 
buͤrgerlichen Weſens,“ ſtehen, betrachtet werden und erſt 
in der Staats-Wirthſchaftslehre als Mitglieder eines 
bürgerlichen Vereins“ erſcheinen?? Hier herrſcht offen⸗ 
bare Begriffs⸗Verwechslung. Wo von allgemeiner Wohl⸗ 
fahrt geſprochen werden kann, da iſt ein Staat. Volks— 
Wirthſchaft iſt demnach ein weſentlicher Theil der 
Staats⸗Wirthſchaft, und kann niemals dieſer, ſondern 
hoͤchſtens der Regierungs- Wirthſchaft (Finanz) entgegen 
geſezt ene 


b. v. 


Bi der National: -Dekouomie. Theoretiſcher und prafiige 
Theil 1 50 . des leztern. 
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Durch die voranſtehenden Betrachtungen ſollen jedoch keines⸗ 
wegs die Lehren verworfen werden, welche wir unter dem 
Titel der Volkswirthſchaft von den oben genannten und 
andern werthvollen Schriftſtellern aufgeſtellt und geſammelt 
finden. Unſere Oppoſition geht nur wider die Benennung 
„Volks⸗Wirthſchaft“ und wider die dafür geltend gemachte 
Begriffsbeſtimmung, als einer von der Staats-Wirth⸗ 
ſchaft weſentlich unterſchiedenen, namentlich vom 
Staatsverband oder ſtaatsbuͤrgerlichen Verhaͤltniß vollig weg⸗ 
blickenden Wiſſenſchaft. Durch ſolche irrige und völlig unhalt⸗ 
bare Begriffsbeſtimmung wird naͤmlich auch die Lehre Selbſt 
um denjenigen Charakter der Klarheit und des aͤcht ſyſtemati⸗ 
ſchen Zuſammenhangs gebracht, welcher nur aus richtigen 
Grundbegriffen und wohlbefeſtigten Prinzipien fließen kann. 
Es iſt daher unſere Oppoſition kein bloßer Wort⸗Streit, ſondern 
ein . die Sache gerichteter. 
| In gleichem Sinne und aus ähnlichen Gründen verwerfen 
wir auch die Benennung: „National⸗ Oekonomie“ ſofern 


0 
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man von ihr denſelben Begriff wie von Volks⸗Wirthſchaft 
aufſtellen will, und noch entſchiedener alsdann, wenn man ihr 
das ganz maßloſe Gebiet der geſammten Wohlfahrts⸗ E r⸗ 
ſtrebung zutheilt; wornach ſie — wie wir ſchon fruͤher be⸗ 
merkten — im Grunde identiſch erſcheint mit Politik in 
ausgedehnteſter Bedeutung des Wortes oder mit der geſammten 
Staatswiſſenſchaft, aber dabei, wofern ſie nach ihrem 
Namen als eigene, von der Staats-Oekonomie verſch ie⸗ 
dene, Wiſſenſchaft gelten ſoll, in ein ſich Ion wider⸗ 
ſprech endes Gedankending verwandelt wird. | 
Wir gebrauchen demnach die Nene ‚Nationale 
Oekonomie“ lediglich für „politiſche“ Oekonomie, d. h. 
alſo fuͤr diejenige Wirthſchaftslehre, welche den Reich— 


thum eines im Staats verband befindlichen Volkes, und 


zwar den Reichthum oder Wohlſtand ſowohl der Einzelnen 
als der Geſammtheit zum Gegenſtand hat. Der Ausdruck 
politiſche Oekonomie ſcheint uns uͤbrigens weit paſſender, 
weil bezeichnender, als das Wort Nationalökonomie, 
weil in dieſer Wiſſenſchaft eben ſo wenig von einer Nation 
(nehme man ſie im genetiſchen oder geographiſchen Sinne) 
als von einem Volke ſchlechtweg, d. h. von einer Menſchen⸗ 
menge in einem ſo oder ſo begrenzten Land, die Rede ſeyn 
kann, 5 blos von einem zu einer Staatsgeſellſchaft 
vereinigten, alſo in politiſchem Verbande ſtehenden Volke. 
Die Benennung National-Oekonomie iſt alſo uneigent⸗ 
lich; und wenn wir uns derſelben gleichwohl bedienen, ſo 
geſchieht es nur aus Nachgiebigkeit gegen den faktiſch bereits 
herrſchend gewordenen Sprachgebrauch, wider ‚welchen ſich 
aufzulehnen als Bizarrerie oder Anmaßung erſcheinen koͤnute. 
Tauͤrwahr! jene gluͤcklichen Nationen, welche neben dem 
genetiſchen oder geographiſchen auch ein gemeinſames politi— 
ſches Band umſchließt, wie die Engländer, die Fran⸗ 
zoſen, die Spanier u. ſ. w. koͤnnen von National-⸗Oeko⸗ 
nomie reden ohne Zweideutigkeit oder Mißverſtand; Nation 
und Staatsgeſammtheit iſt bei ihnen eines und daſſelbe. 
Aber — wiewohl es eine italieniſche und eine teutſche 
Nation giebt — wer wird von einer National-Oekonomie 
Italiens oder Teutſchlands fabeln? Wohl hat Neapel 


» 


mit Sizilien, wohl haben Sürb ties, der Kirchen⸗ 
ſtaat, das Lom bardiſch— Venetianiſche Königreich u. ſ. w. 
ihre Staats-Wirthſchaften; die italiſche Nation hat 
keine Geſammt⸗ Oekonomie. Und fo in Teutſchland. Oeſt— 
reich, Preuſſen, Baiern, Baden, Naſſau, auch Reuß⸗ 
Greiz, Schaumburg-Lippe, und Waldeck, und Lichten⸗ 
ſte in, auch Frankfurt, und Bremen u. ſ. w. haben 
jedes ſeine beſondere Oekonomie. Der Begriff National— 
Oekonomie findet aber keine Anwendung auf den Haushalt 
von Staaten wie Schwarzburg-Rudolſtadt oder Uns 
halt⸗ en und in Bezug auf das i Teutſch⸗ 
land waͤre er eine Luͤge. Die Oeſtreicher, ombardo⸗ 
Venetianer, Ungarn, Boͤhmen und ein Theil der 
Polen zuſammengenommen erfreuen ſich einer Geſammt⸗ 
Oekonomie (doch auch hier iſt der Name National⸗ 
Oekonomie unpaſſend); aber Baden und Wuͤrtemberg, 
Hannover und Sachſen, und uͤberhaupt die Laͤnder des 
Preußiſch⸗Bairiſchen Zollvereins im Gegenſaz der 
dieſem Verein nicht angehoͤrigen Laͤnder haben (zur Zeit) nicht 
nur eine geſonderte, ſondern ſelbſt eine ſich wechſelſeitig be— 
kriegende, alſo uͤberall keine National- ſondern lediglich 
eine Staats-Wirthſchaft. 

Nach dieſer Erklaͤrung haben wir kein Mißverſtändniß 
mehr zu befürchten, wenn wir das Wort „ tationaldfos 
nomie“ oder, zu noch beſtimmterer Bezeichnung, „Staats⸗ 
Nationaldkonomie« — gebrauchen. Es gilt uns fuͤr 
gleichbedeutend mit politiſcher Oekonomie oder „Staats— 
Wirthſchaft und zwar vorzugsweiſe fuͤr denjenigen Theil 
derſelben, welcher die Volkswirthſchaft unter Leitung 
der Staatsgewalt zum Gegenſtand hat. Den andern 
Theil, welcher die Regi eerungs-Wirthſchaft oder die Finanz 
umfaßt, und welchen man wohl auch Staatswirthſchaft im 
engſten Sinne heißen mag (in weiter Bedeutung ſind 
beide Theile darin enthalten), werden wir unter ihrer be— 
ſondern Benennung, Finanzwiſſ enſ chaft, als eigene Staats- 
disciplin behandeln. 

Beiden Theilen aber, naͤmlich der Bolkswirthſchaft 
unter Leitung der Staatsgewalt und der Finanz 
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wiſſenſchaft muß die rein theoretiſche Lehre von der 
Natur und den Quellen und den Vermehrungsurſachen des 

Reichthums überhaupt — d. h. bei Einzelnen und bei Ge⸗ 

ſammtheiten — ſodann, mit naͤherer Beziehung auf die wirth— 
ſchaftliche Wechſelwirkung zwiſchen den verſchiedenen Mit⸗ 
gliedern oder Klaſſen einer Staatsgeſellſchaft, die Lehre von der 
Erzeugung, Vertheilung und Verzehrung jener Guͤter, in deren 
Menge der Begriff des Reichthums beſteht, vorangehen. Die— 
ſelbe wuͤrde zwar, nach der Strenge der Methode, welche das 
geſammte Gebiet der Staatswiſſenſchaft in die drei Haupt⸗ 
theile, den theoretiſchen, den praktiſchen und den hi— 
ſtoriſchen (Vgl. B. II. Encykl. Ueberbl. der Staatsdisci⸗ 
plinen F. IV. ff.) ſcheidet, in dem erſten, d. h. theoretiſchen 
Theil, und zwar unter der Rubrik „Staats-Phyſik,“ 
vorzutragen ſeyn; doch mag es auch paſſend erſcheinen, ſie 
als einen eigenen Theil der National-Oekonomie (oder 
Staatswirthſchaft im weitern Sinn) zu betrachten und dieſer 
demnach zwei Haupttheile, einen theoretiſchen und einen 
praktiſchen, zu geben, welcher leztere dann wieder unterabgetheilt 
werden mag in die Volkswirthſchaft unter Leitung 
der Staatsgewalt (praktiſche Staats-National⸗ 
Oekonomie in engerer Bedeutung) und in die Re⸗ 
gierungswirthſchaft oder Finanz. Wir haben in dem 
encyklopaͤdiſchen Ueberblick dieſen beiden Unterabtheilungen noch 
eine dritte beigefügt, namlich das Militärwefen, in fo 
fern daſſelbe überhaupt der Staats wiſſenſchaft als inte⸗ 
grirender Beſtandtheil angehoͤrt und nicht als fuͤr ſich beſte— 
hendes, eigenes Fach erſcheint. Weſentliche, in Rechts -und 
Klugheits-Prinzipien zu erkennende Analogien zwiſchen dieſem 
politiſchen Theil des Militaͤrweſens und der politiſchen 
Oekonomie, ſowohl uberhaupt als insbeſondere 
der Finanz, rechtfertigen dieſe, dem Grundbegriff der 
Staatswirthſchaft (F. J.) durchaus gemaͤße, Zutheilung voll: 
kommen, und es wird dadurch zugleich der Standpunkt 
wie der Umfang bezeichnet, von welchem und in welchem 
allein wir das Militaͤrweſen in den Kreis der politiſchen 
Wiſſenſchaften zu ziehen uns berechtiget glauben. Wir werden 
übrigens — aus Gründen, welche unten (in $. 50 der Finanz 
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wiſſenſchaft) angegeben an — das MWilitärweſen gleich, 
wohl nicht als ein eigenes Fach fuͤr ſich, oder als einen eige⸗ 


nen Haupttheil der politiſchen Oekonomie, ſondern blos in 


der Form eines kurzen Anhangs zur materiellen Finanzlehre 
behandeln. Dagegen wollen wir — wodurch auch in Anſehung 
des Umfangs etwas mehr Gleichmaß in die Abtheilungen 
gebracht wird — die Staats-Nationaldͤkonomie, d. h. 
die Volkswirthſchaft unter Leitung der Staatsge— 
walt, in zwei Haupttheile, den theoretiſchen und den prak- 
tiſchen, zerfaͤllen, welchen ſodann die Finanzwiſſenſchaft 
(d. h. die Lehre von der Regierungs⸗ ene entweder als 
| Seitenſtuͤck jener Volkswirthſchaft unter Leitung der Staats- 
gewalt, mithin als zweiter Theil der praktiſchen Staatswirth- 
ſchaft, oder auch als dritter Haupttheil der Staats— National⸗ 
okonomie im weitern Sinn dieſes Wortes folgen wird. 
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Die in den meiſten und ſelbſt in den gefeiertſten Lehrbüchern 


‚über Nationaloͤkonomie vorkommenden Unterſuchungen über 


Begriff und Weſen des Reichthums, über feine Elemente, 
Quellen und Erzeugungsmittel, bei Einzelnen und bei der 
Volksgeſammtheit oder Nation, ſo wie uͤber ſeine Verthei— 
lung, Forterhaltung, Vermehrung und Verwendung, ſind nicht 
nur durch die Trockenheit eines endloſen Details ermuͤdend, 
ſondern großentheils auch den Charakter eitler Spizfindig⸗ 
keit an ſich tragend, und nur wenig fruchtbar fuͤr den 
praktiſchen Gebrauch. Faſt alle haben dabei das Gepraͤge 
einer befangenen Anhaͤnglichkeit an — ſelbſterdachte, oder, 
was in der Regel der Fall iſt, durch die Autoritaͤt beruͤhmter 
Meiſter empfohlene — Schul ſyſteme, und eben darum auch 
der Einſeitigkeit; bei vielen endlich läßt ſich, wenn man 
vorurtheilsfrei ſie pruͤft, mancherlei Begriffs-Verwirrung 
und Verwechslung und, hieraus fließend, auch mancherlei 


liber in Nen eien und Folgerungen augenſcheinlich nach⸗ | 
weiſen. Schon die Ueberzeugung von folden Mängeln würde 2 
uns dazu beſtimmen, dieſe Lehre blos ſummariſch vorzutragen; 997 
wenn auch nicht ohnehin ſchon der, die geſammten Staats- 
Disciplinen umfaſſende Plan dieſes Werkes uns das Geſez der 

Raum ⸗Erſparung, ſomit der thunlichſten Kürze bei Schande 

lung der einzelnen Partien auflegte. „ 
Wir werden demnach in das minder wichtige Detail der national— N 
okonomiſtiſchen Lehren nicht eingehen, ſondern blos die Hau pt— 
begriffe und die Hauptgrundſaͤze in's Klare zu ſezen 

ſuchen, dabei freilich auch auf die verſchiedenen, in der Schule 

und der Praxis herrſchenden Hauptſyſteme einen pruͤfenden 

Blick werfen, die uns darin erſcheinenden Irrthuͤmer oder 
Mißverſtaͤndniſſe beleuchten und zumal unſere Sorgfalt, 1 
mit Entfernthaltung jeder Spizfindigkeit und verwirrenden 1 
Kuͤnſtelei, der deutlichen Beantwortung der fuͤr die ganze Lehre 
maßgebenden Frage zuwenden, ob und in wie ferne das, was ſich 

über Entſtehung, Erwerbung und Berechnung des Reichthums 

und des Einkommens Einzelner mit Wahrheit ſagen laͤßt, 

auch auf den Reichthum und das Einkommen der Nation, 

d. h. der Geſammtheit, ſich anwenden laſſe? 


Erſter Abſchnitt. | 
Vo m Reichthum uͤberhaupt und vom Reichthum 
der Einzelnen insbeſondere 6 
Begriffsbeſtimmungen. | | 
| Reichthum. 895 Preis. Vermögen. Einkommen. Kapital. 


Reichthum — eres als Ueberfluß oder Fulle 
des werthhabenden Beſizthums gedacht — iſt in der f 
Anwendung ein relativer Begriff, bezogen nämlich entweder 
a) auf damit zu befriedigende Beduͤrfniſſe, oder b) auf 


einem fruͤhern oder ſpaͤtern Zuſtand deſſelben Beſizers. 


0 thums irgend einem Maße nach kann, nach veraͤnderten Zeit 
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irgend ein natörliches ober congentionelles Maß, d. er auf | 
eine mehr oder weniger natürlich) oder kuͤnſtlich ausgedruͤckte 
Schäzung, und zwar ganz vorzugsweis nach einem Geld⸗ 
anſchlag, oder endlich c) auf das Maß des Beſizthums | 
Anderer, d. h. alfo verglichen mit dieſem, oder auch mit 


| Nach der erſten Beziehung iſt reich, wer mehr beſizt, 
als er bedarf, arm, wer weniger. Alſo mag ein Otomake, 
welcher einen größern Vorrath von Erdkugeln geſammelt hat, 
als er die Regenzeit uͤber verzehren kann, reich, und ein Nabob, 
der mit allen ſeinen Schaͤtzen die maßloſen Beduͤrfniſſe feines 
Hochmuths, ſeiner Schwelgerei, wohl auch ſeiner Stellung und 
der ihm das Lebensgeſez gebenden Sitte zu befriedigen außer 
Stand iſt, arm genannt werden. So hielte ſich ein genuͤg— 
ſamer Bauer, ein beſcheidener Buͤrger fuͤr reich, beſaͤße er als 
Hauptgut den Zins von einem Zinſe des, einem ſtolzen Großen 
zuſtehenden Capitals; und dieſer Große ſelbſt erſcheint als arm, 
wenn ſein ungeheures Vermoͤgen gleichwohl zur Beſtreitung der 
allſeitig an ihn ergehenden Anſpruͤche oder auch zur Stillung 
der ihn beherrſchenden Geluͤſte nicht hinreicht. | 75 
Nach der zweiten Beziehung iſt freilich reicher, wer ein 
groͤßeres, als wer ein kleineres Maß des Beſitzthums hat; aber 
kein gedenkbares Maß giebt einen beſtimmten Begriff oder eine 
klare Erkenntniß. Es giebt kein abſolutes Maß ſelbſt nur 
des Werthes; und dann iſt erſt noch derſelbe Werth, je nach 
Verſchiedenheit der Orts- und Zeitumſtaͤnde und der. perſonli⸗ 
chen Verhaͤltniſſe bald viel und bald wenig. 
| Auch nach der dritten Beziehung iſt Alles unklar und 
ſchwankend. Derſelbe Mann kann in Vergleichung mit ſeinen 
Standesgenoſſen reich, in Vergleichung mit andern Klaſſen 
aber, und ſelbſt in Beziehung auf ſeine wirklichen Beduͤrfniſſe 
arm ſeyn. In einer Zeit, oder in einem Land, gilt ſo oder 
ſo viel Beſiz fuͤr Reichthum, in einer andern Zeit, oder in 
einem andern Land für Armuth. Eine Vermehrung des Reich⸗ 
umſtaͤnden, verglichen "ae mit den Webürfwiſfen als Ver⸗ 
minderung erſcheinen. 
Einen andern Be griff von Reicht hum aufzustellen, als den 
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ein, daß er Beſiz von Sachen, welche 
| Merth haben, d.h. — Befriedigung von Beduͤrfniſſen oder 
| Gelüften dienen koͤnnen, 10 e iſt nicht mögl ich. Wir heißen nanız 
lich eine Menge von im Beſiz befindlichen Mitteln zur 
Befriedigung von Be duͤrfniſſen oder Geluͤſten 
Reichthum, ohne Unterſchied, ob ſolche Befriedigung durch 
die im Beſiz befindlichen Güter unmittelbar, d. h. durch 
ſie ſelbſt geſchehe, oder mittelbar, d. h. durch Verwendung 
derſelben zum Eintauſch oder i der unmittelbaren ee 
genſtaͤnde des Bedarfs. N 

Werth iſt nichts anderes, als die Tauglichkeit zur Be⸗ 
friedigung von Beduͤrfniſſen oder Geluͤſten. Er kann in einer 
objectiven und ſubjectiven eingetheilt werden, je nachdem 
er nach einem für Alle gleichen, Maßſtab, d. h. mit 
Bezug auf allgemein oder in der Regel vorhandene oder wenig— 
ſtens nach ihrer Beſchaffenheit allgemein erkennbare Beduͤrfniſſe 
geſchaͤzt wird, oder aber mit Bezug auf ſolche, die blos fuͤr 


Einzelne, nach deren beſondern Umſtaͤnden, Verhältniffen, 


Neigungen oder zeitlichen Lagen und Stimmungen vorhanden, 
oder mehr oder weniger bedeutſam oder dringlich find, Der 
Werth iſt ferner entweder ein abſoluter, welcher in der un- 
mittelbaren Nuͤzlichkeit einer Sache beſteht, oder ein relativer, 
welcher aus ihrer Beziehung zu andern Sachen, welche man 
m die erſte haben kann, fließt, und Tauſchwerth genannt wird. 
Der Werth einer Sache, verglichen mit dem Werth einer 
andern, wird ihr Preis genannt. Derſelbe iſt entweder ein 
reeller oder ein nomineller, je nachdem feine Größe 
wirklich durch Sachen ausgedruͤckt wird, oder aber durch 
eine Geldſumme. Auch kann er eingetheilt werden in den, 
natuͤrlichen und den Marktpreis. Der natürliche iſt 
nach Smith gleich der Arbeit, wodurch die Sache hervor— 
gebracht ward (was jedoch einiger Berichtigung bedarf), der 
Marktpreis iſt derjenige, welcher nach den Geſezen des Zu ſam— 
menfluſſes auf einem beſtimmten Markte ſtatt findet. Auf 
dieſe verſchiedene Arten des Werthes und Preiſes werden wir 
1 ſßßter zurückfommen. 
Vermögen it die Summe des Werth haben Beſiz⸗ 
thums, welches Jemanden zuſteht; Einkommen die Summe 
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der Ferie (allrnächt ech einer Perſon * 
Guͤter oder werthhabenden Dinge. Man nennt gu das 
Roh⸗Einkommen, wenn die noͤthige Vorauslage, d. e 
Guͤtermaſſe, welche zu deſſen Hervorbringung verwendet werden 
muß, von jener S Summe nicht abgezogen iſt; Rein Ein⸗ 
kommen aber, wenn ſolcher Abzug bei der eee gemacht 
ward. 
1 Mapftel nennt Amir einen jeden geſammelten Ge 
1 gelegten) und aufbewahr ten Vorrath von werthhabenden Dingen, 
ohne Unterſchied ob dieſelben zum ſelbſteigenen kuͤnftigen Ge⸗ 
brauch, oder aber zur e ee eines Gewinns oder 
Einkommens beſtimmt ſind. In engerer Bedeutung jedoch ver⸗ 
ſtehen wir darunter nur bigegigen Guͤter oder Beſizthuͤn 
welche die Grundlage oder das Mittel einer weitern Pros 
duktion oder eines weitern Erwerbes oder Gewinnes. 
ſind, oder ſeyn koͤnnen, ganz vorzuͤglich aber ſolche, die jenen 
Gewinn oder jene Produktion nicht blos ein für allemal, 
ſondern fort dauernd oder wiederholt zu veranlaſſen oder 
| zu bewirken Meint ſind. 
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Von den Gattungen oder eee des n 
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Es ſind drei Hauptgattungen des daſtetbnn Pr ber 8 
werthhabenden Sachen (Guͤter) zu unterſcheiden: oh: 
1) Gegenftande des unmittelbaren, ſelbſteigenen Vers 
brauchs, und zwar entweder des ſchnell voruͤbergehenden 
(wie Nahrungsmittel) oder des laͤnger dauernden NE 
Kleider, Hausgeraͤthe u. ſ. w.) 
2) Guͤter (Sachen oder Kraͤfte), welche als Stoff oder 
Mittel der Erzeugung anderer dienen oder dienen 
koͤnnen, und zwar entweder blos ein für allemal 
(wie ein Vorrath Wolle, woraus ein Stuͤck Tuch ge⸗ 
woben wird, oder wie Saatfrucht in RN auf die 
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* r Re, oder auch die, blos einmal oder eo 


ernd (wie ein beurbarter Grund, eine Werkſtätte, Maſchinen, 
Werkzeuge, auch Arbeits-Kraft und Geſchicklichkeit). 

Dieſe beiden Gattungen des Beſizthums finden ſchon unter 

Einzelnen, d. h. abgeſehen von allem Verkehre ſtatt. Auch 

Robinſon erfreute ſich derſelben. Es giebt aber noch eine 

dritte Gattung, welche blos unter Vorausſezung des Ver— 


kehrs, oder mit Bezug auf denſelben ſtatt findet, e 


beſteht in 
3) Mitteln der Anſchaffung, d. h. der Erwerbung von 
Andern. 
Solche ſind entweder a) Sachen, die man ſelbſt nicht 
braucht oder gebrauchen will, aber Andern gegen einen dafür 
zu entrichtenden Preis zum Eigenthum oder zum Gebrauch 


uͤberlaͤßt; oder b) Arbeitskraͤfte, die man nicht unmittelbar 


fuͤr ſich Selbſt, ſondern fuͤr Andere gegen einen Sold oder 
Lohn in Thaͤtigkeit ſezt, oder endlich e) Geld, als das Allge 


meinſte, bequemſte und bei einem irgend vorangeſchrittenen 


Zuſtand der Civiliſation unentbehrl ichſte Anſchaffungs⸗, 


uberhaupt Verfehrs- Mittel, Von der Natur und Wirkſam— 


keit dieſes Geldes werden wir ſpaͤter mit Umſtaͤndlichkeit handeln. 
Von dieſen drei Gattungen des Beſizthums wird freilich oft 
die eine in die andere verwandelt, nach willkuͤrlicher Beſtim— 


mung oder Widmung. Die zuruͤckgelegten Gegenſtaͤnde des 


Verbrauchs koͤnnen zu Mitteln der Erzeugung oder der 
Anſchaffung gemacht werden und umgekehrt; doch wird 


natuͤtlich nur, was man nicht unbedingt braucht oder 
was man erſpart hat, zum weitern Produktionsmittel 
oder zum Tauſch- oder Verkaufs-Gegenſtand gemacht; 


und Sachen, die fuͤr die ſelbſteigene Verzehrung oder fuͤr un— 
mittelbare Produktion unbrauchbar ſind (wie Geld) oder deren 


man mehr als man verzehren, d. h. Selbſt verbrauchen kann, 
beſizt, (wie ganze Waarenlager) koͤnnen nur als Anſchaff— 


ungsmittel anderer Guͤter oder auch Arbeitskraͤfte nuz⸗ 


bringend ſeyn oder Werth haben. 


Rott eck's eat pectelehne IV. e 


einen beſtimmten Gegenſtand zu verwendende, Arbeits- 
. kraft, oder aber fortdauernd oder ſich wieder erneu— 


an. 1 „ 


Die e Produktions und Anſchaffungs⸗ Mittel - wg 1 Uns 9 


5 terſchied ob in Sachen oder Kraͤften beſtehend - — mögen mit 
der allgemeinen Benennung Kapital belegt werden. Deſſel 
ben giebt es aber drei verſchiedene Arten 

4) Das Grund-Kapital, beſtehend in dem Werthe des 
Bodens, zumal des beurbarten, doch auch des nicht be— 
urbarten, in ſo fern derſelbe durch alleinige ſelbſteigne Kraft, 


d. h. als reines Geſchenk der Natur, Früchte, Überbanpt went | 
w habende Dinge, erzeugt. 


2) Das fixe oder ſtehende Kapital, worunter Smith 


dasjenige verſteht, welches dem Beſizer nur dadurch Nazen. 


bringt, daß er es in Haͤnden behaͤlt, und | 
3) das Betriebs- oder umlaufende Kapital, wel⸗ 
ches, nach Smiths Begriffsbeſtimmung dasjenige iſt, welches 
nur durch Weggeben an Andere (oder auch durch Zerſt oͤ⸗ 
rung behufs einer weitern Produktion) Gewinn verſchafft. 
Mir möchten das fixe Kapital eher dasjenige heißen, welches 


eine beharrliche (wenn auch nicht ewige, doch jedenfalls 
einige Zeit andauernde) Grundlage der Produktion oder des 
Erwerbs (im weitern Sinn auch des ſelbſteigenen — einen Werth⸗ 


anſchlag zulaſſenden — Verbrauchs) iſt, und das Betriebs- 
(uͤberhaupt das nicht fixe) Kapital, jenes, welches ſchon durch 
einmalige Verwendung zur Produktion oder zum Erwerb 
(im weitern Sinn auch zum Selbſtgebrauch) dem Beſizer 
aus Haͤnden koͤmmt oder zerſtoͤrt (aufgebraucht) wird, dem— 


nach der Erneuerung bedarf, um abermal zu ſolcher Ver⸗ 


wendung zu dienen. Beiderlei Begriffsbeſtimmungen find übri- 
gens in Bezug auf die zu unterſcheidenden Gegenſtaͤnde 


. 


ziemlich gleichlaufend, doch möchte die unſrige mehr auf den 


weſentlichen Unterſchied gehen. Es iſt ohnehin nicht rich- 


tig, daß das geſammte Betriebs -Kapital zugleich u m⸗ 


laufend iſt; ein ſehr großer Theil deſſelben (wie z. B. die 


Saatfrucht) wird ſogleich durch die erſte Verwendung zer— 
ſtoͤrt, und laͤuft alſo nicht um, wiewohl ſeine Zerſtoͤrung zur 


Reproduktion oder zur Umwandlung fuͤhrt. Nur 


Tauſch⸗ Gegenſtaͤnde, und ganz vorzuͤglich das Geld ſind — 
jene wenigſtens einige Zeit, dieſes aber fortwaͤhrend — zum 
Umlaufe geeignet. | 


3 


“7 Eine einzelne verkäufliche (erfparte oder wie immer er⸗ 
worbene) Waare (wiewohl ein Geld- Kapital in ihr ſtecken, 
und auch der etwaige Erlös aus ihr als Kapital benuͤzt wer⸗ 


den mag) iſt an und fuͤr ſich noch nicht Kapital in der en- 


gern und nach unſerer Anſicht eigentlichen Bedeutung des 
Worts. Ein Vorrath ſolcher Waaren aber, geeignet, durch 
den Umſaz ſich in einer oder der andern Geſtalt zu erneuern, 
demnach einen ſich wiederholenden Verkehrsgewinn zu 
veranlaſſen, iſt ein ſolches und zwar ein Betriebs-Kapi⸗ 


tal. Das Haus oder Magazin, die Faͤſſer und anderen Ein⸗ 


richtungen gehören zum fixen Kapital. Auch das Geld 
Kapital, das in den Waaren ſteckt, mag, als ideale Geld— 
Summe betrachtet, zum fixen Kapital gerechnet werden; 
nur die Sachen Selbſt, die da beweglich ſind, kommen und 
gehen, verkauft und wieder gekauft werden u. ſ. w. und ſo auch die 
wirklichen Stuͤcke Geld oder Muͤnzen, ſind Betriebs-Kapital. 

So auch bei der Landwirthſchaft. Die dauernde Ein- 
richtung an Maſchinen, Werkzeugen, Viehſtand u. ſ. w. 
iſt fixes Kapital; die Saatfrucht, der Duͤnger, die 
Nahrung und der Arbeitslohn der Dienſtboten und 
Gehuͤlfen u. ſ. w. machen das Betriebs— „Kapital aus. 
Auch hier kann die ideale Geld-Sum me, welche in dem Vor— 
rath von Nahrungsmitteln fuͤr das Geſinde und in den uͤbri— 
gen, zur Bewirthſchaftung nothwendigen, laufenden Voraus— 
lagen ſteckt, als fixes Kapital betrachtet werden. Bei Dem— 
jenigen, der daſſelbe dem Landwirth als ein verzinsliches, har— 
rendes Darlehen vorgeſchoſſen haͤtte, truͤge es offenbar die Na— 
tur des fixen Kapitals an ſich. Es hat aber dieſelbe Natur 
auch bei dem Landwirth ſelbſt, wenn er ein ihm angehoͤriges 


Geldkapital zum fortwaͤhrenden Betrieb der Wirthſchaft bes 


ſtimmt; nur daß es freilich in ſolchem Falle bei der Vermoͤ⸗ 
gensberechnung deſſelben Landwirths nicht mehr in Anſchlag 
gebracht werden darf, wenn die Gegenſtaͤnde, worinn es ſteckt, 
bereits als Betriebskapital aufgefuͤhrt worden ſind. 

Auch die Arbeits-Kraft oder Fertigkeit oder Geſchick— 
lichkeit (ohnehin meiſt nur erwerblich durch Aufwendung eines 
wirklichen Geld⸗Kapitales neben jener von Zeit und Kraft) 


iſt einem fixen Kapitalzu vergleichen. Nur iſt feine Schaͤz— 
. 
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ung n ſein Ertrag aber bereits erſcheinend im Ar⸗ 
beitslohn und unte eee 


F. J. N ' | u. | 1 
Von den Quellen des Reichthums und von deſſen Vertheilung, 
d. h. von den Mitteln und Wegen des Erwerbs. 
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Wir haben hier zu unterſcheiden zwiſchen den Quellen, 
d. h. den Entſtehungsgruͤnden des Reichthums, (oder 
uͤberhaupt der werthhabenden Dinge) und den Mitteln der Er⸗ 
werbung und endlich den Wegen der Vertheilung deſſel⸗ 
ben. Manche werthhabende Dinge ſind vorhanden und doch 
noch in Niemandes Beſiz; manche werden hervorgebracht von 
den Einen, gehen aber ganz oder theilweis in den Beſiz oder 
Genuß von Andern uͤber. 3 

Die Befriedigungsmittel der Beduͤrfniſſe, oder die werth⸗ 
habenden Guͤter werden erzeugt, oder gehen hervor nur aus 
zweierlei Quellen, allererſt naͤmlich aus der Natur und 
dann aus der Arbeit. Es iſt eine gleich ſeltſame Einſeitig— 
keit, welche blos der Natur, als welche blos der Arbeit ſolche 
erzeugende Kraft zuſchreibt. Es waͤre thoͤricht, zu laͤugnen, 
daß die Natur von ſelbſt, ohne alle menſchliche Nachhilfe, 
eine unermeßliche Menge von Guͤtern erzeugt. Man 
gedenke nur der Waͤlder, der oft gediegen zu Tage liegenden 
Erze, der wildwachſenden Fruͤchte und der vielen, oft ohne alle oder 
doch mit ſehr geringer Muͤhe, zu ergreifenden Thiere und thie— 
riſchen Produkte. Manche Natur⸗Erzeugniſſe werden zwar, je 
nach den Gegenden, oder uͤberhaupt in groͤßerer Fuͤlle, nur 
durch menſchlichen Fleiß gewonnen; aber die neben ſolchem 
Fleiß wenigſtens als Miturſache wirkende Naturkraft zu ver— 
kennen, iſt Bizarrerie oder Verkehrtheit. | 

Eben fo ift es abgeſchmackt, die ſchaffende Kraft der Ar⸗ 
beit, die da einerſeits die Naturproduktion veranlaßt und in's 
Unendliche vermehrt, anderſeits aber den rohen Natur⸗Produk⸗ 
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ten oft einen hundert und tauſendmal erhöhten Werth verleiht, 
laͤugnen zu wollen. Der geſunde Menſchenverſtand reicht hin 
zur Widerlegung der ſpizfindigen phyſiokratiſchen Lehre, 
die ſolches Laͤugnens ſich vermißt. Natur und Arbeit 
find die Quellen oder urſpruͤnglichen Erzeugerin— 
nen alles Reichthums. Das Kapital verſtaͤrkt die 
Produktivkraft beider, und iſt oft die Bedingung ihres 
fruchtbringenden Wirkens; doch ſind ſeine eigenen Fruͤchte be⸗ 
reits mit enthalten in jenen der beiden andern. | 
Aber nicht alle werthhabende Dinge, welche vorhanden 
ſind, — namentlich die freien Erzeugniſſe der Natur — befin— 


den ſich auch ſchon in Jemandes Beſiz, und manches A r⸗ 


beitsprodukt gehoͤrt nicht Demjenigen, welcher es ſchuf, ſon— 


dern einem Andern. Bei den meiſten Erzeugniſſen endlich, ſo- 


wohl der Natur als der Arbeit, findet durch die Wirkung des 
Verkehrs eine Theilung des in ihnen ſteckenden oder durch 
ſie vorgeſtellten Werthes unter mehrere Perſonen ſtatt. Es 
bleibt demnach, neben der Erzeugu ng der Güter oder Wer— 
the, noch weiter zu unterſuchen, wie dieſelben fuͤr beſtimmte 
Perſonen erworben, und wie fie unter die in okonomiſcher 
Wechſelwirkung Stehenden vertheilt werden. 
Natur⸗Erzeugniſſe werden erworben entweder durch 
bloße Okkupation (wie bei der Jagd und Fiſcherei oder bei 


den frei wachſenden Pflanzen) oder aber durch Anbau auf 


eigene Rechnung, ſey es auf herrenloſem oder auf eigenem 
oder auch auf fremdem (etwa gepachteten) Grund. 

Arbeitsprodukte aller Art werden erworben durch 
Arbeit auf eigene Rechnung. 
Dieſes iſt die unmittelbare Erwerbung. Durch deu 
Verkehr aber entſteht noch eine weitere, namlich mittel— 
bare Erwerbungsart, die wir im Allgemeinen mit dem Na— 
men Tauſch belegen koͤnnen, obſchon ſie unter verſchiedenen 
Geſtalten erſcheint und nach denſelben auch verſchiedene ſpecielle 
Benennungen traͤgt. Durch ſie entſteht auch eine vielfache 
Vertheilung, wenn auch nicht der Erzeugniſſe ſelbſt, doch 
ihres Werthes unter die verſchiedenen Claſſen der Geſell— 
ſchaft. 

EN aun Sachen (und zwar entweder ihr Eigenthum 
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oder ihren Oebrand)) gegen andere Sachen (abermals 
zum Eigenthum oder Gebrauch) vertauſchen; eben ſo Arbeit 
gegen Arbeit, oder endlich Arbeit gr Sachen und 
umgekehrt Sachen gegen Arbeit, 

Jeder Tauſch iſt naturgemaͤß dorthei e für bei de 
Theile (die vergleichungsweis ſeltenen Faͤlle des Irrthums 
oder der Taͤuſchung oder der durch Ungluͤck entſtandenen Fehl— 
ſchlagung abgerechnet); denn nur die Ueberzeugung von ſolchem 
Vortheil oder das Verlangen, einen ſolchen ſich zu verſchaffen, 
iſt der beiderſeitige Beſtimmungsgrund zum Tauſche. Durch 
ihn entſtehen nun folgende Erwerbsarten: 

a) Erwerbung einer fuͤr uns koſtbareren oder werthvolleren 
(unſeren zeitlichen Beduͤrfniſſen oder Geluͤſten mehr entſprechen— 
den) Sache fuͤr eine uns minder werthe oder leichter entbehr— 
liche oder im Ueberfluß beſeſſene. Es geſchieht dieß n 
Tauſch im engern oder eigentlichen Sinn und durch K Sa 
und Verkauf. | 

b) Erwerbung von 0 (in Naturalien lber 
Geld oder in werthhabenden Gegendienſten) durch Arbeit auf 
fremde Rechnung, d. h. im Dienſt eines Andern. 

c) Erwerbung von Zinſen (Darlehens⸗, Mieth- oder 
Pacht-Zinſen) fuͤr die Gebrauchs-Verleihung einer Geldſumme 
oder irgend einer andern verzehrbaren oder nicht verzehrba⸗ 
ren, fruchtbringenden oder nicht fruchtbringenden Sache. 

Jede dieſer drei Arten iſt, wo immer nur einige Lebhaf— 
tigkeit des Verkehrs, beſteht, eine Tauſenden und Tauſenden 
eröffnete und in ihrer allgemeinen Wirkung auch für die Ge— 
ſammtheit unermeßlich wohlthaͤtige, auch niemals verſie— 
gende Quelle des Erwerbs. Schon der Tauſch im engern 
Sinn (oder auch Kauf und Verkauf;) bringt einerſeits die 
Waaren (Natur- oder Arbeits-Produkte) in diejenige Hand, 
worin fie den meiſten Werth haben, ſteigert alſo dieſen 
Werth bis auf den hoͤchſten Punkt, und gewaͤhrt anderſeits 
einem Jeden, den nach irgend einer Sache geluͤſtet, oder der 
ihrer bedarf, ein, verglichen mit der ſelbſteigenen Erzeugung 
oder Herbeiſchaffung unendlich leichteres, ja in tauſend Faͤllen 
das allein moͤgliche, Mittel, zu ihrem Beſize zu gelan— 
gen. Er iſt auch die Hauptbedingung der fuͤr die Vermehrung 
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der Produktion und ſomit des Reichthums der Einzelnen wie 
der Geſammtheit ſo unermeßlich wirkſamen Theilung der 
Arbeit; da nun Jeder nach Geſchmack oder Neigung, ſo 
wie nach Gelegenheit, Kraft oder Geſchicklichkeit, ſich eine oder 
die andere Art der Arbeit auswählen und durch fie allein d. h. 
durch die dergeſtalt erzeugten Produkte und ihre Vertauſchung 
gegen andere ſich verſchaffen kann, was durch hundert andere 
Arbeitsarten erzeugt ward, und was Selbſt zu erzeugen er 
nimmer im Stande geweſen waͤre. Derſelbe Vortheil findet 
auch bei der Arbeit um Lohn ſtatt, da hiedurch die Gele— 
genheit zu nuzbarer Anwendung der Arbeitskraft unendlich ver— 
mehrt und dem Nichtbeſizer moͤglich gemacht wird, ſich durch 
den gewonnenen Sold hundertmal mehr zu verſchaffen, als er 
durch Arbeit unmittelbar hervorzubringen jemals vermocht 
haͤtte. Dadurch wird ferner auch zwiſchen Beſizer und 
Nichtbeſizer eine, die ſonſt etwa zu erkennende Bedenklich— 
keit der eingeführten Eigenthumsrechte aufhebende, Gleich— 
heit annaͤhernd bewirkt, d. h. der erſte zu einer Theilung 
der Fruͤchte ſeines Eigenthums oder ſeiner Unternehmung mit 
feinen eigenthumsloſen Gehuͤlfen genoͤthigt, ihm Selbſt aber 
die beſte Benuzung feines Eigenthums oder Kapitals oder 
die fruchtbringende Ausdehnung ſeiner Induſtrie erleichtert oder 
vielmehr erſt moͤglich gemacht. Endlich wird auch durch 
den gegen Zinfe verliehenen Gebrauch von Geld oder andern 
Sachen die Nuzbarkeit derſelben ausnehmend erhoͤht und ver— 
vielfaͤltigt, der Erſparniß eine vermehrte fruchtbringende Wirk— 
ung verliehen, der Unternehmungsgeiſt in allen Sphaͤren mit 
den zur Thaͤtigkeit noͤthigen Mitteln verſehen und dergeſtalt 
abermals der Geſammtheit wie den Einzelnen eine hoͤchſt er— 
giebige Quelle des Reichthums geoͤffnet. 
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Es leuchtet ein, daß weitaus die meiſten Wohlthaten des 
Verkehrs durch das Geld vermittelt oder verwirklicht werden, 
daß alſo unter den Quellen oder Mitteln des Reichthums die⸗ 
ſes Geld allerdings einer beſondern Auffuͤhrung werth iſt. 
Zwar pflichten wir keineswegs der, die merkantiliſche 
Schule charakteriſtrenden, uͤbertrie benen Werthſchaͤzung 
des Geldes bei, doch eben ſo wenig der zwar ſpizfindigen und 
ſelbſt geiſtreichen, doch weder wahrhaft begründeten noch viel— 
leicht ganz aufrichtigen Geringſchaͤzung deſſelben, welche 
unter den Neuern zumal Schmalz (Staatswirthſch. §. 147 — 
188 u. a. a. O.) der merkantiliſtiſchen Lehre entgegengeſtellt 
hat. Bei unbefangener Betrachtung erſcheint fonnenflar der 
hohe (privat- und national⸗oͤkonomiſtiſche) Werth des Geldes. 


Einige Saͤze zur Darſtellung unſerer Anſicht vom Gelde wer⸗ 


den hier an ihrem Plaze ſeyn, 
So lange der Verkehr auf den Tauſchhandel im ſtren⸗ 
gen Sinne beſchraͤnkt iſt, kann er, wo nicht beſonders guͤn⸗ 
ſtige Umſtaͤnde vorhanden ſind, weder lebhaft in der Naͤhe, 
noch ausgedehnt in die Ferne ſeyn. Hier der Abgang ders 
jenigen Waare, welche der Andere als Tauſchwerth fuͤr die 
ſeinige verlangt, dort die Untheilbarkeit einer ſolchen 
Sache ohne Verminderung ihres Werthes, uͤberall die reine 
Zufaͤlligkeit oder vielfache Schwierigkeit des Auffin⸗ 
dens derjenigen Perſonen, von denen wir, mittelbar oder un- 
mittelbar, gegen unſere Beſizthuͤmer diejenigen eintauſchen koͤnn⸗ 
ten, deren wir beduͤrfen, oder wornach uns geluͤſtet, fuͤhren 


bald die Menfchen zur Erkenntniß, daß zur Erleichterung des 5 i 


Tauſchgeſchaͤftes oder überhaupt des Verkehrs ein allgemei— 
nes Vorſtell ungszeichen aller Waaren, oder vielmehr al- 
ler Werthe nothwendig ſey; und fie haben ſich auch ſehr 
fruͤhe bemuͤht, ein ſolches aufzufinden und in Anwendung zu 
ſezen. Man kam auch bald nach einigen im rohen Zuſtand ge⸗ 
machten, minder glücklichen Verſuchen (als mit Vieh, getrodz 
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neten Fiſchen, Kakao» Bohnen u. ſ. w.), auf die Beſtimmung 
der edlen Metalle zu ſo wichtigem und ihrer Natur ganz 
anpaffendem Gebrauch. Da ſie in der Natur weder zu haͤu— 
fig noch zu ſelten vorhanden, und ohne Verminderung ihres 
Werthes nach Belieben theilbar, dabei ſehr dauerhaft, ja kaum 
zerſtörbar find, auch an und für ſich, wegen ihrer Brauchbar⸗ 
keit zu manchen Zwecken des Nuzens und der Pracht, einen 
ſelbſtſtaͤndigen Werth beſizen, der ſich jedoch durch ihre uͤbri— 
gen Eigenſchaften, die ſie zum allgemeinen Entgelte tauglich 
machen, noch weſentlich erhoͤht: ſo iſt die Uebereinſtimmung 
aller Nationen in ihrer Anerkennung als ſolches gleich natuͤr⸗ 
lich wie vernuͤnftig geweſen. Die unter oͤffentlicher Au— 
torität geſchehende Ausprägung der Geldmuͤnzen war noth— 
wendig zur Erhoͤhung ihres Credits und zur Sicherung gegen 
Irrthum oder Betrug. 1 

Wir wollen nicht daruͤber ſtreiten, ob das Geld blos der 
allgemeine Werthmeſſer, oder ob es das allgemeine Vor— 
ſtellungszeichen der Werthe (Sachen und Kraͤfte) oder ob 
es das Unterpfand fuͤr ſolche Werthe oder auch ſchlechthin 
eine Waare (ein werthhabender Tauſchgegenſtand) ſey; 
denn wir glauben, daß dieſe Eigenſchaften f aͤmmtlich ihm 
angehoͤren, und daß die ſpizfindigen Unterſuchungen uͤber das 
etwaige Vorherrſchen der einen oder der andern Eigenſchaft von 
keinem praktiſchen Nuzen find. Wir wollen blos die wohlthaͤ— 
tigen Wirkungen des Geldes auf die National- Oekonomie be⸗ 
leuchten. 5 8 

Der Verkehr mit allen ſeinen ene e 
und allen Arten ſeines Gewinnes, oder der durch ihn geſchaf— 
fenen Reichthuͤmer iſt — in einiger Ausbreitung oder nens 
nenswerthen Wirkſamkeit — nur möglich durch Geld, durch 
dieſes allgemeine Tauſchmittel, weil gleichfoͤrmige, Allen 
verſtaͤndliche Bezeichnung des Werthes oder Preiſes 
der Sachen und die Buͤrgſchaft fuͤr ſolchen Werth (nicht 
eben durch Convention, ſondern vielmehr durch vernuͤnftiges 
Anerkenntniß) in ſich enthaltend. Das Geld ſtellt vor und 
vertritt die Stelle, d. h. theilt die Natur und Wirkſamkeit, 
von allen oben aufgefuͤhrten Gattungen des Reichthums oder 
Beſizes, es iſt ſowohl Kapital als Verbrauchsgut, und ſowohl 


42 


| RR der Erzeugung als der Anſchaffung was immer fuͤr an⸗ 
derer Guͤter; es iſt der deutlichſte Ausdruck und die beſte Ver⸗ 
wirklichung des Tauſchgewinns, des Arbeitlohns und der Zinſe; 
es hält den Beſiz des Werthes aller Dinge feſt, oder ver⸗ 
ſchafft das Mittel, Dinge, welche nicht lange zu erhalten ſind, 


3. B. Getreide) oder die man gerade nicht brauchen kann 


(weil man fie etwa im Ueberfluße beſizt) in geſichertem, 
fortdauernden, und ſtaͤts nuzbaren, d. h. eine nuͤzliche 
Anwendung geſtattenden, Beſize zu bewahren. Es iſt alſo das 
trefflichſte, ja oft das einzige Mittel der bereichernden Erſpar⸗ 
niß; es iſt ein Vervielfaͤltigungs-Mittel des Sachen⸗ 
Werthes, indem es neben der Sache, deren Werth es aus— 
druͤckt, oder für welche man es empfing, fort beſteht, und 
eine Art von Fortbeſiz derſelben Sache, oder überhaupt 
von Sachen, gewaͤhrt; es iſt in Wahrheit der belebende Nah- 
rungsſaft fuͤr die Wirthſchaft der Einzelnen und der Geſammt— 
heit, die Bedingung ihres Wohlſtandes, ja oftmals ihrer Er— 
haltung. Mit Recht alſo wird ihm ein hoͤchſt großer Werth 
beigelegt, mit Recht wird es als ein beſonderes Element, und 
als beſondere, maͤchtig wirkende, Urſache des Reichthums auf— 
geführt. Nicht als Natur-Produkt und nicht als Arbeits- 
Produkt (obſchon es allerdings beides iſt) wird es betrach— 

tet, ſondern als ein, neben dieſen beiden beſtehendes, weite- 
res und zwar blos durch den Verkehr Bedeutung und Da⸗ 
ſeyn erhaltendes Reichthumselement nämlich eigens als Geld, 
d. h. als Vorſtellungszeichen und wirkſame Stellvertretung beider 

andern und zugleich auch als Ausdruck des Tauſchgewinns 
nach allen feinen Arten, und als vorzuͤglichſtes Mittel, ſol— 
chen Gewinn wiederholt zu realiſiren, ihn feſt zu halten, und 
an die Stelle aller vergaͤnglichen oder entbehrlichen Güter ohne“ 
Werthverminderung ein dauerndes und nothwendiges oder ſtaͤts 
nüzliches Gut zu ſezen. 

Das Geld iſt reell mehr werth, als irgend eine be⸗ 
ſtimmte Sache von gleichem Nominal-Werth. Denn habe 
ich die lezte, ſo habe ich nur ſie und nichts Anderes und es 
iſt mir weit ſchwerer, durch ihre Veraͤußerung irgend, 
was anderes, deſſen ich etwa bedarf, zu erwerben als durch 
Geld. Denn dazu muß ich ſie entweder vertauſchen gegen 
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das, was ich verlange, was ſehr fchwierig und nur ſelten 
möglich iſt, oder ich muß fie zuerſt verkaufen, und dann 
mit dem Erloͤs das Verlangte kaufen ꝛc. Ich habe alſo anſtatt 
eines Geſchaͤftes derſelben zwei, und wovon das erſte (das 
Verkaufen) weit ſchwieriger oder mißlicher iſt, als das 

zweite (das Kaufen), indem es immer mehr Liebhaber zu 
meinem Geld als zu meinen Sachen giebt. 

Es iſt nicht wahr, daß, wie Schmalz ſagt, „der Beſizer 
von Sachen nie arm ſey, weil man fuͤr Sachen immer auch 
Geld haben koͤnne; denn in der Regel iſt wohl das Geld im— 
mer verkaͤuflich, nicht aber die Sachen, und jener iſt arm, 
welcher nicht haben (oder nur um allzu hohen Preis haben) 
kann, weſſen er bedarf. Ein ſolches kann dem Rittergutsbe— 
ſizer, welchen Schmalz als Beiſpiel aufſtellt, allerdings begeg— 
nen. Er kann zu Grunde gehen, wenn er in gewiſſen Zeiten 
und Lagen kein Geld hat, womit er Steuern bezahlen, Glaͤu— 
biger befriedigen, Arbeitslohn und andere Koſten der a 
ſchaftung beſtreiten ſoll. 

Auch iſt's nicht wahr, daß, weil mit der ei des 
Geldes auch der Preis der Dinge ſteigt, durch Vermehr— 
ung des erſten der Reichthum doch nicht groͤßer werde. Denn 
ſolche Preisſteigerung iſt ſtaͤts nur lokal; dem Geldbeſizer aber 
ſtehen alle Maͤrkte der Welt, auch die wohlfeilſten, offen. 
Er erſcheint alſo als Herr und Eigenthuͤmer der koſtbarſten 
Produkte aller Zonen und Völker, Geld iſt hiernach nicht blos 
Vorſtellungszeichen oder Stellvertretung der im Schooße einer 
oder der andern Nation vorhandenen Guͤter, ſondern aller 
Güter der Welt, und nicht blos ein Theil des National: 
Reichthums, ſondern wirklich des Welt-Reichthums. 

Was wir von Einzelnen bemerkten, iſt auch für Natio⸗ 
nen wahr. Eine geldreiche Nation, z. B. die brittiſche, macht 
ſich Gut und ſelbſt Blut aller Fremden zinsbar und mag durch 
ihr Gold zur Herrſchaft der Welt gelangen. 

Zwar iſt nicht zu laͤugnen, daß das Geld, wie eine Fluͤſ— 
ſigkeit, wenn es irgendwo ſehr angehaͤuft iſt, von Selbſt das 
natürliche Ni veaux wieder herzuſtellen ſucht, d. h. eine 
Geneigtheit hat, dahin ſich zu ergießen oder zuruͤck zu fließen, 
wo deſſelben nur wenig iſt. Doch leidet der Saz auch man— 


* 


44 


cherlei Beſchraͤn kung; und jedenfalls geſchieht die Wieder⸗ 
herſtellung nicht ſchnell; ja, ſie kann durch politiſche Maß⸗ 


regeln oder Verhaͤltniſſe und durch kluge Handelsleitung gehin? 


dert oder ſehr lange verzoͤgert werden. So lange ſie aber nicht 
geſchehen iſt, dauern die Vortheile des Geldreichthums fuͤr die 
Nation fort, und wenn ſie auch ihren Ueberfluß allmahli g 
den geldaͤrmern Laͤndern zuſendet, ſo empfaͤngt ſie dafuͤr die 
Produkte derſelben oder die Dienſte ihrer Bewohner als volle 


Werth⸗Verguͤtung. Nicht minder kann fie jenen Ueberfluß in 


fixes Kapital mancherlei Art verwandeln und dadurch neue 
Reichthumsquellen für die laͤngſte Zeit ſich verſchaffen, oder 
ſie kann ihn im Ausland als Aktiv-Kapital anlegen, und 
die Zinſen deſſelben als einen ſtaͤndigen Tribut von den freme 
den Ernten und Arbeitsprodukten empfangen. ern 
Soviel von dem wahren und durchaus nicht wegzurai⸗ 

ſonnirenden Werthe des Geldes. Welches aber die geeig- 
neten Mittel ſeyen, ſich deſſelben immer mehr oder doch ge— 
ung zu verſchaffen und zu erhalten, und ob insbeſondere das 

derkantilſyſtem dazu geeignet ſey, davon, dann ar 
von mancherlei Werſchiedenheit, die ſich, in Bezug auf * 
Geldintereſſen, zwiſchen Einzelnen und der Geſammtheit 
oder der Nation erkennen laͤßt, werden wir ſpaͤter handeln. 


7 
0 


Sr 
Fortſezung. 
Ob das Geld ein allgemein giltiger Werthmeſſer ſey 2 


% 


Hier wollen wir noch die Frage erörtern, ob und in wie 


fern das Geld als richtiger, allgemein giltiger Maß— 
ſtab der Werthe zu betrachten, oder welches Verhaͤltniß zwi— 


— 


ſchen dem in Geld ausgedruͤckten, daher nominellen und 


dem ſogenannten reellen, de h. die Wirklichkeit darſtel 
lenden Preiſe ſey. 
Es waͤre hoͤchſt wuͤnſchenswerth und für die Auflöſung 
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mancher wichtiger nationaloͤkonomiſtiſcher Probleme vielfach 
aufklaͤrend, wenn man einen immer und überall anwendbaren 
und allenthalben gleich richtigen Werthmeſſer, der hiernach als 
allgemein guͤltiger Maaßſtab dienen koͤnnte, beſaͤße. 
Allein einen ſolchen aufzufinden iſt wohl unmoͤglich. Der 
Hauptcharakter der Werthe, abſolut betrachtet, welcher naͤmlich 
in der Tauglichkeit zur Befriedigung von Beduͤrfniſſen oder 
Geluͤſten beſteht, giebt hier durchaus keinen anwendbaren Maß⸗ 
ſtab an die Hand, nicht nur weil die Beduͤrfniſſe und Geluͤſte 
Selbſt, nach ihrer Wichtigkeit oder Dringlichkeit, keine deut— 
liche Meſſung oder Abwaͤgung zulaſſen, ſondern auch weil vom 
ſtreng wirthſchaftlichen Standpunkt nicht ſowohl der abs 
ſolute Werth in Betrachtung kommt (da ſonſt z. B. das Waſ— 
ſer oder die Luft, die in der Regel gar nichts koſten, in der 
Stufenleiter faſt zu oberſt ſtehen müßten), als vielmehr nur 
der relative, d. h. der einer Sache in Vergleichung 
mit andern zukommende. Nun muͤßten wir alſo eine Sache 
auffinden, deren Werth oder reeller Preis immer und uͤberall 


der naͤmliche waͤre, daher mittelſt der Vergleichung mit den 


unter ſich vielſeitig wechſelnden Preiſen der uͤbrigen Dinge 
auch den jedes maligen reellen Preis der lezten beſtimmte; aber 
eine ſolche Sache giebt es nicht, und alle Verſuche fie aufs 
zufinden, muͤſſen vergeblich bleiben, da die Vergleichung der 
oͤkonomiſch in Anſchlag kommenden Werthe immer gegenſei— 
tig und allſeitig ſtatt findet, es alſo überall blos rela— 
tive Werthe giebt, und ein blos relativer nicht zugleich a b⸗ d 
er ſeyn kann. 

- Zwar hat man allernaͤchſt zwei Dinge als angeblich ber 
Brühe reelle Werthe und daher zur Meſſung des Werths al— 
er uͤbrigen geeignete darzuſtellen geſucht, Getreide und Ar- 

beit. Allein, was das erſte betrifft, ſo iſt ſein wahrer Tauſch⸗ 

werth zwar — ungeachtet der Wandelbarkeit ſeines Preiſes 
in kurzen Zeiträumen, zumal wegen des Wechſels von frucht— 
baren und unfruchtbaren Jahren — in Bezug auf laͤngere | 
Zeiträume und in einem und demſelben Land, beharr— 
licher als jener des Geldes; aber auch hier nicht ohne vielfache 
Ausnahmen und Abweichungen und dann durchaus nicht in 
Bezug auf viele Länder zugleich oder die ganze Han— 
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delswelt zuſahmengenommen. Schon die veraͤnderte Lebens⸗ 
weiſe eines Volks oder einzelner Klaſſen deſſelben, die Ver⸗ 


mehrung anderer Nahrungsmittel, veraͤnderte Methoden des 


Anbaues oder neue Richtungen des Handels moͤgen den reellen 
Tauſchwerth wie den Nominalwerth des Getreides in demſel⸗ 
ben Lande erhöhen oder erniedrigen; noch weit größere Schwank⸗ 
ungen und Abweichungen aber erſcheinen dem auf weitere 
Räume gerichteten Blick. Boden und Klima, Beſchaͤftigung, 
Nahrungsart, Sitten und Handelslage, und andere Umſtaͤnde 


wirken ſo maͤchtig und mannigfaltig auf den reellen wie auf 


den nominellen Tauſchwerth des Getreides in den verſchiedenen 


Laͤndern und auf das vielſeitig wechſelnde Verhaͤltniß fol- 
ches Werthes izu jenem der (ähnlichen Veränderungen unter⸗ 
worfenen) uͤbrigen Waaren ein, daß die Idee, daſſelbe als 
allgemeinen wahren Werthmeſſer aufzuſtellen, für A uns 
haltbar erklärt werden muß. | 

Nicht minder unhaltbar aber ift auch bie wiewohl von 
Smith ſehr ſcharfſinnig vertheidigte, Lehre, daß die Arbeit 
der einzig wahre reelle Preis oder Werthmeſſer der Waaren 
ſey. Denn auſſerdem, daß die gemeine, (d. h. grobe Tag⸗ 
loͤhner⸗ oder niedere Fabrik-) Arbeit niemal zum Werthmeſſer 
aller Waaren, alſo auch derjenigen, welche nur aus feinerer, 
kuͤnſtleriſcher, demnach theurerer Arbeit hervorgehen, beſtimmt, 
und zwiſchen gemeiner und kuͤnſtlicherer oder zugleich auch gei— 
ſtiger Arbeit und eben ſo zwiſchen dem Lohne beider keine, den 
Werth⸗Unterſchied mit Klarheit bezeichnende, Vergleichung an⸗ 
geſtellt werden kann: ſo iſt ſelbſt der gemeine Arbeitslohn 
nach Zeiten und Orten unendlich verſchieden, weil abhaͤngig 
von der Menge oder Seltenheit der Arbeit Suchenden und der 
Arbeit Beduͤrfenden, ſodann abermal von der in einem Lande 


herrſchenden frugalern oder luxurioͤſern Lebensweiſe, eben ſo 


von politiſchen und Handels-Verhaͤltniſſen u. f. w, Und end- 
lich iſt, wie Smith Selbſt bemerkt, der Arbeitslohn nur ein 
Element des Waaren-Preiſes; es kommen dazu noch die Zinſe 
des Betriebs- oder des fixen Kapitals und in Bezug auf die 
Naturprodukte die Landrente; und das Verhaͤltniß dieſer 
drei Elemente zu einander, mithin das, was reiner Arbeits— 
lohn iſt, kann nur ſelten mit Klarheit ermittelt werden. 


wa - 
Daher erſcheint das Geld, wiewohl es allernaͤchſt nur 
den Nennpreis der Waaren beſtimmt, und auch wirklich von 
wandelbarem Tauſchwerth verglichen mit dieſen iſt 
(ſchon wegen ſeiner wechſelnden Anhaͤufung oder Seltenheit in 
einem oder dem andern Lande und mehr noch wegen der nach 
Zeitraͤumen ſehr verſchiedenen Menge des in der Handelswelt 
überhaupt vorhandenen [Metall- oder Papier-] Geldes und 
endlich auch wegen der auf den Geldwerth zuruͤckwirkenden 
Werth⸗Veraͤnderungen unter den Sachen), doch noch unter al— 
len gedenkbaren Werthmeſſern der zum Ausdruck auch des reel— 
len Preiſes wenigſtens annaͤhernd tauglichſte. Der Geld— 
preis naͤmlich iſt (wie ſelbſt Smith anerkennt) fuͤr's Erſte auf 
demſelben Markt und zu derſelben Zeit immer zu— 
gleich auch der reelle, d. h. mit derſelben Geldſumme kauft 
man auf ſolchem Markt auch in den verſchiedenſten Waaren 
immer denſelben reellen Werth. Sodann iſt auch auf verſchie— 
denen und von einander entfernten Maͤrkten doch zu einer 
und derſelben Zeit, wenigſtens in Anſehung der unkoſt— 
ſpielig zu verfuͤhrenden Waaren, der Nenn-Preis nicht ſehr 
verſchieden, folglich abermal dem reellen Werth uͤberall nahe 
kommend; und faͤnde auch eine bedeutende Abweichnng ſtatt, 
ſo iſt dieſelbe großentheils aus dem, je nach den hier und dort 
verſchiedenen Produktionskoſten, gleichfalls hier und dort 
verſchiedenen wirklichen oder reellen Werth derſelben Waa⸗ 
ren zu erklaͤren; wo aber nicht, da fließt der höhere oder nie- 
drigere Nenn-Preis freilich aus der Menge oder Seltenheit des 
Geldes auf dieſem oder jenem Markt, und iſt in ſo fern kein 
richtiger Ausdruck des reellen Werthes mehr, doch laͤßt ſich, 
da ſolches Verhaͤltniß meiſt zu Tage liegt, der reelle Preis aus 
dem nominellen ohne viele Schwierigkeit wenigſtens an naͤ⸗ 
bernd ſchaͤzen, der Werthmeſſer ſonach zur Nothdurft rekti— 
fiziren. Eben daſſelbe kann geſchehen in Anſehung des nach 
Zeitraͤumen verſchiedenen Nennpreifes. Denn das Ver— 
haͤltniß der Geldmenge in einer Zeit zu jener in einer andern 
iſt gleichfalls, wenigſtens einigermaſſen, bekannt, und hiernach 
die annaͤhernde Reduktion des z. B. vor Jahrhunderten be— 
ſtandenen Nenn-Preiſes auf den heutigen, welcher zugleich 
den reellen ausdruͤckt, nicht ſonderlich ſchwer, jedenfalls weit 
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leichter und eine klarere Anſchauung gebend, als bei dem Ge⸗ 
treide oder bei der Arbeit oder bei irgend einem andern 
1 jemals geſchehen knnte. DR 


Se 


Von der Berechnung des Vermögens und Einkommens. 


f ar 1.8 5 . 2 


Ein allgemeiner Maßſtab it zumal nothwendig fuͤr die 
Berechnn ng des Vermoͤgens und Einkommens, in ſo weit 
uͤberall eine ſolche Berechnung geſchehen kann. Dieſes iſt nun 
wenigſtens bei Einzelnen der Fall und bei kleinern Geſammt⸗ 
heiten. Ob auch bei ee werden wir ſpaͤter unter⸗ 
ſuchen. i 
Das Vermoͤgen im engern Sinn befteht in der amm 
alles einer Perſon zugehörigen werthhabenden Beſizthums, 
im weitern Sinn gehört dazu noch die Erwerbsfaͤhigkeit, 
d. h. Titel und Faͤhigkeit zu irgend einem Empfang oder Er⸗ 
werb. Jenes — das Beſizthum — laͤßt eine Schaͤzung und 
Zuſammenrechnung allerdings zu; dieſe — die Erwerbsfaͤhig⸗ 
keit — iſt ſolcher beſtimmten SIE theils nee no 
gar nicht empfaͤnglich. | 

Das Einkommen beſteht in dem periobiſchen — in 
der Regel jährlichen — Ertrag der Beſizthuͤmer und der 
Arbeit ſo wie auch aller uͤbrigen Empfangs⸗Titel und Quel⸗ 
len. Die Schaͤzung und Berechnung, hier wie bei dem Be— 
ſizthum, geſchieht durch Anlegung eines allgemeinen Ma⸗ 
ßes an alle Gegenſtaͤnde, woraus Vermoͤgen oder Einkommen 
beſtehen, und durch Summirung des geſchaͤzten Nenn⸗Wer⸗ 
thes derſelben. 

Aus den oben bemerkten Gruͤnden kann, zumal wenn das 
Vermögen oder Einkommen des Einen auch verglichen wer⸗ 
den ſoll mit jenem der Andern, und uͤberhaupt wenn es aus 
ungleichartig en Elementen oder Quellen beſteht oder fließt, 
kein anderer Maßſtab anwendbar fuͤr die Berechnung ſeyn, als 
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jener des Geldes. Die Summe der nach ſolchem Maßſtab 
beſtimmten Nennwerthe druͤckt dann zugleich, fuͤr eine gegebene 
Zeit und einen gegebenen Raum oder Markt, den reellen 
Werth wenigſtens annähernd richtig aus und Mezukch iſt die 
Aufgabe geloͤst. 

Daß bei der Vermoͤgens-Berechnung das paſſive vom 
aktiven muß abgezogen werden, verſteht ſich von Selbſt. 
Schulden ſind eine wirkliche Verminderung des Vermoͤ⸗ 
gensftandes; denn die Sache, deren Werth einem Andern ge⸗ 
hoͤrt, iſt, wenn auch in meinem Beſiz, doch nicht in meinem 
Vermoͤgen, d. h. mir nicht zugehoͤrig. 

Bei der Bee des Einkommens muß zwiſchen 
rohem und reinem Einkommen unterſchieden werden. Das 
rohe Einkommen naͤmlich begreift in ſich Alles, was in 
einem gegebenen Zeitraum (nach der natuͤrlichſten Beſtimmung 
in einem Jahr) aus was immer fuͤr Quellen Jemanden an 
werthhabenden Dingen zufließt, ohne Unterſchied alſo ob Gabe 
der Natur oder Arbeitsprodukt oder Verkehrsgewinn, und ohne 
Unterſchied der Mittel und Wege, wodurch oder worauf die 
Einnahme erzielt ward, folglich ohne Abzug der Unko— 
ſten oder Vorauslagen, welche zu ihrer Gewinnung er— 
forderlich geweſen. Wird dagegen ſolcher Abzug gemacht, und 
wird weiter, was zur Bezahlung von Paſſiv-Zinſen, über: 
haupt von auf dem Vermoͤgen laſtenden Privatſchuldigkeiten, 
alljaͤhrlich zu entrichten iſt, gleichfalls von dem Roh-Einkom⸗ 
men abgezogen, ſo heißt, AB alsdann noch uͤbrig bleibt, das 
Rein⸗Ein kommen. 

Bei der Privat-Wirthſchaft iſt dieſe Unterscheidung ein⸗ 


fach und deutlich, bei jener der Nation, wie wir ſpaͤter zu — 


zeigen verſuchen werden, fuͤhrt ſie mancherlei Zweifel und 
| Schwierigkeiten mit fih 

Das reine Einkommen ode rvielmehr den reinen Ertrag von | 
Grund und Boden nennt man die Landrente. Sie be⸗ 
ſteht in dem Ueberſchuß der Fruͤchte deſſelben (d. h. ihres 
Werthes) über ſaͤmmtliche Vorauslagen des Anbaues. 
Am naluͤrlichſten erſcheint fie in dem für die Nuznießung des 
Bodens zu entrichtenden e (Sind aus dieſem 

Rotteck's Vernunftrechts lehre. IV. 1 
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Pachtſchilling gewiſſe Gefälle oder auf Grund und Boden radi⸗ 


zirte Laſten zu beſtreiten, ſo wird eben die Landrente zwiſchen 


den Gefaͤllbeziehern und dem Grundeigenthuͤmer getheilt; es 
wird daher durch ſolche Laſten zwar das reine Einkommen des 


Grundbeßizers, nicht aber der reine Ertrag des Grundes, 
verrin Der Pi bezie ; 0 
gert). Der Pächter bezieht den Geſammtbeträg der 


Ernte als Roh⸗Einkommen; aber er hat davon abzuziehen aller— 5 


erſt den Pachtſchilling, und ob noch alle Unkoſten des Anbaues, 
als Saatfruͤchte und Duͤnger, Arbeitslohn, Unterhaltung der 
wirthſchaftlichen Gebaͤude, Geraͤthſchaften und Einrichtung u. ſ. w. 


uͤberhaupt das ganze auf die Bewirthſchaftung zu verwendende 


Betriebs-Kapital und die nach einer Durchſchnittsberechnung 
ſich jaͤhrlich herausſtellende Abnuͤzung oder Zerſtoͤrung des dem— 
ſelben Zwecke dienenden fixen Kapitales. (Hat der Herr 
einen Theil ſolcher Unkoſten, z. B. die Unterhaltung der Ge— 
baͤude, zu beſtreiten, ſo wird er einen entſprechend hoͤhern 


Pachtſchilling beziehen, aber derſelbe enthaͤlt dann nicht mehr 


blos die reine Landrente, ſondern auch den Erſaz jener Vor— 


auslagen in ſich). Der Betrag der Ernte, welcher dem Paͤch— 
ter nach dem Ruͤckerſaz aller bemerkten Vorauslagen noch uͤbrig 


bleibt, macht ſein reines Einkommen aus, und er wird 


daſſelbe theils als Arbeitslohn (fuͤr ſeine und ſeiner Familien⸗ 
glieder eigene Arbeit), theils als Kapitalzins (von dem in 


der landwirthſchaftlichen Einrichtung ſteckenden und Ihm gehoͤ⸗ 


rigen firen und Betriebs-Kapital), theils auch, wenn man fo 
will, als Unternehmungs-Gewinn in Empfang ſchreiben. 


Der lezte jedoch kann fuͤglich unter den allgemeinen Begriff 


von Arbeitslohn gebracht werden; denn er iſt fuͤr den Erwerber 
wirklich das Produkt ſeiner theils geiſtigen, theils koͤrperlichen, 
mehr oder weniger angeſtrengten, mehr oder weniger geſchick— 


ten und mehr oder weniger gluͤcklichen Arbeiten. Wenn er da- 


her den gemeinen Arbeitslohn nach Umſtaͤnden auch um Vieles 
uͤberſteigt, ſo entſteht daraus keine weſentliche Verſchiedenheit, 
denn im Grund iſt jede Arbeit auf eigene Rechnung eine Un— 


ternehmung, d. h. eine Arbeit auf gut Gluͤck, deren Lohn 


naͤmlich nicht ſchon vorhinein vertragsmaͤßig oder wie immer 
ſonſt beſtimmt iſt, ſondern von dem Erfolge abhaͤngt. 


Wird der Grund vom Eigene Selbſt bewirthſchaftet, f 
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ſo bezieht derſelbe neben der Landrente auch noch den ſonſt dem 


Pächter zufallenden Arbeislohn (und Unternehmungsgewinn) 


ſammt dem Zinſe des feiner Wirthſchaft gewidmeten fixen und 
Betriebs⸗Kapitals. Alle dieſe Faktoren gehoͤren zu feinem reiz 


nen Einkommen, doch nicht mehr zum Rein-Ertrag 
des Grundes, wie denn überhaupt zwifchen Rein» Ertrag und 
reinem Eiukommen ein weſentlicher (ſehr oft überfehener 


oder nicht hinreichend beachteter) Unterſchied beſteht. Das Eins 


kommen bezieht ſich auf die Perſon, welcher ein ſolches zu— 
fallt, der Ertrag auf die Sache, von welcher es abfließt. Von 
dem Grunde aber fließt blos die Land rente ab, die am 
deren genannten Poſten ſind die Fruͤchte der Arbeit und des 
Kapitals. Das Einkommen des Landwirths betraͤgt alſo in 


der Regel weit mehr als die Landrente. Doch giebt es auch 


Umſtaͤnde, worin es kaum ſo viel oder gar noch weniger 
beträgt, namentlich wenn der Bauer mit Schulden uͤberla— 
ſtet iſt. Dieſelben haben keinen Einfluß auf die Landrente; 
der Boden Selbſt fuͤhlt das Gewicht ſolcher Laſten nicht; 
ſeine Ergiebigkeit bleibt ſich immer gleich. Aber der Bauer, 
der jezt etwa den größern Theil der Ernte dem Gläubiger 
als Zinſen zu entrichten hat, behaͤlt mitunter von dem verein— 
ten Ertrag des Bodens und der Arbeit nicht einmal ſoviel 
Rn übrig, als die Landrente ausmacht. 

Aehnliches findet bei dem Gewerbs mann, Fabri— 
ka n und Haudelsmann ſtatt. Das reine Einkommen 
derſelben als ſolcher beſteht in dem Geſammtwerth der Pro— 
dukte ihrer Induſtrie oder der gemachten Tauſchgewinnſte, 
wenn davon zuvoͤrderſt alle zu deren Hervorbringung oder Er— 
langung aufgewendeten Unkoſten oder Vorauslagen, ſodann 


auch die Zinſe des in ihrem Gewerb oder Handel ſteckenden 


Kapitales — ohne Unterſchied ob dieſes Kapital ihnen Selbſt oder 
Andern gehoͤrt — abgezogen wurden. Das, was nach ſolchem 
Abzug noch eruͤbrigt, moͤgen ſie als Arbeitslohn oder als 
Unternehmungsgewinn ſich in Einnahme ſchreiben; es 
koͤmmt eines auf das andere heraus. Gehört aber das Ge— 


werbs- oder Handels-Kapital Ihnen ſelbſt an; fo beziehen ſie 
die Zinſe deſſelben in 1 0 ‚Eiger schaft als Kapitaliſten, | 
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mitteln. 
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nicht aber als . und der Betrag ſolcher Zinſe if 
wohl ein Theil ihres Rein⸗Einkommens, nicht aber des 
Rein⸗Ertrags ihrer Unternehmung. 5 

Der⸗Kapitaliſt bezieht als Rein— Einkommen die Zinſe 
ſeines ausgeliehenen Geld- oder Sachen-Kapitals, nach Ab⸗ 
zug der — bei ihm in der Regel nicht ſehr bedeutenden — 
Verwaltungs-Koſten. Eben ſo der aus irgend einem Titel 
(jenen des Arbeit-Soldes ausgenommen) eine Penſion, Apa⸗ 


nage oder wie immer benannte Wee ee eben dieſe 


Mlle. 

Der Arbeiter auf fremde Nach oder im Dienſt ei⸗ 
nes Arbeitsherrn hat zum Rein-Einkommen ſeinen Arbeitslohn 
nach Abzug der für feinen Dienſt, d. h. zum Behuf ſeiner 
Lohnarbeit, zu machenden Auslagen, als an Werk; zeug, mit⸗ 
unter auch an Material oder wie immer benannten Huͤlfs— 


Zweiter Abſchnitt. 


V ͤ o m Nationalreihthum 


$. 8. 


Einleitung. 


Wir haben bisher theils die allgemeinften Begriffe von 
Wirthſchaft und Reichthum überhaupt aufgeſtellt, theils die 
ſelben in ihrer Beziehung auf Einzelne beleuchtet. Es liegt 
uns jetzt ihre Anwendung auf die Nationen ob. Große 
Schwierigkeiten begegnen uns hier, unendliche Verſchiedenheiten 
walten ob zwiſchen Privat- und National-Reichthum und die . 
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En vom beten end dabei höchſt ſchwankend und der ab⸗ 
weichendſten Beſtimmungen empfänglich. Weſentliche Irrthuͤ— 


mer, ja Verkehrtheiten ſind daher unvermeidlich, wenn wir 


nicht vor Allem jene Verſchiedenheiten uns klar machen und 
dieſe Begriffe einer unbefangenen Kritik unterwerfen. 
Das Inventarium eines Privat-Vermoͤgens, wenn 


es auch groß und aus verſchiedenen Elementen beſtehend iſt, 


und ſo auch die Berechnung des (Roh- und Rein-) Einkom⸗ 


mens eines Einzelnen laͤßt ſich mit Beſtimmtheit und Klar⸗ 


heit fertigen. Fuͤr die mannigfaltigſten Güter, welche hier in 


Betrachtung kommen koͤnnen, giebt es einen ziemlich zuverlaͤßi— 


gen allgemeinen Maßſtab, namlich das Geld, und die berech— 


nete Summe druͤckt die wirkliche Groͤße beider (des Vermögens 
wie des Einkommens) auf eine Allen verſtaͤndliche und auch 
praktiſch bedeutſame Weiſe aus. Aber ganz anders verhalt es 
ſich mit dem National⸗Reichthum und Einkommen. Die 


Faktoren, woraus dieſer Reichthum beſteht, ſind theils einer 


klaren oder zuverlaͤßigen Berechnung gar nicht empfaͤnglich, 
theils keine Anwendung eines gemeinſchaftlichen Maß— 


ſtabes zulaſſend, zumal zur Schaͤzung nach Geld durchaus 


ungeeignet. Dabei iſt der Begriff der Nation Selbſt viel— 


deutig (einmal naͤmlich blos eine ſo oder anders beſtimmte 


Menge in wirthſchaftlichen Wech ſel verhaͤltniſſen 
Stehender und das anderemal eine auch zur Staatsgeſell— 
ſchaft vereinte Menſchenmenge bezeichnend) und daher auch 


jener ihrer Wirthſchaft und ihres Reichthums; und endlich 
laſſen zur Betrachtung oder Schaͤzung des lezten weſentlich 
verſchiedene Standpunkte fi fich aufitellen, woraus dann noth⸗ 


wendig auch gleich verſchiedene Ergebniſſe fließen. Koͤmmt 


hiezu der verwirrende Streit der Schulen, die großentheils 


unlautere praktiſche Richtung der Staats maͤnner und hier 
wie dort auch manche Inconſequenz und manch’ hartnaͤckiges 
Feſthalten an Vorurtheil oder Schlendrian. 

Wir wiederholen zuvoͤrderſt, daß wir bei unſerer Lehre vom 
Nationalreichthum keineswegs ein Volk ſchlechthin, oder 
den Inbegriff der Bewohner eines wie immer begrenz- 


ten Landes oder dieſes Land Selbſt im Auge haben, ſondern 


ſtets nur ein zum Staat vereintes Volk, eine politi⸗ 
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ſche Geſammtperſönlichkeit, beſtehend aus der rechtlich 
verbundenen Geſammtheit Selbſt und ihren Gliedern. Zwar 
laͤßt ſich wohl auch eine Schaͤtzung oder Berechnung des Reich⸗ 
thums eines nicht als Staat gedachten Landes, oder einer 
— von natuͤrlichen oder willkuͤrlichen Grenzen umfangenen — Ge⸗ 
gend und ihrer Bewohner denken, z. B. eines Flußgebietes, 
oder einer Gebirgsſtrecke oder eines wie immer bezeichneten Be⸗ 
zirkes. Es läßt ſich nämlich der Flaͤchenraum deſſelben und 
die Morgenzahl der verſchiedenen Arten ſeines bebauten und 
unbebauten Bodens angeben, hieraus dann die Summe oder 
der Werth der jaͤhrlich darauf erzeugten oder auch von der 
Natur freiwillig geſpendeten Fruͤchte ermitteln, und ebenſo die 
Summe der Arbeitsprodukte d. h. der, durch den Gewerbfleiß 
der Bewohner den Naturprodukten ertheilten, Werth⸗Erhoͤhung 
wenigſtens annähernd beſtimmen. Aber die dergeſtalt heraus— 
gebrachte Totalſumme des Vermoͤgens und Einkommens der 
den fraglichen Bezirk bewohnenden Bevoͤlkerung giebt uns doch 
keinen klaren Begriff von derſelben Reichthum. Denn, ohne 
daß ſolche Summe ſich veraͤndere, koͤnnen, je nachdem die Ver— 
moͤgens-Vertheilung beſchaffen iſt, Wohlhabenheit oder 
Duͤrftigkeit bei der Mehrzahl der Bewohner zu finden ſeyn; 
und der Ausdruck: das Volk dieſes Bezirkes ſey reich, waͤh— 
rend etwa nur einige Wenige überaus reich, die Allermei⸗ 
ſten aber in Armuth ſchmachtend waͤren, wuͤrde doch ſicherlich 
ein ſehr uneigentlicher ſeyn. Sodann koͤnnten aus jener Ver— 
moͤgensberechnung nimmermehr praktiſche Reſultate fuͤr die 
ſogenannte Volkswirthſchaft des fraglichen Landes gezogen 
werden. Denn zum Thun oder Unterlaſſen desjenigen, 
was etwa für den wirthſchaftlichen Geſammtvortheil raͤthlich 
oder wuͤnſchenswerth erſchiene, gaͤbe es fuͤr die Einzelnen, von 
denen jeder nur ſeinen eigenen Vortheil, wenn auch auf Unko— 
ſten der Uebrigen, zu befoͤrdern geneigt iſt, kein gedenkbar wirk— 
ſames Motiv; und eine Autorität, die da im Namen der 
Geſammtheit zu befehlen oder auch nur anzuordnen, zu veran- 
ſtalten oder zu ermuntern haͤtte, beſtuͤnde ja, nach der beſagten 
Vorausſezung, nicht. Hoͤchſtens koͤnnte alſo die angefuͤhrte Be— 
rechnungsweiſe etwa bei Vertauſchungs- oder Erwerbs-Projekten 
einer Provinz oder eines Theiles derſelben, als eine ſtatiſti— 
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0 ch e ae von Jutereſſe ſeyn, oder auch, in Bezug auf 
die polizeiliche Vorſicht z. B. fuͤr die Sicherſtellung des 
Nahrungsbedarfs irgend einer Gegend, oder fuͤr einen Feldherrn, 
welcher die Unterhalts-Mittel fuͤr ein etwa in Cantonnirung 
zu legendes Heer zu berechnen haͤtte, u. dgl., als eine ſchaͤz— 
bare Notiz erſcheinen; aber fuͤr die eigentliche Staats-Na— 
tional⸗Oekonomie wäre fie unfruchtbar, weil nimmer den 
Reichthum einer Geſammtheit, ſondern blos die Vermoͤgens— 
ſumme eines Haufens oder einer Anzahl von a 
Me; | j 
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Was iſt Nationalreichthum? 


— — 


Man kann den Nationalreichthum betrachten entweder 
von dem ſtreng wirthſchaftlichen Standpunkt, oder zugleich 
von einem allgemeinern politiſchen. 

Nach dem erſten Standpunkt beſteht der National reichthum 
(hier eigentlicher Staats-Reichthum zu nennen) zuvorderſt in 
der Summe des von der Staatsgeſellſchaft fuͤr ſich ſelbſt vor— 
behaltenen Geſammt-Beſizes, Domainen, in weitefter 
Bedeutung des Wortes, ſodann noch in den uͤbrigen Titeln oder 
Quellen der Staats-Einnahme, als in den einen Ertrag abwer— 
fenden Regalien und in den nach einem wirklich beſtehenden 
Steuerſyſtem erhobenen oder moͤglicherweiſe (d. h. nach ſowohl 
rechtlicher als phyſiſcher Moͤglichkeit) zu erhebenden Steuern. 
Dieſe Steuern naͤmlich, ſammt dem Ertrag der Regalien, 
worunter zumal das Zoll-Regal auch aus dem Ausland 
ſich Einkuͤnfte verſchafft) und der Domainen bilden das 
Staats⸗Einkommen, und das ſolchem Einkommen zu Grunde 
liegende Beſizthum oder Recht das Staats-Vermoͤgen. Der 
Staat naͤmlich, oder die durch den buͤrgerlichen Geſellſchaftsver— 
trag gegruͤndete Geſammtperſoͤnlichkeit hat das Recht, die zur 
Zweckerreichung noͤthigen pekuniaͤren und Natural-Leiſtungen 
von ihren Mitgliedern nach dem Geſez der geſellſchaftlichen 
Gleichheit, d. h. Verhaͤltnißmaͤßigkeit, einzufordern, und die 


. 
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Glieder des Staates ſind in Auſehung ſolcher Beiträge die | 
Sch uldner des gemeinen Weſens. Daher gehört die Summe 
der Beiträge allerdings zum Einkommen und der bleibende 
Forderungstitel und auch die Ergiebigkeit der Quelle, 
woraus die Forderung zu befriedigen iſt, allerdings zum Ver⸗ 
moͤgen des Staates. Aber die rechtliche Forderung kann nie⸗ 

mal bis zum Ganzen des Privatvermoͤgens der Mitglieder 
anſteigen, weil ſonſt der Zweck des Staates, Sicherheit und 
Erhaltung Aller, dadurch aufgeopfert, daher der Staat mit ſich 
Selbſt in u geſezt würde, und weil die Einforderung 

des Ganzen (auch blos die Einforderung des nach beſtritte⸗ 
nem Lebensunterhalt jedes Einzelnen noch übrigen 
Ganzen) ſchon in der Form gegen die gefellfchaftliche Gleich— 


heit liefe, welche namlich will, nicht daß Jedem Gleiches — 
hier alſo Nichts — gelaſſen, ſondern daß von Jedem im 


Verhaͤltniß deſſen, was man ihm laͤßt, d. h. was er be⸗ 
ſizt, gefordert werde. Das Eigenthum des Einzelnen, wie 
ſeine Perſönlichkeit, iſt demnach ſelbſt gegenuber dem Staate 
giltig, ſelbſtſtaͤndig und unantaſtbar. Es gehoͤrt alſo dieſes 


Eigenthum nicht zum Staats reichthum, ſondern hoͤchſtens 


kann ein Mit⸗Eigenthum, beſchraͤnkt auf eine mäßige, nach 
Beduͤrfniß und Umſtaͤnden und in Uebereinſtimmung mit dem 
Rechtsgeſez zu beſtimmende- Quote, demſelben zugeſchrieben 
werden, richtiger jedoch blos ein, durch eben jene Ruͤckſichten 
beſtimmtes oder beſchränktes, Forderungsrecht. | 

Zwar möchte man verſucht ſeyn, ſich der ſchoͤnen Idee hinzuge— 


ben, daß der Staat den Reichthum aller Einzelnen auch alsdann 


und zwar vorzugsweis alsdann beſize, wenn er ihnen denſelben 
läßt, daß er demnach in und mit ſeinen Gliedern ſich freue, 
genieße und wohlhabend ſey. Gleichwie zum Beiſpiel eine in 
patriarchaliſcher Weiſe lebende Familie alsdann ſich fuͤr 
reich erkennt, wenn alle ihre Glieder in Fuͤlle zu genießen 
haben, was Beduͤrfniß und Gemaͤchlichkeit heiſchen; — im Ge— 
genſaz einerlandwirthſchaftlichen oder Gewerbs-Haus⸗ 
haltung, welche blos fuͤr den Vortheil eines Dritten oder 
Einzelnen gefuͤhrt wird, wobei naͤmlich Gewinn oder Einkom— 
men dieſes Dritten gerade durch Verminderung der Genuͤſſe 
oder der Verzehrung feiner Dieuſtboten, oder der ganzen Fami⸗ 
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lie Hervorgebracht oder erhöht werden. Allein — wiewohl dieſe 
Anſicht eine tiefgehende Wahrheit hat — ſo iſt doch einerſeits 


der Staat keine ſo innige Gemeinſchaft wie eine Familie. Die 


Selbſtſtaͤndigkeit der Glieder iſt derſelben vorbehaltenes 
Recht; ſie haben Sondergut, nicht blos Mitgenuß des Ges 


ſammtgutes; und dann mag wohl der Staat ſich der Wohl— 


habenheit und des Lebensgluͤcks (überhaupt aller auch nicht 
blos pekuniären Güter) aller feiner Glieder freuen, 
jedoch nicht als Vermehrung ſeines Reichthumes, d. h. nicht 
als Vermehrung ſeiner Mittel zur Zweckerreichung, ſon⸗ 


dern als Zweckerreichung ſelbſt. Der Staat wird jedoch 


allerdings ſolchen Wohlſtand der Nation (wozu eben die Selbſt— 


ſtaͤndigkeit des Beſizthums der Einzelnen, deſſen Summe 


den Nationalreicht hum — in engerer Bedeutung, naͤmlich 
mit Ausſchluß des Staats-Reichthums — ausmacht, weſent— 


lich gehört) höher ſchaͤzen, als eine Vermehrung feiner 


eigenen Einnahme oder ſeines eigenen Reichthumes; ja er 


wuͤrde eine Rechtsverlezung begehen, wenn er den lezten auf 
Unkoſten des erſtern vermehren wollte, indem er dadurch gerade 


mit ſich 1 88 7 0 ei mit an Zwecke in Widerſpruch 
geriethe. 
Alſo nicht von dem i arswirkh chaten Stand⸗ 


punkt nach deſſen engerer Bedeutung, ſondern nur von dem, 


allgemein politiſchen kann der Nationalreichthum in die 
Summe aller der Nation zu Gebote n 
nuß⸗ oder Befriedigungs-Mittel fuͤr die Beduͤrfniſſe 
der Einzelnen wie der Geſammtheit geſezt werden. Es iſt 
namlich, wie wir ſchon oben ($. III.) bemerkten, zwar auch 
die Staatswirthſchaft im engeren Sinn dabei in⸗ 
tereſſirt, daß jener Mittel eine moͤglichſt große Menge ſey, 


d. h. daß der Reichthum auch der einzelnen National-Glieder, 
nicht blos der Geſammtheit als ſolcher, ſich erhalte und ver— 


mehre; weil naͤmlich der Staat, wenn auch nicht das Ganze 
ſolches Reichthums, ‚fo doch einen Theil davon, eine Quote, 


oder eine nach Maßgabe der Reichthumsvermehrung zu ſtei⸗ 


gernde Beitragsſchuldigkeit feiner Mitglieder in Ans 


ſpruch nimmt, und der Anwuchs des Reichthums dieſer Glieder 


— 


daher immer zugleich auch Vermehrung des Staats- Ders 


— 


moͤgens d. h. jenes der Geſammtheit als ſolcher iſt. Aber 
deſſenungeachtet bleibt immer der weſentliche Unterſchied uns 
verkennbar zwiſchen Reichthum der Glieder und Reichthum 
der Geſammtheit, und endlich Reichthum beiber 08 8 | 
mengenommen. 


Wir nun halten wirklich jenen aa RR? blos e 


ſtaatswirthſchaftlichen oder finanziellen, ſondern zu— 


gleich allgemein politiſchen d. h. auch auf den Wohl⸗ 
fand. der Nation, oder auf das Gedeihen der Privat 


Wirthſchaften gerichteten — Standpunkt feſt, und verſtehen 
hiernach unter Nationalreichthum — zwar nicht die 
Summe aller Genuͤſſe oder Befriedigungsmittel ohne Un- 


terſchied (weil die blos idealen oder geiſtigen Guͤter Lund 


ſelbſt auch jene materiellen Güter, welche weder einen Tauſch⸗ 
werth haben noch einen ſolchen zu erzeugen geeignet ſind! 
nach dem ſtrengeren Begriff der Wirthſchaft davon ausge- 
ſchieden werden muͤſſen, wenn man nicht ſolchen Begriff in's 
Unbegrenzte ausdehnen und ſohin Nationalökonomie 
für gleichbedeutend mit der gefammten Staatswiſſen⸗ 5 
ſchaft erklaͤren will) wohl aber — die Summe der — ſey es 
an und fuͤr ſich, ſey es durch die von ihnen ausgehenden 
Wirkungen — die Maſſe der Tauſchwerthe vermehren— 
den Guͤter und Kraͤfte, welche, als moͤgliche Befrie— 
digungsmittel der Beduͤrfniſſe der Einzelnen wie 
der Geſammtheit, im Beſize der Nation, d. h. alſo theils 
der Einzelnen theils der Geſammtheit, ſich befinden. 
Wenn man das Wort Reichthum, im firengen Sinne genom— 
men, braucht, ſo verſteht man nicht darunter eben eine Summe 
oder eine Menge ſchlechthin, fondern man druͤckt dadurch zu⸗ 
gleich einen Ueberfluß oder eine Fülle des National Beſiz⸗ 
thums aus, alſo ein großes Beſizthum. Dieſer allgemeine 
Begriff der Groͤße aber iſt in der Anwendung — eben ſo wie 
bei Privaten — ſtets nur ein relativer, naͤmlich bezogen 
entweder a) auf das Beduͤrfniß einer Nation, oder b) auf 
irgend ein Maß oder eine die Groͤße fuͤr einen konkreten Zu— 


ſtand in Zahlen ausdruͤckende Schaͤzung, oder endlich 9 ver⸗ 


glichen gegen andere Zuſtaͤnde oder Nationen. 
Die Beziehung auf das Beduͤrfniß hat eine deutlich 
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erkennbare und praktiſche Bedeutung. Die Befriedigung des 
Beduͤrfniſſes der Geſammtheit und der Einzelnen iſt das lezte 
Ziel aller Sorge fuͤr Erhoͤhung oder Erhaltung des National— 
reichthums; die Sicherſtellung ſolcher Befriedigung iſt dann 
feine Wirkung, und in der größeren oder geringern Bollftans 
digkeit derſelben liegt ſein ideell richtigſtes und anſchaulich— 
ſtes Maß. Hiernach kann eine Nation auch bei klei— 
nem oder mäßigen Einkommen reich ſeyn, wenn fie 
wenig bedarf, wenn ſie etwa wenig zahlreich, dabei 
genuͤgſam, auch durch eine guͤuſtige politiſche Lage nach auſſen 
geſchuͤzt und einer unkoſtſpieligen innern Verwaltung ſich er— 
freuend iſt; wogegen, wenn dieſe und andere Verhaͤltniſſe auf 
unguͤnſtige Weiſe geſtaltet ſind, auch die groͤßte Einkommens⸗ 
ſumme die Nation leicht arm ſeyn laͤßt. | 
Bei annaͤhernd gleicher Stufe der Civilifation und an⸗ 
naͤhernd gleicher aͤußerer und innerer Lage zweier Völker, oder 
bei richtig ermeſſenem Verhaͤltniß ſolcher Lagen würde aller— 
dings die Summe des zu berechnenden Staats-Einkommens 
auch den reell richtigen Maßſtab wenigſtens fuͤr den Reich— 
thum des Staates, demnach für einen Haupttheil des 
National- Reichthums abgeben; aber für den zweiten 
Haupttheil, naͤmlich fuͤr den, der Befriedigung der Privat— 
Beduͤrfniſſe der Nationalglieder gewidmeten, kann ein ſol— 
cher Maßſtab nicht aufgeſtellt werden, einmal ſchon, weil 
weder die Summe des National-Einkommens noch jene 
des National-Bedarfs (bezuͤglich naͤmlich auf die National— 
Glieder) auch nur mit annaͤhernder Genauigkeit ermittelt werz 
den kann, und dann weil, wenn ſolche Summen auch vor— 
lägen und ſich gleich wären, ja wenn ſelbſt die erſte noch 
großer als die zweite ware, dennoch daraus kein Schluß 
koͤnnte gezogen werden auf wirkliche Deckung des Bedarf 
aller Einzelnen, indem die Vertheilungsweiſe des Geſammt— 
Reichthums oder Einkommens unter dieſe Einzelnen, auch bei 
ganz gleichen Summen, die groͤßte Verſchiedenheit in Beziehung 
auf jene Deckung hervorbringen und bei Ungleichheit der Sum— 
men, je nach Umſtänden dieſelbe der Wirkung nach entweder 
aufheben oder nochunendlich vermehren kann. 
Auch in der dritten Beziehung, u verg lei ch ung 8 
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weiſe mit andern, fruͤhern oder ſpaͤtern, Zuſtaͤnden oder 
mit andern Nationen, laßt der Nationalreichthum eines 
Volkes, zwar nicht nach einem beſtimmten Maß, wohl aber 
nach einer im Allgemeinen richtigen und verſtaͤndlichen Schaͤzung 
ſich erkennen. Aus dem Verhaͤltniß des bebauten Bodens zum 
unbebauten, überhaupt aus der Bluͤthe oder dem Verfall des 
Ackerbaues eben ſo der Gewerbe und des Handels, aus der 
Leichtigkeit oder Schwierigkeit der zumal direkten Steuererheb⸗ 
ung, aus dem vermehrten oder verminderten Ertrag zumal 
der indirekten, namentlich der Verzehrungs-Steuern und ans 
dern gleich bedeutſamen Anzeigen geht die Zunahme oder Ab— 
nahme des National-Vermoͤgens und Einkommens und eben 

ſo aus der Vergleichung ſolcher Daten bei verſchiedenen Natio⸗ 
nen der relativ groͤßere oder geringere Reichthum der einen 
oder der andern hervor. Endlich ſind auch einzelne Fakto— 
ren des Reichthums, einzelne Gegenſtaͤnde des Einkommens, 

z. B. das Maß des bebauten Landes oder die Summen der 
verſchiedenen Naturerzeugniſſe, eben ſo jene der Fabriken oder 
Gewerbe, auch die Summen der eingehenden Steuern u. ſ. w. 
zwiſchen mehreren Nationen allerdings einer ganz beſtimmten 
Vergleichung empfaͤnglich. Aber die Geld - Summen 
wornach man den Geſammt-Reichthum derſelben anſchla— 
gen möchte, find überall truͤgeriſch und faſt bedeutungslos. 
Die Schaͤzung des National-Vermoͤgens und Einkommens 
nach einer Geld-Summe, fo beliebt und gebräuchlich dieſelbe 
ift und fo viele Kunſt und Mühe man auf die Ausmittlung 
oder Berechnung ſolcher Summe zu verwenden pflegt, iſt die 
unklarſte, unrichtigſte und daher praktiſch unfruchtbarſte von 
allen. Es ſey uns erlaubt dieſe, Vielen wahrſcheinlich paradox 
klingende Behauptung etwas umſtaͤndlicher auszufuͤhren. 
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Ob derſelbe eine Schaͤzung nach Geld zulaſſe? 


— 
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Der Reichthum der Einzelnen iſt, wie wir oben gezeigt 
haben (F. 7.) einer Schaͤzung nach Geld allerdings empfaͤnglich, 
ja, ſolche Schaͤzung iſt hier die verſtaͤndlichſte von allen oder 
die ganz allein zum allgemeinen Ausdruck ſaͤmmtlicher Fakto— 
ren oder Werthe, woraus das Vermoͤgen oder Einkommen 
eines Einzelnen beſteht, geignete. Aber ganz anders verhaͤlt 
ſich die Sache bei Nationen, wie aus nachſtehendon Betrach— 
tungen hervorgeht: 

1) Mehrere und ſehr wichtige Faktoren des Nationalreich— 
thums, — theils Gegenſtaͤnde des wirklichen Gebrauchs, theils, 
Mittel der Erwerbung oder produzirende Kraͤfte — ſind zu 
einem pekuniaͤren Anſchlag gar nicht geeignet. Wie 
ſollte man z. B. Feſtungen oder auch natürlich fefte Lagen, 
wie ſchiffbare Fluͤſſe und ſichere Hafen, wie die Nationalglieder 
Selbſt, nach ihrer theils gemeinen, theils kuͤnſtleriſchen, theils 
geiſtigen Arbeitsfaͤhigkeit oder Produktivkraft, zu Geld anſchla— 
gen ? Dergleichen Gegenftände und Kräfte werden bei der Schaͤz— 
ung des Privatvermoͤgens allerdings mit in Rechnung 
gebracht. Die guͤnſtige Lage eines Grundes, die darauf vorhan- 
denen Sicherungs⸗Anſtalten z. B. gegen Waſſers- oder Feuers— 
Gefahr, die Wohn- und Luſt-Gebaͤude, die fahrbaren Wege 
oder anderen Erleichterungsmittel der Produktenverfuͤhrung u. 
ſ. w. erhöhen den Grundwerth ſelbſt und find alſo in deſſen 
Schaͤzung mit enthalten, und die Arbeitkraft und Kunſtfertig— 
keit jedes Einzelnen oder ſeiner Familienglieder gelten ihm fuͤr 
ein wahres Kapital, d. h. fuͤr die Grundlage oder Quelle eines 
ohne Schwierigkeit zu berechnenden Einkommens. Aber nicht 
alſo bei der Nation. 

2) Es iſt naͤmlich die Wirkung von dergleichen Einrich— 
tungen oder guͤnſtigen Lagen zwar auch bei der Nation we— 
nigſtens zum Theil erkennbar in dem dadurch erhoͤhten Grund— 
werth, der Domaine wie des Privatguts, nicht minder in der 
dadurch vermehrten Maſſe der Produkte und in leztem Fall 
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in derſelben Wohlfeilheit. Aber ſchon der lezte Umſtand zeigt, 
daß dieſe Wirkung in Bezug auf die Berechnung von jener, 
die bei Privaten ſtatt findet, ſehr weit abweicht. Die Wohl— 
feilheit iſt für den einzelnen Produzenten ein Nachtheil, fuͤr 
die Nation aber, welche auch den Vortheil der Con ſumenten 
zu berechnen hat, von einer Seite Gewinn, wenn von der an— 
dern Verluſt. Der Geldpreis einer ſchlechten Erndte kann 
wegen der dadurch bewirkten Theurung höher Calfo für den 
Bauer bereichernder) ſeyn als der einer vollkommenen — eben 
dadurch aber den Preis des Getreides tief erniedrigenden — 


Erndte. Fuͤr die Nation aber iſt doch offenbar eine gute 170 


Erndte bereichender als eine ſchlechte; denn ihr Reichthum 
beſteht in der Menge der Befriedigungsmittel fuͤr die Beduͤrf— 
niſſe ihrer Glieder. Die reelle Werthſchaͤzung iſt hier alſo wer 
ſentlich verſchieden von jener, die bei Privaten ſtatt findet, und 
darum durch daſſelbe Maß des Geldes unmoͤglich auszudruͤcken. 
3) Für die Nation als Geſammtheit iſt nicht alles 

von Werth, was ſolchen fuͤr Einzelne hat, wenigſtens gar 
oft weitaus nicht von dem nämlichen Werth. Nur was 
mittelbar oder unmittelbar ihren eigenen Beduͤrfniſſen, 
d. h. ihren pflicht maͤßigen oder natürlichen Intereſſen 
(alſo mit Einſchluß derjenigen aber auch nur derjenigen Pri— 
vat⸗Intereſſen, deren Pflege als mit im Staatszweck 
enthalten betrachtet werden mag), abhelfen oder frommen, 
kann, iſt ihr von Werth, keineswegs aber jede Befriedigung 
frivoler Privat-Luſt. Das Vermoͤgen und Einkommen der 
Einzelnen iſt ſchon an und fuͤr ſich nicht auf gleiche 
Weiſe zu ihrem eigenen Reichthum gehoͤrig, wie ihr vorbehaltener 
oder wie immer ſonſt erworbener Geſammtbeſiz. Dieſer gehoͤrt 
ihr vollſtaͤndig und ausſchließend an, jene nur gewiſſermaßen, 
d. h. blos entfernt oder eventuell oder mittelbar. Nur in fo 
fern der Privatreichthum mittelbar oder unmittelbar zur Deck— 
ung jener Beduͤrfniſſe der Einzelnen dient, für welche die Ge— 
ſammtheit nach dem Inhalt des Staatsvertrags mehr oder 
weniger Selbſt zu ſorgen hat, oder aber in ſo fern er als eine 
e erſcheint, woraus die Nation fuͤr ſich Selbſt ſchoͤpfen, 
d. h. woraus der Einzelne die etwa vom Staat verlangten 
Leiſtungen beſtreiten kann, hat jener Reichthum einen wahren 
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Werth fuͤr die Nation. Der auf frivolen Luxus, zumal 
auf auswaͤrtige Luxusartikel oder auf Befriedigung ſchnoͤder 
Geluͤſte verwendete Reichthum des Millionaͤrs iſt ihr bei 
weitem nicht fo koſtbar, als vielleicht ein Zehntheil ſolches Ver- 
moͤgens, vertheilt unter hundert gewerbsfleißige und genuͤgſame 
Bürger. Durch die vergoldeten Säle der Großen, durch die 
uͤppigen Tafeln und vielnamigen Schwelgereien der Reichen, 
alſo auch durch die Befriedigungsmittel derſelben wird die 
Nation Selbſt nicht reich; ſie zieht davon blos in ſo fern Vor— 
theil, als die Verſchwendung des Praſſers zur Nahrungsquelle 
für die producirende oder überhaupt des Verdienſtes bedürftige 
Klaſſe wird, und etwa in ſo fern, als der Reiche noͤthigenfalls 
die Gegenſtände ſeines Luxus zur Beſtreitung der an den Staat 
abzutragenden Schuldigkeiten verwerthen kann. Die Schaͤzung 
nach dem Geldwerth jener Vergoldungen oder ee 
hat alſo fuͤr ſie durchaus keine Bedeutung. 

4) Der Geldanſchlag eines Privatvermoͤgens Beet eigent⸗ 
lich an, in welche Geldſumme deſſen Eigenthuͤmer daſſelbe zu 
verwandeln im Stande iſt; und es hat ſodann ſolche Geld— 


ſumme für ihn, der da damit beliebig nach irgend einem Theil — 


der Welt ſich begeben oder von irgend wo her ſich die Sachen, 
wornach ihn geluͤſtet, verſchaffen kann, eine klare und beſtimmte 
Bedeutung und eine den abſoluten Werth ſeines Vermoͤgens 
wenigſtens annähernd ausdruͤckende Eigenſchaft. Aber nicht 
alſo bei der Nation. Dieſelbe kann ihr Vermoͤgen 
nicht zu Gelde machen. Sie iſt an den Naturalbeſiz und 
an die Naturalverzehrung gebunden. Ein Geld anſchlag 
hat alſo bei ihr durchaus keine Bedeutung. Bei 
Einzelnen hat er es, weil dieſe ihn realiſiren, d. h. den Natural— 
beſiz in Geldbeſiz verwandeln koͤnnen, und der Anſchlag ja 
nichts anderes iſt, als der Ausdruck ſolcher Moͤglichkeit. 

Auch der abſolute, d. h. nach dem allgemeinen 
Geldmarkt zu ſchaͤzende Werth des Geldes, wie er für Ein— 
zelne ſtatt findet, iſt fuͤr Nationen nicht vorhanden. Fuͤr die— 
ſelben gilt nur der lokale, d. h. eben bei ihnen ſtatt findende 
Werth deſſelben, und dieſer kann dann bei einer Nation ein 
zehnfach hoͤherer oder niedrigerer als der bei einer andern ſeyn. 
Nur die e mit andern Nationen durch den 
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auswaͤrtigen Handel oder durch politiſche Verhaͤltniſſe macht 
hievon eine Ausnahme; aber weitaus die meiſte Anwendung 
des Geldreichthums findet fuͤr die Nation im innern Ver⸗ 
kehre ſtatt; demnach iſt auch der Geldwerth für fie vorzugs⸗ . 
weis nur nach dieſem innern Preiſe zu ſchaͤzen, welcher 


bei jeder Nation ein anderer, oft ein himmelweit verſchiedener 


iſt. Wie ſollte daher eine Geld-Summe als Ausdruck Der: 
wahren Größe des Nationalreichthums dienen? — Was 
habe ich gelernt oder an Einſicht gewonnen, wenn ich hoͤre 

oder leſe: dieſe oder jene Nation beſizt tauſend Millionen an 
Grundwerth, oder ſie erzeugt jaͤhrlich um hundert oder zwei— 
hundert Millionen an Natur- oder an Arbeits-Produkten? 
Die gleiche Zahl Laſten z. B. Waizen oder Roggen, welche in 
einem Lande wirklich erzeugt werden oder erzeugt werden können, 
mag nominell in einem ge ldreichen Lande zehn und mehrmal ſo 
viel werth ſeyn als in einem geldarmen und ſo auch der Grund 
und Boden, worauf ſolche Erzeugung ſtatt findet. Fuͤr den Pri— 
vateigenthuͤmer ſolcher Gruͤnde oder Erzeugniſſe (ja ſelbſt 
auch fuͤr den Staat in Bezug auf die Domaine, in ſo fern 
etwa zum Behuf auswärtiger Ausgaben, Schuldenzahlung, 
Subſidien, Kriegfuͤhrung u. ſ. w. ein Theil derſelben verkauft 
wird) hat der hoͤhere Nominal-Werth zugleich auch eine reelle 

Bedeutung, weil der darnach ſich richtende Verkaufs— Preis 

auch auf jeden auswärtigen Geld- oder Waaren-Markt 

gebracht werden kann. Fuͤr die geldreiche Nation aber, in 

ſofern ihr Reichthum zur Deckung ihrer einheimiſchen 
Verzehrung dient, alſo nach dem weitaus groͤßten Theile 
ſeiner Verwendung, ſind in obigem Beiſpiele hundert Millio— 
nen Nominalwerth reell nicht mehr werth als zehn Millionen 
fuͤr die geldarme, weil beide Werth-Summen hier und dort 
das naͤmliche oder gleiche Beduͤrfniß decken. Wir wiederholen 
es: der reelle Werth des Geldes richtet ſich nach der Menge 
von Sachen, welche man dafuͤr haben kann; er iſt alſo ein 
allgemeiner fuͤr diejenigen, welchen dafuͤr alle Maͤrkte der Welt 
offen ſtehen; aber ein blos lokaler für jene, welche an die Vers 
wendung auf beſtimmten Maͤrkten gebunden ſind. Lezteres 
findet bei Nationen faſt durchgängig ſtatt; und daher hat 
bei ihnen weder die Geldſumme, die ſie wirklich beſizen, noch 
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der Geldanſchlag ihrer übrigen Sehen irgend einen klaren 
Sinn oder reelle Bedeutung. 5 

5) Hiezu koͤmmt noch, daß, wenn auch bei dem Einzelnen die 
Sum me des Geldes, welches er in feinem Kaſten hat, 
wirklich und nach deſſen Nominalwerth einen Theil ſeines 
Reichthums bildet, dieſes doch bei der Nation durchaus nicht 


in dem naͤmlichen Maße der Fall iſt. Bei dieſer naͤmlich iſt 


das (im einheimiſchen Verkehr herumlaufende oder uͤberhaupt 
das nicht zu auswaͤrtiger Verwendung beſtimmte) Geld blos 
als Verfehrs- Mittel von Werth, und es hat den hoͤchſten 


erreicht, wenn es dem Beduͤrfniß dieſes Verkehres genügt 


Haͤuft ſich ein mehreres an, ſo kann es ſogar (wie z. B. Blut⸗ 
anhaͤufung im thieriſchen Koͤrper) Stockung veranlaſſen und 
dergeſtallt reell den Reichthum vermindern. Ja, es ver⸗ 
mindert die große Anhaͤufung des Geldes in einem Lande den 
Nationalreichthum, d. h. die Leichtigkeit der Beduͤrfniß-Befrie— 
digung für die Nationalglieder, ſchon mittelſt der dadurch bes 
wirkten Theu rung. Der Geldreichthum des Einzelnen 
vermindert deſſen reellen Reichthum nie; nur der bei den mit 
ihm in Wechſelwirkung Stehenden etwa vorhandene 
kann ſolches thun. Bei der Nation alſo, welche eben aus 
einer Menge in ſolcher Wechſelwirkung Befindlicher 


beſteht, tritt dieſes in Wirklichkeit, und bei ihr iſt alſo der — 


Geldreichthum zum weitaus groͤßten Theil nur nominell, 
uh reell. 
F. 11. 
Von einigen künſtlichen Bezeichnungsarten des National- | 
be oder Einkommens. 


 — 


Ohne Unterſchied, ob man für den Nationalreichthum 
einen Geldanſchlag fuͤr paſſend oder unpaſſeud halte, wird das 
Beduͤrfniß gefuͤhlt, die Summe derjenigen Werthe, welche in 


die verlangte Schaͤzung zu bringen find, mit einem allgemeinen 


Rotteck's Veruunftrechtslehre. IV. 
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und thunlichſt klaren Ausdruck zu bezeichnen. Aber das 

Schwankende des Grundbegriffes vom Nationalreichthum, 
dann auch die Verſchiedenheit der Anſicht uͤber Roh- und 
Rein⸗ Einkommen der Nation erſchwert ſolche Bezeichnung. 
Denn eine andere iſt erforderlich, wenn man zum Vermoͤgen 
oder Einkommen der Nation alles in ihrem Schooße Vorhan⸗ 
dene oder Erzeugte (lezteres nach Abzug der nöthigen 
| Borausla gen) rechnet, und eine andere, wenn man blos 
denjenigen Theil des Vorhandenen oder Erzeugten, welcher 
wirklich oder wenigſtens moͤglicherweiſe der Geſammtheit 
nuͤzlich oder ihren wahren Intereſſen dienend iſt, in 
Rechnung bringt, oder endlich, wenn man nur die Summe 
desjenigen, was, nach Bedeckung des nothwendigen 
Bedarfs aller Einzelnen, noch weiter zur freien Ver⸗ 
fuͤgung uͤbrig bleibt, in Anſchlag nimmt. Auch ſind zweier⸗ 
lei Arten, die beiden leztern Großen — zumal des Einkom⸗ 
mens, wovon in der Regel vorzugsweis die Rede iſt — zu 
berechnen, in Uebung. Die eine naͤmlich ſchaͤzt den Geſammt⸗ 
ertrag des Nationalkapitals oder der in der Nation vorhandenen 
erzeugenden Kräfte, d. h. alſo die S um me der in den jaͤhrlichen 
Natur⸗ und Arbeits-Produkten liegenden Werthe, 
und bringt von der dafuͤr aufgeſtellten Geſammtſumme eine, 
gleichfalls im Allgemeinen berechnete Summe (für Vor⸗ 

auslagen und etwa fuͤr nothwendige Verzehrung) in 
Abzug; die andere unterwirft das reine Einkommen der 
verſchiedenen, an der Erzeugung des Roh-Einkommens der 
Nation Theil nehmenden Volks-Klaſſen der in Frage ſte⸗ 
henden Berechnung, und zieht dann das Ergebniß ſolcher par⸗ 
tikulaͤren Berechnungen in eine Total-S um me zuſammen. 
Von dem zuerſt bemerkten Standpunkt ausgehend iſt die 
in der Schule vorherrſchende Begriffs-Beſtimmung fuͤr das Natio⸗ 
nal⸗Einkommen, wornach daſſelbe gleich ſeyn ſoll dem Ueber⸗ 
ſchuß der (Natur- und) Arbeits-Produktionüber das 
Betriebskapital. Es iſt aber dieſelbe theils unklar, theils 
offenbar unrichtig. Wenn man naͤmlich die Behufs der 
Produktion nöthige Verzehrung (wozu, wie wir ſpaͤ⸗ 
ter zeigen werden, die durch die ganze Nation nothwen⸗ 
dige Verzehrung gehoͤrt) mit zu den Vorauslagen rechnet, ſo 
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genuͤgt es zur Erhaltung des Woflftandes einer  näkton, daß 
Ahr Betriebs- Kapital ſich fortwährend in gleicher Größe ers 
halte; fie bedarf dann gar keines oder doch nur eines fehr 
geringen Ueberſchuſſes. Schlägt man aber die Verzehrung, 
d. h. die Deckungsmittel derſelben, mit zum reinen Einkom— 
men oder reinen Ertrag; ſo macht es im Rechnungsergebniß 
gar keinen Unterſchied, ob man viel verzehre oder wenig; und 
dann hat ja die Erſparniß, welche nach Smith die eigent— 
liche Mutter des Reichthums und auch in der That eine fuͤr 
die Reichthums⸗ Vermehrung ſehr wichtige Quelle iſt, faſt gar 
keine Bedeutung mehr. 

Die von dem zweiten Standpunkt anzuſtellende Schaͤ⸗ 
zung beruht zwar, nach dem, was wir oben (F. 10. Zif. 3.) 
bemerkt haben, auf einer ſehr richtigen Idee, kann aber nie 
mals der Gegenſtand einer wirklichen Berechnung ſeyn. 
Doch dient ſie mit zur Wuͤrdigung aller gewoͤhnlichen 
Berechnungsarten. 

Dagegen hat die von dem dritten Standpunkt aufge⸗ 
nommene Berechnung allerdings auch eine praktiſche wie theo- 
retiſche — obgleich freilich eine ſehr bedenkliche — Bedeutung. 
Sie ſezt das National-Einkommen in den Un terſchied der 
moͤglichen (oder auch wirklichen) Produktion und 
der nothwendigen Verzehrung, und hat daher nicht nur 
auf die moͤglichſt groͤßte Hoͤhe der Abgaben, ſondern auch 
auf die moͤglichſte Verminderung des Genuſſes ihr 


Abſehen. Doch iſt ſie mehr nur im Allgemeinen zur Beſcho⸗ 


nigung raͤuberiſcher Finanzforderungen dienlich, als einer be— 
ſtimmten und mit dem Rechtsgeſez vereinbarlichen Anwendung 
empfaͤnglich. Wenn man naͤmlich, nach irgend welchen Da— 
ten, die Summe der jaͤhrlichen Produktion herausge— 
funden oder beſtimmt hat, und davon ſodann (außer den un— 
mittelbaren Produktionskoſten) die Summe der — etwa 
nach der Volkszahl im Ganzen berechneten — nothwendi— 
gen Verzehrung abzieht; ſo weiß man zwar (vorausgeſezt, 
daß beide Rechnungen richtig ſeyen), wieviel ne ch uͤber die 
zur Deckung ſolcher Verzehrung erforderliche Summe oder 
a tage 5 im Schooße der Nation im Gan— 
5 5 ES 
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zen erzeugt . allein man weiß doch nicht, b n wie 
vielten Theil davon man fuͤr die Geſammtheit in Anſpruch 
nehmen, oder welche Abgaben-Sum me man, ohne die 
weitere Produktion oder die nothwendige Verzehrung dadurch 
zu ſchmaͤlern, erheben koͤnne. Denn man erhebt ja ſolche 
Summe keineswegs unmittelbar aus der Geſammtmaſſe 
der Produktion, ſondern theilweis von den Einzelnen; und 
auch die nothwendige Ver zehrung wird keineswegs im Ganz 
zen und unmittelbar aus jener Geſammtmaſſe beſtritten, ſon⸗ 
dern gleichfalls nur von den Einzelnen Selbſt und blos aus 
ihrem individuellen Einkommen. Nur wenn bei einem Volk 
eine ganz gemeinſchaftliche Wirthſchaft — wie etwa in einer 
patriarchaliſchen Familie — ſtatt faͤnde, koͤnnte man die Summe 
der Produktion und jene des Bedarfs unter einander mit prak⸗ 
tiſcher Bedeutſamkeit vergleichen (und alsdann wuͤrde man 
ſicher die Verzehrungs-Summe nicht von dem Einkom⸗ 
men abſchlagen, ſondern dazu rechnen); nicht aber kann 
ſolches geſchehen, wo nur von einer Sum me ſelbſtſtaͤndiger, 
von einander getrennter Privat-Haushaltungen die 
Rede iſt. In dieſem Falle geben die Totalſummen allein 
durchaus keinen klaren Begriff; denn, je nachdem die Ver— 
theilungsweiſe des Einkommens unter die Nationalglieder 
beſchaffen iſt, kann bei einer großen Summe dennoch ſchwere 
Armuth bei vielen Tauſenden herrſchen und bei einer weit 
kleineren die Wohlhabenheit allgemein oder doch vor⸗ 
herrſchend ſeyn. f \ 

Zudem was heißt das: „nothw endige“ Berhehrung? 
Wer beftimmt ihr M aß? Nach Staͤnden und Klaſſen, nach 
Gewohnheit und Lebensweiſe iſt oft hier nothwendig, was ans 
derswo als uͤberfluͤſſig erſcheint, und angewohnte Beduͤrf⸗ 
niſſe moͤgen gleich dringend als natuͤrliche ſeyn. | | 

Alſo nur bei Privat-Wirthſchaften giebt der Ab⸗ 
zug des Betriebskapitals und der nothwendigen Verzehrung 
einen richtigen Begriff von reinem und zugleich frei verfüg- 
barem Einkommen, bei der nur im Alen be⸗ 
trachteten National-Wirthſchaft aber nicht. Ja, ſelbſt wenn 
man bei allen Einzelnen herumginge und unterſuchte, 
wie groß bei Jedem das Roh- und das Rein- und das nach 
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Beſtreitung der nothwendigen Verzehrung noch erübrigende 
Einkommen ſey, würde, ſobald man das Ergebniß ſolcher Uns 
terſuchung in Geſammtſummen braͤchte, und namentlich 
das frei verfügbare Einkommen aller Einzelnen in eine 
Hauptſumme zuſammen zoͤge, daraus abermal kein richtiges, 
praktiſches Reſultat abzuleiten ſeyn; weil auch hier wieder 
keineswegs die Totalſumme des bei allen Einzelnen zu ſam— 
mengenommen vorhandenen Einkommens, ſondern weit 
mehr die Vertheilungsweiſe deſſelben unter jene Einzels 
nen die Schwierigkeit oder Leichtigkeit der allgemeinen Beduͤrf— 
nißbefriedigung, worin allein das Weſen des Reichthums zu 
erkennen iſt, beſtimmt. Aber ſolche, auf die reelle Groͤße des 
Nationalreichthums fo entſcheidenden Einfluß aͤußernde, Güters 
und Einkommens- Vertheilung laͤßt ſich weder durch eine 
Summe, noch durch irgend ein anderes beſtimmtes Maß 
ausdruͤcken, woraus alſo allein ſchon hervorgeht, daß die be— 
ſtimmte Berechnung des Nationalreichthums eine bare Un— 
moͤglichkeit iſt. 
| Aber mit Verzichtleiſtung auf jede Berechnung oder 
doch abgeſehen davon, ob überhaupt eine wenigſtens an naͤ— 
hernd entſprechende Berechnung moͤglich oder unmoͤglich ſey, 
bleibt die Frage aufzuloͤſen, ob das reine Einkommen der Nas 
tion richtiger nach der Maſſe der in ihrem Schooße alljaͤhrlich 
produzirten Sachen oder Werthe — nach Abzug der Vor— 
auslagen, d. h. der zu deren Erzeugung nothwendigen Unko— 
ſten — oder nach der Summe des von ihren Gliedern bez o— 
genen (reinen) Einkommens zu ſchaͤzen ſey. Die weit— 
aus vorherrſchende, ja faſt allein herrſchende Lehre beſagt das 
Erſte. Wir wagen es, uns fuͤr das Zweite zu erklaͤren. 
Wir verſtehen jedoch darunter keineswegs die ſchon oben 
angefuͤhrte Berechnungsweiſe, welche blos das reine Einkom— 
men der an Erzeugung des Roh-Einkommens der Nation 
Theil nehmenden Volksklaſſen in Anſchlag bringt (weil 
das Ergebniß derſelben mit jenem der den Geſammtwerth der 
Erzeugniſſe Selbſt — nach Abzug der Vorauslagen — zur 
Grundlage nehmenden ſo ziemlich uͤbereintrifft), ſondern jene, 
welche das ſaͤmmtliche (reine) Einkommen aller Staats⸗ 
angehoͤrigen, ohne Unterſchied ob urfprünglich oder abs 
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geleitet, d. h. ob von den an der Erzeugung der Guͤter 
theilnehmenden oder nicht theilnehmenden Perſonen bezogen, 
als das wahre National⸗Einkommen betrachtet. | 

Das Ergebniß dieſer lezten Berechnungsweiſe wird natuͤr— 
lich ſtaͤts ein weit hoͤheres ſeyn, als das aller Andern, weil 
naͤmlich bei ihr dieſelben Produktions-Werthe oder Summen 
mehreremal in Anſaz kommen koͤnnen, waͤhrend man ſie 
ſonſt nur einmal berechnet. Wenn aber z. B. der große 
5 Grundbeſizer oder Fabrikant von ſeinem Rein-Einkommen von 
50 oder 100tauſend Thalern zehn oder zwanzig tauſend Tha— 
ler feinem Kaufmann oder feinen verſchiedenen Handwerksleu⸗ 
ten fuͤr die von denſelben bezogenen Gegenſtaͤnde des Beduͤrf— 
niſſes oder der Luſt bezahlt, ſo gewaͤhrt er dieſen Leuten dadurch 
offenbar ein reines — auch als Theil des Nationaleinfom 
mens von allen dkonomiſtiſchen Rechnern betrachtetes — Ein⸗ 
kommen, beſtehend in dem Ueberſchuß ihres Erloͤſes über die 
Summe der Vorauslagen, nehmen wir in dem befragten Falle 
an z. B. ½ oder ½ deſſelben: warum ſoll nun dieſelbe Sum— 
me, wenn der Reiche ſie ſeinem Secretaͤr, oder ſeinem Leib— 
arzt, oder dem Hofmeiſter ſeiner Kinder, oder den Gliedern 
feiner Kapelle, überhaupt ſolchen Arbeitern (oder ihm uͤber 
haupt nuͤzliche, oder angenehme Dienſte Leiſtenden) bezahlt, 
nicht gleichfalls als Einkommen dieſer Leute (und zwar hier 
nach dem vollen Betrag als Rein-Einkommen, weil die⸗ 
felben keine Vorauslagen zu machen haben) und alſo 
auch als Theil des Nationaleinkommens zu betrachten ſeyn? 
— Hier wie dort iſt der wahre Werth der gelieferten Sachen. 
und der geleiſteten Dienſte fuͤr den Herrn einer und derſelbe 
geweſen, naͤmlich Befriedigung von Beduͤrfniſſen und Geluͤ— 
ſten; und hier wie dort iſt auch die Wirkung der gemachten 
Einkaͤufe und der fuͤr Dienſte geleiſteten Bezahlung fuͤr die 
Empfaͤnger dieſelbe geweſen, naͤmlich Erwerb eines Einkom— 
mens, d. h. von Befriedigungsmitteln der Beduͤrfniſſe. Wars 
um ſoll nun hier dieſes Privat-Einkommen nicht als Theil 
des National-Einkommens gelten, wohl aber dort?? Haͤtte 
der Reiche ſein Geld auf einer Reiſe im Ausland verzehrt, 
alsdann freilich wuͤrde es nur einmal, naͤmlich nur als ſein 
bezogenes Einkommen in Rechnung zu ſezen ſeyn; aber wenn 


71 


er damit einheimiſche Produzenten, Arbeiter oder was ir⸗ 
gend für Dienſtleiſtende bezahlt, fo wird daſſelbe Geld abermal 
und mittelſt des weitern Verkehrs wohl auch zum dritten und 
viertenmal ein wahres Einkommen, fowohl für die Ein⸗ 
zelnen, welche es empfangen, als fuͤr die Nation, welche 
dadurch die Beduͤrfniſſe von Mitgliedern befriedigt ſieht. Zwar 
wird durch ſolchen mittelſt des Verkehrs geſchehenden Erwerb 
oder uͤberhaupt durch das blos abgeleitete Einkommen die 
Ma ſſe der werthhabenden und einer Aecummulation faͤhigen, 
uͤberhaupt materiellen, Dinge nicht vermehrt; wohl aber wird 
dadurch die wirkliche Nuzbarkeit derſelben vervielfacht, indem 
ihr Werth oder das an deſſen Stelle tretende Geld in jeder 
Hand, die es nach einander empfaͤngt, alſo zu wiederholtenma— 
len ein Mittel der Beduͤrfnißbefriedigung iſt. Wenn nun der 
Nationalreichthum in der Menge ſolcher Befriedigungsmittel 
beſteht, ſo muß nothwendig dasjenige Mittel, welches zwei— 
und mehreremal ſolche Verrichtung thut, auch zwei und mehrer 
remal angeſchlagen werden. Aus demſelben Grund aber muß 
auch die zur Produktion materieller Guͤter noͤthige Voraus— 
lage, in ſo fern ſie in Arbeits- oder Dienſt-Lohn irgend einer 
Art beſteht, wenn auch vom Roh-Einkommen des Unter- 
nehmers oder Arbeitsherrn abgezogen, doch zum Total 
des National⸗Rein⸗ Einkommens geſchlagen werden, 
abermals naͤmlich als ein Befriedigungsmittel des Beduͤrfniſſes 


von Nationalgliedern. 


Die Summe des reinen Einkommens aller ein⸗ 
zelnen Nationalglieder wuͤrde hiernach den richtigſten 
Ausdruck des Nationaleinkommens (abgeſehen vom Ertrag der 
Domaine oder des Geſammtgutes) geben. Aber die Aufnahme 
oder zuverlaͤſſige Berechnung deſſelben bei allen Einzelnen iſt 
ſehr ſchwer, und wäre dann erſt noch mancherlei Berichtigun⸗ 
gen beduͤrftig, zumal darum, weil jene Ausgaben des Reichen, 


die nicht von ſeiner Willkuͤr abhaͤngen, wie z. B. Apanagen, 


Wittumsgehalte, ja ſelbſt nach herrſchender Sitte ſtandesge— 
maͤß nothwendige Pracht, theils die Natur von Schulden 
haben, theils der Natur von bloßen Vorauslagen ſich naͤh— 
ren und demnach von ſeinem Rein-Einkommen muͤßten abge— 
zogen werden. Demnach moͤchte man — unbeſchadet der Rich— 
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tigkeit der Idee, welche das Natibnaleinkommen in die Sum⸗ 

me des Einkommens aller Einzelnen ſezt — ſich dazu verſtec- 
hen, daſſelbe in die Summe der jaͤhrlichen Erzeug⸗ 
niſſe zu ſezen, doch, was eine weſentliche Bedingung 
iſt, ohne Abzug der Vorauslagen (mit Ausnahme der 
rein der Produktion willen d. h. ohne Vortheil irgend eines 
Staatsangehoͤrigen verzehrten Stoffe wie z. B. des Saatkorns), 
d. h. daß alſo das Rein-Einkommen der Nation für faſt 
gleichbedeutend mit ihrem Roh-Einkommen geachtet 
wuͤrde. Die für perſoͤnliche Dienſtleiſtungen bezogenen Ge— 
halte wuͤrden freilich, nach dieſer Berechnungsweiſe, keine be— 
beſondere Auffuͤhrung erlangen, doch ſtecken auch ſie groͤßten⸗ 
theils mit in dem, nach der Anzahl und nach der Wohlha⸗ 
benheit der Conſumenten ſich richtenden, Preis (alſo auch 
Werth-⸗Anſaz) der Natur- und der Arbeits-Produkte, und moͤ⸗ 
gen daher — obſchon als Faktoren des Nationaleinkommens 
anerkannt — doch ohne weſentliche Aenderung des Endergeb— 


niſſes ohne beſondern Anſaz bleiben. Jedenfalls empfiehlt ſich 


ſolche Berechnungsweiſe durch eine wenigſtens vergleichungs⸗ 
weis größere Klarheit vor den gewoͤhnlichen kuͤnſtlichern Ber 
rechnungsarten, wie aus den im N $. aufgeſtell⸗ 
ten Sagen hervorgeht. | 
Der Unterſchied zwiſchen unf erer Berechnung und der 
gewoͤhnlich angeſtellten, iſt ganz ungeheuer und laͤßt alſo 
einen Vergleich durchaus nicht zu. Nach Chaptal's (de 
Vindustrie frangaise) Berechnungen z. B. betruͤge das Roh— 
Einkommen Frankreichs ungefaͤhr 2, 955,955,000 fl. und das 
Rein⸗Einkommen blos 704,444,000 fl., ſonach nicht volle 
24 Prozente des erſten. Wir wuͤrden von dem Roh-Einkom— 
men blos das Saatkorn und die uͤbrigen rein zur Produk— 
tion verbrauchten Stoffe abziehen und hiernach das Rein- 
Einkommen etwa auf 95 Prozente des Roh-Einkommens be— 
rechnen. Nach Moreau de Jon ne's (von Rau berichtig— 
ter) Berechnung betraͤgt das Roh-Einkommen Großbritanniens 
etwa 8,552,917,000 Franken, aber das Rein-Einkommen 
(nach der, gleichfalls von Rau berichtigten Berechnung) nur 
1544 ½ Millionen Gulden, folglich nur ungefähr 58. Prozente des 
Roh⸗Einkommens. Es find dieſes aber faſt abgeſchmackte 


U 
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Berechnungen; was ſchon daraus hervorgeht, daß nach denſel— 
ben das aus Steuern abfließende, d. h. aus dem National⸗ 
Einkommen geſchoͤpfte Staats⸗Einkommen faſt die Haͤlfte 
dieſes angeblich reinen National⸗Einkommens verſchlingen und 
demnach das Privat: Eigenthumsrecht l zur Haͤlfte 
zernichten wuͤrde. 


g §. 12. 


Natürlicher Ausdruck des National⸗Reichthums und Einkommens. 


Mit Verlaſſung des, theils zu ganz unrichtigen, theils 
wenigſtens zu praktiſch unfruchtbaren Reſultaten fuͤhrenden, 
Weges der Kuͤnſtelei wollen wir daher auf dem ganz anſpruch— 
loſen natürlichen Weg den Inhalt und die Groͤße des 
National-Reichthums und Einkommens, ſo weit ſie uͤberhaupt 
beſtimmbar ſind, zu verdeutlichen ſuchen. 

Das National-Vermoͤgen iſt die Summe des ge 
ſammten Beſizes der Geſellſchaft und der Einzelnen. 

National⸗Einkommen iſt die Summe des jaͤhrlich 
zu ſolchem Beſize Hinzukommenden; e 
jene des jahrlich davon Abgehenden. 

National⸗Reichthum iſt die Idee des großen Be⸗ 
ſizthums oder des großen Einkommens. | 

Die Nation beſizt zuvoͤrderſt ihr Gebiet oder ihren Bor 
den nach ſeinem, theils natuͤrlichen, theils durch die Arbeit 
der Geſchlechter hineingelegten oder geſteigerten kuͤnſtlichen 
Werth, ſodann überhaupt alles in ihrem Schooße befindliche 
fixe und umlaufende Kapital, uͤberhaupt Alles, was 
ſie und ihre Glieder wirklich haben, ja auch dieſe ihre Glie— 
der Sel bſt als lebendige Kraͤfte und als Produzirende. Von 
einer beſtimmten Schaͤzung dieſes Beſizthums, zumal 
von einem Zuſammenziehen in eine Summe kann hier 
niemals die Rede ſeyn, ſchon wegen der Ungleichartigkeit der 
Faktoren und aus den uͤbrigen, fruͤher angefuͤhrten, Gruͤnden. 
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Uebrigens iſt klar, daß, wenn eine Summe gezogen, oder ER 


all eine wenigſtens annaͤhrende Schaͤzung verſucht werden ſollte, a 


die Wechſel-Forderungen und Schuldigfeiten im 
Schooße der Nation ſelbſt ganz außer Rechnung bleiben 
muͤßen, weil fie immer hier E und dort —, für die Nation 


alſo beides zugleich, d. h. So find. Was aber die Forderungen 


an das Ausland betrifft, fo find dieſelben, wenn die Schul— 
digkeiten an das Ausland davon abgezogen werden, ein reines 
z ſo wie entgegen ſolche Schuldigkeiten ein reines — nach 
dem Betrag, in welchem ſie die Forderungen uͤberſteigen. 

Das Einkommen der Nation (d. h. das Staats⸗Ein⸗ 
kommen im engern Sinne, naͤmlich das von der Domaine 
abfließende und das Einkommen der National-Glieder z u—⸗ 
ſamengenommenz) beſteht — wie wir im vorigen H. dar⸗ 
zuthun ſuchten — was den lezten Faktor betrifft ganz eigent⸗ 
lich und einfach in der Summe des Rein⸗Einkommens 
aller Einzelnen. Will man jedoch mehr die jeweils er— 


zeugte Guͤter-Maſſe ſchaͤzen als die daraus für die Beduͤrf⸗ 


niß⸗ Befriedigung entſtandene Wirkung, ſo muß man 


ſagen, es beſtehe: a) in dem Roh⸗-Ertrag ſaͤmmtlicher Gründe 
ohne Unterſchied ob der Geſammtheit (d. h. dem Staat) 
oder Einzelnen angehoͤrig, alſo in der Summe der im Lande 
zu gewinnenden Natur -Produkte. b) in dem Ueberſchuß 


des Werthes der Arbeits-Produkte uͤber den Werth des 
Stoffes, woraus ſie erzeugt, oder welche behufs ſolcher Erzeug⸗ 
ung verbraucht worden find, abermal ohne Unterſchied, ob 
auf Rechnung des Staates oder der Einzelnen die Ar⸗ 
beiten vollbracht oder die Erzeugniſſe geſchaffen wurden, und 
eben ſo ohne Unterſchied, ob dieſelben blos dem Zweck der rei— 
nen Verzehrung (d. h. irgend einer Beduͤrfniß-Befrie— 
dig ung oder eines Genuſſes) oder aber jenem der weitern 
Produktion zu dienen beſtimmt ſind. 

In dieſen beiden Faktoren iſt das geſammte Einkom- 
men der Nation enthalten. Die dritte Einkommensquelle, 


* 


jo ergiebig fie überall für die Einzelnen fließt, naͤmlich der 


Verkehr oder der Verkehrs-Gewinn braucht dann bei dieſer 
Berechnungsart nicht beſonders aufgefuͤhrt zu werden. Denn 
in der Natur-Produktion ſteckt nicht nur die Landrente 
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fuͤr den Eigenthümer, ſondern auch der Arbeitslohn fuͤr 
den Pflanzer und Handwerker, und der Kapital⸗Zins 
für den Gläubiger, und eben fo iſt in dem Werthe der In— 
duſtrie⸗-Produktionen Zins, Arbeitslohn und Tauſch⸗ 
gewinn, in jenen beiden Haupt⸗Faktoren alſo überhaupt alles 
Andere — mit Ausſchluß blos des rein perſoͤnlichen Dienſt— 
llohnes, ſchon mit enthalten. Freilich bewirkt oder veranlaßt 

der lebhafte Verkehr eine vermehrte Produktion und einen 
hoͤhern Preis oder Geldwerth der Produkte: aber wenn die 
Summe der Natur⸗Erzeugniſſe und Arbeits-Produkte, gewerthet 
nach ihrem hoͤchſten Werth, d. h. nach dem fuͤr den Ver⸗ 
zehrer ſtatt findenden, gezogen iſt, ſo hat man auch den Ver⸗ 
kehrsgewinn und ſelbſt auch den rein perſoͤnlichen Dienſt⸗ 
Lohn (in ſo fern derſelbe durch Vermehrung der bezahlenden 
Verzehrer zur Erhöhung der Waaren-Preiſe beiträgt) wenig⸗ 
ſtens großentheils mit in die Rechnung genommen. Blos 
der von außen bezogene Verkehrs-Gewinn gehoͤrt dann noch 
als beſonderer Faktor in ſolche Rechnung, namentlich der von 
auſſen kommende Arbeitslohn und die von eben dorther 
fließenden Zinſe. Vom Handels- oder eigentlichen Tauſch⸗ 
Gewinn aber ſteckt der groͤßere Theil gleichfalls bereits in dem 
für die ausgeführten Natur- und Kunſtprodukte angefezten 
hoͤchſten Geldwerthe, als deſſen Vorſtellung nicht blos das das 
fuͤr erhaltene Geld, ſondern auch der eingefuͤhrte Waaren— 
Werth gilt ), nur daß freilich gar oft ſolcher Werth für 


Der durch den auswärtigen Handel gemachte Gewinn 
befteht eigentlich in dem Ueberfhuß des Werthes der Ein⸗ 
fuhr (an Waaren und Geld) über jenen der Ausfuhr (gleichfalls an 
Waaren und Geld). Der Kaufmann bezieht ihn theils als A r— 
beitslohn, theils als Kapitalzins, theils als Unt ernehm— 

ungsgewin n. Aber der dadurch der Nation zufließende Vor- 
theil hängt allernächſt davon ab, ob dem Kaufmann die aus wärti⸗ 
gen oder die einheimiſchen Verzehrer jenen Gewinn bezahlen 
und, wenn oder in ſo fern es die lezten ſind, von dem Verhältniß 
des reellen Werthes der Einfuhr (für die Nation, nicht blos 
für die einzelnen Verzehrer) zum nominellen, d. h. zu 
dem dafür in der Schäzung angeſezten Preis. Es iſt klar, 
daß, fo richtig dieſe Vorſtellungen find, doch ein Aus druck 
des hiernach zu ſchäzenden Handelsgewinns in Zahlen (behufs der 
Aufführung in der Berechnung des Nation alEinkommens) zu den 
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die Nation als Befammtfeit ein weit geringerer ik, als für 
Die Einzelnen, die damit blos ihre perſoͤnlichen Geluͤſte befrie⸗ 
digen, ja, daß ſogar oftmals durch ſolche Anſchaffungen der 
kuͤnftigen Produktion alſo auch dem kuͤnftigen Einkommen 
der Nation ein empfindlicher Nachtheil verurſacht wird. Auf 
das Einkommen des laufenden Jahres hat jedoch dieſer Um⸗ 
ſtand keinen Einfluß oder Ruͤckwirkung; der Nachtheil iſt blos 
die Folge der fo beſchaffenen Verwendungsart eines bereits 
be ogenen Einkommens oder überhaupt eines Beſizthums, und 
er macht ſich wohl ſpaͤterhin fuͤhlbar, erſcheint aber nicht in 
Rechnung. So vielfach verſchieden iſt die fuͤr die Natio— 
nal-⸗Wirthſchaft anwendbare Wee e von jener 1 die 
Privat-Wirthſchaft. 

Des Hanptunterſchied aber zeigt ſich insbeſondere bei der 
Berechnung des reinen Einkommens, d. h. bei der Re⸗ 
duzirung des Roh-Einkommens auf ein reines. 
Alle zum Behuf der Produktion nothwendigen Worausla— 
gen hat der Einzelne von feinen Roh-Einkommen abzuzie 
hen, um es zum reinen zu machen. Die Nation dagegen 
hat diejenigen Vorauslagen, welche ihren eigenen Glie— 
dern zum Guten kommen, als Arbeitslohn oder Verpflegung 
der Arbeiter, Kapitalzinſe, Pachtſchillinge u. ſ. w. zu den 
eigentlichen Ausgaben d. h. zu den Beſtreitungsmitteln 
ihrer Verzehrung, mithin nicht zu bloßen Vorauslagen 


Un möglichkeiten gehört. Rechnet man übrigens die Einfuhr 
zum Einkommen, ſo muß man natürlich die Ausfuhr als Aus 
gabe (oder Vorauslage) betrachten, was den diametralen Gegenfaz 
zum Merkantil⸗Syſtem bildet und dabei doch, wenn die Rech— 
nung vollſtändig ſeyn ſoll, eine genaue Ziehung der Geld: 
Bilanz vorausſezt, und hiedurch (wenn dieſe auch möglich wäre, 
was fie aber nicht iſt) zu noch weitern Unklarheiten, ja Selbſt— 
widerſprüchen führt. Auch der auswärtige Handels-Gewinn 
alſo macht ſich zwar in feinen ſegensreichen Wirkungen höchſt. 
fühlbar; iſt aber (mit Ausnahme etwa der bloßen Durchfuhr oder 
Wiederausfuhr) irgend einer auch nur annährend klaren Berech— 
nung durchaus unempfänglich; es ſey denn, man ſeze das National: 
Einkommen in die Summe des Einkommens aller Einzelnen, 
in welchem Fall auch jeder von dieſen gemachte Handelsgewinn 
mit in die Rechnung zu bringen iſt. | 
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zu rechnen; und es bilden dieſelben in ſo fern ihr Werth in 
jenem der Natur- oder Arbeits-Produkte ſich wieder erneuert, 
einen blos durchlaufenden d. h. gleichmaͤßig in der Rein⸗ 
Einnahme wie in der Rein-Ausgabe aufzuführenden 
Poſten. Nur was, ohne zugleich Jemanden zu gute zu Fon 
men, ausſchließend fuͤr die Produktion verb raucht oder zer⸗ 
ſtoͤrt wird, iſt Vorauslage in der Rechnung der Nation. 
So z. B. das Saatkorn, die Feuerungsſtoffe in den 
Fabriken und Maſchinerien, ebenſo die Abnuͤzung des der Pro— 
duktion dienenden fixen (3. B. in Gewerbseinrichtungen bes 
ſtehenden) Kapitales, oder vielmehr die Unter haltung 
oder Erneuerung deſſelben — (die Unterhaltung der 
Wohngebaͤude dagegen gehoͤrt zur eigentlichen oder Rein— 
Ausgabe, denn die Abnuͤzung derſelben tft Verzehrung); 
dann auch die an's Ausland zu bezahlenden Vorauslagen an 
Arbeitslohn, Zinſen oder Stoffpreiſen, in der Regel lauter ge— 
ringfuͤgige Poſten, verglichen mit der zugleich zur Deckung der 
Verzehrung von Nationalgliedern dienenden Vorauslagen. 
Hiernach iſt in der National- Wirthſchaftsrechnung das 
Rein⸗Einkommen dem Roh-Einkommen beinahe gleich, d. h. 
nur um ein Geringes kleiner *), weil weitaus die mei— 
ſten Vorauslagen des einzelnen Produzenten ſolches fuͤr die 
Nation nicht ſind, ſondern nur ſelbſteigene (d. h. ihrer eigenen 
Glieder) Verzehrung. 
Worin Haltet nun die eigentliche oder Rein— Ausgabe 


8 der Nation? In Allem, was von ihrem Beſizſtande abgeht, 


ohne blos Vorauslage zu ſeyn, alſo in Allem, was ſie 
verzehrt oder verliert. Sonach a) in der geſammten 
Verzehrung ihrer Glieder, ohne Unterſchied ob not h- 
wendig oder lururidg, auch ohne Unterſchied ob die Ver- 


*) Mit dieſer Anſicht ſtehen freilich die gewöhnlichen Be— 
rechnungsweiſen im grellſten Widerſpruch, wie z. B. Rau (Volks⸗ 
wirthſch. §. 247) nach Chaptals Angaben berechnet, daß das 
Rein⸗Einkommen Frankreichs nur 23 ½ Prozente feines Ro de 
Einkommens betrage! Dahin muß man aber nothwendig gelangen, 
wenn man das Rein⸗Kinkommen der Nation in nichts anderes 
ſezt als in den, den produzirenden Klaſſen N: Rein⸗Ertrag 
ihrer Gewerbe. | 
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zehrenden zugleich enten fi nd oder nicht; denn vers 
zehrend ſind ſie jedenfalls, und jede eigene Verzehrung iſt Aus— 
gabe. b) In dem Natural-⸗Verbrauch des Staates 
(3. B. an Kriegsvorraͤthen, an Material zur Unterhaltung von 
Gebäuden, Heerſtraßen, u. ſ. w.) c) In den in's Ausland 
gehenden Werthen (ſeyen dieſelben Geld oder Waaren, und 
ohne Unterſchied ob von Seite des Staates oder der Einzelnen 
und aus was immer fuͤr einem Titel dahin gebracht) in ſo 
fern nicht dafür eine entſprechende Vergütung — ſey es an 
Gegenſtaͤnden der Verzehrung oder der Reproduktion aus eben 
dem Auslande eingeht. d) Hiezu kommen noch die Ver— 
luſte oder Zerſtoͤrungen, die, aus was immer für Gruͤnden 
herruͤhrend, das Beſizthum (d. h. alſo das, ſey es fixe oder 
umlaufende, ſey es Verbrauchs- oder Produktions⸗ 
Kapital) der Nation (alſo entweder der Ge fame oder | 
der Einzelnen) vermindern, 
Die Ro h⸗Ausgabe der Nation enthält neben allen dieſen 
Poſten noch die Summe der Produktions-Vorauslagen, 
nach dem beſchraͤnkten Begriffe, welchen wir oben, bei der Un— 
terfcheidung des Roh-Einkommens von dem Rein-Einkom⸗ 
men, dafuͤr aufgeſtellt haben. (Jedenfalls aber muß, wenn 
man die Einfuhr zum Einkommen rechnet, die derſelben 
entſprechende oder ſie bedingende Ausfuhr als NC 
in Anſaz, d. h. in Abzug, gebracht werden.) | 
Der Geld⸗Verbrauch des Staates, wenn er im Inland 
ſtatt findet, iſt eben ſo wenig in die Summe der National⸗ 
Ausgaben aufzunehmen, als der Geldverbrauch der Einzel— 
nen. Denn durch ſolche bloße Gel d-Ausgaben wird das 
National-Beſizthum durchaus nicht vermindert. Das Geld 
hat eben dabei (wie bei einem Tauſch die Sache) blos den 
individuellen Beſizer gewechſelt; aber im Beſize der 
Nation iſt es verblieben. Freilich kann, je nachdem 
dieſes Geld auf einem oder dem andern Weg — namentlich 
auf jenem eines guten oder eines fehlerhaften oder uͤberſpannten 
Steuerſyſtems — in die Staatskaſſen gelangte, und je nach— 
dem ſeine inlaͤndiſche Verwendung eine fruchtbringende oder 
eine unfruchtbare, vielleicht gar eine ſchaͤdliche geweſen, in der 
Folge daraus eine Vermehrung oder Verminderung der Pro— 
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duktion oder der produktiven Kraͤfte hervorgehen: aber alsdann 


zeigt ſich ſolches Ergebniß in der Rechnung der folgenden 
Jahre. In jener des laufenden kann es ſo wenig erſchei— 
nen als jeder andere e Verkehrs-Gewinn oder 
Verluſt. N 5 | 
Auch die Sau gehört, in Bezug auf die lau: 
fende National⸗ Wirthſchaftsrechnung, keineswegs unter die 


Ausgabe⸗Rubrik; denn fie iſt — wie jeder im Wege des Ver— 


kehrs ſtatt hend Beſiz-Wechſel — eben fo gut Einnahme 


(naͤmlich für die Staatskaſſe) als Au sgabe (gnaͤmlich für 


— 


die Steuernden), im Grund alſo keines von beiden, ſondern, 
weil T. und — zugleich, an und für ſich eine bloße 0. Nur 
dann, wenn man die Nation oder die Summe der Staatsar⸗ 
gehörigen dem Staate Selbſt entgegenſezt, erſcheint die 
Steuerzahlung als wahre Ausgabe oder unmittelbarer Verluſt. 
Aber dieſe Entgegenſezung — wiewohl mit Andern auch Say 
darauf mehrere ſeiner Lehren baut — iſt unhaltbar und blos 
zu Begriffsverwirrungen fuͤhrend; auch unnoͤthig zur Be— 


gruͤndung der Forderung eines guten, insbeſondere thunlichſt 


gemäßigten Steuerſyſtems, weil dieſelbe ſchon vom Stand— 
punkt des Rechtes und der Wirthſchaft der Einzelnen erho— 
ben werden kann, und weil die Nachtheile, welche aus allzu hohen 


Steuern auch der Geſammtheit zufließen, ſehr wohl erkannt 


und gewürdigt werden koͤnnen, ohne daß man für dieſe Ges 
ſammtheit eine beſondere Rechnung gegenuͤber dem Staate 
fuͤhre. Wohl kann der Staat eine ſolche beſondere Rechnung 
fuͤr Sich, alſo getrennt von der allgemeinen National-Wirth— 
ſchaftsrechnung fuͤhren; aber das Ergebniß derſelben bleibt 
gleichwohl ein Theil dieſer lezten, und dieſe ſchließt die 
erſtere in ſich, weil ja der Staat mit Allem, was er hat, 
erwirbt oder ausgiebt und einbüßt, ein Beſizthum der Nation iſt. 

Wenn man die Jahres-Ausgabe und Einnahme der Nation 


mit einander vergleicht, (in ſo fern naͤmlich eine wenigſtens 


annaͤhrend richtige Schaͤzung beider gemacht werden kann); 
ſo wird ſich auf einer oder der andern Seite ein Ueberſchuß 
herausſtellen (oder, wenn man auch, wegen Mangelhaftigkeit der 
Daten, auf eine zuverlaͤßige Berechnung und Vergleichung verzich— 
ten muß, ſo wird gleichwohl ein ſolcher Ueberſchuß in der That 


— 
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vorhanden ſeyn), d. h. alſo, es wird ſich eine Vermoͤgens⸗ 
Zunahme oder Abnahme ergeben, welche, wenn fie bedeu⸗ 
ten d, und zumal wenn fie längere Zeit hindurch ſich wied er⸗ 
holend iſt, wenn auch nicht in beſtimmter Rechnung doch in 
andern unzweifelhaften Erſcheinungen ſich gar wohl bemerklich und 
fühlbar machen wird. Der Ueberſchuß des Einkommens 
oder die Vermögens unahme wird verwendet werden theils 
zur Vermehrung des Verb rauch-Vorraths, theils zu jener 
des fixen oder des umlaufenden Kapitales. Durch 
erſtcres wird den Beduͤrfniſſen oder Geluͤſten eine voll⸗ 
ſtaͤndigere Befriedigung unmittelbar dargeboten, durch lezteres 
die kuͤnftige Produktion befordert, und. dergeftalt. mittelbar 
diefelbe Wirkung hervorgebracht. Denn eine fortwaͤhrend ge⸗ 
ſteigerte Produktion ohne gleichmäßige Vermehrung des Ge⸗ 
nußes, d. h. der Conſumtion iſt — weil zugleich unvernünftig 
und unnatuͤrlich — kaum gedenkbar. Der Ueberſchuß der 
Ausgabe, d. h. die Vermoͤgens-Ab nahme ſwird gleichfalls 
entweder durch Verminderung des Verbrauch— Vorraths 
oder durch jene des produktiven Kapitals fi kund 
thun. Die erſte mag durch Sparſamkeit unſchaͤdlich ges 
macht werden; die zweite fuͤhrt zu weiterer Einkommens⸗ 
Verringerung und Vermoͤgens⸗Abnahme, welche zwar bei einer 
durch fruͤher angehaͤufte Erſparniß bereits reichen Nation 
eine Zeitlang fortdauern kann, ohne druͤckende Armuth hervor— 
zubringen, bei einer nur maͤßig wohlhabenden oder bereits 
duͤrftigen aber den Nothſtand in ſchnell eee en 
vermehrt. 
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Dritter 5 


Von den drei Hauptfgftemen. der Rationalöfonomie | 


$. 13. 


Einleitung. 


Durch die bisher erlaͤuterten Vorbegriffe werden wir in 
Stand geſezt, die drei nationaloͤkonomiſtiſchen Haupt⸗ 
ſyſte me, welche fett Entſtehung dieſer Wiſſenſchaft nach einan⸗ 
der in der Schule herrſchten, oder wenigſtens vorherrſchten, 
zu verſtehen und zu wuͤrdigen. Sie ſind: 4) Das ſogenannte 
Merkantil⸗Syſtem, 2) das phyſiokratiſche Syſtem, 
3) das gewoͤhnlich von Adam Smith, ſeinem beruͤhmten Urhe— 
ber, benannte, welches man auch das In duſtrie-Syſtem heißt. 
Die beiden erſten derſelben ſind zwar in der Schule veraltet; 
doch bleiben ſie fuͤr die Geſchichte der Wiſſenſchaft 
hoͤchſt merkwuͤrdig, und das erſte behauptet dabei, troz ſeiner 
Verbannung aus der Schule, noch immer einen ſehr maͤchtigen 

Einfluß auf die Praxis. Das Smith'ſche Syſtem dagegen, 
welchem in den Hauptzuͤgen die meiſten der neuen und neueſten 
Lehrer ſich anſchließen, hat die ihm vor allen gebuͤhrende prak— 
tiſche Anerkennung von Seite der e und Finanz⸗ 
maͤnner noch nicht genuͤgend erhalten. 

Uebrigens wird ſeit dem Aufkommen der Smith'ſchen 
Lehre der Stab vielfältig zu unbedingt uͤber die beiden andern 
Syſteme gebrochen, Adam Smith dagegen, mitunter mit glei— 
cher Uebertreibung, faſt bis zur Vergoͤtterung geprieſen. Der 
unbefangene Forſcher wird auch im Smith'ſchen Syſteme nicht 
unbedeutende Maͤngel und Irrthuͤmer und in den beiden andern 


Syſtemen, neben allerdings großen Verkehrtheiten, auch manche 
Rottek's Vernunftrechtslehre. IV. 5 6 
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e wi hoͤchſt ht Wahrheit erkennen. Er 
wird zugleich einige gemeinſchaftliche Fehler bei allen 
dreien entdecken, insbeſondere eine Un beſtimmtheit, zum 
Theil ein verwirrendes Schwanken des von ihnen aufgeſtell⸗ 
ten Begriffes vom Nationalreichthum, ſodann die fruchtloſen 
Verſuche, zu kalkuliren, was keinem Kalkul ſich unterwerfen 
laͤßt, und zumal die Geneigtheit, die Groͤße des uͤberhaupt 
berechneten National-Einkommens als maßgebend fuͤr die 
mogliche Steuerhoͤhe zu betrachten, ohne genuͤgſame Ruͤck⸗ 
ſicht auf die Art der Vermoͤgens-Vertheilung, endlich einen 
Syſtemg eiſt, welcher nothwendig zur Einſeitigkeit führt, nam: 
lich durch ausſchließliche Behauptung einer alleinigen Idee, 
oder einiger weniger Hauptideen, wornach dann alles Andere 
ſich fügen und richten ſoll, und neben oder außer welchen nir— 
gend mehr Wahrheit zu finden ſey. Uebrigens trifft dieſcr 
Tadel freilich weit mehr die beiden aͤlteren, als das Smith'ſche 
Syſtem; doch auch das lezte, obſchon weitaus das vorzuͤglichſte, 
iſt von den bemerkten Maͤngeln nicht voͤllig frei. 

Der Zweck dieſes Buches erheiſcht wenigſtens eine kurze 
Darſtellung und Beurtheilung der drei Syſteme, obſchon wir 
fie bereits characteriſirt finden in den meiſten neueren Lehrbüs 
chern uͤber Nationaloͤkonomie. Dasjenige, was wir ſolcher 
Characteriſirung noch vom eigenen Standpunkt beizufuͤgen 
haben, wird dann zugleich zur noͤthigen Vervollſtaͤndigung 
unſerer im vorigen Abſchnitt blos ſummariſch vorgetragenen 
Lehren vom ee dienen. 1. 


§. 14. 
Das Merkantil⸗Syſtem. 


— 


Dieſes, gewoͤhnlich dem gefeierten Miniſter Ludwigs XIV. 
Colbert ( 1685) zugeſchriebene, und auch wirklich von dem⸗ 
ſelben ganz vorzuͤglich zu Ehren gebrachte, doch auch ſchon 
vor ihm in und außerhalb Frankreich wenigſtens zum Theil in 


. 


J 


Ausübung geſtandene Syſtem, deſſen dann ſpaͤter die Schule) 
ſich bemaͤchtigte, um es auch wiſſenſchaftlich zu begruͤnden und 


zu vervollftändigen, ruht ungefaͤhr auf nachſtehenden Ideen 


oder Hauptſaͤzen: 1) Geld fi der einzige oder doch der vor: 
zuͤglichſte Reichthum, für die Nationen oder Staaten ſowohl, 
als fuͤr die Einzelnen; 2) daher iſt Reichthums-Zunahme oder 
Abnahme bei Privaten und beim Staat ſtaͤts im Verhaͤltniß 
ſtehend oder gleichlaufend mit Geld-Erwerb oder Geld-Verluſt; 
3) der Staat alſo, wenn er reich und dadurch mächtig und 
gluͤcklich ſeyn will, ſoll ganz vorzuͤglich darnach ſtreben, Gel d 
fuͤr ſich ſelbſt und fuͤr die Nation zu erhalten. 4) Die Haupt⸗ 
quelle des Nationalreichthums iſt (neben den einheimiſchen 


Bergwerken, welche edle Metalle liefern, was aber nur in ein⸗ 


zelnen Staaten in bedeutendem Umfang der Fall iſt) der aͤußere 
Handel. Der ein heimiſche Verkehr, da er das Geld blos 


aus der Hand des einen Staats-Angehoͤrigen in die Hand 


eines andern bringt, giebt an und für ſich dem Nationalreich— 
thum keinen Zuwachs. Auch der Landbau, da er in der 
Regel vergleichungsweis nur wenigere Ausfuhr-Artikel liefert, 


ift für den Reichthum weit minder fruchtbringend, als die in- 


duſtrielle Produktion und der, ganz vorzuͤglich mit der 


Ausfuhr von Manuufaktur- oder überhaupt Induſtrie-Produkten 
ſich beſchaͤftigende, auswärtige Handel; und die einheimi⸗ 


ſche Erzeugung iſt fuͤr den Reichthum nur dadurch wirkſam, 
daß ſie den Stoff der Ausfuhr darbietet, und zugleich, weil 


9) Schon vor Colbert hat J. Bodinus (la republique 1577.) 
auch Th. Mun (defence 01 foreign trade um 1640) merkanti⸗ 
liſtiſche Lehren aufgeſtellt. Später iſt eine ganze Reihe von eifrigen 
Vertheidigern des Syſtems aufgetreten, als Davenant (political 
and commercial works 4699. ff.) Horneck (Oeſtreich über Alles 


1707.) Fortbonnais (Elemens du commerce 4760) v. Juſti 


(Staats wirthſchaft 1758) Bielefeld ( institutians politiques 
1760) J. Steward (inquiry into the principles of political 
oeconomy 1767.) auch Melon, Genoveſi, Büſch, Belloni 


u. m. a. und zu unſerer Zeit noch Ferrier (du gouvernement 


consideré dans ses rapports avec le commerce, Par. 1805.) 
ja allerneueſt noch verſchiedene Staatsredner zumal in den fran zöoͤ⸗ 
ſiſchen Kammern. 
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das Beduͤrfniß der Verzehrer deckend, die Einfuhr von außen un⸗ 
noͤthig oder entbehrlich macht. 5) Aber der aͤußere Handel, fo 
wohlthaͤtig und bereichernd er wirkt, wenn er Aus fuhrhandel 
iſt, alſo der Nation fremdes Geld für Waaren verſchafft, fo nach⸗ 
theilig wird er fuͤr ſie, wenn ſie dabei ihr Geld hinausgiebt 
ſuͤr fremde Waaren, d. h. wenn die Einfuhr die Ausfuhr 
an Geldwerth überwiegt. Thunlichſte Vermehrung der 
Ausfuhr und Beſchraͤnkung der Einfuhr iſt alſo das 
oberſte Prinzip der Handelsleitung. Denn 6) bei der 
unermeßlichen Wichtigkeit des Handels, zumal des aͤußern, 
fuͤr den Nationalreichthum und die Nationalkraft, kann und 
darf derſelbe nicht ſich Selbſt uͤberlaſſen werden, d. h. nicht 
ohne Leitung von Seite der Staatsgewalt bleiben. Dieſe 1 
walt allein, vermoͤg ihrer hoͤheren Einſicht und ihres, die Ver⸗ 
haͤltniſſe vom allgemeinen Standpunkt wuͤrdigenden Inte— 
reſſe's iſt allein geeignet, den Beſchaͤftigungen und Spekulatio— 
nen der Einzelnen die fuͤr das Geſammtwohl beſſere Richtung 
zu geben und den wo immer her kommenden nachtheiligen 
Einwirkungen zu ſteuern. Sie wird daher zum Behuf jener 
Zweckerreichung a) die Erzeugung von Artikeln der Aus— 
fuhr nach Kraͤften befoͤrdern, zumal die Fabrikation, 
welche den Naturprodukten oft einen hundert und tauſendfach 
erhoͤhten Werth verleiht, ermuntern, ſchuͤzen, und ſoviel moͤglich 
emporbringen, und zwar die verſchiedenen Arten derſelben ſtaͤts 
in dem Verhaͤltniß ihrer Tauglichkeit zur Verſchaffung eines 
großen Geldgewinns. Dagegen wird ſie b) den fremden Waaren, 
ſo viel thunlich, die einheimiſchen Maͤrkte verſchließen, mithin 
die Einfuhr derſelben erſchweren oder ihren Abſaz kuͤnſtlich 
hemmen, eben ſo c) den eigenen Produzenten oder Kaufleuten 
gegen dritte Konkurrenten auf fremden Maͤrkten eifrigſt Vor— 
ſchub leiſten. Sie wird d) um zu ſolchem Ziel zu gelangen 
theils zwangloſe Mittel, als Zollprivilegien, Ruͤckzoͤlle, 
Ausfuhrpraͤmien, und d. gl. anwenden, vorzugsweis aber 
durch wirklichen Zwang, durch ſtrenge Zohl- und Mauth⸗ 
anſtalten oder foͤrmliches Einfuhrs- oder Verbrauchs-Ver⸗ 
bot den wirkſamen Krieg gegen alle fremde Induſtrie und! 
Handel fuͤhren. Alle Einfuhr wird mit Zoͤllen belegt werden, 
und zwar mit ſteigend höheren, in dem Verhaͤltniß als die 


Maare bereits verarbeitet, demnach nicht mehr zur weitern 
Verarbeitung in den einheimiſchen Fabriken geeignet iſt. Die 
Einfuhr roher Stoffe, an welchen die einheimiſche Fabrikation 
etwa Mangel leidet, wird ſich dagegen einiger Gunſt erfreuen. 
Umgekehrt wird die Ausfuhr von bereits verarbeiteten Gegen— 
ſtänden mit ſehr geringem oder gar keinem Zoll belegt werden, 
jene der rohen Stoffe aber mit bedeutend hoͤherem. Es wird 
den einheimiſchen Fabrikanten durch gewaͤhrte Monopole und 
Propole, ſelbſt auf Unkoſten ganzer Klaſſen von Ur— Produzen⸗ 
ten uud von Conſumenteu, eine ermunternde Gunſt erwieſen 
und die Wirkſamkeit von allem dem durch ſtrenge Mauth- und 
einheimiſche Aufſichts-Anſtalten geſichert werden. Ueberhaupt 
wird man gegen andere Nationen in dem Geiſte eines einzelnen 
Fabrikanten oder Handelsmanns gegenuͤber ſeinen Gewerbs-Kon— 
kurrenten oder Handelsrivalen verfahren, und daher zum Schirm 


der eigenen Intereſſen einen fortwaͤhrenden Krieg gegen alle 


fuͤhren, von der Idee ausgehend, daß die eigene Bereicherung 
nur auf Unkoſten der uͤbrigen Nationen, mit welchen eine 
Wechſelwirkung ſtatt findet, geſchehen koͤnne, und daß im Ge— 
gentheil die Bereicherung der uͤbrigen ein Ungluͤck fuͤr uns Selbſt 
ſey. 7) Zur Prüfung des Erfolgs ſolcher Maßregeln, uͤber— 


haupt zur Erlangung einer deutlichen Erkenntniß von dem 


Vortheil oder Nachtheil unſeres Handelsverkehrs, alſo von der 
Zunahme oder Abnahme unſeres Nationalreichthums wird eine 
ſorgfaͤltig berechnete Handels-Bilanz (gezogen aus Zoll— 
und Mauthregiſtern und mancherlei anderen Aufzeichnungen, 
Tabellen und amtlich gefertigten Notizen-Sammlungen) den 


Werth d. h. den Geldpreis der ſtatt gehabten Ausfuhr und 


Einfuhr mit einander vergleichen und, je nach dem Ergebniß 
ſolcher Vergleichung, als Probe des Fortſchritts oder Ruͤck— 
ſchritts, als Gegenſtand der Beruhigung oder der Warnung 
aufgeſtellt werden. 8) Endlich wird auch der Staat Sich 
Selbſt, d. h. die Regierung reich zu machen ſuchen durch 
emſige Vermehrung der oͤffentlichen Einkuͤnfte 
mittelſt moͤglichſt hoher und vervielfaͤltigter Steuern, eingetrie— 
ben von Allen, die Geld haben oder wo irgend her Ic) welches 
zu verſchaffen im Stande ſind. 
Dieſes, durch ſeine unmittelbaren Reſultate ſich der Be— 
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gierlichkeit der G en cer 1 Syſtem iſt in der 1 
Schule laͤngſt den gemeinſchaftlichen Angriffen der Phyſio⸗ 
kraten und der Anhänger Adam Smiths voͤllig erlegen; 
und in der That in den grellen Zuͤgen, in welche ſeine eifrig⸗ 
ſten Vertheidiger es darſtellen, und mehr noch in der gehaͤſſi⸗ 
gen Geſtalt, die es unter der Hand engherziger Praktiker an⸗ 
nimmt, erſcheint es ganz und gar verwerflich. Es ift aben- 
teuerlich, die Gewinnung oder die Einfuhr des Geldes für U 
die einzige oder Haupt-Quelle des Reichthums zu achten, und 
den Ausgang des Geldes fuͤr die Urſache der Verarmung. 
Eine Nation kann verarmen bei allem Ueberfluß an Gold und 
Silber, und ſelbſt bei einer zeitlich noch fortdauernden guͤnſti⸗ 
gen Handels-Bilanz. Es kann dies naͤmlich geſchehen durch 
die Fehler der innern Staatsverwaltung, zumal 
durch die Vernachlaͤſſigung oder gar Niederdruͤckung des Land— 
baues, durch Entmuthigung der Induſtrie mittelſt gehaͤſſiger 
Freiheitsbeſchraͤnkungen, durch Beguͤnſtigung allzu ungleicher 
Vermoͤgensvertheilung, durch ein ungerechtes und raubſuͤchti⸗ 
ges Finanzſyſtem, durch verſchwenderiſchen Staatshaushalt und 
durch die mittelſt ſolcher Fehler bewirkte Abnahme der Bevoͤl⸗ 
kerung. Spanien, Jahrhunderte hindurch Herr der uner⸗ 
ſchoͤpflichen Minen Amerika's, verarmte durch ſolche Fehler, 
und die Ausfuhr oder der ſchnelle Abfluß feines Geldes, war 
ſodann die Wirkung davon, nicht aber die Urſache. Es 
iſt auch nicht wahr, daß jede Aus fuhr vortheilhaft, 
jede Einfuhr nachtheilig ſey, nicht wahr, daß, wenn 
fremde Nationen ſich durch den Handel mit uns bereichern, 
dieſes nothwendig auf unſere Unkoſten oder zu unſerem Nach- 
theil geſchehe. In der Regel, und wenn nicht fehlerhafte po 
litiſche Maßregeln, zumal Freiheitsbeſchraͤnkung, hinzutreten, 
oder beſondere Umſtaͤnde den Hang nach fremden Luxusartikeln 
unverhaͤltnißmaͤßig ſteigern, iſt folder Handel beiden Theis. 
len vortheilhaft; er iſt es wenigſtens jedenfalls den ein— 
zelnen Verzehrern, die ja durch ihren freiwilligen Tauſch oder 
Kauf ihre hoͤhere Werthſchaͤzung des von auſſen Erhandelten 
kund thun; und es iſt Pflicht für den Staat, das Intereſſe 
der Verzehrer (denn ſammtliche Staatsbürger find ja 
RR ganz vorzugsweis zu RR Der Verluſt, 
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der ihnen zugeht, wenn fie, der Beguͤnſtigung einheimifcher - 


Fabrikanten willen, deren Produkte theurer bezahlen muͤſſen, 
als fie dieſelben vom Ausland hatten erhalten koͤnnen, iſt ſtaͤts 
auch Verluſt fuͤr die Geſammtheit oder den Staat. 


Fuͤrwahr! wenn der Reichthum in der Fuͤlle oder im 
Ueberfluß von Befriedigungsmitteln der Beduͤrfniſſe oder Ge— 
uͤſte beſteht, wie kann man ein Land arm heißen, welchem die 
Natur ihre koͤſtlichen Gaben alle — mit Ausnahme des Gol— 
des und Silbers — ſpendet, und wo der, durch Freiheit und 


gerechte Verwaltung ermunterte, Gewerbsfleiß den rohen Stoff 


durch die mannigfaltigſte Verarbeitung zu allen Beduͤrfniſſen 
und Bequemlichkeiten einer zahlreichen, emſigen und dabei ge— 


nuͤgſamen Bevoͤlkerung, fo wie zu Mitteln oder Grundlagen 
ſich fortwaͤhrend noch vermehrender Produktion verarbeitet? 


Hat ein ſolches Land nur wenigſtens fo viel Geld, als zur Ber 
lebung des einheimiſchen Verkehres noͤthig iſt, ſo wird 
es ſicher, um wahrhaft reich zu ſeyn, der weitern Metallſchaͤze 
von Potoſi und Minas Gerass nicht beduͤrfen, ja, es wird 
auch das fremde Geld von Selbſt, d. h. ohne Huͤlfe der Han— 
delsleitung, ſich zuſtroͤmen ſehen. Das metallreichſte Land da— 
gegen kann arm ſeyn, wenn der Boden im Uebrigen unfruchts⸗ 
bar, die Bevoͤlkerung duͤnne, die Induſtrie beſchraͤnkt, und der 
Preis der Dienſte wie der Lebensmittel aͤußerſt hoch und da— 
bei die angehaͤuften Schaͤze im Beſize weniger Einzelner befind— 
lich ſind. 

Zu noch weiterer Bekraͤftigung ſolches, uͤber das Mer— 
kantil⸗Syſtem geſprochenen, Verwerfungs-Urtheils wird dann 
noch weiter angefuͤhrt Alles, was ſich uͤberall gegen die Ueber— 
ſchaͤzung des Geldwerthes ſagen laßt, namentlich die 


Verkehrtheit, die darin liege, das Geld, welches nichts anders 


ſey als das Vorſtellungszeichen oder der gemeinſchaft— 
liche Maßſtab aller uͤbrigen und eigentlichen Werthe, als 
alleinigen oder wenigſtens allen andern voranzuſtellen— 
den Werth gelten laſſen zu wollen, eine Verkehrtheit, nach 
Schmalz aͤhnlich derjenigen, welche die Gewichte an einer 
Wage mit den zu waͤgenden Dingen ſelbſt verwechſeln würde. 
Geld macht allenthalben den weitaus kleinſten Theil des Reich— 
thums aus. Selbſt in den geldreichſten Laͤndern ſteht die 


Summe der vorhandenen Baarſchaften in einem aͤußerſt gerin⸗ 
gen Verhaͤltniß zur Geſammtmaſſe der werthhabenden Beſiz— 
thuͤmer einer Nation, ja zur bloßen Summe des jährlichen 
Ertrags ihrer Gründe (wofern das Land ackerbauend iſt) oder 
zu jener des Werthes ihrer jaͤhrlichen Fabrikate; und die Deck— 
ung des einheimiſchen Bedarfs der Geſammtheit und 
ihrer Glieder iſt unendlich wichtiger und ſelbſt nach einem 

Geldanſchlag von weit höherem Werth als aller Gewinn des 
ausgebreitetſten und gluͤcklichſten Ausfuhrhandels. 

Zudem iſt die Ziehung einer Han dels-Bilanz jeden⸗ 
falls truͤglich und zur Darſtellung des eigentlichen oder wahren 
(wenn auch nur bloſen Geld-) Gewinns oder Verluſtes durch— 
aus untauglich. Es iſt unmoglich, Aus- und Einfuhr 
und den wahren Werth beider auch nur mit annaͤhern— 
der Genauigkeit zu ſchaͤzen, und gar mancher Aus- und Ein⸗ 
gang von Geld (jo wie auch von Waaren) findet ſtatt, wor 
von der Staatsgewalt nicht das Mindeſte bekannt wird. Auch 
iſt ja der Geld-Werth oder Anſchlag der aus- und einge— 
fuͤhrten Artikel nicht identiſch mit dem reellen Werth der— 
ſelben fuͤr die Nation und ſelbſt fuͤr die Einzelnen. Die tau— 
ſendfach verſchiedenen Umſtaͤnde und Beduͤrfniſſe der Kaͤufer 
und Verkaͤufer, ſo wie die Beſtimmung und Verwendungsart 
der Waaren, entſcheiden hier weit mehr als der Geldpreis. 


e J 
Ob es unbedingt zu verwerfen fey. 


—— 


Wir haben die verwerfenden Urtheile über das Merkantil— 
Syſtem in ihrer ganzen Schaͤrfe vorgetragen oder wenigſtens 
angedeutet. Aber wir glauben, daß ſich gleichwohl auch Meh— 


reres anfuͤhren laſſe zu einiger Milderung derſelben. 


Wir berufen uns zuvoͤrderſt auf das, was wir bereits 
oben (F. 5.) über den wahren und wirklich hohen Werth 
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des Geldes bemerkt haben. Der Beſiz dieſes Geldes (alfo 
auch einbringlicher Geld-Forderungen oder Aktiv-Kapitale und 
dann uͤberhaupt verkäuflichen, alſo zum Gelderwerb tauglichen 
Gutes) iſt hiernach in der That ein Hauptfaktor des Reich- 
thums fuͤr Einzelne und fuͤr die Geſammtheit. Wenn wir 
aber vom Reichthum der Nation, als einer Geſammtheit, 
ſprechen, ſo kann nicht der blos ein heimiſche Handel, 
oder der Verkehr zwiſchen den Nationalgliedern denſelben vermeh— 
ren, weil dadurch blos ein Wechſel des Beſizes zwiſchen 
Einzelnen ſtatt findet, ſondern nur der Handel mit Frem— 
den; ſo wie eine in Gemeinſchaft lebende, oder als eine Ge— 
ſammtheit betrachtete, Familie nicht reicher wird durch ir— 
gend einen Tauſchhandel unter ihren Gliedern, wohl aber es 
werden mag durch die kommerzielle Wechſelwirkung mit Anz 
dern. Abgeſehen alſo von der edlern Idee des National⸗ | 
reichthums, wornach er nach der Summe der Genuͤſſe aller 
Einzelnen zu ſchaͤzen waͤre, und blos das ſtreng wirth— 
ſchaftliche Intereſſe der Geſammtheit als ſolcher betrach— 
tet, ja auch ſchon vom Standpunkt der, für die Politik hoͤchſt 
wichtigen und gar nicht abzulehnenden Wechſelwirkung 
der Nationen erſcheint allerdings der Geldreichthum als eine 
Hauptfahe Wir fragen nicht, ob dieſe oder jene etwa in 
der ſtillen See verlorne Inſel reich oder arm ſey, ſondern 
ob dieſe oder jene im Verkehr mit den übrigen Natio- 
nen befindliche Nation, alſo betrachtet nach ihrer Ste lung in 
der kommerziellen und politiſchen Welt, es ſey. 1 

Der Reichthum beſteht auch wirklich nicht in den unmit— 
telbaren Befriedigungsmitteln einzelner beſtimmter Be 
duͤrfniſſe, ſondern vielmehr in dem Beſize der Befriedi— 
gungsmittel fuͤr alle. Seit dem Entſtehen des die ganze 
Welt umfaſſenden Verkehrs ſind die edlen Metalle ſolches all— 
gemeine Befriedigungsmittel, und daher (außerordentliche 
Lagen, worin das dringende Beduͤrfniß beſtimmter Sachen 
vorherrſcht, ausgenommen) wirklich der vorzuͤglichſte Reich— 
thum. 

Auch kann das vernuͤnftige Streben nach dieſem Reich— 
thum nicht anders als förderlich ſeyn für die auf Gewinnung 
reeller Werthe gerichtete Thaͤtigkeit; denn um Geld zu 
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erhalten, muß man des Geldes werthe Sachen laben, oder 


des Geldes werthe Dienſte anbieten. 


Sodann laͤßt ſich nicht laͤugnen, daß an und fuͤr f di, 


oder nach den unmittelbaren Wirkungen betrachtet, jede 


Geldausgabe eine Verminderung, jede Geldein⸗ 
nahme eine Vermehrung des Reichthums iſt. Nicht die 
Befriedigung der Bedürfniffe ſelbſt macht reich, ſondern 
die Erwerbung der Befriedigungs⸗ Mittel. Durch den An⸗ 


kauf einer Sache entſagt man gemiſſermaßen allen andern, 


die mit derſelben Summe haͤtten gekauft werden koͤnnen; und 


wenn es eine zur eigenen Verzehrung beſtimmte iſt, ſo beginnt 
man gewiſſermaßen damit ſolche Verzehrung, d. h. ſolche reine 


Ausgabe oder Vermoͤgens-Verminderung. Freilich, wenn man 


eine Sache des Beduͤrfniſſes wohlfeil kauft, ſo wird durch 
ſolchen Handel ein oͤkonomiſcher Vortheil erzielt, welcher gleich 
iſt dem Unterſchied zwiſchen dem bezahlten Preiſe und demje⸗ 
nigen, welchen man ſonſt dafuͤr haͤtte zahlen muͤſſen. Dieſe 
Erſparniß oder Minder-⸗Ausgabe iſt, bei vorausgeſezter Noth⸗ 
wendigkeit der Bedürfniß: Befriedigung, einer wirklichen Ein— 
nahme an Wirkung gleich. War jedoch die gekaufte Sache 
eine entbehrliche, ſo tritt jedenfalls eine reine — ob auch bald 
kleinere, bald groͤßere — Vermoͤgens-Verminderung hervor. 
Iſt endlich die angekaufte Sache ein Mittel der Erwerbung 
(3. B. ein Arbeits⸗Stoff oder Werkzeug, oder ein Gegenſtand 
des vortheilhaften Weiterverkaufs) ſo entſteht freilich durch 
die Geldausgabe (hier jedoch eigentlicher Vorauslage ge⸗ 
nannt) keine Vermoͤgens-Verminderung, ſondern eine Ver— 
mehrung deſſelben oder wenigſtens eine Ausſicht auf ſolche. 
Doch ſelbſt hier geht die Vermehrung nicht unmittelbar 
aus der Ausgabe, ſondern aus der nuͤzlichen und vom Gluͤck 
beguͤnſtigten Verwendung der gekauften Sache hervor, und 
iſt jedenfalls um fo größer, als die Vorauslage verhaͤltniß— 
maͤßig gering war. 

Abſtrahirt man nun, wie man, um eine allgemeine Anz 
ſicht zu gewinnen, thun muß, von den im Einzelnen erſcheinen— 
den verſchiedenen Verwendungsarten der eingekauften Dinge, 
oder von den beſondern Umſtaͤnden, welche hier und dort den 
Einkauf begleiten, fo wird man den Saz nicht für falſch er- 
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klaͤren koͤnnen: ae Einzelne, und ſo auch jede Nation, wird 
unter ſonſt gleichen Umſtaͤnden oder Verhaͤltniſſen 


» nach dem Maße ihrer Geldausgabe an und fuͤr ſich 


aͤrmer, und nach jenem der Geldeinnahme an und fuͤr 
ſich reicher. Wenn jedoch die Umftände ungleich find, 
wenn z. B. eine Nation zwar Silber aber kein Getreide oder 
kein Eiſen hat, oder wenn ſie mit Hilfe fremder Waaren oder 
ſremder Arbeit ihr inneres ſtehendes oder Betriebs-Kapital ver— 
mehrt; dann freilich mag der Nuzen der Geldausfuhr den 
Nachtheil deſſelben uͤberwiegen, und dann iſt es unſinnig ſie 
zu ſcheuen oder zu verbieten. Doch ſelbſt hier bleibt der un— 
mittelbare Nachtheil (wiewohl uͤberwogen durch den damit er— 
rungenen groͤßern Vortheil) erkennbar; denn es waͤre jedenfalls 
vortheilhafter geweſen, die fraglichen Sachen ohne Geldaus— 
gabe in unſern Beſiz bringen zu koͤnnen. Es koͤmmt dazu, 
daß, wie wir ſpaͤter ausfuͤhrlich zeigen werden, gar oft der 


fuͤr den Einzelnen vortheilhafte Einkauf (in der Voraus⸗ 
ſezung naͤmlich, daß eine gewiſſe Sache durchaus gekauft wer⸗ 
den muß oder will, iſt jeder wohlfeilere Einkauf ein 


vergleichungsweiſer Gewinn fuͤr den Kaͤufer) fuͤr die Geſammt— 


heit gleichwohl nachtheilig, d. h. ganz oder zum Theil reiner 


Verluſt iſt. Es iſt ſolches alsdann der Fall, wenn die Ge— 
ſammtheit, oder die Nation, an der durch die fremden Waa— 
ren hervorgebrachten Befriedigung individueller, luxurioͤſer oder 
frivoler Genuͤſſe durchaus kein Intereſſe weder mittelbar noch 
unmittelbar nehmen kann, wornach ihr bei dem fraglichen 


Handel nichts Anderes fuͤhlbar wird, als der Geld-Ausgang, 


d. h. der Verluſt. 

Die Lehre der Merkantiliſten, wenn ſie folgendermaßen 
ausgedruͤckt wuͤrde: abgeſehen von allen andern Umſtaͤnden und 
zumal in der Vorausſezung, daß man im Stande ſey, die 
von Außen eingekauften Dinge gleich gut und wohlfeil im 
Innern zu erzeugen, oder aber ohne Nachtheil zu entbehren, 
und daß hinwieder die Gegenſtaͤnde der Ausfuhr nicht nothwendig 


ſeyen zur Deckung des einheimiſchen Bedarfs, alſo abgeſehen 


von dem, in Anſehung beſtimmter Waaren und aus beſondern 
Gruͤnden hier oder dort eintretenden, Vortheil des Einkaufs 
und Nachtheil des Verkaufs (und von ſolchen Umſtaͤnden nimmt 
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allerdings Die anne Handels- Bilanz Feine Notiz) iſt die 
Einfuhr unmittelbarer Verluſt d. h. Vermoͤgens-Verminderung 
oder Ausgabe, und die Ausfuhr unmittelbarer Gewinn, d. h. 
Einnahme oder Vermoͤgens-Vermehrung, — koͤnnte man dem— 
nach wohl als richtig anerkennen. Nur muͤßte man freilich 
die Bemerkung hinzufügen, daß nach der Natur der Sachen 
unmöglich iſt, daß eine Nation nur verkaufe und nicht auch 
| einkaufe, und weiter, daß ein unmittelbarer Vortheil oder 
Nachtheil ſich mittelbar, d. h. durch nachfolgende Wirkung 
und Wechſelwirkung, gar leicht in das Gegentheil verwandle, 
und daß die Staatsgewalt unweiſe und ihren eigenen Zwecken 
zuwider handle, wenn ſie nur das Naͤchſtliegende, nicht aber 
auch das Entferntere in ihre Berechnung aufnimmt. | 

Durch dieſe Bemerkung haben wir zugleich eine Verwahr— 
ung dagegen eingelegt, daß oder als ob wir, weil uns in der 
e iſchen Lehre der Merkantiliſten einiges Wahre zu 
liegen ſcheint, auch ihren praktiſchen Maximen huldigten. 
Wir verwerfen vielmehr die meiſten derſelben, und zwar nicht 
nur aus Grundſaͤzen der Humanitaͤt oder des Kos mopo— 
litis mus, ſondern auch felbft nach dem Kalkul der weis 
terblidenden Staatswirthſchaft. 


N. 16. | 
Von dem phyſiokratiſchen Syſtem. 1 


Als Stifter dieſes Syſtems (auch das oökonomiſtiſche 
genannt) wird Ques nay, der Leibarzt Ludwigs XV., aner— 
kannt, und es gebuͤhrt ihm eine hoͤchſt ehrenvolle Stelle unter 
den politiſchen Doktrinen, indem es, ungeachtet der Grundirr— 
thuͤmer, auf welchen es beruht, eine Menge der koſtbarſten 
Wahrheiten gleich eindringlich als ſcharfſinnig dargethan, und 
durch den Adel des Gemuͤths nicht minder, als durch den kraͤf— 
tigen Geiſt ſeiner Hauptlehrer der politiſchen Wiſſenſchaft eine 
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neue und hoͤchſt wohlthaͤtige, weil dem Vernunftrecht und dem 
Gemeinwohl huldigende, Richtung gegeben hat. Mit vorzuͤg⸗ 
lichem Erfolg that dieſes bald nach Quesnay der Marquis de 
Mirabeau in ſeinen Hauptwerken Lami des hommes, Theo- 
rie de Pimpot und Philosophie rurale ou economie générale 
et politique de l'agriculture ete, und in mehreren kleineren 
Schriften. Quesnay Selbſt hatte nur in ſolchen kleineren 
Schriften, insbeſondere in ſeinem tableau économique avec 
son explication (1758) und in einigen einzelnen Artikeln in 
der Encyklopaͤdie von d' Alembert und Diderot feine Grund— 
ideen dargelegt, welche ſodann Mirabeau weiter ausſpann und 
nach ihm de Riviere, Turgot, le Trosne u. A. mit 
Geiſt und Waͤrme vertheidigten, und wofuͤr ſich auch unter den 
Teutſchen zumal Iſelin, Schlettwein, Springer, 
Mauvillon und auch ein erlauchter Schriftſteller, der Mark— 
graf Carl Friedrich von Baden, ſympathiſirend mit der 
edlen Richtung des „Menſchen-Freundes,“ und noch in 
der neueſten Zeit — was freilich nach dem Emporkommen des 
Smith'ſchen Syſtems kaum mehr zu erwarten e — 
Schmalz und Leopold Krug erklaͤrten. 

Die Hauptlehre der Phyſiokraten laͤßt ſich in folgende 
Saͤze zuſammenfaſſen: Die Quelle des Nationalreichthums iſt 
ausſchließlich die Natur oder Grund und Boden. Nur 
die Erzeugniſſe der Erde (oder der Natur in allen ihren Rei— 
chen) bilden das wahre Einkommen der Nation. Induſtrie 
und Handel geben zwar den Erzeugniſſen eine andere Geſtalt 
und bringen ſie in andere Haͤnde, aber ſie vermehren ſie nicht. 
Fabrikanten und Handwerker wie Kaufleute produziren uicht, 
ſondern treiben blos Tauſch, durch welchen ſie uͤber den ur— 
ſpruͤnglichen Werth des Stoffes, woraus die Waaare verfertigt 
ward, oder der Waare, womit ſie handeln, blos noch die Be— 
zahlung fuͤr ihre Voranslagen und fuͤr ihre Arbeit erhalten. 
Sie legen alſo, was dieſen Arbeit-Sold (ihren eigenen, wie den 


ihrer Gehilfen) betrifft, den Werth deſſelben dem urſpruͤnglichen 


des Stoffes bei, und die Waare oder ihr Preis ſtellt alſo nicht 
Mehreres vor, als den Werth des Urſtoffes und der Verzehrung 

der Arbeiter, d. h. des Soldes, welchem die Verzehrung in der 
Regel gleich iſt, wiewohl durch Kargheit auch etwas daran 
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mag erſpart werden. Ganz anders der gandbauer. Auch 


dieſer zwar legt in die Produkte, die er erzeugt, ſeine Voraus⸗ 


* 


lagen und den Werth ſeiner Arbeit oder ſeiner Verzehrung; aber 
über alle Vorauslagen und alle Verzehrung der Arbeiter hinaus | 
bringt die Erde nod) eine reine Rente, die ſich theils in 
dem Pachtzins, welchen der Eigenthuͤmer bezieht, theils in dem 
vom Paͤchter gemachten Gewinne darſtellt, theils endlich auch 
in dem mittelſt Verbeſſerung vermehrten Werthe des Grundes. 
Auch die durch die Arbeit der Gewerbsleute hervorgebrachte 
Werth⸗ oder Preis-Erhoͤhung der Natur-Erzeugniſſe kommt 
aus den Haͤnden der Natur, weil ſie blos in dem Werth der 
Verzehrung beſteht, deren Stoff der Landbau liefern muß. 


Aus den Fruͤchten der Erde wird dergeſtalt allen Klaſſen der 


Arbeiter ihr Sold bezahlt, und Grund-Cigenthuͤmer, Paͤchter 
und Bebauer ſind es, welche ihn ſpenden. Die Eigenthuͤmer 
Selbſt werden durch ſolche Spende nicht aͤrmer, ſondern fie 
bereichern vielmehr dadurch ſich Selbſt, ſo wie alle Andern. 
Nur ſie machen die eigentlich produktive Klaſſe aus; alle 


andern, wie emſig ſie ſeyen, gehoͤren zur un pr oduktiven Dr 
oder ſterilen Klaſſe. Wahr iſt's jedoch, daß dieſe an und für, 


ſich unproduktive Klaſſe gleichwohl der produktiven mittelbar 

nuͤzlich wird, indem ſie ihr moͤglich macht, ſich ausſchließlich f 
mit dem Landbau zu beſchaͤftigen und zugleich durch ihre Ver⸗ 
zehrung den Antrieb zu vermehrter Erzeugung giebt. Und dar- 
um ſoll die Staatsgewalt auch den Gewerbfleiß und Handel 
werthſchaͤzen und pflegen, welches Leztere am beſten das. 
durch geſchieht, daß man ihnen völlige Sretekt 8 


gewaͤhrt. 


Da dieſen Anſichten gemaͤß das Rein⸗Einkommen der 


Nation lediglich aus dem Ueberſchuß des Werthes der Natur⸗ 


erzeugniſſe uͤber jenen der dazu noͤthigen Vorauslagen beſteht, 
ſo ſoll auch Grund und Boden allein mit Steuern 
belegt werden und zwar nur bei den Grundeigenthuͤ⸗ 
mern Selbſt, nicht aber bei Denjenigen, zu welchen jene Er: 
zeugniſſe oder ihr Werth im Wege des Verkehrs weiter gelangen 
moͤgen. Wenn man die lezteren beſteuert, ſo faͤllt ohnehin 
die Steuer nothwendig auf den Grundeigenthuͤmer zuruͤck, weil 


die andern Klaſſen ihre Forderungen an ihn in eben dem Maße 
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ſteigern, als die Steuer ſie trifft. Aber durch dieſes zuruͤck⸗ 
fallen entſtehen dann nicht nur mancherlei Ungleichheiten, ſon⸗ 
dern auch eine vermehrte Schwere der Laſt. Die Grundeigen- 
thuͤmer (man ſieht aus dem Ganzen, daß die Phyſiokraten 
meiſt nur die großen Grundeigenthuͤmer oder die Grund— 
Herren mit Einſchluß der Kirche und des Domainenfiskus, 
in deren Händen freilich vor der Revolution faſt alles Eigen- 
thum oder Obereigenthum des Bodens ſich befand, im Auge 
haben) ziehen uͤbrigens faſt allein oder doch ganz vorzugsweis 
Vortheil aus den beſtehenden Staatseinrichtungen, daher ſie 
auch aus dieſem Titel zu Uebernahme aller Abgaben rechtlich 
verpflichtet erſch einen. | 


§. 17. 


Beurtheilung. 


t 


Wie kuͤnſtlich dieſes Syſtem erbaut ſey, fo fällt gleichwohl 
ſeine voͤllige Unhaltbarkeit bei aufmerkſamer Betrachtung jedem 
Unbefangenen leicht in die Augen, und es läßt ſich die Anhaͤng⸗ 
lichkeit ſo vieler ausgezeichneten Maͤnner an daſſelbe wohl 
nur aus dem Umſtand erklaͤren, daß es durch viele ſeiner ein— 
zelnen Lehren die Forderungen des ewigen Vernunftrechtes und 
der Humanitaͤt einſchaͤrft und daher, beſonders in jener Zeit 
der uͤber Frankreich und Europa laſtenden maßloſen Unterdruͤck— 
ung beider, und bei der Waͤrme und Kraft der Rede, womit 
die Phyſiokraten ſich zu ihren Gunſten erhoben, faſt nothwen— 
dig Anklang finden mußte in den Herzen der Wohlgeſinnten 
und fuͤr vernuͤnftige Rechtsideen Unverſchloſſenen. Sobald 
aber Adam Smith auf einem andern und die Pruͤfung 
beſſer aushaltenden Wege in den meiſten auf das Recht und 
die Humanitaͤt ſich beziehenden Punkten zu dem naͤmlichen 
Ziele fuͤhrte; ſo wandte ſich die oͤffentliche Meinung wie die 
Schule von den Phyſiokraten ab und dem neuen großen Lehrer 


— 
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zu. Die Wiederaufwärmung der Lehre von einigen Schrift 
ſtellern der a Zeit mochte daher faſt als eie 
erſchrinen | | 

Schon die Sab ru n wuͤrde binchen die Irrigkeit 
92 phyſiokratiſchen Lehre in's Licht zu ſtellen, wenn wir naͤm⸗ 
lich den in die Augen ſpringenden, unermeßlichen Unterſchied 
des Reichthums von Ländern betrachten, welche, wie etwa 
Frankreich und Polen oder England und Ungarn, 
einen an Umfang und Fruchtbarkeit annähernd gleichen Boden 
haben, und wohl auch die annaͤhrend gleiche Maſſe von Naturer⸗ 
zeugniſſen hervorbringen; weil von ſolcher ungeheuern Verſchie⸗ 
denheit nichts anderes die Urſache ſeyn kann, als daß in den 
einen dieſer Länder neben dem Ackerbau zugleich Induſtrie 
und Handel blühen, und in den andern nicht. Induſtrie 
und Handel alſo haben ſicherlich nicht bloßen Tauſch getrieben, 
ſondern den reellen Werth der Naturerzeugniſſe bis ins Uner⸗ 
meßliche erhoͤht. Wir wollen jedoch noch einige tiefer ende 
Betrachtungen beifuͤgen. | 
| Wenn das phyſiokratiſche Syſtem auch nur einige Wahr⸗ 
heit haben ſollte, ſo muͤßte man es nicht auf einen einzelnen 
Staat, ſondern uͤberhaupt auf das ganze Erden rund — 

mit Wegblicken von einzelnen Staaten, ſo wie man beim Be— 
trachten des Nation al reichthums auch des Verarmens Ein 
zelner nicht achtet — anwenden. Nur alsdann koͤnnte 
man ſagen: Alles, was hervorgebracht wird, geht unmittelbar 
oder mittelbar aus dem Boden (aus der Natur) hervor, in— 
dem die Menſchen, durch deren Arbeit es urſpruͤnglich erzeugt 
oder vervollkommnet ward, den. Werth ihres Lebensunterhaltes 
waͤhrend der Arbeitszeit gewiſſermaßen in die Sache hineinle— 
gen, jener Lebensunterhalt aber naͤher oder entfernter aus der 
Hand der Natur kam, gleichviel ob in dieſem oder in jenem Lande, 
ob dieß- oder jenſeits der Linie anal, Allen ebam 

alſo ſchafft die Natur. | 

Wenn man jedoch nur eines, oder 1 Laͤnder im ein⸗ 
zelnen, oder in Vergleichung miteinander betrachtet; 
ſo iſt es eben ſo thoͤricht zu ſagen, die Ar beit bringe nichts 
hervor fuͤr ſie, ſondern blos die Natur, als wenn man von 
einzelnen Familien oder Bürgern eines Staates jagen 


wollte, die Arbeit bringe Ihnen nichts hervor. Die Frage 
iſt naͤmlich nicht: wie wird überhaupt etwas erzeugt? fons 
dern wie wird etwas fuͤr einzelne Menſchen, oder fuͤr ein— 
zelne Nationen erzeugt? — Produktiv nun iſt fuͤr den 
Arbeiter ſelbſt jede Arbeit, die ihn ernaͤhrt oder ihm einen 
Lohn verſchafft; und fuͤr die e iſt alles produktiv, was 
ihre Glieder ernaͤhrt. 

Doch ſelbſt bei der idealen Anwendung des Syſtems auf 
das geſammte Erdenrund laͤßt ſich das vielfach Falſche, 
das es enthaͤlt, unmoͤglich verkennen. Namentlich iſt es viel— 
fach und zehnfach faͤlſch, daß das Arbeitsproduft nur durch 
den von dem Arbeiter hineingelegten Werth ſeines Soldes, 
oder feiner Verzehrung, einen über den Werth des rohen Natur: 
produktes erhoͤhten Werth erhalte. Manche Arbeit findet ja 
ſtatt, ohne daß der Arbeiter wegen des Soldes arbeite, und 
dergeſtalt den Betrag des Soldes in die Sache lege. Es kann 
ja auch einer, der ohne Arbeit ſchon zu leben hat (3. B. als 
Beſizer oder Renteninhaber) ſeines Vergnuͤgens willen oder der 
Wohlthaͤtigkeit willen u. ſ. w. arbeiten, und das Produkt ſeiner 
Arbeit exiſtirt darum nicht minder. In ſolchen Faͤllen iſt un— 
wahr, daß der Werth der Sache die Vorſtellung oder das Aequi— 
valent der Verzehrung, oder daß uͤberhaupt zwiſchen dieſer 
Verzehrung und jenem Werth eine Wechſelwirkung oder ein 
Zuſammenhang ſey. Bei Werken des Gen ie's, welche oft 
den Reichthum ganzer Nationen, ja der geſammten Menſchheit 
unermeßlich erhoͤhen, iſt dieſes insbeſondere einleuchtend. Er— 
finder, Schriftſteller, auch Geſezgeber und Prieſter gehoͤren 
hieher. Triptolemus und Fellenberg, Guttenberg, 
und Jenner, Columbus und Raleigh, Zoroaſter und 
Manko⸗Kapak, Smith und Rumford und ſo viele 
andere Wohlthaͤter, des Menſchengeſchlechts und Bereicherer 
der Nationen, haben ſie wohl keinen andern Werth in ihre 
Arbeitsprodukte gelegt, als fenen ihrer Verzehrung waͤhrend 
der Arbeitszeit? 

Doch auch abgeſehen von den Produkten geiſtiger Arbeit 
| (wiewohl⸗ dieſelben allerdings mit gehoͤren zum Reichthum 
oder zu den erzeugenden Kraͤften des Reichthums) und blos 
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auf materielle Produktion den Blick gerichtet, erkennen wir 
die Unrichtigkeit des Syſtems. Wie gef chieht es denn, daß 


der Arbeiter den Werth ſeines Lebensunterhalts in fein Arbeits— 1 


produkt legt? — Genuͤgt dazu ſein Wille oder ſein Belieben? 
— Mit nichten! Nur wenn daſſelbe Anderen um ſo viel 
mehr werth wirklich erſcheint oder iſt, mag jenes geſchehen; 
aber auf keinen Fall iſt eine Sache deß wegen mehr werth, 


weil ihr Erzeuger, waͤhrend er ſie verfertigte, gegeſſen und 


getrunken hat, ſondern weil fie in der neuen Geſtalt taug⸗ 
licher iſt zu Befriedigung von Bedüͤrfniſſen oder Geluͤſten. 


Zwar wuͤrden die Arbeiter in der Regel nicht zu leben 


haben, wenn ſie nicht arbeiteten; aber daß man ihnen fuͤr 
ſolches Arbeiten zu leben giebt, beweist eben die Nuͤzlichkeit 


oder die Produktivität ihrer Arbeit ſowohl fuͤr Andere als fuͤr 


Sie Selbſt. | 
Wiie iſt es möglich, im Ernfte zu 1 daß alle Arbeiter 

mit Ausnahme derer, welche den Boden bebauen und dergeſtalt 
die reine Landrente hervorbringen, unproduktiv find? Dauert 


doch das Produkt der Landarbeit meiſt nur ein Jahr oder 


einige wenige Jahre, während die Werke der Induſtrie und 


Kunſt als Gebäude, Statuen u. ſ. w., Jahrtauſende hindurch 


dauern, eben ſo lange die wichtigſten Beduͤrfniſſe befriedigen 


oder die koſtbarſten Genuͤſſe gewaͤhren und nach Jahrtauſenden 


noch — z. B. durch Anlockung von Fremden, wie in Rom, 
Griechenland und Aegypten, — den Wohlſtand befoͤrdern, als 
Modelle der Nachahmung dienen und auch ſo wieder eine 
Quelle des Erwerbs werden koͤnnen. Die Verzehrung der 
Baumeiſter, Bildhauer u. ſ. w., welche die Werke ſchufen, iſt 
gleichwohl laͤngſt verſchwunden, und der Werth des Stoffes, 
(der Steine) kann gegen jenen des Kunſtwerks in gar Aue 
Betrachtung kommen. 

Sodann gewaͤhren manche, ſelbſt gemeiner doch etwa mit 
beſonderer Geſchicklichkeit verrichtete Arbeiten einen ſo hohen 
Lohn, daß der Arbeiter davon nicht nur ſeine nothwendige 
Verzehrung beſtreiten, ſondern fi noch mancherlei luxuridͤſe 
Genuͤſſe verſchaffen oder aber anſehliche Kapitale aus ſeinen 
Erſparniſſen ſammeln kann. Das Arbeitsprodukt muß wohl 
einen, ſolchem höheren Lohne wirklich entſprechenden Werth 
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haben, ſonſt waͤre unbegreiflich, warum derſelbe bezahlt wuͤrde. 
Auch kann man's nicht Kargheit heißen, wenn der Beſoldete 
etwas ſpart oder zuruͤcklegt, ſo wenig als beim Grundeigen— 
thuͤmer, der feine betraͤchtliche Landrente nur zum Theile vers 
zehrt. Jedenfalls muß bei beiden die gleiche Benennung 
ſtatt finden, ſowohl wenn ihre Haushaltung luxurioͤs oder 
ſplendid, als wenn ſie maͤßig oder eingeſchraͤnkt iſt. 

In Bezug allernaͤchſt auf den In haber iſt jede andere 
(geſicherte) Rente, (uͤberhaupt reine Einnahme) der Landrente 
gleich. Wer aus vermietheten Gebaͤuden, Fabriken, Wirth— 
ſchaften, Waarenhandlungen u. ſ. w. oder auch Geldkapitalen 
ein großes Einkommen bezieht, kann damit eben daſſelbe aus— 
richten, was der Grundeigenthuͤmer mit ſeiner gleich großen 
Landrente. Auch in Bezug auf diejenigen, welchen er ſeinen 
Ueberfluß mittheilt, iſt hier und dort alles gleich; und daß 
die Sachen, wofür fo großes (oder kleines) Einkommen bes 
zogen wird, hier aus den Haͤnden der Natur, dort aus jenen 
des Arbeiters (auch bei dieſem ſind uͤbrigens die Natur⸗ 
kraͤfte mitwirkend und je nach der Gattung der Arbeit — 
3. B. bei chemiſchen Präparaten, bei Schmelzwerken u. ſ. w. — 
in ſehr großem Maße mitwirkend) hervorgehen, begruͤndet durch— 
aus keinen weſentlichen Unterſchied. Das, was eigentlich den 
Werth ausmacht, iſt bei Erzeugniſſen der Arbeit nicht minder 
als bei jenen der Natur vorhanden, nämlich die Tauglich— 
keit zu Befriedigung von Beduͤrfniſſen. | 
Noch weit auffallender aber erſcheint die Unrichtigkeit, ja 
Verkehrtheit des Syſtems, wenn wir die Nationen geſondert, 
jede in Wechſelwirkung mit andern, und den Fortſchritt oder 
Ruͤckſchritt einzelner Staaten in Reichthum oder Wohlſtand 
betrachten. 5 
Durch Arbeit bringt der Kuͤnſtler nicht nur unmittelbar 
eine Vermehrung des einheimiſchen Reichthums hervor (Sachen, 
die ohne ihn nimmer vorhanden waͤren und tauſendfaͤltigen 
Nuzen und Genuß geben, und zwar ohne Unterſchied, ob oder 
ob nicht oder und wieviel der Arbeiter waͤhrend der Vers 
fertigung verzehrt habe); ſondern er macht leicht ſich auch 
fremde Laͤnder zinsbar; er erſezt demnach durch feine In⸗ 
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Pastete die Kargheit der Natur in ſeinem Lande, oder hir Ber | 
ſchraͤnktheit von deſſen Umfang. Wie in aller Welt kann man 
ſagen, der phoͤniziſche Boden habe jene Schaͤze erzeugt, 
welche Tyrus und Sidon verherrlichten, und durch deren Hilfe 
hundertmal Menſchen mehr daſelbſt in Fuͤlle lebten, als (ohne 
Induſtrie und Handel) die duͤrftige Kuͤſte hätte kümrich er⸗ 


naͤhren koͤnnen!! — Ebenſo Holland, Venedig u. v. a. 


Es iſt alſo nicht wahr, daß der Landeigenthuͤmer dem 
Arbeiter den Sold entrichte aus ſeiner reinen Landrente. Der 
Arbeiter im Lande b kann von den Früchten des Landes a leben, 
und den Ankaufpreis derſelben — und dazu noch die groͤßten 
Summen mehr — aus dem Lande e, d u. ſ. w. erhalten. 

Umgekehrt wird der Grundeigenthuͤmer, wenn nicht die 
einheimiſche Induſtrie feine Gelüfte befriedigt, und wenn nicht 
die Wohlhabenheit einer nicht ackerbauenden, alſo zumal einer 
gewerbtreibenden Klaſſe ſeinen Erzeugniſſen einen guten Preis 
im Inland gewährt, den Anbau derſelben beſchraͤnken oder 


fie ins Ausland verkaufen (wodurch die einheimiſche Be⸗ 


voͤlkerung dem Mangel Preis gegeben oder zur Auswanderung 
gezwungen werden kann) und ſeine Luxus-Beduͤrfniſſe 
im Ausland kaufen, wodurch die Landrente verloren geht 
fuͤr die eigene Nation. Wenn einheimiſche Arbeit und Ge⸗ 
werbfleiß dieſes doppelte Uebel verhuͤten, haben ſie nicht 
wirklich produzirend gewirkt? — Ohne ſie waͤre theils 
gar nicht erzeugt worden; — denn ohne zahlbare Abneh⸗ 
mer zu wiſſen, erzeugt der Bauer nicht — oder es waͤre die 
Frucht der Erzeugung, d. h. der Werth dafür, das Vor— 
ſtellungszeichen oder Aequivalent der Fruͤchte (was naͤmlich 
davon zuruͤckbleibt nach geſchehener Verzehrung und als 
Mittel einer weitern Erwerbung dienen kann), ins Ausland 


gegangen, die Nation haͤtte hoͤchſtens den Lebensunterhalt 


für ihre wenig zahlreichen Glieder erſchwungen, aber nichts 
zuruͤckgelegt, wäre an Wohlſtand und an Mitteln weiterer 
Erzeugung nicht vorangeſchritten, haͤtte nur „aus der 


Hand in den Mund“ gelebt, und weder das fixe, noch 


das Betriebs-Kapital vermehrt oder auch nur erhalten. 
Freilich meinen es die Phyſiokraten nicht alſo. Auch fi ie 
wollen Gewerbfleiß und Handel, aber nicht als an und für 


m 
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fich Reichthum bern ſondern als bloße Befdrb er⸗ 


ungsmittel des Ackerbaues. Doch eben hiedurch gera— 
then ſie mit ſich ſelbſt in Widerſpruch oder, wenn man 
will, ſie verlieren ſich in einen bloßen Wortſtreit. Wir ha⸗ 
ben zu zeigen geſucht, was direkt und folgerichtig aus ihrem 
Grundprinzip fließe. | 


Das Syſtem Adam Smith's. 


— 
— — — 


Die auch nur annähernd befriedigende Darftellung der Leh— 
ren dieſes großen Meiſters *) würde ein eigenes Buch erhei— 
ſchen; wir muͤſſen uns auf die Anfuͤhrung einiger weniger 
Hauptſaͤze beſchraͤnken.d 

Arbeit, Arbeit allein iſt die Mutter des Reichthums, 
zumal die Arbeit freier Haͤnde, weil die Knechtsarbeit 
langſam, unergiebig und ſchlecht iſt. Alles, was dieſe Arbeit 
befoͤrdert, alſo was ihr Kraft und Luſt, Stoffe und was im— 
mer fuͤr Hilfsmittel gewaͤhrt, traͤgt in gleichem Verhaͤltniß 
zum Reichthum bei. 5 

Allernaͤchſt hiefuͤr wirkſam iſt die Theilung der Arbeit, 
wodurch namlich ihre Produktivitaͤt in's Unermeßliche vermehrt 
werden mag. Die Theilung der Arbeit ſezt das Vorhanden— 
ſeyn von Kapitalen voraus, durch welche naͤmlich allein es. 


moͤglich wird, mittelſt der Erzeugung einer einzigen Art von 
Sachen, die man ſodann gegen andere vertauſcht, feinen Les 


bensunterhalt zu gewinnen, oder auch Arbeiter, deren jeder nur 


*) Sein Werk „an inquiry into the nature and causes of the 
wealth of nations“ erſchien allererſt 1776. in London in 2 Quartbän— 
den, ſodann in der zten Aufl. ebendaſelbſt 1784. in 3 DOftavbänden, 
und 1814. mit Zufäzen von Buchanan als 5te Auflage, auſſerdem 
auch noch in mehreren Nachdrucken und vielen Ueberſezungen faſt in 
alle europaiſche Sprachen. 


* — 
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ein beſtimmtes Geſchaͤft bei derſelben Produktion verrichtet, zu 
erhalten, oder endlich Maſchinen anzuſchaffen, welche dann 
einen beſondern und großen Theil der Arbeiten anſtatt der 
Menſchen verrichten. 1 
Die Sammlung der Kapitale geſchieht durch Erſparung. 
Sparſamkeit alſo iſt, naͤchſt der mit Klugheit unternom⸗ 
menen und mit Geſchicklichkeit ausgefuͤhrten Arbeit, die er 
Grundlage des Reichthums. . 
Erſparung oder Anhaͤufung (Akkumulation) kann nur ſtatt 
finden bei materiellen Arbeitsprodukten. Es ſind 
demnach eigentlich produktive Arbeiter nur diejenigen, 
welche ſolche materielle Gegenſtaͤnde hervorbringen, die da nach 
vollbrachter Arbeit zuruͤckbleiben und dergeſtalt den 
Stoff einer fruͤhern oder ſpaͤtern Conſumtion darbieten oder 
auch als Grundlage einer weitern Produktion dienen koͤnnen. 
Hiezu gehoͤren nicht nur die Landbauern, ſondern auch 
alle Gewerbsleute und Fabrikarbeiter, aus deren 
Händen unmittelbar ein ganz neuer, oder ein in Anſehung 
der Gebrauchsfaͤhigkeit verbeſſerter Gegenſtand hervorgeht. 
Alle anderen Arbeiter aber, fo groß der mittelbare Nuzen ihren 
Thätigkeit ſey, find gleichwohl unproduktiv nach der ſtren— 
gen Bedeutung dieſes Wortes, d. h. ihre Vermehrung uͤber die, 
fuͤr den von ihnen zu leiſtenden Dienſt, unbedingt noth— 
wendige Zahl erhoͤht die Produktion nicht weiter, und ihre 
Verminderung, in fo fern fie ſtatt finden kann ohne Schmaͤ— 
lerung des von ihnen ausgehenden Nuzens, iſt Gewinn für 
den Nationalreichthum. Noch groͤßerer Gewinn entſteht durch 
Verminderung der Anzahl der ganz unfruchtbaren Con ſu— 
menten, die da blos von den Arbeitsfruͤchten der Uebrigen 
leben, und von ihrer Seite dem Geſammtvermdgen keinen Bei⸗ 
trag geben. 95 
Das reine Einkommen der Nation beſteht in dem 
‚jährlichen Ueberſchuß ihrer Arbeitsproduktion über die Unter⸗ 
haltung des ganzen vorhandenen ſtehenden und des umlaufen- 
den Kapitals, welches zur Hervorbringung jener Produktion 
verwendet ward. | 
Das reine Einkommen der Nation vertheilt ſich naturge— 
maͤß unter die Grundbeſizer — die da ihren Boden zum 
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Anbau hergeben und dafür billig einen Antheil an den Früchten 
in Anſpruch nehmen, fodann die Arbeiter (und Unterneh- 
mer) — welche zu einem verhaͤltnißmaͤßigen Sold (oder Ger 
winn) berechtiget ſind — und die Inhaber der Kapitale, — 
welche dieſelben zum Behuf der Produktion entweder Selbft 
verwenden oder Andern zu ſolchem Gebrauch uͤberlaſſen, unter 
der Bedingung eines wie immer beſtimmten Antheils an dem 
Gewinn. 

Von allen dieſen Klaſſen, unter welche das Natio⸗ 
nal⸗Einkommen ſich vertheilt, muß der Staat dasjenige, 
weſſen er zur Beſtreitung feiner eigenen Ausgaben bee 
darf, mittelſt klug gewählter Steuern einheben. Es muͤſſen 
daher derſelben mehrere Gattungen und zwar theils ſolche, 
welche die einzelnen Einkommens-Gegenſtaͤnde, theils ſolche, 
welche alle zuſammen treffen, mithin insbeſondere neben 
den direkten auch indirekte ſeyn. 

x Die neue und neueſte Literatur der Nationaloͤkonomie findet 

ſich verzeichnet in den meiſten groͤßern ſtaatswiſſenſchaftlichen 
und ſtaatswirthſchaftlichen Werken (S. insb. Pdlitz, die 
Staatswiſſenſchaften im Lichte unſerer Zeit II. Band, auch 
Rau Lehrb. der polit. Oekonomie I. B. u. a.) Die meiſten 
Hauptmaͤnner derſelben ſind Anhaͤnger Smith's, oder haben 
wenigſtens auf den von ihm gelegten Grund gebaut. Doch 
ſind auch maͤchtige Gegner wider ihn aufgetreten, insbeſondere 
der geiſtreiche Graf v. Lauderdale (an inquiry into the 
nature and origine of public wealth. Edinb. 1804.) und 
ſchon fruͤher Gray, auch Dutens, Playfair, der Ame⸗ 
rikaner Al. Hamilton und zum Theil Ch. Ganilh. Unter 
feinen verſchiedenen Anhaͤngern find zumal Sartorius, 
Lüder, Weber, Kraus, Durand, Canard, G. Gar⸗ 
nier und Say (traité d'éèconomie politique 2 T. Par. 
1802. Ate Aufl. 1849.) zu nennen. Auch Simonde de Sis— 
mondi huldigt in einem erſten Werke (de la richesse com- 
merciale etc. 2 Tomes, Geneve 1805) den Grundſaͤzen 
Smith's; in einem Haterg (nouveaux prin cipes d’econo- 
mie politique. 2 T. Paris 1818) ſagt er ſich aber großentheils 
davon wieder los, zumal was die Lehre von der Freiheit der 
Gewerbe und des Handels betrifft. Auch einige der neuern 


. 
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englif hen Schrifſtellr, insbeſondere J. Graig (elements 
of political, science 3 Voll. Edinb, 1814.) David Ricardo 
(principles o political economy and taxation Lond. 1819.) 
R. Malthus (principles of political economy, Lond. 4820.) 
. Mill (elements of political economy Lond. 4824.) Tor: 
rens (an essay on the production of wealth 1821.) und 
Mac Culloch (a discourse on the rise, progress etc, of 
polit. economy, Lond. 1825) find wenigſtens in einzelnen Leh—⸗ 
ren Gegner Smiths, wiewohl ſie Alle in der Anerkennung feiner 
großen Verdienſte uͤbereinſtimmen. Auch die teutfch en Bear⸗ 
beiter der Nationaloͤkonomie, unter welchen ganz beſonders v. 
Jakob (Grundſaͤze der National-Oekonomie oder Staatswirth— 
ſchaftslehre, Halle 1803. Ste Aufl. 1825. 2. B.) der Graf von 
Soden (die Nationaldkonomie. Leipzig und Aarau 1805 — 
1821. und Nuͤrnberg 4824. 9. Baͤnde), Hufeland (neue 
Grundlegung der Staatswirthſchaftskunſt u. ſ. w. 2. Bde. 
Gieſſen 1807. 1843), Lotz (Reviſion der Grundbegriffe der 
Nationalwirthſchaftslehre. Coburg und Leipzig. 1844 — 4844. 
4, Thle. Handbuch der Staatswirthſchaftslehre, Erlangen 


1821 — 1822. 3 Bände.) Pölitz (Staatswiſſenſch. im Lichte 


unſerer Zeit. II. Band. 2te Aufl. 1827.) ſodann Rau (Lehr⸗ 
buch der polit. Oekonomie. I. B. Vol kswirthſchaftslehre. Heidelb. 
1826.) auch Storch (cours d’economie - politique. 6. Voll. 
Petersb. 4815. und Considérations sur la nature du revenu 

national, Par. 1824.) Fulda (in mehreren Schriften) Eſchen— 
maier, Oberndorfer, Krauſe (Verſuch eines Syſtems 
der National- und Staatsoͤkonomie. Leipz. 1850. 2 Thle.) 
als die Ausgezeichneteren genannt werden moͤgen, haben man— 
ches Einzelne des Smith'ſchen Syſtems zu berichtigen und 
der Behandlung eine ſtrengere wiſſenſchaftliche Form zu 
geben geſucht, zum Theil auch, wie insbeſondere v. Soden, 
der Nationaloͤkonomie einen erweiterten Umfang oder einen 
mehr umfaſſenden Begriff gegeben, ohne jedoch darum von den 
Hauptlehren des großen Meiſters ſich in der Weſenheit loszu⸗ 
ſagen. Von der, meiſt durch v. Jakob und v. Soden in 
Schwung gekommenen, ſodann auch von Poͤlitz, Rau u. a. 
lebhaft vertheidigten Aufſtellung einer von der Staats-Wirth⸗ 
ſchaft oder Staats-Nationaloͤkonomie geſonderten Volks⸗ 


105 


Wirthſchaft, fo wie von dem Streit der Schule über die Auf: 
nahme oder Nichtaufnahme auch der immateriellen Guͤter oder 
gar der gefamtirten Wohlfahrt in den Begriff und Bereich 
der Wirthſchaft und Wirthſchaftslehre haben wir aa: 1 
(Einleitung $. I. bis V.) geſprochen. 


\y 19, 


Prüfung deſſelben. Jusbeſondere von der produktiven und 
unproduktiven Arbeit. 


6 


— 
m——— 5 


Bei allem Dank, den wir dem großen Lehrer zollen fuͤr 
ſeine Vertheidigung der Freiheit (eine praktiſch deſto wirk— 
ſamere Vertheidigung, da ſie an die materiellen Intereſſen, 
zumal jene der Regierungen ſich wandte, anftatt blos die, 
freilich höheren, doch minder verſtandenen des Rechts und 
der Humanitaͤt anzurufen) und bei aller Anerkenntniß der 
vielen andern lichtvollen und unlaugbaren Wahrheiten, die er 
aufgedeckt und ſiegreich eingeſchaͤrft hat, ſey uns gleichwohl er— 
laubt, einige Maͤngel ſeines Syſtemes bemerklich zu machen, 
oder wenigſtens durch einige Unterſcheidungen und, wie wir 
glauben, genauere Begriffs-Beſtimmungen einigen, aus dem 
Wortlaut der Smith'ſchen Lehre oder jener feiner vorzuͤglichern 
Schüler fließenden, Mißverſtändniſſen oder Irrthuͤmern entgegen 
zu treten. | 

Fuͤr's Erſte iſt es ungerecht, die Arbeit fuͤr 55 alle i⸗ 
nig e Quelle des Reichthums zu erklaͤren. Der Eifer Smith's 
in Bekaͤmpfung der phyſiokratiſchen Lehre fuͤhrte ihn hier au— 
| genſcheinlich zu weit. Denn offenbar ſchafft die Natur, theils 
fuͤr ſich allein, theils bei nur ſehr geringer Arbeit der Men— 
ſchen eine Fuͤlle von Schaͤzen, die nach Umſtänden jenen der 
Arbeitsprodukte an Werth nicht nur gleich, ſondern ſie noch 
uͤberſteigend ſeyn kann. Schon der Boden an ſich, das Wohn— 
haus der Nation, iſt von acuh Werth; ſodann die 
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Waſſerſtraßen auf dem das Gebiet umflutenden Meer oder 


in den daſſelbe durchſtroͤmenden Flüſſen, und andere z. B. kli⸗ 
matiſche Vortheile der Lage moͤgen als wirkliche und hohe 
Kapitalwerthe betrachtet werden. Und die vielen f reiwilli⸗ 
gen Erzeugniſſe der Natur, wie die Fiſche und das 
Gewild, der fortwaͤhrende Nachwuchs der Waͤlder und die oft 
zu Tage liegenden, oft wenigſtens mit geringer Muͤhe zu ge— 
winnenden Metalle oder ſonſt koſtbaren Mineralien, wie z. B. 


das Salz u. ſ. w., bilden eine Maſſe des Einkommens, welche 


man ohne wirkliche Verkehrtheit nimmer dem Fleiße der Men— 
ſchen zuſchreiben kann, ſondern rein der Wohlthatigkeit 
der Natur verdankt. Und was auch den eigentlichen Land— 


bau betrifft, fo iſt, bei aller Aehnlichkeit deſſelben mit einer 


Fabrikation, gleichwohl unverkennbar, daß die eigentlich ſchaf— 


fende Kraft, welche hier die Erzeugniſſe hervorruft, abermal 


die Natur iſt, und daß der Fleiß der Menſchen ſie theils 
blos zur Erzeugung beſtimmter Fruͤchte in Thaͤtigkeit ſezt, 


theils durch kuͤnſtliche Hilfsmittel und Entfernung der Hinder— 
niſſe ihre Wirkſamkeit ſteigert. Es laͤßt ſich bei befonderer 
Gunſt der Natur ein wirklich reiches Volk denken ohne allen 


bedeutenden Kunſtfleiß. Auch iſt, wie wir bereits fruͤher dar- 


gethan haben (ſ. oben F. 5.), noch neben Natur und Arbeit 
eine dritte Quelle des Reichthums zu erkennen, naͤmlich der 
Verkehr und ſonach das Hauptmittel deſſelben, das Geld. 

| Weiter muͤſſen wir uns erheben, wenn auch nicht gegen 
die Eintheilung, doch gegen die Begriffsbeſtimmung von pro⸗ 
duktiver und nicht produktiver Arbeit. Daß nur jene 
Arbeit wahrhaft produktiv ſey, deren Erzeugniß eine Akkumu— 
lation zuläßt, iſt ein offenbar viel zu enger Begriff und wel— 
cher, troz aller Ehrenerklaͤrungen, die man demſelben fuͤr die 
ausgeſchloſſenen Klaſſen beifuͤge, in ſeinen praktiſchen Folger— 
ungen nicht nur dieſen lezten, ſondern auch der Geſammtheit 
Nachtheil droht. Wir bemerken daruͤber: 

Sey es, daß die Vermehrung des ſaͤchlichen Vorrathes 
einer Nation, die materielle Anhaͤufung des Nationalreich— 


thums unmittelbar blos durch die von Smith als eigent⸗ 


liche Produzenten bezeichnete Klaſſe geſchehe (obſchon auch hie— 
gegen koͤnnte erinnert werden, daß auch die Natur akkumulirt, 
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und daß auch die blos Spar ſamen akkumuliren und daß, 
ſchon nach dem Prinzip der Theilung der Arbeit, Je— 
der, der eine dahin gehoͤrige Verrichtung beſorgt, und nicht 
blos der Lezte, der z. B. das Tuch vom Webſtuhl nimmt, 
als Mit⸗Produzent erkannt werden muß, wie z. B. die Fa- 
brikaufſeher, die Ofenheizer, die mit Leitung der Maſchinen 
oder des Waſſers u. ſ. w. Beſchaͤftigten u. ſ. w.); ſo iſt doch 
klar, daß zum wahren und richtigen Begriff der Produktion, 
alſo auch der Produzenten, wie uͤberhaupt zum vollſtaͤndigen 
Begriff der Urſachen oder Gruͤnde eines Erfolges oder Ergeb— 
niſſes nicht blos die unmittelbare wirkende Urſache, ſon— 
dern auch die mittelbare oder entferntere und auch die 
Bedingung oder die Bedingungen, nr die nicht, 
muͤſſen gerechnet werden. 

Es muͤſſen alſo außer den e und phyſiſch Pro⸗ 
duzirenden auch alle diejenigen, deren Thaͤtigkeit oder Wirken 
poſitiv oder negativ, wenn auch nur mittelbar die 
Produktion befördert oder moͤglich macht, der produktiven 
Klaſſe beigezaͤhlt werden. Dahin gehoͤren die obrigkeitlichen 
Perſonen, die Beamten, die Soldaten, die Richter, die Ge— 
lehrten u. ſ. w. Mag man, mit Sismondi, ein noch fo 
großes Gewicht auf die Betrachtung legen, daß durch die Ver— 
mehrung der Anzahl ſolcher Perſonen die Maſſe der Produk- 
tion ſich nicht eben ſo vergroͤßere, wie dieſes durch die Ver— 
mehrung der von Smith ausſchließlich fo genannten produkti— 
ven Arbeiter geſchieht, und daß demnach das wirthſchaftliche 
Intereſſe der Nation darin beſtehe, eine moͤglichſt geringe 
Anzahl jener blos mittelbar auf die Produktion einwirken— 
den Perſonen zu beſizen; ſo folgt hieraus doch nicht, was man 
daraus folgern will. Denn nach Smith's Anſichten wuͤrde der 
Nationalreichthum gleichfalls in eben dem Verhaͤltniſſe ſteigen, 
als man im Stande waͤre, die Zahl der von ihm Selbſt als 
produktiv anerkannten Arbeiter ohne Nachtheil für die Pro— 
duktion zu vermindern, z. B. indem man ſie durch Ma— 
ſchinen erſezte. Nicht darin, daß die Wirkſamkeit gewiſſer 
Arbeiten durch Vermehrung der Arbeiter-Zahl fortwaͤhrend ge— 
ſteigert werden kann, liegt der Begriff ihrer Produktivität, ſon- 
dern darin, daß ſie uͤberhaupt fuͤr die Produktion nothwendig 
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oder förderlich find. Sicherlich gehört doch der Fabrik-Un⸗ 
ternehmer der produktiven Klaſſe an: gleichwohl wird die 


Fabrik, wenn ſie ohne Vermehrung ihrer übrigen Arbeiter ftatt 
eines Fabrikherrn deren zwei erhalt, nicht mehr Fabrikate lie— 
fern als zuvor. Daraus koͤnnte aber hoͤchſtens ſo viel fließen, 
daß — was aber von allen Arbeiterklaſſen ohne Unterſchied 
geſagt werdeu kann — diejenigen Einzelnen unproduftiv 
ſeyen, deren man ohne Nachtheil fuͤr die Produktion entbehren 


koͤunte, nicht aber daß darum die ganze fragliche e ſe un⸗ 


produktiv ſey. 

Wir rechnen zur produktiven Klaſſe alle diejenigen, welche 
an der Erzeugung der fuͤr die Nation oder fuͤr ihre Glieder 
auf irgend eine Weiſe nuͤzlichen Dinge — ohne Unterſchied 
ob naͤhern oder entferntern — Antheil haben, und ſezen daher 
nicht in die Moͤglichkeit der Accumulation, ſondern in 
jene Eigenſchaft des Nuͤzlichen, das Weſen der Produftivis 
taͤt im Sinne des Nationalreichthums. Von dieſem Stand— 
punkt aus erſcheint Smith's Begriffsbeſtimmung, die wir fruͤ— 
her als zu enge charafterifirten, jezt auch als zu weit. Nicht 
jede Arbeit, die eine materielle Produktion zuruͤcklaͤßt, iſt deß— 
wegen ſchon produktiv für die Nation. Viele Produktionen 


naͤmlich haben blos Werth fuͤr einen oder den andern Verzeh— 


renden oder Liebhaber (nicht fuͤr ſein wahres Beduͤrfniß, oder 
fuͤr einen gewoͤhnlichen Geſchmack, ſondern nur fuͤr ganz indi— 
vidnelle Bequemlichkeit oder Laune u. ſ. w.) und ſind nicht 
weiter verkäuflich, alſo im Grund fuͤr die Nation nicht 
mehr werth, als blos perſoͤnliche Dienſtleiſtungen (fo z. B. 
bizarre Verzierungen oder Verunzierungen von Luſthaͤuſern, 
Gaͤrten u. dgl., Zimmer-Vergoldungen, Speiſen fuͤr bloßen 


Gaumen-Kizel, nichtiges Spielwerk u. ſ. w.). Die Arbei⸗ 


ten, die ſolche Dinge hervorbringen fuͤr produktiv, dagegen 


jene der Schriftſteller und Lehrer, auch der Staatsmaͤnner, Geſez— 
geber und Erfinder für unproduktiv zu erklaͤren, heißt wahr— 


lich eine Sprach-Verwirrung, ſo wie eine Verwirrung 
der Begriffe herbeiführen. Eine unfruchtbare Arbeit iſt nur 
die unnuͤze, wohin freilich die mancher Gelehrten oder Pe— 
danten mitgehoͤrt, und worunter wir gerne auch den Parade— 
Dienſt der Soldaten im Frieden ſo wie jenen der Hof- und 
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Oberhof⸗Chargen, das Beten und Singen der Mönche, das 
Treiben der Seiltaͤnzer, Gaukler u. ſ. w. und endlich auch alle 
blos perſoͤnlichen Dienſtleiſtungen rechnen moͤchten. 

Inzwiſchen ſind ſelbſt dieſe an und fuͤr ſich unproduktive 
oder unnuͤze Arbeiter wenigſtens mittelbar von befoͤrderndem 
Einfluſſe auf die Produktion, dadurch naͤmlich, daß ſie fuͤr 
ihre Verrichtungen einen Lohn beziehen und damit ihre Vers 
zehrung bezahlen, wodurch ſie noch nebenbei Antrieb und Lohn 
dem wirklichen Produzenten geben. Jede Arbeit oder Beſchaͤftigung, 
welche einem Staatsangehoͤrigen (fuͤr welche alſo noͤthigenfalls 
die Nation Selbſt zu ſorgen haͤtte) die Mittel des Lebens— 


unterhaltes verſchafft, iſt wahrhaft produktiv, nicht nur 


fuͤr ihn ſelbſt, ſondern auch für die Geſammtheit; und wenn 
er dadurch noch in den Stand geſezt wird, auch Steuern zu 
bezahlen, ſo iſt leztes zwiefach wahr. Wenn nun erſt noch 
die Art der Dienſtleiſtung oder uͤberhaupt der Beſchaͤftigung 
eine ſolche iſt, daß dem gemeinen Weſen dadurch ein — 
jedenfalls auch oͤkonomiſch fuͤhlbarer — Vortheil, in Bezug 
auf Verwaltung oder andere oͤffentliche Intereſſen zugeht, ſo 
laͤßt ſich vollends nicht begreifen, wie man ſolche Perſonen fuͤr 
ſteril erklaͤren koͤnne. Niemand iſt ſteril im Staate, als 
welche ihren Lebensunterhalt blos von der Mildthaͤtigkeit 
Anderer oder der Geſammtheit erhalten, oder welche ihn ſteh— 


len, oder endlich, welche für ganz unnuͤze Dienſte die Bes 


zahlung aus Mitteln der Geſammtheit empfangen. 
Es wuͤrde nach allem dem durch eine ploͤzliche Vermin— 
derung oder Wegſchaffung ſolcher von Smith fuͤr unproduktiv 


geachteten Klaſſen oder durch Verwandlung derſelben in unmit- 


telbare materielle Produzenten keineswegs ein Vortheil erzeugt, 
ſondern vielmehr der groͤßte Nachtheil hervorgerufen werden. 
Nach einem einleuchtenden Naturgeſez kann die Produktion 
nicht lange in großem Mißverhaͤltniß zur Conſumtion bleiben. 
Eine bedeutende Vermehrung der Produzenten bei 
gleichzeitiger Verminderung der Conſumenten wird 
allernächſt eine Ueberfuͤllung des Marktes mit Produkten 
zur Folge haben, ſodann die Werthloſigkeit derſelben wegen 
Mangels an Abſaz und hiedurch Entmuthigung und Verar— 
mung der Produzenten und — der Abſicht jener Vermehrung 
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gerade entgegen — ein- kibri Ruͤckgehen oder gar ein voͤl⸗ 


liges A ufhören der über das ſchlechterdings Unentbehrliche 


hinausgehenden Produktion. Nur der einheimif che Markt 
iſt ein ſicherer Markt; jede Rechnung auf auswärtigen 
Abſaz iſt unzuverlaͤßig und im Zutreffen oder Fehlſchlagen ab— 


haͤngig ven außerhalb unſerer Macht gelegenen Umſtaͤnden. 


Die Lehre von Verminderung der bloßen Conſu— 


menten, worunter man auch die von Smith ſogenannten un 1 


produktiven Arbeiter zaͤhlt, iſt daher ſehr zu beſchraͤnken. 
Der unbefangenen Betrachtung erſcheinen jene Conſumenten als 
nuͤzlich und nothwendig. Sie tragen, außer allem Obigen, 


auch zur Vertheilung des Reichthums unter die verſchiede— 
nen Klaſſen der Geſellſchaft, demnach zum allgemeinen Wohl— 


ſtand weſentlich bei; ohne ſie wuͤrden ſich die Schaͤze in den 
Haͤnden einiger Wenigen anhaͤufen und die große Maſſe in 
Noth und Elend geftärgt ſeyn. 


— 


7 §. 20. \ 
Fortſezung. ee 
Insbeſondere von der Erfparung und von der Verzehrung. 


# 


Auch die Anpreiſung der Sparſamkeit, worin Smith 
das Hauptmittel der Reichthumsvermehrung erkennt, fordert 
zu einigen Gegenbetrachtungen auf. | 

Freilich iſt die Vermehrung oder Anhaͤufung des Reich— 
thums in der Regel die Folge des Zuruͤcklegens oder Nicht— 
verzehrens von erzeugten oder erworbenen Werthen, die 
man nun entweder zum Verbrauchsvorrath oder zum 
Produktionskapital verwendet oder wenigſtens verwenden 
kann. Indeſſen akkumulirt auch die Natur (z. B. in den 
Nachwuchs der Waͤlder) und akkumuliren ſich von Selbſt 


die Arbeits⸗Erzeugniſſe, welche entweder keinen Verzehrer fin— 


den oder zur Verzehrung gar nicht geeignet ſind; und jeden— 
falls ſezt das Zurücklegen ein Vorhandenſeyn von Sachen 
ſchon voraus, und der Grund ihres Vorhandenſeyns iſt ihre 
Erzeugung, nicht aber die Sparſamkeit. 
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Um über den a der Akkumulation und Erſparung 
oder überhaupt ihre Wirkungen ins Klare zu kommen, muͤſſen 
wir nothwendig einige Unterſcheid ungen machen: 

Die Akkumulation von Dingen, welche zur Verzehrung 
beſtimmt und zu laͤngerer Aufbewahrung ungeeignet ſind, z. B. 
von Brot und auch von Brotfruͤchten, hat, wofern ſie in groͤ— 
ßerem Maße ſtatt findet, als die Verzehrung erheiſcht oder 
baldiger Abſaz zu hoffen iſt, keinen Zweck und Nuzen mehr, 
ja ſie kann, zumal wenn die laufende Produktion in gleicher 
Ergiebigkeit fortdauert, den Unwerth ſolcher Dinge durch 
Ueberfuͤllung des M arktes und in deſſen Fol ge die Entmuthig⸗ 


ung und Verarmung der Produzenten und in weiterer Folge 


die weſentliche Verringerung der Produktion hervorbringen. 

Eine aͤhnliche Wirkung mag aus der Akkumulation von 
was immer fuͤr Waaren entſtehen, welche zwar eine laͤngere 
Aufbewahrung ertragen, doch zum baldigen Verkaufe be— 
ſtimmt ſind. Tritt der lezte nicht ein, ſo erleiden ſie in der 
Regel eine Werthverminderung, ſchon durch den Verfluß 
der Zeit (3. B. durch Mode-Veraͤnderung); jedenfalls erleidet 
der Fabrikant oder Kaufmann eine Einbuße durch laͤngeres 
Entbehren des ihm als Betriebskapital oder als Mittel des 
Lebensunterhalts noͤthigen Verkaufspreiſes. Koͤmmt nun noch 
dazu die Herabdruͤckung des Preiſes durch ſteigende Akkumula— 
tion, ſo mag der Erzeuger zu Grunde gehen Yun: die angebliche 
Reichthums⸗Vermehrung. 


Etwas anderes freilich wird der Fall ſeyn, wenn er der + 


Waaren durch günftigen Abſaz — welcher die Folge vermehrter 
Verzehrung iſt — los wird, und ſodann den erhaltenen 
Preis, oder einen Theil deſſelben zuruͤcklegt. Jezt erſt faͤngt 
ſowohl fuͤr ihn, als — je nachdem er eine Verwendungsart 
des Zuruͤckgelegten waͤhlt — auch für die Nation die nuz— 
bare Erſparung oder die wahrhafte Reichthums— 
Akkumulation an. Da aber eine ſolche, naͤmlich eine Zu— 
ruͤcklegung von Geld und ſodann deſſen fruchtbringende Ver— 
wendung (uͤberhaupt die Anſchaffung von Werthen) durch Be— 
ſoldete aller Art nicht minder als durch Produzenten 


im ſtrengen Sinn geſchehen kann, ſo erhellt — wie wir 


nachtraͤglich noch zum vorigen Punkt bemerken moͤgen — auch 
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Unterſcheidung der Arbeiter in produktive u. unproduktive. 

Es koͤmmt alſo bei der Frage, ob die Erſparniß oder 
N Zuruͤcklegung den Nationalreichthum mehre, zuvoͤrderſt darauf 
an, was zuruͤckgelegt wird, aber dann auch, wer zuruͤckgelegt, 
und endlich, welche Verwendung des Zuruͤckgelegten ftatt findet. 
Nicht minder iſt die unmittelbare Wirkung der Zuruͤck— 
legung mit der entferntern zu vergleichen, und die, welche ſie 
fuͤr den Zuruͤcklegenden ſelbſt hat, mit jener fuͤr Andere 
und fuͤr die Geſammtheit. In der Regel iſt nur jene Er⸗ 
ſparung nuͤzlich, welche ein in Zukunft wirklich eintretendes 
Beduͤrfniß der Verzehrung deckt, oder welche einen Gegens 
ſtand des Verkaufs ausmacht, oder endlich, welche zur Ver⸗ 
mehrung des Betriebs- oder des ſtehen den Kapitals (doch 
auch der Nuzen dieſer Vermehrung hat ſeine Grenze) verwen— 
det wird. Nicht jede Erſchaffung oder Vermehrung eines 
ſolchen- Kapitals rührt übrigens von eigentlicher Erſparniß 
oder Zuruͤcklegung her; ſondern gar oft iſt Arbe it davon 
die unmittelbar wirkende Mee B. bei Aufführung von 
Gebaͤuden, Errichtung von Maſchinen, Erlernung von Kunſt— 
fertigkeiten und dgl. 1 kann auch das Gebaͤude und die 
erworbene Kunſtfertigkeit als etwas Zuruͤckgelegtes, naͤmlich als 
zuruͤckgelegte Arbeitsfrucht betrachtet werden; doch find Hervor 
bringen, oder Errichtung oder Lernen einerſeits und Erſparen 
oder Zuruͤcklegen anderſeits zwei verſchiedene eee 
Vermiſchung nur zur Unklarheit fuͤhren kann. 

Nach dieſen vorausgeſchickten Unterſcheidungen, erbauen 
mit dem, was wir bereits früher (im vorigen $. ) von dem 
Nuzen der Verzehrung, d. h. der bezahlten Verzehrung 
geſagt haben, folgt die Beſchraͤnkung der Smith'ſchen Lehre 
von der Sparſamkeit von ſelbſt. Wir e daruͤber noch 
folgende Saͤze auf: 

Nicht jedes Erſparniß iſt Bermehrungsmitte des Nah ug 
reichthums. Jenes zwar, welches dem Ab ſaz einen vermehr⸗ 
ten Stoff darbietet, bei Nationen insbeſondere, welches den 
aͤußern Abſaz vermehrt, oder, wenn uͤberhaupt die Nachfrage 5 
des Auslandes noch unbefriedigt iſt, oder auch welches in Be⸗ 
zug auf Artikel, die von außen kommen, ſtatt findet, oder 


* 
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in Bezug auf Gegenſtaͤnde, welche die Mittel einer wei⸗ 
tern Produktion werden konnen, mag nuͤzlich ſeyn, nicht 
aber das Erſparniß an einheimiſchen Produkten, welche nach 
befriedigter auswaͤrtiger Nachfrage eruͤbrigen, und daher 
nuzlos ſind, wenn ſie keine einheimiſchen Verzehrer finden. 
Hievon iſt blos ausgenommen der eben bemerkte Fall, daß das 
Erſparte diene oder verwendet werde zur Vermehrung des 
Betriebs- oder des fixen Kap itales, und daß es demnach 
zur Vermehrung der kuͤnftigen Produktion beitrage; wie es 
zum Beiſpiel allerdings nuͤzlich iſt, daß der Fabrikant einen 
Theil ſeines Gewinns zur Ausdehnung ſeines Geſchaͤftes ver— 
wende, und daß der Landmann von ſeinen Produkten an Fruͤch— 
ten und Vieh ſo viel moͤglich zur Vermehrung der kuͤnftigen 
Ausſaat oder der Heerde zuruͤcklege, anſtatt es zu Befriedigung 
perſoͤnlicher Geluͤſte zu verſchwenden. 

Die Erſparniß an ſich, nach ihrem Begriff und nach ihrer 
allernaͤchſten Wirkung iſt allerdings, als Gegenſaz der 
Ausgabe oder Verzehrung, welche jedesmal den Verzehrenden 
aͤrmer macht, eine Reichthums-Vermehrung, d. h. ſie 
iſt an und fuͤr ſich Verneinung von Reichthums— Verminderung. 2 
Deßwegen iſt die Sparſamkeit allerdings ein Mittel, die ein— 
zelnen Sparenden zu bereichern; aber was dieſe zuruͤcklegen, 
entgeht in der Regel Andern, welche ihren Sold nur vom Luxus 
erhalten koͤnnen. Die Nation gewinnt alſo dabei nicht nur 
nichts, ſondern ſie kann verlieren dadurch, naͤmlich durch 
die jezt eintretende Verminderung der ee und der 
Nahrungswege. 

Ueberhaupt aber hat Zurücklegung nur als Mittel einer 
künftigen Produktion oder einer kuͤnftigen Verzehr— 
ung einen vernuͤnftigen Zweck und Sinn. Verzehrung 
alſo bleibt mittelbar oder unmittelbar das Ziel jeder Erfpar- 
niß; und Befriedigung, nicht aber Entbehrung liegt im 
Begriffe des Reichthums. 

Zwar iſt nicht zu laͤugnen, daß ein durch alle Klaſſen ver— 
breiteter Geiſt der Genuͤgſamkeit die Subſiſtenz der Nation 
mehr ſelbſtſtaͤndig macht und geſichert erhält und nach Umſtaͤn— 
den, zumal bei armen Voͤlkern, ſehr angemeſſen und wohlthaͤtig, 
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ja zum Reichthum führend ſeyn kann. Doch hängt diefer — 
öfonomifche — Nuzen der Genuͤgſamkeit (naͤmlich für die 
Geſammtheit der Nation, nicht blos fuͤr die Einzelnen) meiſt 
nur von beſondern Umftänden ab (z. B. von äußern Han⸗ 
delsverhaͤltniſſen, welche etwa nur bei großer Wohlfeilheit ’ 
Abſaz hoffen laſſen, demnach einen niedrigen Arbeitslohn und 
ein Zufriedenſeyn mit geringem Gewinne noͤthig machen, oder 


auch von der Duͤrftigkeit des eigenen Bodens u. ſ. w.); und 
in der Regel iſt es, vom oͤkonomiſchen Standpunkt, erwuͤnſcht 


fuͤr die Nation, daß Jeder verzehre im Verhaͤltniß ſeiner 
Einnahme, daß alſo der Wohlhabende nicht fpare, ſondern 
Luxus treibe, daß die Luſt nach vermehrten Genuͤſſen zu 


Erhoͤhung des Arbeitsfleißes ſporne und daß ein 


moͤglichſt reger Verkehr die Arbeitsprodukte und das Geld 
in ſchnellem Kreislauf erhalte. Sparſamkeit gehoͤrt in 
Zeiten der Noth; und es iſt nicht gut, feinem gewöhnlichen 
Lebensplan nach dem einzurichten, was etwa in Zeiten einer Be⸗ 
lagerung noͤthig fallt. Für wen ſollen Alle oder auch nur 
Viele ſparen? Kann die Nation reich heißen, ſo lange deren 
Glieder groͤßtentheils darben oder ſich Entſagungen auflegen? 
Erſparniß hat nur in fo fern Bedeutung, als eine mögliche 
Verwendung des Erſparten vorliegt, entweder fuͤr den Sparen— 
den Selbſt oder fuͤr einen Dritten, der ſich als berechtigt zu 
den Früchten ſolcher Erſparniß oder als Eigenthuͤmer des er⸗ 
ſparten Gutes betrachtet. 

Selbſt die Sparſamkeit der Regierung oder der Ges 
ſammtheit als ſolcher iſt nicht unbeſchraͤnkt und nicht 
unbedingt nuͤzlich. Die Regierung, ſchon als Inhaberin reicher 
Domanial-Einkuͤnfte, dann aber auch als Bezieherin von Steu⸗ 
ern, iſt in ihrer oͤkonomiſchen Wechſelwirkung mit den Staats⸗ 
angehoͤrigen einem ſehr reichen Eigenthuͤmer oder Renten-Be⸗ 
zieher zu vergleichen, welcher durch Ausgeben ſeiner Einkuͤnfte 
weit wohlthaͤtiger als durch Zuruͤcklegen derſelben wirkt. 
Freilich darf die Regierung nicht mehr Steuern beziehen, als 
ſie zur Erſtrebung des Staatszwecks noͤthig hat; aber der Kreis 
des Nothwendigen laͤßt ſich weiter oder enger ziehen, und jeden— 


falls iſt die Geſammtheit in Bezug auf ſolche Steuerforderung 
 „Öläubigerin der Pflichtigen und zwar, was das Verhaͤltniß 
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guͤnſtig macht, Glaͤubigerin zumal der reichen Buͤrger naͤm⸗ 
lich mit der rechtlichen Forderung dem Maße des Vermögens 


folgend. Es iſt hiernach klar, daß, wenn das Volk nicht voͤllig 


arm iſt, es ſehr bedeutende Staatsausgaben ohne Veringerung 
ſeines Wohlſtandes, ja nach Umſtaͤnden ſelbſt mit Vortheil fuͤr 
denſelben ertragen kann. Eine maͤßig geſpannte Forderung der 
Regierung ſpornt zu vermehrter Erzeugung, etwa auch zu eini— 
ger Entſagung, die aber bei ſolcher Vorausſezung nicht uns 
fruchtbares Zuruͤcklegen iſt, ſondern ein Abliefern 
in die Geſammtkaſſe, aus welcher die Gelder, je nach 
der Verwendung, theils unmittelbar durch derſelben Gegen— 
ſtand die Produktion oder überhaupt das Nationalgluͤck vers 
mehren, theils durch wohlberechnete Vertheilung unter viele 
Klaſſen und Individuen — wo moͤglich unter diejenigen, welche 
deſſen am meiſten beduͤrftig ſind — die Geſundheit des ganzen 
Koͤrpers befördern und die Gleichmaͤßigkeit des Kreislaufs ers 
halten moͤgen. Ohne dieſes, ſo wie bei dem Prinzip der indi⸗ 


viduellen Sparſamkeit, mag leicht eine Anhaͤufung des Reich⸗ 


thums in einzelnen Familien, Ständen, Gemeinden, oder Kor— 
porationen entſtehen und der Reſt der Nation aus Mangel an 
Nahrungsſaft dahin welken. 

Uuoebberhaupt iſt die Sparſamkeit in 55 Wechſelwirkung von 
Mehreren (ſeyen es Individuen, ſeyen es Nationen) meiſt nur 
fuͤr einen Theil Gewinn, fuͤr den andern aber Verluſt. 
Die Lehre von der Sparſamkeit der Nation leidet hiernach 


mancherlei Ausnahmen und Beſchraͤnkungen. Im innern 


Haushalt mag ſie — wenn nur die Gegenſtaͤnde der Ausgaben 
mit Weisheit gewählt werden — ohne Schaden, ja ſelbſt mit 
Vortheil, zwar nicht verſchwenderiſch doch aber ſplendid 
ſeyn, und Sparſamkeit iſt ihr vorzugsweis nur zu empfehlen 
in Bezug auf das Ausland. 
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| Fort ſe zum 17 0 gr | 0 
dee von der Berechnung des reinen National- Einkommens. 1 
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Gegen die Begriffsbeſtimmung vom creinen) National 
Einkommen, wornach daſſelbe beſtehen fol in dem Weber 
ſchuß der Arbeitsproduktion über das Betriebs⸗ 
kapital, welches diefelbe hervorbrachte (d. h. uͤber 
die ganze Summe von Werthen, welche nur in Abſicht auf 
Reproduktion verbraucht werden, oder vielmehr, welche 
uͤberhaupt verbraucht werden muͤſſen, damit eine weitere 
Produktion ſtatt finde) haben wir bereits oben ($. 14.) unſere 
Bedenken vorgetragen; wir faſſen ſie hier abermal . zu⸗ 
ſammen: 

Wenn man die Verzehrung der rod Ar bei⸗ 
ter mit zum Betriebskapital rechnet, ſo muß man, wenn man 
conſequent ſeyn will, vom Standpunkt der Nation auch die 
Verzehrung aller mittelbaren Produzenten, namentlich der 
Staatsdiener aller Kategorien, und die Unkoſten der Re⸗ 
gierung, der Kirche, des Heeres ꝛc. — ja ſelbſt die Un⸗ 
koſten der Armen⸗Erhaltung — gleichfalls dazu rechnen, weil 
ohne ihre Erhaltung das geſammte Staatsleben ſtocken, daher 
die Produktion aufhoͤren wuͤrde. Nach ſolcher Annahme 
aber braucht die Nation zur Forterhaltung ihres Reichthums 
gar kein weiteres (d. h. kein die Wiederherſtellung des 
Betriebskapitales uͤberſteigende) Einkommen; es genügt 
ihr namlich, alljährlich ihr Betriebskapital wieder hereinzubringen 
oder dieſe Wiedererzeugung des Betriebskapitales 
macht ihr genuͤgendes Einkommen aus; und nicht auf dem an⸗ 
geblichen oder vorausgeſezten Ueberſchuß der Produktion uͤber 
das Betriebskapital, ſondern auf dem allgemeinen Recht der 
Regierung zu den nothwendigen Mitteln der Staats⸗ 
verwaltung beruht ihre Befugniß und das Maß der 
Steuererhebung, welche ſodann die Einzelnen zu 
einiger Erſparniß oder zu groͤßerer Anſtrengung zwingt, und 
erſt Ri dieſe Art den Ueberſchuß ſchafft. 
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Es iſt durchaus fehlerhaft, nur jenes zum Nationalein⸗ 
kommen zu rechnen, was über der zur Ernährung der arbei— 
tenden Klaſſe, mithin des groͤßten Theils ihrer Glieder noͤthigen 
| Maſſe von Produkten noch weiter erzeugt wird, als ob z. B. 
‚eine Familie nicht billigermaſſen die Summe der Verzehrung 
aller ihrer Glieder (und zwar ohne Unterſchied ob ſie arbeiten 
oder nicht arbeiten) als wahres Einkommen zu betrachten, und 
was daruͤber hinaus ihr noch zuwaͤchst, als Vermoͤgens-Zu⸗ 
nahme (ganz verſchieden von Einkommen ſchlechthin) anzu⸗ 
ſehen haͤtte; oder als ob ein organiſcher Koͤrper nur jenen 
Nahrungsſtoff einnaͤhme, um welchen er dicker oder groͤßer 
wird, nicht aber auch denjenigen, welcher die tägliche Conſu ms 
tion erſezt und das geſunde Leben erhaͤlt. 

Dann, wenn man den Unterſchied zwiſchen nothwen di— 
gem und überflüßigen Arbeitſold (d. h. zwiſchen dem 
zum Lebensunterhalt nothwendigen und dem zu weitern 


Genuͤſſen verwendbaren) macht und den lezten (ſo wie auch 


Renten und Kapitalzinſe) zum Nationaleinkommen zaͤhlt, 
nicht aber den erſten; ſo fragen wir: wer beſtimmt die Summe 
der dem Arbeiter noͤthigen Ver zehrung? Der Arbeiter Selbſt 
thut es und der Fabrikherr muß eben, wenn die Konkurrenz 
dem Arbeiter guͤnſtig iſt, deſſelben Forderung befriedigen, wenn 
ſie auch weit uͤber das Nothwendige hinausgeht. Fuͤr ihn, den 


Fabrikherrn, iſt alfo auch der hohe Lohn (der ſogenannte uͤber— 


fluͤßige) gleichwohl nothwendig, d. h. die Bedingung der 
Produktion, mithin zur Vorauslage oder zum Betriebska— 
pital gehoͤrig, nicht minder als der nur die noͤthige Verzehrung 
bedeckende. Selbſt wenn der Arbeiter den empfangenen Lohn 
zu Kapital anlegte, iſt derſelbe fuͤr den Herrn eine nothwen— 
dige Vorauslage geweſen, und die Conſequenz muß deſſen Ab— 
zug von dem Brutto-Einkommen verlangen, ſobald man überall 
beim National⸗Einkommen vom Abzug der Vorauslagen ſpricht. 
— Sodann haben nicht auch Rentenbezieher und Kapitali⸗ 
ſten einen billigen Anſpruch auf Ernahrung? Iſt alſo nicht auch 
ihre Erhaltung als Betriebskapital zu betrachten? ja, 


iſt nicht in der That die ganze Summe der ihnen zu bezah⸗ 


lenden Renten und Zinſe eine durchaus nothwendige Vor⸗ 
auslage, ein weſentliches Element des Betriebskapitals? — 


N 


Wuͤrde der Grundeigenthämer, wenn man ihm nicht die 
Landrente entrichtete, ſeinen Boden hergeben zum Anbau? 
Wuͤrden ohne aͤhnliche Verguͤtung was immer fuͤr Eigenthuͤmer 
oder Kapitaliſten ihr Eigenthum herleihen oder hergeben 
als Stoff oder als belebendes Prinzip der Produktion? Iſt 


nicht, falls ſie Aus laͤnder ſind, die ihnen zu bezahlende 


Rente ganz offenbar eine Vorauslage, alſo mit im Betriebs⸗ 
kapital begriffen, und hoͤrt dieſe Eigenschaft darum auf, wenn 
und weil ſie Inlaͤnder ſind? In einem Fall wie im andern 


ſind ſie mit produzirend, und haben alſo auch Anſpruch auf 


Ernaͤhrung, welche ihnen ohnehin oft kaͤrglicher als den 
Arbeitern zu Theil wird. Ihr Einkommen alſo zum Natio⸗ 
nal⸗Einkommen erklaͤren, jenes der Arbeiter aber zur 
bloßen Vorauslage oder zum Betriebskapital, heißt den 
Begriff vom Privateigenthum aufheben. 

Rechnet man aber die Verzehrung der Arbeiter nicht zum 
Betriebskapital, ſondern zur Be duͤrfnißbefriedigung oder 


reinen Ausgabe, ſonach auch den Lohn, der ſolche Verzehrung 


deckt, oder das Arbeitsprodukt, worin der Werth dieſes Lohnes 
enthalten iſt, zur wirklich reinen Ein nahme; ſo bleibt fuͤr 
das National⸗ Betriebs kapital oder für die reine Bor 
auslage der Nation blos noch der Verbrauch des Stoffes 
uͤbrig und etwa die Abnuͤzung der Maſchinen, Arbeits-Geraͤth⸗ 
ſchaften, Werkſtaͤtten u. ſ. w. oder vielmehr die entſprechenden 
Unterhaltungskoſten derſelben (wiewohl auch dieſe, in 
fo fern fie in Arbeit beſtehen, zugleich Einnahme den Arbei⸗ 
tern gewähren, demnach ein durchlaufender Poſten find) und 
endlich die ans Ausland zu entrichtenden Zinſe und Arbeits⸗ 
preiſe, wornach alſo dieſes National-Betriebskapital 
faſt ganz verſchwindet, oder doch, verglichen mit der Summe 
der Vorauslagen aller einzelnen Produzenten, zu einer 
ſehr geringen Maſſe herabſinkt, ſo daß faſt nur noch die 
Begriffe von jaͤhrlicher Erzeugung und jaͤhrliche m 
Verbrauch ſich darbieten, zwei Größen, die ſich — abgeſehen 
von der wahrhaft bereichernden Akkumulation (deren 
Grenzen wir im vorigen F. gezeichnet haben) — ohnehin wech⸗ 
ſelſeitig bedingen oder wenigſtens nie langs in den 
kißverhaͤltniß ſtehen koͤnnen. 
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Wenn nach den voranſtehenden Erwägungen der in 
Frage ſtehende Begriff vom National-Einkommen viel zu eng 
oder eing eſchraͤnkt erſcheint, fo iſt er, von einer andern 
Seite betrachtet, auch noch zu weit oder zu viel umfaſſend. 
Denn was heißt „Ueberſchuß des Produktion“ (oder 
auch — nach unſerer Vorſtellung — „Produktion ſchlecht— 
weg?“) Gewöhnlich braucht man den Ausdruck ganz allge 
mein; man muß aber, um zur Wahrheit zu gelangen, den 
Begriff beſchraͤnken auf Produktionen, welche Werth 
haben für die Nation. (ogl. oben $. 10 Z. 3.) Diejenigen 
Produkte, welche ſolchen Werth nicht haben, und gehoͤrten ſie 
auch zum überflüßigen Arbeitſold oder zum Einkom⸗ 


men der Rentenbezieher, ſind gleichwohl unfruchtbar 
fuͤr die Nation, und vermehren ihr wahres Einkommen 
keineswegs. Endlich muß man um dieſes wahre Einkommen 
kennen zu lernen, nicht blos von „Arbeitsprodukten“ 


reden; denn die Natur bringt auch Manches von Selbſt 
hervor, wodurch jenes Einkommen ſich vermehrt, (F. 4) und 
es erſcheint in dieſer Beziehung der Smith'ſche Begriff aber⸗ 
mal zu eng. 

Am unvollkommenſten jedoch iſt derjenige Theil der 
Smith'ſchen Lehre, welcher von den Steuern handelt. Wir 
koͤnnen aber erſt in der Fin anzwiſſenſchaft in die genauere 
Eroͤrterung dieſes hoͤchſt wichtigen Gegenſtandes eingehen. 


Ergebniffe. Verdeutlichung der Natur, der Quellen, der Gegenpänte, 
A des Umfangs u. f. w. des Nationalreichthums. 


* 


Wir ziehen aus den bisher vorgetragenen Betrachtungen 
die nachſtehenden Ergebniſſe: 

National-Reichthum iſt immer ein ſehr unbeſtimm— 
ter, der eigentlichen Berechnung nicht unterliegender 


| 
| 
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oder des Ausdrucks in Zahlen (mit Ausnahme einiger 
einzelner, naͤchſtliegender Faktoren, z. B. der Erzeugniſſe des 
nach dem Flaͤchenraum gemeſſenen Bodens und der nach 

Zahl und Umfang gefchäzten Gewerbe) durchaus unfaͤhiger 


Beguuff, ſo wie etwa Geſundheit oder Kraft oder Wohlfahrt. 


Aber ob eine Nation reich oder arm ſey, und auch Stufen 


von beiden ſind wohl erkennbar und deutlich. 


Von einer reichen oder auch nur geſunden Nation Ann 


was wenigſtens die einheimiſchen Beduͤrfniſſe betrifft, (mit⸗ 


hin abgeſehen vom Mißverhaͤltniß der Macht nach außen) 
ein durchaus hinreichendes Maß von Kräften in An⸗ 
ſpruch genommen werden, ohne ſie zu erſchoͤpfen, ja ſelbſt noch 
mit Vortheil fuͤr die Erwerbung oder Produktion. 

Es koͤmmt jedoch, mehr als auf ihre Groͤße, auf die Gatt— 


‚ung der Steuern und auf die Art der Einhebung und 


andere Verhaͤltniſſe, dann ganz vorzugsweis auf die Verwend— 
ung der oͤffentlichen Gelder an; und die Erfahrung (wo 
nicht ſchon eine abſolute Unerſchwinglichkeit einleuchtet) zeigt 
am zuverlaͤßigſten das Uebermaß oder die fehlerhafte Vertheil— 
ung oder Einhebungsart oder Verwendung u. ſ. w., alſo die 
relative Unerſchwinglichkeit derſelben. Wenn ſolche Erfahrung 
eintritt, namentlich wenn die Steuerruͤckſtaͤnde ſich anhaͤufen 
und die Betreibungen ſchwieriger werden, alsdann mag der 
Staatswirth und der Finanzmann, wie der Arzt aus den vor— 
liegenden Krankheitsſymptomen, daraus die noͤthige Belehrung 
oder Warnung ſchoͤpfen. 

Fragen wir nach den Quellen oder ſch a Fe Kraͤf⸗ 
ten des Nationalreichthums; fo antworten wir, mit Vermeid⸗ 
ung der Einſeitigkeit, woran alle drei Syſteme leiden: dieſer 
Quellen ſind vier, naͤmlich 1) Natur, 2) Induſtrie oder 
Arbeit, (Gewerbfleiß) 3) Verkehr und Handel demnach 


auch ſein Hauptmittel, das Geld, 4) endlich das Kapital 


oder der bereits geſammelte Vorrath von Dingen, die Werth 
haben und zumal zu weiterer Erzeugung mittelbar oder unmit— 
telbar verwendet werden konnen! 

Die Gegenftände des Natibnalreichthhms ſind 
hiernach: 4) die Produkte des Bodens, in fo fern fie a) der 


eigenen Verzehrung, d. h. dem Beduͤrfniß der National- 
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er (fuͤr welches ja der Staat Selbſt zu doc ſubſidiariſch 
verpflichtet iſt), oder aber der Reproduktion dienen, oder 
auch der weitern nuzbringender Verarbeitung empfäng- 


= 


lich find; b) in fo fern fie Stoff des Geſammtgebrauchs, 


d. h. Befriedigungsmittel eines Geſammtbeduͤrfniſſes ſeyn koͤn⸗ 


nen, oder c) einen Gegenſtand des innern oder äußern Hans 


dels darbieten. Ebenſo 2) Arbeitsprodukte, in ſo fern 
ſie a) dem Privatbeduͤrfniß der Nationalglieder oder b) 


dem offentlichen Beduͤrfniß oder c) dem innern und 
zumal dem aͤußern Handel dienen. 3) der Verkehrs— 
Gewinn (und deſſen allgemeines oder Hauptmittel, das Gel d,) 
koͤmmt hier in Betrachtung, in ſo fern er a) die Vertheil— 
ung der Reichthuͤmer unter die Nationalglieder befoͤrdert, 
p) die Güter in jene Hände bringt, worin fie den meiſten 
Werth haben c) Hauptbedingung oder Befoͤrderungs— 
mittel der Natur- und der Arbeits-Produktionen iſt, d) in 
ſo fern der Verkehr das Geld in Circulation bringt und 
alſo vielfach fruchtbringend macht, auch durch den aͤußern Han— 


del Geld oder nuͤzliche Sachen hereinbringt. Wir haben ſchon 


oben gezeigt, daß der Verkehrs-Gewinn, ſo groß er iſt, 
doch (etwa mit Ausnahme deſſen, was der aͤußere Handel 
einbringt) zu keinem Anſchlag, uͤberhaupt zu keiner geſonderten 


Aufführung geeignet iſt. Seine Ergebniſſe ſind ſchon enthalten 


und ſtellen ſich dar in der Maſſe der (nach dem vom Verzeh— 
rer zu entrichtenden Preiſe gewertheten) Natur- und Arbeits— 
Produkte. Ebenſo 4) die Fruͤchte des Kapitales, welches 
namlich die Produktivitaͤt der unter Ziff. 1, 2 und 3 aufgeführ- 


ten Reichthumsquellen vermehrt und ſchon an und fuͤr ſich 


x 


accumulirter Reichthum ift, deſſen Früchte jedoch (mit Aus— 


nahme etwa der von außen eingehenden Zinſe) ſchon in dem 


hoͤchſten Werth der Natur- und Arbeitsprodukte mit enthalten find. 


Fragt man uns weiter, welche Perſonen in Bezug auf 
Nationalökonomie die nöͤzlichſten, insbeſondere welche pro duk⸗ 


tiv und unproduktiv ſeyen, fo antworten wir: Alle Per⸗ 


ſonen find nuͤzlich und produktiv, welche zur Er werbung 


oder zur Vertheilung des Reichthums beitragen, Alle, deren 


Thaͤtigkeit oder auch nur Vorhand enſeyn direkt oder 


indirekt die Thaͤtigkeit oder Ergiebigkeit und den Gewinn 


der 8 und der Arbeits⸗Kraft per Nu. Wehre vermehrt 
oder moͤglich macht; oder noch allgemeiner, alle Perſonen 


. 4 ſind (ob auch in verſchiedenem Maße) dkonomiſch nuͤzlich 
„ Aim ‚Staat, mit Ausnahme der Armen, welche nicht arbeiten 


(Bettler und Diebe) und der Reichen, welche W produgiren 2 


und nicht verzehren. 5 


Fragt man uns endlich, wie viel von dem Wer 


u oder eigentlicher vom Einkommen iſt verfügbar RR" 


für. den Staat, ſo antworten wir: 
I. Vom wirthſchaftlichen Standpunkt aus kaun dt h. 


| fo weit geht die ideelle Möglichkeit) die Nation fordern 1 


von ihren Gliedern oder aus deren Schooß erheben ohne dadurch 
aͤrmer zu werden: a) ſo viel von der Landrente (in Natur⸗ 


produkten) als Ueberſchuß der Produktion über die reine Vor⸗ 


auslage (z. B. Saatfrucht) und die nothwendige Verzehrung 
ſaͤmmtlicher Staatsangehoͤrigen, auch uͤber die zur Verarbeitung 
erforderlichen Stoffe, vorhanden iſt. Dieß kann ſie ſogar ohne 
Schaden ans Aus land abgeben: b) ſoviel von Arbeit 
als der Buͤrger nach erworbenem noͤthigen Unterhalt noch Zeit 1 
und Kraͤfte hat; alſo auch Einiges ſelbſt vom Aermſten, wofern 


er arbeitsfaͤhig iſt, e) insbeſondere aber fo viel Geld als ent⸗ 


weder durch einheimiſche Bergwerke oder durch den aͤußern 


Handel jaͤhrlich gewonnen wird, oder, wo ſolcher Gewinn 


nicht ſtatt findet, ſo viel als ſie wieder durch die Verwendungsart 
der Steuern in die Circulation zu ruͤckg iebbtt. 
Aber darf ſie ſo viel fordern? und wuͤrde nicht, wenn ſie 


es thaͤte, Wade wenn auch nicht ein po itiver e 3 * 


Bi, Der bloße Nen a als ice 8% B. 9 
Staats-Gläubiger (großentheils aber auch der Privat: Gläu⸗ 
biger — in ſo fern nämlich ſein Kapital vorhanden ſeyn könnte auch 
ohne ihn, oder in ſo fern ſein Aktivn m nichts weiteres iſt, als das 
Paſſivum eines Andern — ) produzirt nichts, ſondern 
eignet blos die Früchte fremder Produktion ſich an. Wenn er nun 
auch nichts im Inland verzehrt, ſondern etwa blos todte 
Schäze aufhäuft oder ſeinen Bedarf und ſein Gelüſte lediglich 
mit ausländiſchen Produkten befriedigt, oder fein Geld im Aue: 
land verzehrt, fo iſt er allerdings okonomiſch null und nichtig für 
die Nation. 8 


an Wohlſtand und Kraft bewirkt, doch wenigſtens das weitere 
Fortſchreiten deſſelben gehindert? Allerdings! und es 
"würde dieſes geſchehen, felbft wenn eine durchgängig gleis 
che Vermoͤgensvertheilung oder eine von einem Volk 
oder Voͤlklein gefuͤhrte gemeinſchaftliche Wirthſchaft 
es moͤglich machte, ohne unmittelbare Rechtsverlezung jenen 


ganzen Ueberſchuß auf dem Weg der Beſteurung einzuheben. 1 
Weit verderblicher und gehaͤuftes Unrecht mit ſich fuͤhrend (und 


auf eine der Idee entſprechende Art zu realiſiren ſelbſt uns 
2 möglich) muß aber eine fo weit gehende Forderung ſeyn, 
wenn eine bedeutende Ungleichheit in der Vermdoͤgensver— 
theilung ſtatt findet. Ueberhaupt, wenn man ſoviel oder 
auch nur annahernd ſo viel fordert, ſo wird die eigene Nation 
behandelt, wie etwa ein herrſchender oder fogenaunter Mutter— 
Staat ſeine Kolonie behandeln kann oder zu behandeln pflegt. 
In der That paßt auch die Smith'ſche wie die Colbert'ſche 
und ſelbſt die Quesnay'ſche Theorie eben fo gut auf eine 
Kolonie als auf das eigene Volk; denn der Kalkul, worauf 
alle drei beruhen, iſt hier und dort derſelbe. Nur wenn man 
den Standpunkt des Rechts erſchwingt, hoͤren dergleichen Kal— 
kuls auf. 

II. Vom Standpunkt dieſes ewigen Rechtes nun ſagen 
wir: Die Nation darf, oder kann ohne Rechtsverlezung 
fordern überhaupt ſoviel — innerhalb der Grenzen der ab— 
ſoluten Erſchwingbarkeit — als ſie noͤthig hat behufs der 
Erreichung des Geſellſchaftszwecks. Von jedem Einzelnen 
darf ſie ſoviel fordern, als, bei einer, nach Maßgabe der Theil— 
nahme eines Jeden an den Wohlthaten des Staatsvereins zu 
machenden, Vertheilung der Geſammt-Steuer- oder überhaupt 
Laſten⸗Summe ihn trifft. Alſo ſelbſt ohne zu fragen, ob fie — 
nach der Smith'ſchen oder irgend einer andern Begriffsbeſtim— 
mung — uͤberall ein reines Einkommen habe, und ohne 
zu berechnen, wie groß daſſelbe ſey, kann ſie jenes Recht 
ausuͤben, und es geht daſſelbe gegen Jeden, auch den Aerm— 
ſten im Staat (wenn er nur wenigſtens arbeitsfaͤhig iſt), indem 
Jeder und auch der Aermſte theilhaftig der Wohlthaten des 
Staatsvereins und Mitglied ſolches Vereins iſt. Wenn nun 
der Staat, anſtatt der Arbeit, welche er unbedingt fordern 
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kann, ſich eine Geld: Steuer zahlen laßt, ſo giebt er gewiſſer⸗ 

maßen dem Arbeitspflichtigen den A uftra g, dieſe oder jene, 

d. h. irgend eine beliebige Lohnarbeit in ſeinem (des Staates) 
Namen zu verrichten, d. h. in der Art, daß er den dafuͤr von 

dem Arbeitsherrn oder Geldbeſizer erhaltenen Lohn an die Staats⸗ 

kaſſe bezahle. Hiedurch wird auch gar oft die Arbeit erſt ver— 
anlaßt. Hätte der Staat keine Steuer verlangt, ſo waͤre 
vielleicht der Arbeiter die paar Tage hindurch muͤſſig geblieben. 


Der Reich e, welcher ausgedehutern und koſtbarern Schuz 
genießt, iſt auch mehr Leiſt ung ſchuldig an Arbeit oder an 
Geld, durch welches leztere er entweder Selbſt die Arbeiter 
fuͤr den Staat anſtellt (z. B. jenen, welcher den Wache⸗Dienſt 

ſtatt feiner verſteht, bezahlt) oder dem Staat das Mittel zur FR 
Anſtellung der Arbeiter darreicht. 


Alſo auch ein ganz armer Staat, d. h. wo kein Ueber⸗ 
ſchuß der Produktion uͤber das Betriebskapital, im weiten 
Sinn dieſes Wortes, (Vorauslagen und Verzehrung) ſtatt findet, 
kann und muß Steuern — oder Arbeiten für den Geſammt⸗ 
dienſt — einfordern; und erſt durch ſolche Einforderung mag 
hernach das noͤthige Einkommen, d. h. jener von der Schule 
verlangte Ueberſchuß hervorgebracht werden. Doch kann 
natuͤrlich von einer reichen Nation mehr gefordert werden als 
von einer armen, und ſo auch überall von den n kae 
im Verhaͤltniß als ſie reicher ſind. N 


Die Grenzen der Erſchwingbar Be jenſeits welcher 
natuͤrlich auch alles Recht, d. h. alle Wirkſamkeit deſſelben auf⸗ 
hoͤrt, nur werden durch Erfahrun g, nimmermehr aber ſelbſt 

durch die kuͤnſtlichſte Berechnung erkannt. Doch haben dar 

auf, wie wir bereits oben bemerkten, die Art der Vermdoͤgens 
vertheilung, ſodann die Beſchaffenheit des Steuerſyſtems 
und endlich die Art der Steuer - „Verwendung den entſchei⸗ 
dendſten Einfluß. 


Wieviel bedarf aber die Nation, d. h. wieviel iſt ihr 
noͤthig zur Erſtrebung des Geſammtzwecks? Hier läßt ſich nur 
ganz im Allgemeinen antworten: Sie braucht ſoviele Arbeiten, 
als zur Verrichtung des oͤffentlichen Dienſtes gehoͤren, oder ſo 
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viele pek un iaͤre Witel, als zur e Wehl ſolches Dien⸗ 
„ Res — im weiteſten Sinn dieſes Wortes — „ ſind. 


F. 22 ** 


Fortſezung. 


Wieviel vom Geſammteinkommen verfügbar ſey für BER 
Staatsbedarf. 


Bo nn 


Ob und in wie fern durch die Steuererhebung, überhaupt 
durch die Anforderungen des Staats für den dffentlichen Dienft 
und durch den Verbrauch für denſelben, das National-Vermoͤgen 
oder Einkommen vermindert werde, laͤßt im Allgemeinen 
ſich weder bejahen noch verneinen. Es ſind hier mehrere Unter— 
ſcheidungen zu machen noͤthig. 

Der Naturalverbrauch von Seite des Staates iſt 
allerdings eine Ausgabe, ſo wie die Verzehrung der Einzelnen, 
alſo im Rechnungsreſultat als Verminderung fuͤhlbar. Doch 
waͤre ohne Steuer- oder Naturalien-Forderung, uͤberhaupt ohne 
jenen Verbrauch, vielleicht nicht ſoviel erzeugt worden; die Con— 
ſumtion des Staates war zugleich Anlaß der Produktion, und 
daher von eben ſo fruchtbringender Folge, als die Conſum⸗ 
tion der Einzelnen. 

Was aber insb eſondere das Geld oder die Steuern im 
eigentlichen Sinne betrifft, ſo iſt klar, daß, wenn ſie wohl 
angewendet werden, und zumal, wenn fie in den Schooß 


der Nation zuruͤckfließ en, fie nicht wohl ſchaͤdlich werden 


können, es ſey denn, ſie waͤren allzu hoch. Fließen ſie zuruͤck, 
ſo ſind ſie ohnehin fuͤr die Nation gleichmaͤßig Einnahme wie 
Ausgabe, d. h. zugleich plus und minus, mithin für das Rech—⸗ 
nungsreſultat ohne Wirkung. Sie koͤnnen aber beinebens durch 
die Art ihrer Werwendung direkt und indirekt noch zur Er— 
hoͤhung des Nationalwohlſtandes beitragen. Freilich fließen die 
Steuern nicht gerade zu denſelben zuruͤck, welche ſie zahlten, 
ſondern nur uͤberhaupt in's Volk; daher muß noch ein Weiteres 
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in Betrachtung gezogen werden, nämlich, wohin, d. h. in welche 
Klaſſen oder Gegenden ſie zuruͤckfließen. Geſchieht es wenig— 
ſtens in annaͤhrendem Verhaͤltniß zu denjenigen, welche fie ent— 
richteten, ſo erhalten die lezten eine ihnen wohlthaͤtige Ruͤcker⸗ 
ſtattung; und fließen ſie, was noch beſſer iſt, in groͤßerm Maße 
zu den Armen, welche weniger zahlten zuruͤck, als zu den Rei— 
chen, welche mehr, fo tragen fie zu der fo heilſamen Vertheil— 
ung des Reichthums weſentlich bei, und führen den ie 
faft dorthin, wo er am noͤthigſten ift. 

Die Gegner der Lehre, daß (maͤßige, nach einem gerechten 
Vertheilungsfuß ausgeſchriebene und gut verwendete) Steuern 
dem Volksreichthum keinen Schaden bringen, fügen ſich auf 
die Betrachtung, daß das Zuruͤckfließen oder Zuruͤckerhalten der 
Steuerſummen, jedenfalls erkauft werden muͤße durch Arbeit 
oder andere Leiſtung fuͤr den Staat, daß alſo die Lage der 
Steuerpflichtigen offenbar eine beſſere geweſen waͤre, wenn man 
ihnen keine Steuer abgefordert haͤtte, als wenn man ihnen die 
Gelegenheit. darbietet, das Bezahlte (alſo die Frucht einer frühes 
ren Arbeit) durch neuen Arbeitsverdienſt wieder in ihre 
Haͤnde zu erhalten. Allein (wie wir hier vorlaͤufig bemerken, 
die weitere Ausfuͤhrung der Lehre von den Steuern vorbehal⸗ 
tend) hieraus fließt nur ſoviel, daß die Steuern die Nothwendigkeit 
vermehrten Arbeitsfleißes (zum Theil auch vermehrter Entſagung) 
nach ſich ziehen, nicht aber daß ſie die Nation aͤrmer, d. h. den 
Nationalreichthum geringer machen. Der vermehrte Arbeits— 
fleiß iſt ja eben die Quelle einer weitern Produktion oder Ein— 
nahme, wodurch die durch Steuerzahlung gemachte Ausgabe 
ſelbſt dem einzelnen Zahlenden wieder erſezt, und im Rechnungs— 
ergebniß eine (wenn auch durch Arbeit erwirkte) Ausgleich 
ung zu Stande gebracht (und nebenbei auch die Maſſe der 
Geſammt⸗-⸗Produktion vermehrt) wird. Es iſt nicht 
richtig, daß auch ohne Staatsdienſt oder ohne Arbeiten fuͤr den 
Staat, die Arbeitskraft aller Klaſſen eine fuͤr ſie und fuͤr die 
Geſammtheit nuͤzliche Anwendung jedenfalls wuͤrde gefunden 
haben. Manche Arme wären muͤßig geblieben ohne Steuer— 
forderung, und manche Reiche haͤtten das Geld, welches ſie 
dem Steuereinnehmer nicht haͤtten zahlen muͤßen, eben zu ihrem 
großen Geldhaufen geworfen, und es waͤre dann entweder nicht 
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in die wohlthaͤtige Cirkulation gekommen, oder haͤtte nur ihnen, 
den Reichen, zu weiterer Anhaͤufung des Reichthums gedient. 
Hiernach moͤchte man verſucht ſeyn, zu behaupten, daß 
es nach Umſtaͤnden ſogar wohlthaͤtig ſeyn koͤnne, die Steuer 
ſelbſt über den ſtrengen Bedarf zu ſteigern (verſteht ſich, nicht 
zur Befriedigung der Hofluͤſte und nicht zur Erhaltung unge— 
heurer ſtehender Heere, wohl aber zu gemeinnuͤziger Verwend⸗ 
ung). Ueberhaupt aber giebt es, wie wir wiederholt bemer— 
ken, in Bezug auf ihre Groͤße im Allgemeinen, oder auf 
ihre Erſchwingbarkeit nach den konkreten Verhaͤltniſſen eines 
beſtimmten Staates, ſelbſt blos wirthſchaftlich betrachtet, 
kein anderes Maß, als die Erfahrung, die naͤmlich zeigen 
muß, ob hier oder dort Erſchoͤpfung oder Zahlungsunfaͤhigkeit 
u. ſ. w. entſtehe, was freilich im Falle der uͤblen Verwendung 
der Steuern, der des Ausſtroͤmens der Wel in's Ausland 
baͤlder eintreten wird. 

In Bezug auf die an die Hen enen zu ſtellende Steuer: 
forderung giebt es aber wirthſchaftlich wie rechtlich kein anderes 
Maß, als das Verhaͤltniß zum Einkommen oder zur Er- 
werbsfaͤhig keit dieſer Einzelnen. Alſo nicht das Verhaͤlt⸗ 
niß zum Einkommen oder zur Erwerbsfaͤhigkeit der Geſammt— 
heit, weil die Berechnung davon unmöglich und, ſelbſt wenn 
ſie moͤglich waͤre, gleichwohl keine vernuͤnftige Baſis der Be— 
ſteuerung der Einzelnen iſt. Fuͤr die lezten, d. h. fuͤr ihre 
Beitragspflicht, kann nur ihr Einkommen, nicht jenes der 
Nation, maßgebend ſeyn; denn die Steuer wird ja von den 
Einzelnen, nicht von der Nation überhaupt gefordert; 
und auch die 3 Durchſchnitts⸗ Berechnung, wie viel von der 

Geſammtſteuer auf einen Kopf, einen in den andern gerechnet, 
falle, lehrt uns nichts. 
1 Die Verhaͤltuißmaͤßigkeit zum Einkommen der Einzel 
nen wird zumal von der Gerechtigkeit eingeſchaͤrft, und 
zwar ſo, daß nicht etwa blos Jedem ſoviel gelaſſen werde, 
als er zum Lebens-Unterhalt braucht, ſondern, daß zwar auch 
dem Aermſten das Nothwendigſte, dem Reichen aber ein ieh 
reres frei gelaſſen, d. h. daß von Jedem, der etwas entbeh— 
ren oder zahlen kann, die gleiche Quote ſeines Vermoͤgens 
oder Einkommens gefordert werde. Hiedurch wird neben dem 
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Recht auch die Wnanität befriedigt, wogegen nach dem 
kalten Kalkul der bloßen Staatswirthſchaft die Ueber⸗ 


buͤrdung einzelner Armer wie Reicher in dem Fall als gleich— 


giltig erſcheinen koͤnnte, wenn durch den Ruin der einen etwa 


andere bereichert wuͤrden, oder wenn uͤberhaupt dadurch — nach 


einer angeftellten Geſammt- Berechnung — die Maſſe des 
National⸗Vermoͤgens oder der National-Produktion keine Vers 
minderung erfuͤhre. Solche Berechnungen tragen daher auch 


großentheils mit die Schuld an den durch ſie beſchoͤnigten 


ungerechten Steuerſyſtemen und an dem Untergange von Tau⸗ 
ſenden, welcher davon die Folge iſt. | 
Es iſt daher, nach dieſen nicht genug einzuſchärſenden 


Betrachtungen, fuͤr die Nation unendlich wichtiger und dabei 
auch leichter, ſich daruͤber ins Klare zu ſezen, wie groß die 
Summe des reinen Einkommens aller und jeder Ein⸗ 


zelnen ſey, als wie viel der Ueberſchuß der allgemei- 
nen Produktion uͤber das allgemeine Betriebska⸗ 
pital betrage; denn nur jene, nicht dieſen, kann fie beſteuern. 
Dieſe Rechnung iſt aber darum leichter, weil ſie auf klaren 
Daten ruht, nicht blos auf ſpizfindigen und ſchwankenden An— 
nahmen; und ſie iſt ſelbſt finanziell vortheilhafter, weil 
nach ihr eine weit größere Totalſumme heraus koͤmmt, 
oder weil dergeſtalt die naͤmliche Summe bei Mehreren, zu 
welchen ſie nacheinander auf dem Wege des Verkehrs ge— 
langt, in Einnahme erſcheinen, nnd daher wiederholt beſteuert 
werden kann. Endlich iſt fie allein zuverlaͤßig, eben dar⸗ 
um, weil ſie klar iſt und weil ſie allein dasjenige enthaͤlt, was 
zu wiſſen noth thut. Jede blos allgemeine Berechnung iſt 
truͤgeriſch. Es waͤre ja moͤglich, daß der durch ſie gefundene 
bedeutende Produktions-Ueberſchuß ſich in den Haͤnden von 
Wenigen (3. B. großen Grundbeſizern oder Fabrikherren u. ſ. w.) 
concentrirte, und daß dieſe denſelben ſogar ins Ausland — für 
Gegenſtaͤnde luxurieuſen Genuſſes — ſchickten. In ſolchem 
Falle koͤnnte die Nation, ohne ſich großem Unheil auszuſezen, 
nur wenig Steuern erheben; wogegen, wenn alle Einzelnen 


oder doch der groͤßte Theil derſelben einen Ueberſchuß der Ein— 


nahme uͤber die Ausgabe haben (oder wenigſtens in der Lage 
ſind, durch vermehrte Arbeit und verminderte Verzehrung einen 
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folchen hervorzubringen) unbeſtimmbar mehr — ohne Unrecht 
wie ohne Nachtheil — mag gefordert werden. 

AUnſere Geringſchaͤzung aller jener muͤhſamen und verkuͤn— 
ſtelten Geſammt-Berechnungen des National-Einkommens recht- 
fertigen wir noch durch nachſtehendes Rechnungserempel. 

Ein kleiner Staat (in einem großen wuͤrde daſſelbe Ver— 
haͤltniß ſtatt finden) habe 1000 Buͤrger, jeden mit 100 Thlr. 
(ſonach die Geſammtheit mit 100,000 Thlr.) Rein-Einkommen. 
Der noͤthige Lebensunterhalt eines jeden betrage 90; ſo kann, 
ohne Schmaͤlerung dieſes Unterhalts von jedem ein Zehntheil 
des Einkommens mit 10 als Steuer erhoben werden. Der 
Geſammtbetrag derſelben macht 10,000 Thlr. Waͤren aber 
in dieſem Staat oder in dieſer Gemeinde 990 Buͤrger, deren 
jeder nur 90 Thlr. Einkommen beſaͤße oder erwerben koͤnnte, 
demnach ohne Schmaͤlerung des noͤthigen Unterhalts nichts an 
die Geſammtkaſſe abzugeben im Stande waͤre, und der Ueber— 
reſt des Geſammteinkommens (welches wir in beiden Faͤllen 
als daſſelbe annehmen) mit 10,900 Thlr. befaͤnde ſich in 
in den Haͤnden von nur zehn Buͤrgern (bei jedem derſelben 
alſo mit 1090 Thlr.); ſo koͤnnte zwar von dieſen Zehn 
gleichwohl die obige Steuerſumme von 10,000 erhoben werden, 
ohne die Kompetenz, die wir zu 90 annehmen, bei ihnen an⸗ 
zugreifen: aber alsdann haͤtte man — abgeſehen von der Un— 
gerechtigkeit, ja Unſinnigkeit ſolcher Beraubung — die— 
fen zehn Bürgern nicht nur, wie im erſten Fall, ein Zehn: 
theil, ſondern mehr als zehn Eilftheile ihres Einkommens 
abgefordert. Dieſe Quote, durch dies ganze Gemeinde 
eingehoben, wuͤrde weit uͤber 90,000 betragen haben; das bloße 
Zehntheil dagegen, welches im erſten Falle 10,000 betrug, 
bringt im zweiten Falle (wo man 990 Buͤrger wegen Duͤrf— 
tigkeit ganz frei laſſen muß) nur 1090 ein. — Nehmen wir 
minder auffallende Zahlverhaͤltniſſe an, ſo wird das Ergebniß 
ſich freilich auch minder grell geſtalten, aber darum gleichwohl 
fuͤr unſern Saz beweiſend bleiben. 

Aus dieſem Saze fließt in Bezug auf Steuer ſyſteme 
die theoretiſch wohl unbeſtreitbare (ja ſelbſt von den widerſtre⸗ 
benden Praktikern wenigſtens als ideales Ziel einer annaͤ⸗ 

Rotteck's Vernunftrechtslehre. IV. 9 
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uͤber in der Finanz-Wiſſenſchaft. 
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hernden, obwohl nur e een anerkannte) algge⸗ 
meinſte Lehre: beſteuert kann und ſoll werden, alles was 
immer Quelle des Einkommens für den Einzelnen iſt, 
doch ſo, daß zuvoͤrderſt fuͤr jeden Einzelnen eine Totalſum me 
der ihm wo immer her fließenden Einnahme gezogen (und 
jedenfalls der noͤthige Lebensunterhalt durch die Steuerforder— 
ung nicht verkuͤmmert) werde. Hiernach unterliegen der Beſteur— 
ung: a) die liegenden Gruͤnde, (d. h. ihr reiner Ertrag) 


bp) die Arbeit, d. h. der Ueberſchuß des Produkten⸗Werthes 
über die Vorauslagen, auch der wie immer benannte Arbeit- 
ſold, c) die Kapitale oder Kapital-Renten, und zwar 


ſowohl die zum Anbau der Gruͤnde oder zum Betrieb von 
Arbeiten verwendeten fixen und Umlaufs-Kapitale, im 
weiteſten Sinn des Wortes, als die von dem Beſizer Andern, 
zu was immer für einem Gebrauch, gegen Zinſe vergeſch oſ— 
ſenen oder geliehenen Kapitale, doch hier ſo, daß den 
Schuldnern, bei Berechnung ihres Einkommens ſolche Paffiv- 
Poſten in Abzug gebracht werden. Indirekte Steuern fin- 
den in dieſem Syſteme keinen Plaz. Das Umſtaͤndlichere hier— 
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Der Staats-National-Oekonomie 


re SHELL 


> 


Wehe ee 


Staatswirthſchaft im engern Sinn, d. h. Volkswirthſchaft 
unter Leitung der ee 


Var 2A, 


Ein leitung. 


—— 


Wir haben bis jezt die theoretiſche Lehre davon vorge— 
tragen, wie nach natuͤrlichen Geſezen, folglich unabhaͤngig oder 
abgeſehen vom Staate, der Reichthum eines Volkes entſtehe, 
vermehrt werde, und ſich unter die Klaſſen der Geſellſchaft 
vertheile, auch welches ſeine Hauptbeſtandtheile ſeyen, und wie 
er, oder wie zumal das Einkommen einer Nation etwa koͤnne 
geſchaͤzt oder gemeſſen, Zunahme und Abnahme koͤnne berech— 
net werden u. ſ. w. Dieſer rein theoretiſchen und allernaͤchſt 
der Staats-Phyſik angehörigen Lehren bemaͤchtiget ſich nun die 
praktiſche Politik, und gruͤndet darauf die Unterfuchnng, 
was von Seite der Staatsgewalt geſchehen koͤnne, duͤrfe oder 
muͤſſe, um jenen Reichthum zu erhalten, zu erhoͤhen und die dem 
. erſprießlichſte Vertheilung deſſelben zu befördern oder 
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hervorzubringen. Die Ergebniſſe dieſer Unterſuchungen bilden | 
den praftifchen Theil der Staatswirthſchaft im 


weitern Sinne (d. h. mit Ausſchluß der Finanz). Eine hoch⸗ 
wichtige Lehre, von deren Eigenſchaft, ob namlich und in wie— 
fern der Pol izei angehoͤrig, oder ein eigenes Fach für ſich bil⸗ 
dend, oder blos der Finanz dienend, wir fruͤher Einleitung 
H. III.) unſere Anſichten vorgetragen haben. Auch dieſer Zweig 


der Staatswiſſenſchaft, wie alle uͤbrigen hat durch den Geiſt 
unferer Zeit eine weſentliche Veraͤnderung erfahren. Ueber 
manche der ſonſt allgemein onerkannten oder gedankenlos nach⸗ 


gebeteten Lehren iſt der Stab der Verwerfung gebrochen, die 
Anerkennung mancher fruͤher ungeahneter Wahrheiten iſt zum 
Gemeingut aller politiſch Muͤndigen geworden. Insbeſondere 
hat der Geiſt unferer. Zeit ſich gegen die früher vorherrſchend 
geweſene Idee eines eigenen, ſelbſtſtaͤndigen, vom Zweck der re— 
gierten Geſammtheit getrennten Intereſſe's der Regie 


renden erklaͤrt; er will insbeſondere keine Bewirthſchaft- 
ung eines Volkes (ähnlich der Bewirthſchaftung von Lands 


guͤtern oder Grundherrſchaften), ſondern blos eine von der Re— 
gierung in den Intereſſen des Volks, alſo für das Volk ge— 
führte Geſellſchafts-Wirthſchaft; er erhebt ſich mit Indignation 
gegen die bisher in der einheimiſchen wie in der auswaͤrtigen 
Politik ganz unverholen verhandelten Fragen oder Unterſuchun— 
gen: „wie groß iſt das Ertraͤgniß dieſer Provinz, dieſes 
Volkes oder dieſer Nation? Wie läßt ſich dieſes Ertraͤgniß 
ſteigern, wie feine Nachhaltigkeit ſicher ſtellen? wie tariren 
zum Behufe des Tauſches oder der Entſchaͤdigung fuͤr Diejeni— 
gen, welche das Recht ſeiner Bewirthſchaftung ausuͤben, oder 
ausgeuͤbt haben?“ — und er erkennt alſo blos das dem Volk, 
oder der Geſammtheit ſelbſt zuſtehende Recht, die zur Er— 
reichung ihres eigenen Zweckes noͤthige oder ſolche Erreichung 
thunlichſt verbuͤrgende Maſſe von Kraͤften und materiellen 
— insbeſondere pekuniaͤren — Mitteln zu erzeugen, zu 
pflegen und auf rechtlichem Wege ſich zuzueignen. 
Von dieſem Standpunkt aus werden wir dpwohl die Staats⸗ 


wirthſchaft als die Finanzwiſſenſchaft behandeln. „ 
Da die hieher gehoͤrigen Lehren großentheils eine polizei— 


v. 


liche Seite nicht minder als eine oͤkonomiſche darbieten; 
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ſo bringt es der natuͤrliche Zuſammenhang mit ſich, daß meh— 
rere derſelben, bei welchen namlich jene Seite die vorherrſchende 
oder die wichtigere iſt, in der Polizeiwiſſenſchaft vorzu⸗ 
tragen, daher, um Wiederholungen zu vermeiden, hier, in der 
Staatswirthſchaft entweder ganz zu uͤbergehen oder nur der 
Vollſtaͤndigkeit willen mit Berufung auf das alldort Geſagte, 
der Erinnerung in Kuͤrze zu vergegenwaͤrtigen ſind. 

Die Hauptlehren ſtellen wir, nach den drei Hauptquellen 
des National⸗-Reichthums *), Landbau, Gewerbfleiß und Ber: 
kehr, unter den drei Rubriken, Befoͤr derung der Land— 
wirthſchaft, Beförderung der Gewerbe und Befoͤr— 
derung des Handels, zuſammen. Von der Sorge fuͤr eine 
den Staatszwecken d. h. dem Geſammtwohl foͤrderliche Ver— 
theilung des Reichthums, von der Erhaltung des guͤnſtigen 
Verhaͤltniſſes zwiſchen Conſumtion und Produktion und 
von den zur Bevoͤlkerungs— Vermehrung oder Erhaltung 
dienenden Mitteln — in ſo fern dieſe, allerdings hochwichtige, 
Punkte nicht {bon unter den erſten Rubriken oder auch ſchon 
in der Polizei enfchaft ihre Beleuchtung fanden — wird 
dann in einem weitern Abſchnitt oder kurzen eng, Heſbr⸗ 
chen werden. e 
) Von dem, oben (F. 23.) als vierte Hauptquelle bezeichne— 
ten, Kapital in einer eigenen Rubrik zu ſprechen würde unnüz 
ſeyn, da es blos aus der Akkumulation der aus den drei audern 
Quellen fließenden Werthe entſteht, mithin jede Pflege der leztern 
zugleich auch das Kapital vermehrt. 
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Erſter Abſchnitt. 
Beförderung der Landwirthſchaft. 


. . 
Einleitung. 


— —— 


Wir verſtehen unter Landwirthſchaft den Inbegriff 
aller Beſchaͤftigungen, wodurch Naturerzeugniſſe von 
wirthſchaftlichem Werth hervorgebracht oder gewonnen werden, 
alſo nicht blos den Anbau des Bodens, welcher (verbuns 
den mit Viehzucht) den engern Begriff der Landwirthſchaft 
bildet, ſondern auch Holzkultur, Bergbau, Jagd und 
5 erei und ſelbſt die mit der Landwirthſchaft in naͤchſter 

Verbindung ſtehenden einfachen Gewerbe, ſo lange ſie nur als 
Nebenerwerb des Landmanns (zur beſſern Benuͤzung der eige- 
nen landwirthſchaftlichen Produkte) nicht aber als Hauptgeſchaͤft, 
oder ohne eigenen Landbau betrieben werden. Dieſe Landwirth— 
ſchaft nun iſt die reichſte, die ſelbſtſtaͤndigſte, die koſtbarſte 
Quelle des Nationalwohlſtandes. Durch ſie erhaͤlt das Volk 
nicht nur die Befriedigungsmittel ſeiner noͤthigſten unmittelba— 
ren Lebensbeduͤrfniſſe, ſondern auch den vielnamigen Stoff 
für die Gewerbsthaͤtigkeit' und für den, theils die ro- 
hen Natur-Erzeugniſſe, theils die durch Menſchenhand verar— 
beiteten gewinnreich verfuͤhrenden, Handel. Die jaͤhrlichen Er— 
zeugniſſe des Bodens ſind der ſicherſte, von zufaͤlligen Stoͤr— 
ungen, zumal vom Wechſel auswaͤrtiger Verhaͤltniſſe unab— 
haͤngigſte Theil des National-Einkommens, und welcher zugleich 
eine Hauptgrundlage der uͤbrigen iſt. 

Aber nicht nur als Erzeugerin von Reichthum iſt die 
Landwirthſchaft koſtbar, ſondern auch als Erzeugerin oder Pfle— 
gerin der fuͤr den Staat wichtigſten moraliſchen Kraͤfte 
und Tugenden. Der Ackerbau hat die Bahn der Civiliſa—⸗ 
tion gebrochen, und er vorzuͤglich erhaͤlt ſie in reiner Geſtalt 
oder bewahrt ſie vor den Auswuͤchſen, welche haͤufig die groͤßere 
Verfeinerung und zumal das zuſammengedraͤngte Leben in 
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n Staͤdten erzeugt. Der ſtaͤte Umgang mit der Natur öffnet 
das Herz des Bauers allen guten, naturlichen Gefuͤhlen, und 
die ſtaͤts abwechſelnde, mit dem Genuß der Naturfreuden ver— 


bundene, Arbeit in freier Luft erhält ihn koͤrperlich wie gei- 


ſtig kraͤftig und geſund. Der Bauer iſt naturgemäß genuͤgſam, 
zufrieden, und, weil ſeine Genuͤſſe einfach und von keinen 
Nachwehen begleitet ſind, uͤberall gluͤcklich, wo nicht faktiſcher 
Druck der Gewalt oder Ungerechtigkeit der Geſeze auf ihm laſtet. 
Der Bauerſtand iſt der beſtaͤndig friſche Lebensquell, woraus 


die uͤbrigen Klaſſen der Geſellſchaft, welche alle die Neigung zu 


allmähliger Erſchlaffung oder zum Verderbniß haben, ihre fort— 
waͤhrende Erfriſchung oder Erneuerung ſchoͤpfen. Die Liebe 
zum Vaterlande und alle Tugend, die von ihr abfließt, 
iſt ganz vorzuͤglich ihm eigen. Durch Grund und Boden, den 
er beſizt, und der ihm jaͤhrlich ſeine Gaben ſpendet, den er 
als ſeinen Ernaͤhrer liebt, iſt er mit den feſteſten Banden 


an's Vaterland, von welchem dieſer Boden ein Theil iſt, ge, 


knuͤpft. Er kann von dieſem Vaterlande ſich nicht losreißen; 


er iſt feſt gewurzelt in ihm, und darum zum ausharrendſten 


Kampf fuͤr daſſelbe, zum Opfer von Gut und Blut fuͤr die 


Abwehr jedes Feindes bereit. Handelsleute, Fabrikanten, Ka— 


pitaliſten koͤnnen ſich Selbſt und das Ihrige ohne Muͤhe aus 


einem Land in das andere, aus einem Welttheil in den an— 
dern verpflanzen. Den Bauer haͤlt ſein Grundbeſiz und die 
Schwierigkeit ihn zu verwerthen, ſo wie theure, einfache Le— 
bensgewohnheit an dem heimiſchen Boden feſt. Große Uns 
gluͤcksfaͤlle, große Unbilden muͤſſen über ihn kommen, bis er 
ſich zur Auswanderung entſchließt. Auf den Bauer, wenn er 


— 


auch nur annaͤhernd rechtlich behandelt wird, koͤnnen Staat 


und Regierung zaͤhlen in jeder Noth und Gefahr. 

Daher haben auch alle weiſen Geſezgeber und Machthaber 
in alten und neuen Zeiten den Ackerbau geliebt, geehrt, beguͤn— 
ſtigt, und Alle, die es thaten, haben davon reichen Segen ge— 
erndtet. Kein Staatsmann iſt wohl heut' zu Tage der nicht 
wenigſtens mit dem Munde anerkennte, die Landwirthſchaft 
muͤſſe gepflegt, befoͤrdert, gehoben werden; aber freilich ſtimmt 
die That gar haͤufig nicht mit ſolchem Worte uͤberein, woran 


theils Unkunde deſſen, was dem Bauer vor allem Andern 


136 


Noth thut, theils Standesvorurtheil und d engherzige Sabſſucht 
et lein 1 


. 


Hauptmittel der Beförderung der Landwirthſchaft: Rechtsgewährung. 


' a 


— Das Hauptmittel zur Emporbringung der Landwirth— 
ſchaft und welches faſt alle anderen entbehrlich macht, ohne 
welches aber entgegen alle andern nur ſehr wenig wirkſam 
ſind, iſt freies Eigenthumsrecht der Kolonen uͤber Grund 
und Boden und perfünliche Freiheit derſelben, d. h. alſo 
Wiederherſtellung oder Gewaͤhrung des auf Natur und Ver— 
nunft begründeten Rechts zuſtandes der Bauern. 

Wenn irgend ein Eigenthumsrecht vernünftig begründet 
iſt, fo iſt es jenes auf den Boden, welchen man - beurbart 
hat und bebaut. Verglichen mit der Rechtsbeſtaͤndigkeit die— 
ſes, fuͤr die mehrhundertjaͤhrigen Bebauer ſolches Bodens 
ſprechenden, Titels verſchwindet oder zerfaͤllt in Nichts der An— 
ſpruch derer, die ſich Grundherren nennen ohne irgend 
etwas aus dem Ihrigen auf den Grund zu verwenden und 
jemals verwendet zu haben, ein Anſpruch, welcher etwa in der 
vor tauſend oder anderthalb tauſend Jahren geſchehenen Erobers 
ung des Landes ſeinen Urſprung genommen hat, und leicht zu 

Gunſten eines Einzelnen, deſſen oder deſſen Kampfgeſellen 
Schwert weithin blinfte, über einen ganzen bee uͤber eine 
ganze Provinz mochte ausgedehnt werden. „ ſollte man 
dem wilden Kriegsrecht eine ſolche Wirkung 405 eine wahrhaft 
rechtliche zugeſtehen, oder ſollte man uͤberhaupt den Titel der 
Grundherrlichkeit in urſpruͤnglich rechtlichem Beſiz der 
weiten aber oͤden Laͤnderſtrecken finden; ſo iſt doch wahrlich 
der eigentliche Werth eines ſolchen — probl ematiſchen — Ei: 
genthums über ein unbebautes, auch nie in der That, fonz 
dern blos vermoͤge einer Rechts-Dicht ung beſeſſenes, Land 
ſoviel als Nichts, verglichen mit dem Werthe der, Jahrhunderte 
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hindurch von dem Kolonen in den Boden gelegten, Arbeit, In— 


duſtrie und Beurbarungs- oder Verbeſſerungs-Koſten; und 
der jezige Werth dieſes Bodens iſt gaͤnzlich ausgegangen von 
dem lezten, waͤhrend der erſte den urſpruͤnglichen Werth des 
oͤden Landes, welches er etwa dem Kolonen nuznießlich verlieh, 
ſchon hundert und hundertmal bezahlt erhielt durch die bisher 


vom Bauer bezogenen ſchweren Tribute. 


Troz dem ſonnenklaren und unumſtoͤßlichen Eigenthums— 


recht desjenigen, welcher den Boden urbar gemacht und durch, 


4 


unausgeſezten Anbau urbar erhalten hat, find doch von jeher 
und faſt allenthalben die dieſes thaten, Sclaven, Laſtthiere, 
hoͤchſtens abhaͤngige Grundholde, tribut- und frohnd-pflichtige 
Kolonen geweſen, und das Eigenthum haben Andere, die ſich 

da faktiſch zu Herren aufwarfen, privilegirte Kaſten, 
Klaſſen oder Individuen behauptet. Parteiiſche Geſezgebun— 
gen, despotiſche Saatsverfaſſungen, dann die den An⸗ 
maßungen der Gewaltigen und Vornehmen hilfreich zu Stat— 
ten kommenden Fiktionen knechtiſcher Rechtslehrer haben 


die Bauern alſo herabgewuͤrdigt; und endlich hat eine macchia- 


velliſtiſche, gleich engherzige als tyranniſche Politik und Fi— 
nanzkunſt ſolche Herabwuͤrdigung und Unterdruͤckung ſelbſt 
zur Maxime erhoben, wie aus dem hoͤhnenden Spruche her⸗ 
vergeht: „rustica gens optima flens, pessima ridens.“ — 
Zur Erklaͤrung fo trauriger Erſcheinung, die uns ſchon iu 
den aͤlteſten Zeiten begegnet, wie namentlich bei den Indiern, 
Aegyptiern u. a. (weniger bei den Griechen, obſchon bei 


ihnen, wenn auch nicht die von Privaten, doch die vom Staat 


Selbſt oder von der Geſammtheit ausgeuͤbte Grundherr— 
lichkeit — wie z. B. bei den Spartanern — das Eigenthums— 
recht des Kolonen aufhob; auch nicht bei den Roͤmern in der 
fruͤheren Zeit der Einfachheit und Maͤſſigung, wohl aber in 
der ſpaͤtern, namlich jener der Herrſchaft über hundert er— 


Hoberte Laͤnder und der ungeheuren Verſchwendung des ange— 


maßten Staatsguts an die unerſaͤttlichen Optimaten), am auf⸗ 
fallendſten aber, nach dem Sturze Weſt-Roms, in den Reichen der 
erobernden Barbaren, und ſeit dem Emporkommen des 
Lehnweſens faſt in allen Staaten Europa's — zur Erklaͤr— 


ung ſo trauriger Erſcheinung ſagen wir, dient zuvoͤrderſt der 
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Umſtand, daß der Bauer den e welchen bie Natur ihm 

als Frucht ſeiner Arbeit ſpendet, nicht verbergen kann 
vor den Augen der Habgier und der trozigen Gewalt, und daß 
er, weil durch ſein Beſizthum gefeſſelt an das Heimathland, 
ſich auch durch Flucht nicht entziehen kann der ihn be— 
drohenden und unt rjochenden Macht. Auf jeden der aufſprie— 
ßenden Halme iſt der luͤſterne Blick gerichtet, und hier weiß 
der ſtarke Ar m des Kriegers, dort das ſchlaue Wort des Prie⸗ 
ſters ohne Arbeit ſich zuzueignen, was der Pflanzer muͤhſam 
erzeugt hat. Sobald aber die Anmaſſung einmal gelungen, 
ſobald das Nea, einmal der Staͤrke gewichen tft, ſo ſchreitet 
jene ermuthigt weiter und findet die Unterdruͤckung keine Grenze 
mehr. Ein ſolches Loos kam über die ſchwachen, hilflofen. 
Bauern überall da, wo nicht eine befondere Gunſt der Um— 
fiande fie davor bewahrte. Manche Laſten übrigens, die auf 
ihnen ruhen, ſind von der Art, daß in den alten Zeiten, 
worin ſie aufkamen, nehmlich in dem damals noch einfachen 
Zuſtand der bürgerlichen Geſellſchaft, fie. ohne Unbild moch⸗ 
ten aufgelegt werden, indem ſie ſolchem Zuſtand anpaſſend, 
dann — zumal weil ſie die Stelle aller andern vertraten und 
auch ſchon an nnd für ſich, nach der damaligen Beſchaffenheit 
der Umſtaͤnde — minder ſchwer als heute und, da damals 
Alles oder faſt Alles Landmann war, fuͤr die Gleichheit un— 
verlezend waren. Jezo, bei ganz veränderten Umſtaͤn— 
den aber, und zumal in der Verbindung mit den durch die 
neuen Verhältniſſe herbeigefuͤhrten oder aus neuen Ti— 


teln aufgelegten Buͤrden, nehmen ſie eine ganz andere Geſtalt 


an und werden rechtswidrig und ane 

Dieſe Betrachtungen find anwendbar zumal auf das euro⸗ 
paͤiſche Mittelalter und insbeſondere auf die Länder der 
germaniſch-romaniſchen und auch der ſlaviſchen Zun— 
ge. Zwar herrſchte unter den anſaͤßigen germanifchen Voͤlkern 
urſpruͤnglich das vortreffliche Allodial-Syſtem; es wurde 
aber in Folge der Eroberungskriege und durch das fortſchrei- 
tende Feudal-Syſtem theils verderbt, theils verdrängt, und 
ſo allmaͤhlig faſt in allen germaniſchen Reichen (nur die ſkan⸗ 
dinaviſchen blieben davon großentheils frei) und ebenſo in 
den ſlaviſchen ein Syſtem der Sklaverei der Bauern gegruͤndet, 
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welches viele Jahrhunderte lang die Kernmaſſe der Nationen 
zu Armuth, Niedrigkeit und Schmach verdammte, jeder veſ— 
ſern Geſittung wie der Humanitaͤt Hohn ſprach, und von 
welchem, obſchon einige feiner grellſten Erſcheinungen aufhoͤr— 
ten, doch noch ſo viele Ueberreſte ſich erhalten haben, daß 
Muth, Kraft und Wohlſtand darunter nicht aufkommen koͤnnen. 


8 


Fortſezung. 


— 


Aus zwiefacher Quelle ſtammend und daher auf zwei 
Hauptklaſſen zuruͤckzufuͤhren find die Laſten, welch heut 
zu Tage faſt allenthalben in Europa (mit Ausnahme Frank— 
reichs und einiger durch die Revolutionskriege zeitlich mit 
Frankreich vereinigten Laͤnder, und der Schweiz — welche 
naͤmlich einer und zwar der gehaͤßigſten Gattung entlediget 
ſind —) den Bauer druͤcken. Es find namlich entweder Grund— 
herrlichkeits-Laſten, als Lehnbarkeit, Zinsbarkeit, Dienſt— 
barkeit und Hoͤrigkeit mit den vielnamigen Zweigen und Ab— 
ſtufungen derſelben (in Bezug auf den Staat das ſogenannte 
Patrimonial⸗Syſtem ausmachend), oder aber Landes— 
herrlichkeits-Laſten, d. h. in Folge der neuern Staats-Ver— 
waltungs⸗Syſteme eingeführte ftaatsbürgerliche Laſten. 

1. Die Laſten der erſten A rt enkſtunden durch die fort— 
ſchreitenden, das freie Eigenthum allmaͤhlig unterdruͤckenden, 
Anmaßungen der weltlichen und geiſtlichen Gewaltigen. Als 
Titel derſelben erſcheinen uns vorzuͤglich die nachſtehenden: 
1) Das Kriegs- oder Eroberungsrecht. Vermoͤge 
deſſelben maßten ſchon die alten Voͤlker faſt durchaus ſich 
das Eigenthum uͤber den eroberten Grund und Boden, mit— 
unter ſelbſt jenes uͤber deſſen Bewohner an. Auch die Roͤmer 
zogen wenigſtens einen großen Theil ſolches Bodens als Ger 
meinde- oder Staats-Gut ein und verfuͤgten daruͤber nach 
Willkuͤr. Oft uͤberließen ſie auch denſelben den vorigen Beſizern 


* 
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oder auch neuen Anſiedlern gegen beſtimmte Abgaben, nament- 
lich auch gegen Entrichtung des Zehents. Die erobernden | 
germaniſchen Voͤlker verfuhren nach denfelben Grundſaͤzen 
und eigneten ſich von dem eroberten Land nach Umſtaͤuden und 

Verlangen, die Haͤlfte, ein Drittel oder ein Viertheil zu, ver— 
theilten das Genommene unter ſich nach groͤßern oder kleinern 
Looſen und ſezten, gleichfalls nach Belieben, die unterjochten 
Bewohner in ein bald mehr bald minder ſtrenges Abhaͤngig⸗ 
keits⸗Verhaͤltniß gegen ſich. Eine große Maſſe der Bevoͤlker— 

ung, allernaͤchſt der Eingebornen, gerieth dergeſtalt in Uns 
freiheit, und bald erging das naͤmliche Schickſal auch uͤber 
die gemeinere oder aͤrmere Klaſſe ſelbſt der Sieger. 

2) Eine Folge des, durch die Vertheilung des eroberten 
Landes unter die Sieger, zumal bei den Haͤuptlingen derſel— 
ben entſtandenen, großen Grundbeſizes war die Verleih⸗ 
ung kleinerer Stuͤcke deſſelben an aͤrmere Beſizer oder an 
Beſizloſe zur zeitlichen, lebenslaͤnglichen oder erblichen Nu z— 
nießung unter Bedingung verſchiedener Gegenleiſtung 
an Sachen oder Dienſten. So erwarb ſich der große Grund- 
herr eine Menge von abhaͤngigen und tributpflichtigen Kolo⸗ 
nen, als von Lehensleuten, Erbzins leuten, Zinsleu⸗ 
ten, Pächtern, Frohndknechten, oder welche Abhaͤngig— 
keitstitel oder Gattungen der Leiſtungen feſtzuſezen man nach 
Umſtaͤnden fuͤr gut N Die Klaſſe diefer Verpflichtung 
gen, in fo fern fie als wenigſtens möglicherweife durch 
Vertrag rechtlich zu gruͤndende — und als dergeſtalt wirklich 
gegründete wenigſtens mit einiger Wahrſcheinlichkeit — zu 
er ennen find, ſprechen die privatrechtliche Natur und des⸗ 
halb auch die Unantaſtbarkeit (oder die Entſchaͤdigungs— 
leiſtung im Falle der Aufhebung) allerdings an. Doch tragen 
fie auch of mal den Stempel der verwerflichſten Wucherlich— 
keit, theils ſchon nach ihrem urſpruͤnglichen Inhalt, theils 
nach den im Laufe der Zeit hinzugekommenen Steigerungen 
oder Erſchwerungen, an ſich und verlieren dadurch Vieles von 
ihrem Rechtsbeſtand. 

3) Die von dem Koͤnig aufgeſtellten Gewaltsträger 
im Krieg und Frieden erhielten in dieſer Eigenſchaft das Recht 
oder die Anweiſung auf verſchiedene Leiſtungen der Amts— 


— 
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angehoͤrigen oder Bezirksbewohner, theils unmittelbar für 


den dffentlichen Dienſt, theils als Amtsgehalt; und es 
nahmen alsdann ſolche Leiſtungen, wenn das Amt erblich bei 
einem Hauſe blieb, die Natur oder den Schein von privat— 


rechtlichen Verpflichtungen an. Der Urſprung wurde vergeſſen, 


die Leiſtungen dauerten in der einmal beſtehenden Weiſe fort. 
Auch die Zehnten wurden dergeſtalt, zumal in Sachſen, 


durch Karln der Großen zu Gunſten der Geiſtlichkeit 


als koͤniglichen Gewaltstraͤgerin, eingefuͤhrt oder den Kirchen⸗ 
haͤuptern als Beſtreitungsmittel öffentlicher — theils kirchlicher, 
theils bürgerlicher — Beduͤrfniſſe zum Bezuge angewieſen. 

4) Wo keiner der bisher aufgeführten Titel vorhanden 
war, da galt dafür das Recht der faktiſchen Anmaſſung 


oder der Starke, in dem Bereich der irgend einem Gewaltigen. 


zuſtehenden Ueberlegenheit an Kraft. Die Furcht vor völliger 


Unterdruͤckung beſtimmte die Umwohner eines Raubſchloſſes, 


überhaupt eines durch Waffen ſchreckenden Sizes, dem Gewal⸗ 


tigen unter mildernden Bedingungen anzubieten, was der— 


ſelbe ſonſt ohne Bedingung haͤtte nehmen koͤnnen, oder auch 
ſolches gegen einen andern Gewaltigen zu thun, als Preis 
fuͤr den von ihm wider den allernaͤchſt Gefuͤrchteten oder uͤber— 


haupt wider ungerechte Gewalt erbetenen Schuz. Dieſen 


Urſprung haben, wie bekannt, zumal die meiſten a getra⸗ 
genen Lehen. 

5) So weit ging die Geſez⸗ und Rechtloſigkeit der Zeit, 
daß viele Bauern, um wenigſtens der aͤußerſten Mißhand⸗ 
lung zu entrinnen, dem Nimrod der Umgebung ſich als Leib— 
eigene ergaben. So erhielt der fruͤhere Peiniger ein Intereſſe, 
ſie wenigſtens gegen fremde Gewaltthat zu beſchirmen und 
auch Selbſt — ſein Eigenthum zerſtoͤrt man in der Regel nicht 
gern — fie fchonender zu behandeln. Andere ſchwache Freie 
wurden, ihres Widerſtrebens ungeachtet, ſchlechthin mit Gewalt 
unter das Joch gebracht. Die Zahl der Leibeigenen — ehe— 


deſſen kannte man meiſt nur Kriegs-Sklaven — erhielt da— 


durch eine traurige Vermehrung aus den Gliedern der Nation; 


und bei der fortſchreitenden Verallgemeinung dieſer Verhaͤlt— 


niſſe, bei der ohne Scheu und Schranke waltenden Gewalt, 


erſchien endlich die Leibeigenſchaft als Regel fuͤr den ungluͤck— 


lichen Bauernſtand. Nicht blos Einzelne — was, . 
waͤre ihre Zahl ſo groß geweſen als im Alterthum, das Gefuͤhl 
minder empoͤren wuͤrde — ſondern eine ganze Klaſſe, und 


= 


zwar die Grundmaſſe der Nation ward dergeſtalt in die 


Leibeigenſchaft geſtuͤrzt, und eine andere Klaſſe — aber⸗ 
mals nicht blos een — mit dem Rechte der ar she 
lichkeit begabt. 


6) Wenn die Herren ursprünglich gewiſſe Gattungen 0 


Rechten gegen die eine und wieder andere Gattungen gegen 


andere Klaſſen von Umwohnern ihrer Zwinger beſaßen oder 


ausuͤbten, ſo konnte ihnen nicht ſchwer werben, da von urkund— 
licher Feſtſtellung ſolcher Rechte keine Rede war, alle ihre Be— 
rechtigungen in einer Geſammtmaſſe allen ihren Pflichtigen 


zuſammen aufzubuͤrden, d. h. die auf den verſchiedenſten ſpeziellen 
Titeln ruhenden Verpflichtungen, als aus einem allgemeinen 


Titel fließend allen Klaſſen zuſammen zuzumuthen und 
durch die dergeſtalt kumulirten Laſten die 5 der 
Bauern in die tiefſte Unterdruͤckung zu bringen. 


7) Dieſelbe wurde aber um ſo unertraͤglicher und unver⸗ 
antwortlicher, als ſpaͤterhin, in Folge der geaͤnderten Ver⸗ 


waltungsſyſteme der Staaten, die fruͤhern Leiſtungen der Herrn 
(namentlich der Rechts- der polizeiliche und der Kriegs⸗Schuz) 


aufhoͤrten, aber gleichwohl die Laſten der Hane als waͤren | 


fie privatrechtlich, fortdauerten. 
Auf ſolche Weiſe geſchah es, daß das Grundeigenthum 
des Bauers, das vernunftrechtlich ſo feſtſtehende, allmaͤhlig zum 


bloßen Schalle, d. h. verſchlungen oder zernichtet ward durch 


die Unzahl von Laſten, die man unter den mannigfaltigſten 


und abenteuerlichſten Titeln ihm auflegte. Derjenige, welcher 


mit feinem Schweiß und feinen Vorauslagen den Boden beur 
bart und befruchtet hatte, mußte entrichten und leiſten: den 


Lehenzins, den Erbzins, den Bodenzins, den Zehent, 


den Handlohn, den Ehrſchaz, die Drittelspflicht, den 


Leibſchilling, das Beſthaupt, mancherlei Gerichts- oder 


Kriegs- auch Kirchen-Frohnden, ſodann ſchwere, oft 


ungemeſſene, d. h. ihr Maß nur in der Willkuͤr des Herrn 


findende, Privat-Herrenfrohnden, theils laͤndliche, theils 


haͤusliche, weiter Schuzgeld unter mancherlei Benennung und 
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Form, Beeten, Rauchhuͤhner, Faſtnachts huͤhner, 
Martini⸗ und andere Steuer, Manumiſſions⸗ Ea, 
Abfahrts⸗Geld, Conceſſions-Taxen für Ausübung 
natürlicher Rechte, Bann-Pfl ichten aller Art, Jag d- und 
Weide⸗Servituten u. ſ. w., u. ſ. w., überhaupt eine ſo 
ungeheure Menge von Abgaben und Dienſten, daß man über 
die Erfindungsgabe und wucherliche Kunſt, wie uͤber die hart— 
herzige Unerfattlichfeit Derer, die ſolche Laſten aufle in; gleich 
ſehr erſtaunt als entruͤſtet ſeyn muß. 
II. In der neuern Zeit endlich kam nun zu dieſer Unzahl 
von Laſten, die ſich, ſo verſchiedenartig ihre wahre oder ur— 
ſpruͤngliche Natur ſeyn mochte, allmaͤhlig nach der vorherrſchen— 
den Erſcheinung als privatrechtliche geltend machten, noch 
weitere, ausdruͤcklich aus dem Titel des oͤffentlichen Rech— 
tes aufgelegte. In Folge der, durch Beugung der trozigen 
Adels-Ariftofratie, wieder emporgekommenen Macht der Könige 
namlich, und bei dem uͤberhandnehmenden Kriegs- und Erober— 
ungsgeiſt, überhaupt bei den vielfach geſteigerten Beduͤrfniſſen 
der Hoͤfe an Geld und Menſchen, machten endlich auch die 
Regierungen ihre Forderungen an den Bauer geltend, da 
doch fruͤher von ihm nichts, ſondern blos von den Grund— 
herrn (theils freien Beſizern, theils Kron-Vaſallen oder fuͤrſt— 
lichen Haus⸗Vaſallen) nachmals auch von den wieder freige— 
wordenen Städte-Buͤrgern unmittelbar war gefordert 
worden. Die Koͤnige beguͤnſtigten jezt die Freilaſſung oder 
Freierklaͤrung der Bauern in der In dieſelben Sich felbft 
zu unterwerfen. Man erklaͤrte ſie zul freien Menſchen und zu 
wahren Eigenthuͤmern, und legte ihnen Staats-Dienſte in Krieg 
und Frieden und Staats-Steuern auf, und zwar in fortwährend 
ſteigendem Maße, ja mit Befreiung oder doch großer Beguͤn— 
ſtigung des Dominikal- und des geiſtlichen Grundes. Und 
auch als dieſe Steuer-Privilegien dem Geiſte der neuern Zeit 
großentheils wichen, wurden dadurch zwar die Einkuͤnfte der 
offentlichen Kaſſen groͤßer, aber die Laſten der Ruſtikal-Gruͤnde 
blieben gleichwohl ſo groß als zuvor. 
Daß die Summe der ſolchergeſtalt auf den Bauer gelegten 
Laſten mit dem ihm zugeſprochenen Eigenthums- und Staats— 
buͤrger-Recht im ſchreiendſten Widerſpruche ſtehe, iſt augenfaͤllig, 
ne, J 
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eben ſo augenfaͤllig alſo die Nothwendigkeit der Mil⸗ 
derung. Ja es ſind die beiden Hauptklaſſen ſolcher Laſten 
mit einander ſelbſt in rechtlichem Widerſpr uch, fomit une 
vereinbar. Ein Leibeigener oder mit Leibeigenſchafts-Laſten 
Beſchwerter kann nicht Buͤrger, und ein Buͤrger nicht Leib— 
eigener ſeyn. Eine oder die andere Klaſſe alſo muß jedenfalls 
aufgehoben werden, und da dieſes nach den heutigen Staats⸗ 
verhaͤltniſſen bei den eigentlichen Staats- oder Landesherr— 
lichkeits-Laſten nicht möglich iſt, fo muͤſſen jene des ver- 
alteten Patrimonial⸗Syſtems, d. h. die Feudal⸗ und 
Hoͤrigkeits-Laſten abgeſchafft, doch zugleich auch jede 
irgend thunliche Erleichterung oder Verminderung der 
neuen Staatslaſten im Frieden und Krieg bewerkſtelliget 
werden. ; | 


§. 28. 
Von der Abſchaffung der Grundherrlichkeits? und Hörigkeits⸗ Laſten. 


———— 


Die unendliche Wichtigkeit dieſes Gegenſtandes leuchtet 


aus dem Voranſtehenden ein. Auch wird die Wuͤnſchenswuͤnr⸗— 


digkeit, ja die Dringlichkeit ſolcher Abſchaffung, oder wenigſtens 
weſentlichen Milderung ziemlich allgemein anerkannt. Die 
Schwierigkeit iſt nur: wie bewirkt man die Abſchaffung ohne 
Verlezung des Rechts und ohne Veranlaſſung anderer Be— 
ſchwerde? n 5 8 | 
Das revolutionaire Frankreich hat in der unfterbz 
lichen Nacht vom Aten Auguſt 1789 die Aufgabe praktiſch 
gelöst. Aber ſolche außerordentliche Momente des Sieges edler 
Begeiſterung uͤber die faſt allenthalben herrſchenden ſelbſtſuͤch— 
tigen Triebfedern des Handelns wiederholen ſich nicht leicht. 
Auch muͤſſen wir, um die Verhandlungen der vierten Auguſt— 
nacht zu wuͤrdigen, uns nach Grundſaͤzen des Rechtes 
umſehen, als deren Beobachtung in allen politiſchen Dingen 
das Erſte und Unerlaßlichſte iſt. 3 
Wir ſagen nun: Alle erweislich (nach dem Begriff oder 
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| den a per Last ben nach berpünfeiger Ueberzeugung, d. h. 
moraliſcher Gewißheit oder auch allgemeinem hiſtoriſchen, 
Beweis) dem offentlichen Recht entſprungene Laſten Fon 
nen aufgehoben werden durch den Willen der Geſammtheit, 


und 1 muͤſſen es, ſobald ſie als dem vernuͤnftigen Recht oder 


dem Gemeinwohl widerſtreitend erkannt werden. Das oͤffent— 
liche Recht (inſofern es nicht ſchon aus der Natur des Ge— 
ſellſchaft⸗ „Kontraktes fließt und daher ſo lange dauert als die 
Geſellſchaft ſelbſt) währt nicht länger, als der geſezgebende 
Wille, welchem es ſeine Entſtehung verdankt. Selbſt pri— 
vatrechtliche Verhaͤltniſſe, die aber rein pofitio find (wie 
namentlich Grund-Laften oder Real⸗ Rechte hunderterlei 
Art) unterliegen (fuͤr die Zukunft naͤmlich, d. h. ohne ruͤckwir— 
kende Kraft) der Abſchaffung. So koͤnnen Hypothek-Rechte, 
Erb⸗Rechte u. a. m. nach freiem Ermeſſen des Geſezgebers ab— 
geſchafft, oder modificirt werden. Nur reines Privatrecht, 
weil dem Schuze des Staates eigens übergeben, alſo auch das 
von ſchon vorhandenen Perſonen vermoͤge natürlichen oder ver⸗ 
moge beſtehenden poſitiven Rechts bereits Er worbene (3. B 
die ſchon bezogenen Zehentfruͤchte, die ſchon empfangenen 
Abfahrts⸗Gelder u. ſ. w.) iſt unantafibar. ; 

Cbben ſo muͤſſen unbedingt abgeſchafft werden alle erweise 
lich blos aus faktiſcher Anmaſſung und Gewalt ent— 
ſprungenen, zumal aber die ſchon nach ihrem Inhalt oder Be— 
griff ungerechten Laſten. Hieher gehören zumal die Leib- | 
eigenſchafts-Laſten. | 

Auch alle nach Urſprung, oder Inhalt rechtlich zweife l⸗ 
haften oder obſchon nicht offenbar ungerechten, doch druͤcken— 
den und gemeinſchaͤdlichen Laſten koͤnnen oder muͤſſen auf eine 
dieſem Verhaͤltniß angemeſſene Weiſe, als durch Ver— 
gleich, durch zu beguͤnſtigendes Uebereinkoͤmmniß der 
Betheiligten, durch geſezlich zu bahnenden Weg der Abl oͤ⸗ 
ſung getilgt und die etwa auf neue Einfuͤhrung derſelben zu 
| richtenden Vertrage fuͤr die Zukunft verboten werden. 

Die Abſchaffung ſolcher Laſten, mithin die Aufhebung der 
denſelben entſprechenden Gerechtſamen hat zwar — weil im 
Beſize der lezten meiſtens Große oder 1 ſich befin⸗ 
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den — den keiten Widerſpruch berborgerufen, und es haben 
| Diejenigen, ‚welche fie forderten, die bitterfte Anfeindung erfah⸗ 
reu. Alles, was beſtehe, muͤſſe heilig ſeyn, kein Bezug, wie 
immer er heiſſe oder beſchaffen ſey, koͤnne dem im rechtlichen 


Beſiz deſſelben Befindlichen entzogen werden ohne dadurch eine 


Unſicherheit alles Eigenthums und alles Rechtes hervorzu⸗ k 

rufen. Aber nur Selbſtſucht und Begriffsverwirrung liegen ſol⸗ 
chen Urtheilen zum Grunde. Die Unterſcheidung zwiſchen oͤffent⸗ 
lichem und Pri vat⸗-Recht (ſ. B. I. §§. XXVI und XXVII.) 
reicht hin zur Hebung der Bedenklichkeiten und zur Bezeichnung 
der Grenze, bis wohin die freie Autorität einer rechtlichen Ge 
ſezgebung geht. Man hat dieß auch praktiſch ſchon vielfach an: 
erkannt, nicht nur durch Aufhebung oder weſentliche Beſchraͤnk— 
ung von Jahrhunderte hindurch beſtandenen Rechten der ge⸗ 
meinen Buͤrgerklaſſen, als Zunftrechte, ſogenannte Orts⸗ 
buͤrgerrechte, (d. h. Vorrechte einer privilegirten Gemeinde⸗ 
büͤrger⸗Klaſſe), Weiderechte auf der Almend u. ſ. w.; ſondern 
auch durch Aufhebung oder weſentliche Beſchränkung von ade. 


lichen oder arundherrlichen Rechten, wie der un ge⸗ 


meſſenen Frohnden, des Rechtes der Abſtiftungen 
u. v. a., welche zumal Kaiſer Joſeph II., den Prinzipien 
der Humanität und der edlern Politik gehorchend, verordnet 
hat. Erſt in der neueſten Zeit hat der Eifer der durch die 
franzoͤſiſche Revolution und ihre Folgen aufgeſchreckten vorneh— 
men Privilegirten und die wohlbezahlte Deklamation ihrer 
knechtiſchen Sachwalter die Meinung geltend zu machen ge⸗ 
ſucht, als ſey alles hiſtoriſche Recht — ohne Unterſchied 
ob öffentlich oder privat, ob vernünftig oder unvernuͤnftig — 
gleich unantaſtbar ſelbſt fuͤr die Geſezgebung, alſo 
niemal anders als mit Einwilligung der Betheiligten, oder 
gegen volle Entſchaͤdigung derſelben aufzuheben oder abzuän⸗ 
dern. Die achte Rechtsphiloſophie wird über ſolche Forderun— 
gen des Eigennuzes den Sieg erringen, ja, ſie a ihn bereits 
theilweis errungen, wie zumal die Geſezgebungen einiger kon⸗ 
ſtitutioneller Staaten Deutſchlands und die neueſten Parla⸗ 
mentsverhandlungen eee n | 


KL 
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| Insbeſondere von Leibeigenſchafts⸗Laſten. 
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5 Tu | 
1 Die Leibeigenſchaft ſelbſt, das ihrem gaht Be⸗ 
griff, und die ihr offenbar angehoͤrigen Laſten in Schuz zu 
nehmen, haben, mit Ausnahme einiger engherziger Juriſten, 
welche das, was beſteht, mit dem, was Recht iſt, ver 
wechſeln, nur Wenige den Muth. Wir haben ſchon im erſten 
Bande gezeigt (F. 9.), daß, wenn auch Einzelne ſich zu Leib⸗ 
eigenen mit Rechtsgiltigkeit machen koͤnnten, oder wenn Ver: 
wirkung der Perſoͤnlichkeit Einzelner ſtatt finden ſollte, dieſes 
doch nicht auf Kinder und Nachkommen uͤbergehen, auch 
nie bis über die Grenzen der unveraͤußerlichen mo raliſchen 
Pflicht hinausgehen koͤnne. | 
Selbſt vor dieſer heiligen Grenze der moraliſchen Pflicht 
wich der Uebermuth der Gewalt nicht zuruͤck, und wuͤrde auch 
heute nicht zuruͤckweichen, wenn nicht die Macht der oͤffentlichen 
Meinung ihm eine Schranke ſezte. Das jus primae noctis 
beſteht jezt freilich nicht mehr, aber daß es vielfaͤltig und lange 
beſtanden hat, darf nimmer vergeſſen werden, wenn von Un- 
antaſtbarkeit hiſtoriſcher Rechte die Rede iſt. Iſt jedoch das 
jus primae noctis in ſeiner unverhuͤllten Schaͤndlichkeit ver— 
werflich, ſo iſt es auch die Zahlungspflicht eines Geldſurro⸗ 
gates fuͤr daſſelbe. Auch einige andere, jenen grellen Berech— 
een mehr oder weniger aͤhnliche, Anſpruͤche, z. B. daß 
alle Toͤchter der Grundholde eine gewiſſe Zeit hindurch auf 
dem Schloſſ des Herrn dienen muͤſſen, ſind nichtig. 
ls Leibeigenſchaft muß erkannt werden jede ange⸗ 
bor e, d. h. von der Geburtsſtätte oder von der einge- 
athmeten Luft ausgehende Verpflichtung; jede, welche die 
Freiheit des Eingehens ausſchließt, oder von welcher 
man ſich nicht los machen kann, ſelbſt durch Verzicht— 
leiſtung auf den nuznießlich beſeſſenen Grund oder durch 
| Verlaſſung der Scholle, welcher zu dienen man verpflichtet iſt, 
alſo die slebae adscriptio, dann die Manumiſſions⸗ 
10 * 
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taxe, das Abfahrtsg eld, und endlich auch alle andern Las 
ſten, welche durch jene verſichert oder gewährleistet, alſo in 
inniger Verbindung damit ſtehend oder von ihnen ausfließend - 
ſind oder waren. Eine nachträglich gewährte Abzugsfreiheit 
heilt die fruͤhere Natur der die Leibeigenſchaft ausſprechenden * 
Verpflichtung nicht. Auch die Bann⸗ Pflichten, wenn ſie ne⸗ 
ben der Manumiſſionstaxe beſtehen, ſind der Leibeigenſchaft 
verwandt. (Ueberall aber — den Fall des wirklichen Eigen- 
thums des Herrn uͤber den ganzen Bann ausgenommen — 
gehoͤren ſie dem offentlichen Wah oder be dem öffent IN 
lichen Unrecht an.) 
Als Leibeigenſchaft erſcheint ferner jede Bil ganze, Per⸗ 
ſoͤnlichkeit anſprechende Verpflichtung, namentlich die un⸗ 
gemeſſene Frohnd, daher auch jene, welche einſt unges 
meſſen war, und erſt fpäter gemeſſen ward. Auch eine Sum⸗ 
me von kleinern Verpflichtungen, welche zwar nicht vereinzelt, 
wohl aber zuſammengenommen die Perſoͤnlichkeit völlig 
erdruͤcken, mag billig als Leibeigenſchaft betrachtet werden. 
Endlich wird, der Strenge der Prinzipien nach, ſo zu nennen 
ſeyn jede Geld⸗ oder Dienſt-Laſt, welche als Surrogat oder, 
Theil der Leibeigenſchaft erkennbar ſich darſtellt, z. B. Leib⸗ 
ſchilling, Beſthaupt, überhaupt Todfall u. a. m. Die 
Leibeigenſchaft dem Namen nach aufheben, und ſolche Laſten 
fortdauern laſſen, iſt ein grauſamer Widerſpruch. ni, 
Freilich iſt bei der Anwendung dieſer Prinzipien auf kon⸗ 
krete Verhaͤltniſſe vielfacher Zweifel unvermeidlich. Manche 
Laſten, die in der Regel oder nach wohlbegruͤndeter allgemei— 
ner Muthmaßung als Leibeigenſchaftslaſten zu erkennen ſind, 
ſchließen gleichwohl die Möglichkeit eines auf kontraktmaͤ— 
ßiger Verpflichtung ruhenden Urſprungs nicht aus; d. h. es 
iſt moͤglich, ſie ſich als kontraktmaͤßig 5 Beding⸗ 
ungen eines gewährten Grund-Beſizes zu denken. Doch wird, 
wenn die allgemeine Vermuthung gegen ſolche Annahme ſtrei— 
tet, nicht unbillig der Beweis des angeblichen Kontrakts 
zu fordern ſeyn. Der aus Ungluͤck oder Verſchulden einzelner 
Berechtigter entſtandene Mangel oder Verluſt von Beweismit— 
teln kann den Rechtszuſtand Derjenigen, die nie einen wahren 
Rechtstitel hatten, ſondern blos faktiſch beft izen, nicht verbeſſern, 
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und eben fo wenig jenen der blos ſaktiſch Belaſteten öder Un⸗ 
terdruͤckten verſchlimmern. In ſo fern jedoch wirklich! ein be— 
gründeter Zweifel hier und dort obwaltet, oder auch eine 
nze Klaſſe von Belaſtungen als dem Urſprung nach zweifel⸗ 
haft erſcheint, da tritt eben die Raͤthlichkeit eines Vergled 
ches oder einer im Geiſt eines billigen v zu 
beſtimmenden geſezlichen Abloͤſungsnorm ein. pi 
Was aber die wirklich und unzweifelhaft für Leibeigen⸗ 
ſchaftslaſten zu achtenden Leiſtungen betrifft, ſo iſt die un be— 
dingte Abſchaffung derſelben eine heilige Pflicht fuͤr die 
Geſezgebung jedes Staates, welcher als wahrer Rechts-Staat 
anerkannt zu werden begehrt. Denn Leibeigenſchaft iſt ein 
Unrecht, ein Widerſtreit gegen das Recht, oder eine 
Unterdruͤckung deſſelben; ſie kann alſo im Rechtsſtaat, 
ohne daß dieſer ſich ſelbſt widerſpreche, durchaus nicht beſchuͤzt 
oder gewaͤhrleiſtet, ja durchaus nicht geduldet werden. Die 
bisher im Beſiz und Genuß der Leibherrlichkeit geweſen, 
muͤſſen den Verluſt der ihnen durch die Abſchaffung zugeht, 
ſich eben gefallen laſſen; fo wie dieſes Jeder thun muß, wel⸗ 
chem die Abſchaffung irgend eines Mißbrauchs oder einer Ver— 
kehrtheit Nachtheil bringt. Sie koͤnnen vom Rechtsſtaat weder 
den Schuz für einen ungerechten Bezug anſprechen noch En t—⸗ 
ſchaͤdigung dafuͤr, daß ſolcher Schuz nunmehr aufhoͤrt. Zu— 
mal aber koͤnnen ſie gegen den bisher Pflichtigen keinen 
Erſaz anſprechen, weil derſelbe von Rechts wegen frei wird, 
und eher für Sich Selbſt Erſaz wegen des bisher mit Uns 
recht Erduldeten zu fordern als einen Preis fuͤr die nur all— 
zuſpaͤt eingetretene Befreiung zu zahlen hat. Es waͤre ein 
wahrer Hohn, wenn man eine angebliche Befreiung, d. h. 
eine feines Rechts willen geſchehende Abſchaffung— der 
Laſt verkuͤndete, ihm aber dafuͤr die Zahlung eines Kapitals 
zumuthete, deſſen Zinſe den Ertrag jener Laſt vorſtellten. Die— 
ſes ware eine Verewigung der Laſt anſtatt einer Abſchaf— 
fung, eine Voraus entrichtung der ungerechten Leiſtung 
bis zum jüngften Tag, eine Rettung der Leibherrlichkeit vor 
jeder Gefahr einer kuͤnftigen Antaſtung, ein Aufheben jeder 
Moͤglichkeit oder jeder Hoffnung der Rechtswiederherſtellung. 
Auch der Staat hat für die Abſchaffung ſolcher Laſten 
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keinen Erſaz zu leiſten⸗ Wer ihm dieſe Schuldigkeit aufbürs 
den will, der muß behaupten, daß jedes Geſez oder jede ſtill⸗ 
ſchweigende Duldung des Staates für dieſen eine Verpflichtung 
mit ſich führe, daſſelbe Geſez oder dieſelbe Duldung bis an's 
Ende aller Dinge fortdauern zu laſſen, oder, falls er ſolches 
nicht thun will oder kann oder darf, ſich das Recht der Ab 
aͤnderung durch Bezahlung des Werthes, welchen das ungerechte 
oder ſchlechte Geſez für irgend Jemanden hat, zu erkaufen. 
„Durch ſolche, alle Begriffe verwirrende, namentlich Geſez mit 
Kontrakt verwechſelnde, Behauptung wird die Geſezgebung der 
aufgeklaͤrten, das Recht erkennenden Zeit in Feſſeln geſchlagen 
oder tributbar gemacht gegen eine frühere barbarifche; es wird 
dergeſtalt eine ganz unermeßliche, voͤllig unerſchwingliche Schul⸗ 
denlaſt auf die Schultern der Geſammtheit gewälzt und ſtatt 
des ewigen, vernuͤnftigen Rechts das Unrecht und die Unter⸗ 
druͤckung zum Erbtheil der nachwachſenden Geſchlechter gemacht. 
In der Regel alſo durchaus nicht, ſondern nur aus nahms⸗ 
weis, vermöge beſonderer Titel, kann eine Entſchädigungs⸗ 
pflicht des Staates gegen die durch Abſchaffung des Unrechts 
Benachtheiligten ſtatt finden. So z. B. wenn er ſich fuͤr die 
Fortdauer des Ertrags ſolcher Berechtigungen ausdrücklich ver⸗ 
bürgt hätte, — wie namentlich, wenn Er Selbft die Bes 
rechtigungen verkauft haͤtte, die Wiedererſtatt ung des 
Kaufpreifes für den Fall der durch ſelbſteigene Verordnung 
geſchenden Aufhebung des Rechts als ſtillſchweigend eingegan⸗ 
gene Verpflichtung mag betrachtet werden — oder wenn ein 
eigenes Staats grundgeſez oder ein Staatsvertrag 
die Verbindlichkeit zur fraglichen Erſazleiſtung, oder was daf 
ſelbe iſt, die Unantaſtbarkeit der fraglichen Rechte feſtgeſezt 
hatte, wie in der That durch den Art. 14. der Bundesakte zu 
Gunſten der Mediatiſirten (doch nahe nn 9 zu 
e Rn un worden iſt. 9 9 | 


Von den Herren -Frohnden. 

Die Dekan uf. rohn den eine der vitbreieifieh und drückend⸗ 
ſten Laſten des Bauerſtandes, ſind von ſehr verſchiedener 
Beſchaffenheit und rechtlichen Natur. Es giebt viele, die rein 
fontraftmäßige, uͤberhaupt auf Grund und Boden ra— 
dizirte, privatrechtliche Verpflichtungen ſind. Solche — 
fie werden gewöhnlich walzende Frohnden genannt — dürfen 8 
nicht ohne Entſchaͤdigung aufgehoben, ſondern muͤſſen, in fo 
fern ſie als gemeinſchäͤdlich, insbeſondere als eine Vergeudung 
nuͤzlicher Kraft und Zeit — wie alle Frohnden — mit ſich fuͤh— 
rend, oder als für die Pflichtigen allzu druͤckend oder auch blos 
der Wuͤrde der Buͤrger widerſtreitend erſcheinen, durch eine von 
Seite dieſer Pflichtigen Selbſt zu beſtreitende Abloͤſung ges 
tilgt werden. Wenn der Fuß ſolcher Ablöfung ein billiger, und 
die Schaͤzung des Frohndwerthes ein wirklich nur den Vor⸗ 
theil des Herren nicht aber die Laſt des Pflichtigen 
ausdruͤckender iſt, ſo wird ſich der lezte immer noch um einen 
vergleichungsweis leichten Preis befreien koͤnnen. Die Geſammt⸗ 
heit hat nichts beizutragen zur Tilgung einer reinen Priv at⸗ 
Schul d. 

Weitaus die meiſten Herrenfrohnden 403 find Feine wa 
zenden, keine privatrechtlich auf Grund und Boden 
radizirten, fondern blos perſoͤn liche, der Leibeigenſchaft ent⸗ 
ſprungene oder verwandte oder meiſtens blos dem oͤffentli⸗ 
chen Recht, deſſen Titel aber laͤngſt nicht mehr beſtehet, ans 
gehörige. Fuͤr dieſe e wir . Hafen age Ablö⸗ 
fang | . 
Oftmal freilich mag es ſtreirig odet zweifelhaft ka, 66 
eine hier oder dort beſtehende Frohndlaſt die Natur der wal⸗ 
zenden oder der perſoͤnlichen, folglich Rechtsbeſtaͤndigkeit als 
eine Privatſchuld beſize oder von Rechtswegen nichtig ſey, als 
blos faktiſche Unterdrückung oder als Ausfluß eines antiquirten 
öffentlichen Rechts. Billig ſollte man in ſolchen Fällen die 
Beweislaſt dem Herren auflegen; denn die alllgemeine 
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Vermuthu ng — hit auf die Geſchichte und auf die Na— 
tur der Frohnden — ſtreitet gegen die privatrechtliche Eigen— 
ſchaft. Wo immer jedoch es wenigſtens moͤglich iſt, daß 
ein privatrechtlicher Urſprung ſtatt gefunden, da möchte man 
ſich einen auf Art eines Vergleichs zu beſtimmenden maͤßi⸗ 
gen Abloͤſungs- oder Abfindungs-Fuß noch gerne gefallen laſ⸗ 
ſen. Wo aber auch nicht einmal ſolche Moͤglichkeit obwal- 
tet, da erſcheint die Entſchaͤdigung der Frohndherren (die oben 
bemerkten Faͤlle eines dafuͤr vorhandenen beſonderen Titels 
ausgenommen). als e Fre bien oder Were 
ſchwend ung. 

Und in be That: kaum eine zöglichkeit d der nent, 

rechtlichen Entſtehung laͤßt ſich bei weitaus den meiſten Her⸗ 
ren » Frohnden erkennen. Sie find nämlich 4) in der Regel 
keine Grund- (oder auf beſtimmte Gruͤnde rodizirte) La ſt. 
Denn ſie gehen auch ohne Grund und ohne Ruͤckſicht auf be⸗ 
ſtimmten Grundbeſiz auf Kinder und weitere Nachkommen 
uͤber. Mehrere Kinder deſſelben Vaters uͤberkommen jedes die⸗ 
ſelbe Frohndpflicht, die dem lezten oblag, oder die überhaupt 
jedem botmäßigen Bewohner des Bezirkes obliegt; und der 
Erbe feines Grundes uͤberkoͤmmt fie nicht, wenn er ſchon 
früher in ſelbſteigener Frohndpflicht eingetreten oder auch wenn 
er nicht botmäßig iſt. Ja, ſo wenig iſt die Frohnd eine 
Grund-Laſt, daß fie vielmehr anmaßlich als Grund— Recht 
ſich geltend macht. Nicht eigentlich der Nerr'a. und ſeine 
Familie, ſondern das Ritter gut oder ue a. hat das 
Recht auf die Dienſtleiſtungen der Umwohner. Die Gruͤ nde 
find alſo nicht — wie noch angehen moͤchte — den. Menſchen, 
ſondern die Menſchen dem Grunde dienſtbar. Die Her⸗ 
renfrohnden ſind aber 2) auch keine gemeine, etwa aus einem 


Kontrakt gefloſſene, und, wie uͤberhaupt unbezahlte Schul- 


den, auf die Erben uͤbergehende Verbindlichkeit. Denn eine 
Schuld kann nur in Verbindung mit einem Beſiz auf Erben 
uͤbergehen, nicht ohne einen ſolchen. Auch kann man von einer 
ererbten Schuld ſich nicht los machen (wie bei der Frohnd) 
durch Wegziehen in einen andern Bann. Zwar kann der 
Herr oft ſolchen Wegzug verbieten, oder für die Erlaubniß 
eine Manumiſſionstaxe fordern; aber durch beides ſpricht ſich 
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eben das Verhaͤltniß der Leibeigenſchaft aus!. Nebenbei 
waͤchst im Falle des Wegzuges oder auch des Todes eines 
Frohndpflichtigen deſſen Schuldigkeit den Uebrigen zu; denn 
der Herr begehrt immer im Ganzen die nämliche unverminderte 
Frohnd⸗Zahl oder Arbeit. Auch dieſes widerſtreitet der Natur 
einer Privatſchuld; und wenn man ſelbſt eine folidartiche 
Verbindlichkeit vorausſezte, ſo würde wenigſtens keine Befrei⸗ 
ung des Einzelnen gegen die Manumiſſionstaxe durch den Herrn 
rechtlich geſchehen koͤnnen, ohne daß die Geſammtſchuld um 


das bisherige Betreffniß jenes Einzelnen verringert wuͤrde. 


Endlich fragt mau ja nie, ob Einer, von dem man die Frohnd 
fordert, der Sohn oder der Erbe von a oder b ſey, ſondern 
nur, ob er der Sohn überhaupt eines Bauers oder Bot- 
mäßigen ſey. Die Frohnd erſcheint hiernach nicht als Pri⸗ 
vat⸗ oder Erbſchuld, ſondern als perſoͤn liche Ver⸗ 
pflichtung oder angeborne Standeslaſt. 3) Noch 
bleibt die Idee der allgemeinen Belaſtung eines Ban⸗ 
nes mit der Frohndpflicht übrig, alſo die Idee einer Geſammt⸗ 
verpflichtung von deſſen Inwohnern oder Kolenen. Allein zwi⸗ 
ſchen den Genoſſen eines Bannes oder gar eines Bezirkes iſt, 
oder war wenigſtens zur Zeit der Frohndeinfuͤhrung, gar keine 
juriſtiſche Gemeinſchaft oder Geſammtverpflichtung denkbar. 
Jene Genoſſen bildeten damals keine Geſammtperſoͤnlich⸗ 

keit; ſie waren blos ein Haufen, eine Summe von Ein⸗ 
zelnen. Es iſt alſo blos der Bann als Grund betrachtet, der 
ſie zuſammen binden koͤnnte. Es muß naͤmlich eine dieſem 
Grund eingedruͤckte Servitut gedichtet werden, wornach Alle, 
welche dahin kommen (und zwar nur Alle, welche botmäßig) 
find!) frohndpflichtig werden. Aber abgeſehen davon, daß Re 
alrechte ohne wirklichen Beſiz (öder wenigſtens eine in die 
Sinne fallende, mit dem Grund verbundene Marke) ſich ver 
nunftrechtlich nicht fortſezen laſſen (ogl. B. I. F. 21. ff.), ſo 
laͤßt ſich unter den Eigenthumsrechten doch offenbar keines den⸗ 
ken, welches über die Sache hinaus noch weiter und na⸗ 
mentlich auf Menſch en gehe. Iſt es wohl eine rechtlich 
mögliche Benuͤzungsart des Grundes, daß man die alldort 
ſich Aufhaltenden oder dahin Gelangenden als Sklaven be⸗ 
handle? Und wie vernunftwidrig erſcheint erſt die Annahme 


eines ſolchen Rechtes bei vorausgeſeztem oder zugegebenem wah⸗ 


e Eigenthumsrecht der Kolonen!! — Nein! blos der 


Ausfluß der in ſolch einem Bezirke herrſchenden Gewalt, blos 
der Fluch der Luft, die man alldort einathmete, war es, was 
ſolche Verpflichtung faktiſch erzeugte und welche daher nichtig 


iſt. Hoͤchſtens war es noch das dem Herrn ehedeſſen zugeſtandene 


Schuz⸗ Recht, d. h. ſeine Pflicht der Beſchuͤzung oder 
überhaupt ein Titel des offentlichen Rechts, welchem die 


Frohnd entfloß, aber jezt bei aufgehobenem Schuzrecht und 


uͤberhaupt veraͤnderten Regierungsverhaͤltniſſen en e 
mehr. entfließen kann, mithin abzuſchaffen iſt. 


Indeſſen iſt die Idee der Geſammtverpflichtung einer. Ge Ws 


meinde, ‚überhaupt einer nimmer ſterbenden Geſammt⸗ 
per ſoͤnlichkeit, noch die einzige, bei deren Annahme moͤg⸗ 
lich iſt, uͤberall einen Schuldner aufzufinden, welcher ohne 
Abſurditaͤt zur Abloͤſung der Frohnd mittelſt Bezahlung ihres 


Kapitalwerthes koͤnnte verpflichtet werden. Denn die einzel⸗ 
nen Frohndpflichtigen, wenn man auch ihre ſaktiſch beſtehende 
Laſt als wirkliche Schuldigkeit betrachtet, find doch mehr nicht: 


als die Jahr fuͤr Jahr zu leiſtende Arbeit, ſo lange ſie leben 
(oder etwa bis zu ihrem ſechzigſten Jahre), ſchuldig, aber 
nimmer das Kapital derſelben. Ein kinderloſer Greis wird 
binnen wenig Jahren ohne Abloͤſung von ſelber ſrei; und auch 
wer Kinder hat, überträgt- nicht feine Frohndpflicht denſel⸗ 
ben; ſondern jeder uͤberkoͤmmt ſie vermoͤg eines gegen ſeine 
eigene Perſon geltend gemachten Anſpruches. 

Wenn man alſo den Staat nicht zur Entſchädigung der 


Frohndherren (in den Faͤllen, wo dieſelben eine ſolche zu for⸗ 


dern haben) verpflichtet halt, fo muß man ſich dafür an die 
Gemeinden wenden, die da für alle ihre kuͤnftigen wie gegen⸗ 
waͤrtigen Glieder die Freiheit von einer gleich ſchmachvollen als. 


druͤckenden Laſt durch die Frohndabloͤſung erkaufen, und welche 
wirklich allein diejenigen fortlebenden Perſbönlichkeiten find, 
welche dem fortdauernden Recht oder Bezugsanſpruch der‘ Frohnd⸗ 
herren als Schuldner gegenuͤber ſtehen, und welche daher durch 
Zahlung eines mäſſigen Abloͤſungskapitals ſich wirklich von 
einer fortdauernden, nicht blos von einer e e 


Laſt befreien. 
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Von diesen Betrachtungen iſt das snufterhähte Geſez aus: 
| nen, welches auf dem denkwuͤrdigen Badiſchen Lands 
tag von 1831 zu Stande kam, und die Frohndabloͤſung im Geiſt 
eines billigen Vergleiches dergeſtalt bewirkte, daß der maͤßig 
geſchazte jährliche Frohndertrag mit 12 (anſtatt mit 18 oder 20, 
wie bei privatrechtlichen Laſten geſchah) kapitaliſirt und davon 
die eine Haͤlfte (alſo der 6fache Betrag) dem Staat und die 
andere Hälfte den frohndpflichtigen Gemeinden zur Bezahlung 
zugeſchieden ward. Die oͤffentliche Meinung hat dieſes Geſez 
geprieſen, und die Reklamationen, welche dagegen von einzel— 
nen Unterthanen der Macht, die es erlaſſen, e ade 
1 Muntßitt z wie es es en 1 99617 


Bon SebentTten 


EL =“ 1 * MT, h » 154 ur. 
—— — 1 . 


— 


Der Verfaſſer dieſes Buches hat ſchon ſeit laͤngerer Zeit (zuerft 
im J. 1819 in einer — in feine geſammelten kleineren Schrif⸗ 
ten aufgenommenen — Abhandlu ng und in der gleichzeitig 
in das von ihm redigirte landſtaͤndiſche Archiv niedergeleg⸗ 
ten Kritik der damaligen Verhandlungen beider Kammern, for 
dann bis zum J. 1822 als Mitglied der erſten, im J. 1851 und 
1833 aber als Mitglied der zweiten Kammer in einer Reihe 
von ausfuͤhrlichen Vorträgen, insbeſondere in der Begruͤndung 
der von ihm 1834 auf Zehentabſchaffung erhobenen Motion und 
in der Diskuſſion des darüber von dem würdigen Deputirten 
Hofmann erſtatteten vortrefflichen Commiſſions b erichts, 
euhlich, auch in den Diskuſſionen über. das den Kammern im 
J. 1833 vorgelegte Zehentabloͤſungsgeſezz) feine rechtliche 

wiespglitiſche Ueberzeugung uͤber die Verwerflichkeit und Heil- 
loſigkeit der Zehenten und uͤber die fuͤr ihre Abſchaffung maßge— 
benden Prinzipien fo vielfach und umſtaͤndlich ausgeſprochen 
daß er ſich hier, — mit Berufung auf jene Darſtellungen — 
auf ganz ſummariſche Andeutung jener Hauptmom ente 
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beſchränken darf, woraus die vernünftige: Coiſcheunh dieset 
an und fuͤr ſich unendlich wichtigen und in den ‚gegenwärtige 
Zeitverhältniſſen fuͤr den e Weltsheil eee 
| 19 zu ſchoͤpfen iſt. 

Der Zehent iſt eine a Die Geſchichte nuch 
nünder, als die Natur der Zehentlaſt, die da faſt ganz allge 
mein beſteht, nirgends einen beſoudern Titel voraus⸗ 
f ſezt, ſondern als Regel gilt, wo dann nur die Aus n. ah me; 
namlich die Zehent-Freiheit, bewieſen werden muß, a uch 
die faſt allenthalben durch das Geſez beſtimmte Heihenfuige 
der Zehentherren, der vorherrſchend in den Haͤnden der 

Kirche oder des Staates oder der Nachfolger ehemaliger 
Gewaltstraͤger des Koͤnigs befindliche Zehent-Beſiz, nebſt einer 
Menge anderer Eigenthuͤmlichkeiten, die bei private 
rechtlichen Laſten gar nicht zu denken find, ftellen 
dieſen Saz in ein ſo klares Licht, daß ihn beſtreiten zu wollen, 


(durch die der Allgemeinheit der Erſcheinung entgegengeſezten 


einzelnen: Ausnahmsfalle) eine baare Verkehrtheit iſt. 
Der Zehent iſt eine (ſey es durch Kriegs-Recht, ſey es durch 
Herrſcher-Recht) den Grund-Beſizern oder Kolonen aufge— 
legte, demnach jedenfalls dem offentlichen Recht entfloſſene 
Abgabe; und er hat dieſe ſeine urſpruͤngliche Natur nimmer⸗ 
mehr verloren, ſo viele Jahrhunderte ſeit ſeiner Einführung! 
verfloſſen find. Der eigentliche Schuldigkeits⸗ Titel auf Seite | 
des Pflichtigen ift und bleibt immmerhin nur das Gefez. 
Mit dem 3 ehentherrn, der da blos eine (unmittelbare oder 
mittelbare, d. h. von der Staatsgewalt ſelbſt oder von einem fruͤhern 
Zehentherrn herruͤhrende) Anweiſung auf den Zehentbezug— 
beſizt, ſteht er in durchaus keinem pribatrechtlichen⸗ 
Verhaͤltniß, und es geht ihn rechtlich gar nichts an, d. h. iſt 
fuͤr ihn ohne alle Rechtswirkung, auf welchem Weg,, durch 
welche Akte und durch wie viele Zwiſchenperſonen immer das 
Recht des Zehentbezugs jezo in die Haͤnde von a oder b ge 
langte. Von ihm ſelbſt hat der Zehentherr (einige vergleichungs⸗ 
weis ſeltene Ausnahmen abgerechnet) es nicht erhalten; der 
Zaehent iſt eine durch Autoritaͤt ihm Ae ee keineswegs von 
om freiwillig übernommene Laſ. ea 
e Zehent— Steuer — mag ſie W Zeit: isn 5 
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der bürgerlichen Geſellſchaft, und zumal fo lange die Hauptmaſſe 


der Nation aus lauter Grundbeſizern beſtand, paſſend oder 
ertraͤglich und alſo entſchuldbar oder ſelbſt beifallswuͤrdig gewe— 


ſen ſeyn — erſcheint nach der heutigen Lage der Dinge als 


die aller ungerechteſte, allerabgeſchmackteſte und 


allerdrüͤckendſte, mithin aus vielfachen Gründen allerver⸗ 
verwerflichſte Steuer. Da fie vom Ro h-Ertrag genommen 
wird anſtatt vom Rein⸗Ertrag, und jener zu dieſem, je nach 


der Beſchaffenheit der Gruͤnde und der Kultur, in unendlich 
verſchiedenem Verhaͤltniſſe ſteht, ſo daß eee AN- 


ertrag nach Umftänden bald , bald , Ya, J oft die 


Haͤlfte oder zwei Drittheile oder drei Viertheile, ja 


nicht ſelten das Ganze oder gar noch mehr als dieſes 


Ganze des Reinertrags verſchlingt; ſo erſcheint ſie zunaͤchſt als 


empdrend ungleiche Beſteurung, ſodann in vielen Fallen, 


ja faſt in den meiſten, als maßlos hart und druͤckend, eben 
darum auch als entmuthigend fuͤr den Landbau und als 
ein ungerechter Raub, begangen an den Fruͤchten der — 


nicht nur in dem Anbau, ſondern auch in der Beurbarung 


ſteckenden, mithin oft das Ganze und in der Regel wenig— 
ſtens faſt das gane Produktiv- Kapital ausmachenden — 
Vorauslagen und der perſoͤnlichen Induſtrie des 
Bauers. Sie erſcheint als Tributpflicht und Frohnd⸗ 
pflicht. Die Habe und die Perſoͤnlichkeit. des Pflich⸗ 


tigen werden durch ſie theilweis des Zehentherrn Eigenthum. 
Für den Zehntherrn unternimmt, zahlt, arbeitet der un- 
gluͤckliche Kolone; er iſt deſſen Frohndknecht und Leibeigener. 
Und da blos er und keine andere Klaſſe der Geſellſchaft 
mit ſolcher Laſt beſchwert, namentlich die heut zu Tage ſo 


zahlreiche und wohlhabende induſtrielle Klaſſe, eben fo jene 


der Kapitaliſten derſelben nicht unterworfen iſt, waͤhrend 


doch der Bauer Selbſt gleichmaͤßig wie alle andern Klaſſen, ja 
noch in weit höherem Verhaͤltniß, mit den übrigen, zumal mit den 


neu eingefuͤhrten Staats: Abgaben und Laſten beſchwert wurde; 


ſo geſellt ſich zum Druck noch die Schmach, weil, ausgeſchloſ— 
ſen ſeyn vom gemeinem Rechts-Zuſtand und Genuß, zugleich 
eine Ehrenkraͤn kung iſt; und es ſtellt ſich die, ſo ganz 
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oder faſt ganz ah Rüͤckſicht auf die enorme Zehentlaſt se % 
hene, weitere Beſchwerung des Landmanns mit den neuen 

RENT wirklich als die Vollendung der Ungerechtigkeit dar. 
In den wenigen Faͤllen endlich, wo der Zehent als durch 
Privatvertrag entſtanden gedacht werden kann, oder 
wirklich als dergeſtalt entſtanden geſchichtlich erſcheint, klebt 
ihm faſt durchaus, zumal aber mit Bezug auf den Neu⸗ 
bruchzehent und uͤberhaupt auf die neuern Kulturver⸗ 
haͤltniſſe, die Mackel der Wucherlichkeit und zwar in 
fo hohem Grade an, daß nur Irrthum oder Betrug das Ueber- 
einkoͤmmniß, welchem hiernach die Rechtsbeſtaͤndigkeit mangelt, 
erklaͤren konnen. Man ſeze den Fall oder nehme an, es ſey 
vor Jahrhunderten ein im oͤden Zuſtand befindlicher Grund oder 
ein ganzer Bezirk gegen die uͤbernommene Verbindlichkeit der 
Zehent-Entrichtung an eine Anzahl Kolonen von dem (wahren 
oder anmaßlichen) Eigenthuͤmer vergabet worden; ſo mochte, ſo 
lange nur wenige Strecken davon kunſtlos fe und der 
Ertrag meift auf die freiwilligen Gaben der Natur beſchränkt | 
war, der Zehent als nicht übermäßige Vergütung für das 
uͤberlaſſene Nuz- oder vollkommene Eigenthum erſcheinen. Seit⸗ 
dem aber der Ackerbau weit kuͤnſtlicher und k oſſt ſpiel i⸗ 
ger, die Ernte demnach mehr das Produkt der Vorausla⸗ 
gen als der bloßen Naturkraft geworden, und ſeitdem 
durch weitgehende Urbarmachung, Auffuͤhrung von Gebaͤuden 
und andere große Kapitalanlagen ein den urfprünglichen 
Grundwerth hundert und hundermal uͤberſteigender aus dem 
Seinigen des Kolonen geſchaffen worden iſt, und hier- 
nach der Zehntheil des Rohertrags jezt haͤufig eben 0 viel oder 
vielleicht zehnmal mehr betragen mag, als der gan ze ur⸗ 
ſpruͤngliche Kapitalwerth des Grundes ausmachen wuͤr— 
de, ſeitdem, ſagen wir, iſt ein fo abenteuerliches Mißverhält: 
niß zwiſchen Empfang und Gegenleiſtung entſtanden, daß das 
Ausbedingen der lezten in dem Sinne des Herrn, wenn derſelbe 
ehrlich war, nicht gelegen ſeyn konnte, und daß, wenn er 
gleichwohl als darin gelegen angenommen wuͤrde, der Kontrakt 
wegen Betruges auf einer, und wegen Irrthums oder viel⸗ 
mehr Bloͤdſinns auf der andern Seite als rechtlich nichtig 
muͤßte erkannt werden. Selbſt bei ner ea Art alfo, 
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welche ee weitaus die kleinſte Zahl bilden, wuͤrde, wenn 
man auch in Folge der oben aufgeſtellten Grundſaͤze die Abloͤ⸗ 
ſung den Pflichtigen auflegte, N ein fehr mäßiger Preis 
dafür zu beſtimmen ſeyn. 

Da indeſſen dieſe fraglichen Beil er wo fie urs 
kundlich vorliegen, meiſt nur in Verbindung ftehen mit der 

damals ohnehin ſchon im allgemeinen oder als Regel beſtan— 
denen Zehentlaſt, die geſezliche Zehentpflicht gewiſſermaſſen 
alſo ſchon vorausſezen und etwa nur naͤher beſtimmen, 
an wen oder in welchem Maß und Weiſe der Zehent zu 
entrichten ſey, auch überhaupt die Ausſcheidung ſolcher neben 
dem Geſez auch auf Vertrag beruhenden von den blos geſez— 
lichen Zehentpflichten aͤußerſt ſchwierig waͤre; ſo mag es wohl 
angehen, ſaͤmmtliche Zehenten den naͤmlichen Abloͤſungs⸗ 
oder Abſchaffungs-Normen zu unterwerfen. Nach der Strenge 
unſerer Grundſaͤze nun würde der Zehent, in fo fern er dem 
oͤffentlichen Recht entfließt, ohne weiters, d. h. ohne von 
den Zehentpflichtigen dafür irgend eine Vergütung (vorbe- 
haltlich einer verhaͤltnißmaͤßigen Erhoͤhung der Grundſteuer) zu 
fordern, abzuſchaffen, den Zehentherrn jedoch, in den 
Fallen, wo ihnen nach den frühern Bemerkungen, eine Ent— 
ſchaͤdigung gebuͤhren kann, dieſelbe, nach einem mäßigen An— 
ſchlage, aus Staatsmitteln zu leiſten ſeyn. Wobei ſich's 
allerdings von ſelbſt verſteht, daß, wo der Zehent bisher als 
Beſoldung, uͤberhaupt als Belohnung fuͤr zu leiſtende 
Dienſte, bezogen wurde, den Beziehern ein billiges Aequivalent, 
nicht in der Eigenſchaft als bisherigen Zehentherren, ſon⸗ 
dern in jener als Dienſtleiſtenden, und zwar aus den 
Mitteln derjenigen, welchen be Dienſte zu gut e an⸗ 
zuweiſen waͤre. 

Wenden wir jedoch die Idee einer im Wege des Ber 
gleichs oder eines im Sinn ſolches Vergleiches die allſeitigen 
Intereſſen ſchlichtenden Geſezes auf die Zehentfrage an; ſo 
wuͤrden die Hauptartikel eines zeitgemäßen Sehentabſchaffungs 
Geſezes etwa die nachſtehenden ſeyn:— 

41) Aller Zehent ohne Unterſchied iſt abgeſchafft, 
und es iſt fuͤr die Zukunft verboten, einen ſolchen unter was 
irgend fuͤr Bedingungen vertragsweis wieder einzufuͤhren. | 


— 
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1 62 Für den Noval⸗ 846481 wird keine Entſchädig⸗ 
ung gegeben, und für den Blut⸗Zehnt nur eine ſe hr 
mäßige und zwar halb auf Unkoſten des State und halb 


auf Unkoſten der Gemeinden zu leiſtende. 


5) Fuͤr allen übrigen Zehent wird als Eutſchädig⸗ 
ungsfuß zuvoͤrderſt der reine Ertrag deſſelben augenom⸗ 
men, ſonach von dem Rohertrag alles abgeſchlagen, was die 
Einziehung und Verwaltung des Zehents den Zehentherrn ko⸗ 
ſtet oder was uͤberhaupt eine mit dem Zehentbezug verbundene 


oder davon abfließende Auslage iſt. Die dergeſtalt gefundene 


(in Zweifelfaͤllen ſtaͤts eher zu gering als zu hoch feſtzuſezende) 


Summe iſt ſodann — in Anbetracht der ſo aͤußerſt rechtsbedenk⸗ 


lichen Natur und des jedenfalls ſehr wankenden Fortbeſtandes 
des Zehents — keineswegs durch Multiplikation mit 20 (oder 
gar mit 25, wie ſolches die ruͤckſichtsloſe Selbſtſucht zu ver⸗ 
langen den Muth hatte), ſondern etwa mit 10 oder 12 zu 
kapitaliſiren, und die Haͤlfte ſolches Kapital be⸗ 
trages dem Staat, die andere Haͤlfte aber den bisher 
Zehentpflichtigen zur Bezahlung zuzuweiſen. of 
4) Für die gegenwartig auf dem Zehent ruhenden La⸗ 
ſten, wenn ſie entweder privatrechtlich begründet oder dem 
öffentlichen Wohle dienend ſind, wird ein fie deckender Kapi⸗ 
talbetrag aus der Entſchädigungsſumme ausgeſchieden, wo aber 
jener Betrag dieſe Summe ͤͤberſteigt, das Fehlende in Fallen 
des oͤffentlichen Intereſſe's aus Staats- oder aus Gemeinde— 
mitteln, uͤberhaupt aus den Mitteln derjenigen Perſonen oder, 


| Versenken welchen die fraglichen Dienſte oder Verwend— 


ungen (3. B. Pfarrdienſte, chene Schulbau M . w.) 


zu gut kommen, beigeſchoſſen. 


Auf dieſen Grundlagen beruht in u Haug e das auf | 
dem Badiſchen Landtag von 1835 zu Stande gekommene 
Zehentabloͤſu ugsgeſez. Nur iſt dabei die Taxation des 
Zehent- Reinertrags nach einem zu hohen Fuße verordnet und, des 
lieben Friedens willen, die Kapitaliſtrung mit 20 beliebt, auch 
der Staatskaſſe blos ein Fuͤnftheil des Abloͤſungskapitals 
zur Laſt gelegt worden. Dieſe Abweichungen, die uͤbrigens 
nicht eigentlich den Gr undſaz, ſondern nur die, großentheils 
von dem Ermeſſen abhaͤngigen, Maße, oder anzunchmenden | 
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Ve rhältnif ſe aten, 1 verdient das Sofa, als 
Mufter der Nachahmung aufgeſtellt zu werden. Nicht ſo ſehr 
die Zehentpflichtigen — als welchen ein, in Vergleichung 
mit ihren Befreiungs-Anſpruͤchen viel zu hoher, Abloͤſungs⸗ 
preis aufgelegt worden — ſondern weit mehr die Geſammt— 
heit und daher auch alle verſchiedenen Bürgen 
klaſſen werden die Wohlthaten deſſelben in dem geſteigerten 
Flor der Landwirthſchaft, in der fortſchreitenden Erhoͤhung des 
Nationalkapitals, alſo der Nationalkraft, und in allen davon 
naher und entfernter abfließenden Segnungen empfinden. 


1 
. 5 | §. 32. 


Von noch andern Abgaben und Beſchwerden. 


Noch auſſer der Leibeigenſchaft, den Frohnden und Zehen— 
ten laſten auf dem Landmann, vielnamige andere dem Grund» 
herrlichkeits⸗Verhaͤltniß angehoͤrige Buͤrden und Abgaben, von 
welchen mehrere pri vatrechtlicher Natur find oder doch 
ſeyn koͤnnen, viele aber theils ganz offenbar, theils hoͤchſt 
wahrſcheinlich entweder einem veralteten offentlichen Recht 
oder gar der bloßen Gewalt entfloſſen ſind. Die Grenzlinie 
zwiſchen den lezten und den Leibeigenſchafts-Laſten iſt 
nicht wohl zu ziehen; denn in allmaͤhligen Abſtufungen gehet 
die Bedruͤckung, wo einmal die Gewalt den Scepter fuͤhrt, 
von vereinzelten Erpreſſungen bis zur vollendeten Herrſchaft 
über Habe und Leib über, 
Schon die Namen vieler dieſer Gefaͤlle kuͤndigen den 
Uebermutb der Gewalt an, die fie in's Leben rief. Die uner⸗ 
ſaͤttliche Habſucht der Starken und die nimmer erſchoͤpfte Er⸗ 
findungskunſt jener Zwingherren, die da wie der Eigenthuͤmer 
von der Heerde, ſo von den Umwohnern ihres Schloſſes bei 
allen nur irgend erſinnlichen Gelegenheiten und Anlaͤſſen einen 
Rodteck's Wetiſunfüneep lere. V. 6 41 | 
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Nuzen zu ziehen und allen Erwerb der ungluͤcklichen Preis⸗ 


gegebenen, allen Ertrag ihrer Habe wie ihrer perſoͤnlichen 


Kraft, mit Ausnahme des zur kuͤmmerlichen Lebensfriſtung 
unbedingt Nothwendigen, in ihre Taſche zu ziehen ſuchten und 
wußten. In dieſe Klaſſe gehoͤren z. B. blos unter den durch 


die neueſten Badiſchen Geſeze aufgehobenen Laſten (neben . 


welchen aber noch tauſend andere beſtunden und fortbeſtehen) 
die Herbſthuͤhner, Faſtnachtshuͤhner, Centhahnen, Koppen, 


Kaͤſegeld, Kaufhabergeld, Mühlviertel, Accidentalwein, Acci⸗ 


>. 


dentalſtroh, Hunds- und mehrere andere Azgelder, Kalb- und 
Rindfleiſchgeld, Eſelgeld, Karrengeld, Pfluggeld, Herrenbutter, 
Kindbetthennen, Stichzungen, Fraͤulein⸗ Steuer, Vogelgeld, 
Weidgeld u. ſ. w. u. ſ. w. 


Zu den dem offentlichen Recht, welches aber jezo keinen 


Grund und Boden mehr hat, entfloſſenen gehoͤren (abermal 


blos in Baden) z. B. die vielnamigen und vielgeſtaltigen Bee— 
ten, worunter auch die Michaeli-, Hilari-, Martini⸗, Katha⸗ 
ringe, Mai⸗ u. a. Steuern, ferner die Rauchhuͤhner, Hofftatts 


zins, Schuzhaber, Gardegeld, Vogtgeld, Geleitgeld u. v. a. 


Die leztgenannten Abgaben ſprechen ſtrenge genommen die 


unentgeltliche Abſchaffung an, wo nicht beſondere Titel dem 


Staat einige Entſchaͤdigungspflicht auflegen. Da jedoch bei 


vielen derſelben die urſpruͤngliche Natur im Laufe der Jahr⸗ 


hunderte faſt unkenntlich geworden iſt, auch oft unter einem 


und demſelben Namen Laſten ganz verſchiedener Art und ganz 


verſchiedenen Urſprungs vorkommen, auch der zu Befreiende, 
zumal wenn die Laſt in einer fixirten und auf einen beſtimm⸗ 
ten Grund und Boden radizirten Abgabe beſteht, durch die 
Befreiung in der That eines von ihm bei der Gutserwerbung 


mit übernommenen Paſſiv-Kapitales ledig wird; fo 


möchte auch hier die im Sinn eines Vergleiches zu ge⸗ 
e Zuweiſung eines Theiles der Entſchaͤdigungslaſt an 
die bisher Pflichtigen nicht unbillig erſcheinen. Daſſelbe findet 
auch in Anſehung der zwar muthmaßlich, doch nicht voͤllig 
gewiß, der bloßen Gewalt entfloſſenen Laſten ſtatt, und es 
laͤßt ſich bei dieſen wie bei jenen den verſchiedenen Stufen der 
Zweifelhaftigkeit oder Rechtsbedenklichkeit der Laſten mit einer 
entſprechenden Ab ſtufung der Entſchaͤdigungs quote 
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und ihrer Vertheilung unter den Staat oder die Gemeinden 
und die einzelnen Pflichtigen ohne beſondere Schwierigkeit nach⸗ 
folgen, wenn man alle obwaltenden Umſtaͤnde erwaͤgt und die 
Ruͤckſichten der Billigkeit im Auge behaͤlt. 

Dagegen ſind unbedingt und ohne Entſchaͤdigung 
abzuſchaffen die Bannrechte, die da nicht blos tributpflich⸗ 
tig machen, ſondern auch eine per ſoͤnliche Abhaͤngig⸗ 
keit ſtatuiren und nimmer unter die wahren Grundrechte ge— 
zaͤhlt werden koͤnnen. Eben ſo die barbariſchen Jagdrechte 
und die verderblichen Weide-Gerechtigkeiten, wo ihner 
nicht erweislich ein privatrechtlicher Titel zu Grunde liegt. 

Zu den privatrechtlichen oder für privatrec chtlich zu 
achtenden Laſten gehören zumal die verſchiedenen Bo denz inſe 
und Guͤlten, auch Lehengefaͤlle, Erbzinsg efaͤlle und 
Heimfallsrechte, obſchon freilich auch in dieſer Klaſſe 
mancherlei urſpruͤnglich oͤffentliche und ſelbſt Leibeigenſchafts— 
Laſten, wiewohl unter veraͤndertem Namen, enthalten ſind. 
Als Regel jedoch, nach der Beſchaffenheit der Leiſtuug und 
nach allgemeinen geſchichtlichen Notizen erſcheint hier die pri— 
vatrechtliche Natur; und billig wird dem Pflichtigen, der für 
ſich etwas anderes behauptet, der Beweis aufzulegen ſeyn. 
| Der rechtliche Weg zur Abſchaffung dieſer Laſten iſt die 
von Seite der Pflichtigen zu geſchehende Abloͤſung um einen, 
abermals nach Billigkeit und mit Beruͤckſichtigung aller ob— 
waltenden Verhaͤltniſſe zu beſtimmenden, Preis. Naͤchſt der 
Abſchaffung wird das Geſez auch fuͤr die Zukunft die neue Er— 
richtung unabloͤsbarer Grundlaſten verbieten, wofern nicht be— 
ſondere Umſtaͤnde einige Ausnahmen rechtfertigen. 

Von den Pachtſchillingen haben wir hier nicht zu 
ſprechen; denn gegen dieſelben und ſelbſt gegen Erb-Pachte 
iſt nichts zu erinnern. Doch wird durch die allgemeinen Vorkehr— 
ungen gegen allzugroßen Guͤterbeſiz und allzu ungleiche Ver— 
moͤgensvertheilung (ſ. unten §. 48.) die Zahl der Eigenthuͤmer 
auf eine dem > Ah hoͤchſt zutraͤgliche Weiſe vermehrt, 
folglich jene der Paͤchter vermindert werden. \ 
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| | | 
Von der Minderung der Staats-Laſten. 
x * a 


E5 iſt nicht anders als billig und recht, daß der Bauer 
gleich allen andern Bürgern beitrage zu den Laſten des Staats— 
verbandes. Wir ſagen: „gleich allen andern Bürgern,“ 
d. h. in demſelben Verhaͤltniß wie dieſe, aber nicht mehr 
und ſchwerer. Es iſt aber augenfaͤllig, daß die beſtehenden 
Steuerſyſteme faſt durchaus ſehr praͤgravirend für den Lands 
mann ſind, d. h. eine groͤßere Laſt theils unmittelbar theils 
mittelbar auf ihn waͤlzen, als, nach dem rechtlich hier allein 
maßgebenden Verhaͤltniß des reinen Vermoͤgens und Einkom⸗ 
mens, ihn, verglichen mit den uͤbrigen Buͤrgerklaſſen, treffen 
wuͤrde. Und außer den direkten und indirekten Steuern, (von 
welchen lezten namentlich auch jene, die der Bauer nicht Selbſt 
entrichtet, großentheils und vorzuͤglich auf ihn zuruͤckfallen) 
richtet ſich meiſt nur an ihn die ungemeſſene und nach Um⸗ 
ſtaͤnden — zumal im Krieg ganz ſchrankenloſe Forderung der 
Staats-Frohnden und der Natural-Lieferungen fuͤr 
das oͤffentliche Beduͤrfniß. Von dieſen Dingen jedoch kann 
umſtaͤndlich nicht hier, ſondern erſt in der Finanzwiſſen⸗ 
{haft die Rede ſeyn. Für jezt genuͤge die blos im Allgemei⸗ 
nen ausgeſprochene Forderung eines gerechten Steuerfy- 
ſtems und der Aufhebung aller derjenigen im Namen des 
Staates aufgelegten Laſten, welche mit der Gerechtigkeit nicht 
ee ſind. 
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Von noch andern Befoͤrderungsmitteln der Landwirthſchaft. 


Auch nach thunlichſt hergeſtellter Freiheit der Gründe und 
Verwandlung der dienſtbaren Kolonen, die nur den Namen 
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der Eigeuthümer führen, in wirkliche Eigenthuͤmer bleiben noch 
mancherlei beſondere Befoͤrderun gs mittel der Land⸗ 
| wirthſchaft uͤbrig. Wir wollen einiger weniger derſelben, doch 
nur ganz in Kuͤrze gedenken, da ſie jedenfalls minder wichtig, 
als die bis jezt eroͤrterten Hauptpunkte ſind. Man fuͤhrt unter 
jenen Befoͤrderungsmitteln gewoͤhnlich die nachſtehenden an: 

1) Gewinnung oder Erhaltung hinreichender Haͤnde 
fuͤr den Landbau, wozu jedoch ſchon die Befreiung des Bauer— 
ſtandes wirkſam genug ſeyn wird. Der Landbau hat ſo viele 
natuͤrliche Reize, daß nur die — meiſt vom Staat verſchuldete 
— Noth des Bauers zu Verlaſſung der Aecker bewegen kann. 
Inzwiſchen wird auch die polizeiliche Sorgfalt fuͤr Beſchraͤnk— 
ung der unnuͤzen und zum Theil gefaͤhrlichen Beſchaͤftig— 
ungen, noch mehr des Bettels und der Jaune rei, jo wie 
auch eine gute Geſindepolizei hier von wohlthaͤtiger Wirk— 
ung ſeyn. In noch groͤßerem Maße iſt dieſes zu ſagen von 
der Verminderung des ſtehen den Heeres und einem weiſen 
Beurlaubungsſyſtem, endlich von der Ermunterung der 
Juden zum Landbau. 

2) Sicherſtellung des Landmanns gegen Verarmung 
durch Ungluͤck, als durch Feuersbruͤnſte, Viehumfall, Hagel» 
ſchlag u. ſ. w. Dieſen und andern Uebeln zu ſteuern oder 
ihnen nach Thunlichkeit Heilung zu bereiten, iſt Sache der Po— 
lizei. Derſelben liegt auch ob, den, ſolcher Ungluͤcksfaͤlle ſich 
freuenden Wucher durch Creditanſtalten, namentlich Leih— 

kaſſen u. a. hindanzuhalten; und die Juſtiz-Geſezgebung wird 
ihr hierin hilfreich zur Seite ſtehen. (Vgl. III. B. Polizei F. 60.) 

3) Der dienſtbare Kolone iſt naturgemaͤß träge und 
roh und, weil er keine Ausſicht auf weſentliche Verbeſſerung 
ſeines Looſes hat, ſelbſt zur ſchlechten Wirthſchaft geneigt. 
Gewaltſame Mittel werden alsdann nothwendig, um den un- 
heilvollen Wirkungen früherer Gewalt einigermaſſen zu ſteuern. 
Nach hergeſtellter Freiheit des Eigenthums und der Perſon 
fallt ſolche traurige Nothwendigkeit hinweg und genügen zwang— 
loſe Anſtalten zur Belehrung des Landmanns, zur Er— 
munterung ſeines Eifers, zur Verbreitung landwirthſchaftlicher 
Kenntniſſe, Erfahrungen, Hilfsmittel und neuer Erfindungen. 
Populäre Schriften, Ackerbau⸗Schulen, dann wohleingerichtete 


* 


166 5 | } 5 ) 


| IN 2 l Prämien“ auf vorjgiche | 
Leiſtungen und Produkte u. ſ. w. dienen dieſem Zweck. 15 
4) Befoͤrderung der Al mend⸗Theilung en, der Bette 
barung oͤder Gründe und einer, der moͤglichſt beften Kul⸗ 
tur entſprechenden, Vertheilung des Guͤterbeſizes. 
Fuͤr die erſte enthalt die Lehre von den Gemeinden die recht⸗ 
lichen und politiſchen Grundſaͤze; die zweite wird, wenn der 
Neubruchzehent und die übrigen den Landwirt entmu⸗ 
thigenden Bedruͤckungen aufgehoben find, ſchon durch den 
freien Eifer der Grundbeſizer oder Privatunternehmer einen 
wohlthaͤtigen Fortgang gewinnen. Groͤßere Anlagen jedoch, 
wie Austrocknung von Mooren und Suͤmpfen, Rektifikationen 
von Fluͤſſen, und Verwandlung des dadurch gewonnenen Bo— 
dens in Bauland u. d. gl. ſprechen theils die ſelbſteigene 
Thaͤtigkeit, theils wenigſtens die Unterſtuͤzung des Staates 
an. Eben ſo die Gruͤndung von Kolonien auf noch unbe— 
voͤlkerten oder nur dünne bevoͤlkerten, doch des Anbaues faͤhigen | 


Landſtrecken. Das Dritte, die Vertheilung des Güter 


beſizes namlich, iſt ein hochwichtiger Gegenſtand der Acke r⸗ 
geſeze. Es verſteht ſich, daß hier von keinem Eingriff in die 
beſtehenden Eigenthumsrechte die Rede ſeyn kann, doch von 

den, dem Rechte unnachtheiligen Verordnungen, welche einerſeits 
die Anhaͤufung allzugroßen Guͤterbeſizes auf einzelnen Hauptern 
oder Familien und anderſeits die allzuweitgehende Zerſplitter⸗ 
ung der Grundſtuͤcke zu verhindern geeignet ſind. Gute Erb— 


Geſeze und Beſchraͤnkung des rein poſitiven Rechtes der Fami 


lien⸗Fideicommiſſe reichen zum erſten Zwecke hin; der zweite er- 
heiſcht ein, die Untheilbarkeit der durch ihren Ertrag mehr 
nicht als den maͤßigen Unterhalt einer Familie deckenden zu⸗ 
ſammenhaͤngenden Bauerhoͤfe als Regel feſtſezendes und zugleich 
die Grenze der bei vereinzelt liegenden Gruͤnden zulaͤſſigen Theil— 
ung beſtimmendes, Geſez. Freilich koͤmmt hier vieles auf lo⸗ 
kale Verhaͤltniſſe, Sitten und Lebensweiſe u. ſ. w. an. Eine 
weiſe Geſezgebung wird hiernach ihre auf den Hauptzweck zu 


berechnenden Beſtimmungen ohne Benachtheiligung irgend RR 8 


beachtenswerther Intereſſen einzurichten wiſſen. | 
5) Auch gegen die Verſchwendung des guten 6 1 
deszu unfruchtbaren Luſt-Anlagen iſt einige Fuͤrkehr raͤthlich. 
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. Doch ſchon die agrarichen Geſeze in dem Sinn, wie wir ſie 
eben vorſchlugen, werden zugleich auch dieſen Zweck erfuͤllen. 
Verbote waͤren nicht nur ungeeignet, ſondern auch ungerecht; 
wohl aber waͤre zu billigen, daß der ungebaute Grund gleich— 
maͤßig wie der gebaute, mit welchem jener von gleicher Güte 
ift, beſteuert würde. Ein ſolchen Luſt⸗Anlagen, die, wenn der 
Beſizer wollte, leicht zu tragbarem Feld koͤnnten benüzt werden, 
ertheiltes Steuerprivilegium iſt eine Ermunterung zur luxurioͤſen 
Verwendung des Bodens, alſo gleich unklug als ungerecht. 

6) Die wirkſamſte Ermunterung zum Landbau iſt ein, nicht 
nur die Vorauslagen und Kapitalzinſe erſezender, ſondern noch 
einen billigen Induſtrie⸗ oder Unternehmungs: Gewinn gewaͤh⸗ 

render Preis der Erzeugniſſe. Ein ſolcher hängt ab von 
den einheimiſchen und auswärtigen Handelsverhaͤltniſſen, 
von deren Regulirung, in ſo fern eine ſolche der Staatsgewalt 
zuſtehend und raͤthlich ſeyn kann, ſpaͤter die Rede ſeyn wird. 

In Bezug auf die Kornpreife oder uͤberhaupt auf die Preiſe 
der landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe iſt ſo viel klar, daß der 
allen Intereſſen am meiſten zuſagende Preis ein Mittel— 
preis iſt. Denn wenn einerſeits ein zu niederer Preis den 
Landwirth entmuthigt, entkraͤftet und in den Ruin ſtuͤrzt, ſo 
iſt anderſeits ein allzuhoher Preis druckend fuͤr alle Klaſſen 
als Conſumenten und insbeſondere der gewerbtreibenden Klaſſe 
durch Erhoͤhung des Arbeitslohnes und aller Vorauslagen ver— 
derblich. Der ſicherſte Weg, den Mittelpreis zu erhalten, beſteht 
in der innern und aͤußern Handelsfreiheit. Neben der— 
ſelben werden noch wohlthaͤtig wirken die Anſtalten zur thun- 
lichſt gleichmäßigen, d. h. uͤberall der Produktion annähernd ent- 
ſprechenden Vertheilung der Con ſumenten über das 
ganze Land, ſodann die Aufhebung der Naturalien-Ver⸗ 
waltung oder des Naturalien- Handels von Seiten der Regier— 
ung, kluge Zoll- und Marktgeſeze, vermehrte Com muni⸗ 
kationswege zu Waſſer und zu Land, auch, wo die Um— 
ſtaͤnde es beguͤnſtigen, Ausfuhr oder Einfuhr ſichernde Han— 
delstraktate u. a. m. worüber wir jedoch bereits früher, 
namentlich in der Polizeiwiſſenſchaft unter der Rubrik „Ver— 
hinderung der Theurung“ (F. 50.) umſtaͤndlicher geredet haben. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Befoͤrderung der Gewerbe, 


8. 35. 
Einleit un 3 en 


rn 


Die ausfuͤhrliche Lehre von Befoͤr derun gder Gewerbe 
und des Handels wuͤrde fuͤr ſich allein ein ganzes Buch 


erheiſchen. Nach dem, ſolche Ausfuͤhrlichkeit nicht erlaubenden, 


Plan unſeres Werkes muͤſſen wir uns hier, wie wir bereits 


bei der Lehre von der Landwirthſchaft gethan, auf die naͤhere 


Beleuchtung blos der Hauptpunkte und auf eine nur ſum⸗ 


mariſche Andeutung der uͤbrigen befchränfen. 
Unter Gewerben verſtehen wir hier nicht nur die eigens 
ſo genannten oder gemeinen Gewerbe, ſondern auch Fa⸗ 


briken und Manufakturen, alſo die geſammte In⸗ 


d uſtrie, die ſich mit Wersen oder Umgeſtaltung von 
Stoffen beſchaͤftigt. | 

Fabriken und Manufakturen unterſcheiden ſich von gemeinen 
oder einfachen Gewerben vorzuͤglich dadurch, daß bei ihnen die 
beabſichtigte Umgeſtaltung oder das von ihnen erzeugte Arbeits— 
produkt erſt aus einem Zuſammenhang oder einer Reihe unter 
ſich verbundener Operationen hervorgeht, waͤhrend die gemei— 
nen Gewerbe hiezu nur einer einfachen oder nur wenig kom— 


plizirten Arbeit beduͤrfen. Zwiſchen Fabriken und Manufaktu⸗ 


ren unter ſich beſteht wenig Unterſchied. Man gebraucht beide 


Benennngen oft gleichmaͤßig von derſelben Anſtalt. Im ſtrengern 
Sinne jedoch heißt man Fabriken diejenigen, welche zur 


Verfertigung ihres Produkts des Gebrauches von Feuer und 


Hammer bendthiget find, und Manufakturen die ſolches 


nicht ſind. 


Ein wichtiger ! chied des Erwerbes durch Indu⸗ 


4 


* 
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ſtrie von jenem durch Landwirthſchaft beſteht ſchon darin, daß 
die Erhöhung des landwirthſchaftlichen Ertrages oder 
die Gewinnung von Naturprodukten eine gewiſſe, durch die 
Natur ſelbſt naͤher oder ferner geſezte, Grenze hat, welche 
nicht uͤberſchritten werden kann, welcher aber moͤglichſt nahe 
zu kommen, kaum jemals bedenklich oder ſchaͤdlich iſt, weil ſie 
ſelbſtſtaͤndige Ernaͤhrungsquelle bleibt. Dagegen iſt die 
Steigerung des Induſtrie⸗Gewinnes oder die Vermehrung 
der Arbeitsprodukte von einer ſolchen natuͤrlichen Grenze nicht 
umfangen, ſondern liegt in menſchlicher Willkuͤr und ſteht in 
Verbindung mit der in's Unbeſtimmte gehenden Erhoͤhung der 
Kunſt und Thaͤtigkeit, bleibt aber im Erfolge, zumal im dauern— 
den Erfolge, immer mehr oder weniger prekaͤr, d. h. abhangig 
von innern und aͤußern Umſtaͤnden und iſt in fo fern bedenk— 
lich, d. h. kann Gefahr und Schaden bringen. Dieſer Unter— 
ſchied zeigt ſich auch bei der Erbſchaft oder Nachfolge in 
eine oder die andere Beſchaͤftigung. Ein Bauernhof z. B. 
geht nur an den einen Vortheilsberechtigten uͤber oder mag 
auch getheilt werden zwiſchen mehreren Kindern, bleibt alſo 
in beiden Faͤllen derſelbe unvermehrte Produktions-Fond. Ein 
Gewerbe dagegen kann, ſelbſt wo Zunftbeſchraͤnkungen be— 
ſtehen, ungetheilt an 6 Soͤhne uͤbergehen, folglich verſechsfacht 
und, bei der Gewerbefreiheit, noch weiter in's ganz Unbeſtimm⸗ 
bare vervielfacht werden, und zwar ſelbſt noch abgeſehen von 
der, etwg durch neue Erfindungen oder durch Maſchinen her— 
vorzubringenden, unendlichen Steigerung der industriellen Pro⸗ 
duktion. 

Der beſte Zuſtand fuͤr einen Staat oder ein Volk iſt der 
des Fortſchreitens an Produktion und mittelſt derſelben 
an Wohlſtand und Bevoͤlkerung. So lange die hoͤchſte Höhe 
noch nicht erreicht iſt, geſchieht das Fortſchreiten faſt von ſelbſt, 
und die Staatsgewalt braucht dazu keine kuͤnſtlichen Mittel 
anzuwenden, ſondern hat ſich nur der Hinderung, die allzuleicht 
aus verkehrten Maßregeln entſteht, zu enthalten. Wenn aber 
der hoͤchſte Grad oder ein demſelben nahe kommender ſchon er— 
reicht iſt, ſo iſt die Erhaltung der Produktion und der ihr noth— 
wendig entſprechenden Conſumtion auf derſelben Hoͤhe, zumal 
wenn dieſe mehr kuͤnſtlich als natuͤrlich oder unter Einfluß von 


170 | 
nur vorübergehenden Umſtaͤnden erſtiegen ward, ſehr f 6 * 
und doch jeder Ruͤckſchritt ſchlimm und, nach Umſtaͤnden, 
unheilvoll. Selbſt bei der Landwirthſchaft, die ja auch 
gewiſſermaßen eine Fabrikation iſt, tritt ſolche Gefahr zum 
Theile ein, doch unendlich mehr bei der Induſtrie wegen 
ihrer ungemeſſenen Ausbreitungsfaͤhigkeit und ihrer fortwaͤhren⸗ 
den Abhängigkeit, ſowohl was die Produktion als zumal was 
die Conſumtion oder den Abſaz betrifft, von vielfach wechſelnden 
Umſtaͤnden, von welchen zum Theil fchon die innern, weit mehr 
aber die aͤußern, leicht unerreichbar ſind dem e 
oder heilenden Einfluſſe der Staatsgewalt. 1 
Daher ſoll der Staat nicht eben fich beeifern, eine vor⸗ 
ſchnelle Steigerung der Induſtrie kuͤnſtlich zu bewirken, fon- 
dern mehr nur eine allmaͤhlige Entwicklung und Erhoͤhung, 
ſo wie ſie ſchon nach Naturgeſezen ſtatt findet, befoͤrdern und 
jeden Ruͤckfall nach Moͤglichkeit hindern. Ueberhaupt iſt 
es nicht feine Aufgabe und nicht fein Intereſſe, den National— 
reichthum und die Volksvermehrung für und für und alſo ges 
wiſſermaſſe en in's Unendliche zu ſteigern, ſondern beides nur 
in fo fern es zum wahren, alſo auch für die Dauer geſicher— 
ten Wohle feiner Angehörigen beiträgt. Es giebt einen Kul- 
minationspunkt, nach deſſen Erreichung faſt nothwendig 
ein unerfreulicher Stillſtand und dann leicht ein trauriger 
Ruͤckſchritt eintritt. Staaten und Voͤlker befinden ſich am 
beſten, d. h. ſind am gluͤcklichſten, auf dem Wege zu jenem 
Kulminationspunkt; iſt er einmal erreicht, fo bleibt die Er— 
haltung deſſelben Gluͤckes immer wenigſtens hoͤchſt ſchwer. 


$. 36. 


Von den Zünften und der Gewerbefreiheit. 


Der Ruf nach Gewerbe-Freiheit iſt einer der h. z. T. 
am lauteſten erklingenden, und eben ſo laut und allgemein 
ertoͤnt das uͤber Zuͤnfte und Zunftzwang, als den Gegen— 
ſaz jener Freiheit, gefaͤllte verdammende Urtheil. Auch wir 


— 
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haben, wie die Freiheit uͤber haupt, fo auch die Gewerbe⸗ 


Freiheit zu unſerer Loſung erkoren; auch wir verdammen 
das Zunftweſen, in ſo fern es wirklich der Gegenſaz oder 
die Aufhebung jener vernünftig zu fordernden Freiheit iſt. 
Aber wir glauben, jener angebliche Gegenſaz ſey nicht un be⸗ 
dingt oder nothwendig, und es gebe auch fuͤr die Gewerbe— 
Freiheit, ſo wie fuͤr jede andere im Staat, eine gewiſſe Grenze, 


jenſeits welcher fie gemeinſchaͤdlich oder gefährlich, mithin uns 


vernuͤnftig und verwerflich wird. Zur naͤhern Entwicklung 
unſerer Anſicht moͤgen die nachſtehenden Betrachtungen dienen. 
Zauͤnfte oder Gewerbs-Innungen, uͤberhaupt geſell— 
ſchaftliche Verbindungen zwiſchen den Genoſſen derſelben Ge— 
werbsthaͤtigkeit und ſonach derſelben Intereſſen ſind faſt ſo 
natuͤrlichen Urſprungs als die Gemeinden, d. h. die geſell⸗ 
ſchaftlichen Verbindungen zwiſchen nahe Beiſammenwohnenden 
und eben darum in Gemeinſchaft derſelben Vortheile und 
Nachtheile Stehenden. Auch das Uebergehen oder Sich⸗ 
fortpflanzen deſſelben Gewerbes vom Vater auf den Sohn 
u. ſ. w. iſt ganz natuͤrlich und in der Regel tadellos, und hat 
nur durch die ihm anmaßlich beigemiſchte Ausſchließung 


anderer zum gehaͤßigen Kaſten-Syſteme (ſchon bei den al⸗ 


ten Hindus und Aegyptiern) gefuͤhrt. Was aber unſere, aus 
dem Mittelalter ſtammenden, Zuͤnfte betrifft, ſo war der da— 
mals faſt durchaus ſchuz- und rechtloſe Zuſtand der buͤr⸗ 
gerlichen Geſellſchaft ein weiterer Entſtehungsgrund derſelben. 
Was man von der großen Staatsvereinigung nicht erhielt, und 
was der Vereinzelte ſich ſelbſt zu verſchaffen auſſer Stande iſt, 
das mußte man durch kleinere Vereine der durch Gemeinſchaft 
der Intereſſen ſich naͤher Stehenden zu erreichen ſuchen. Gegen 
die trozige Gewalt, die damals allenthalben frech ihr Haupt 
emportrug, gab es kein anderes Hilfsmittel. Die zum gegen⸗ 
ſeitigen oder gemeinſamen Schuz vereinten Gewerbsge— 
noſſen eines kleinern oder groͤßern Bezirks mochten nach Um— 
ſtaͤnden durch Anſchluß an aͤhnliche Vereine anderer Bezirke 
ſich uͤber ein ganzes Land ausbreiten und, durch ſolche Aus— 


breitung geſtaͤrkt, wirkſamere Mittel und Anſtalten in's Leben 


rufen, nicht nur zum Behufe der Rechtsſicherheit, ſondern auch 
zu jenem der PREIP LOREENG, des ehrten, des 


a. 
gewinnreicheren Betriebs ihres Gewerbes. So weit ift an den 
Zuͤnften nichts Widerrechtliches, nichts Gemeinſchaͤdliches, nichts 
Tadelnswuͤrdiges zu erkennen. Alles dieſes faͤngt erſt da an, wo 
man durch eine (noch heut zu Tage nicht ſelten eintretende, 
damals aber noch weit mehr gang und gaͤbe) Verwechslung 
des Begriffes von Recht und ausſchließendem Recht ſich 
zu der Anmaßung verleitet fand, allen der Zunft nicht Unger 
hoͤrigen die Ausuͤbung des Gewerbes zu unterſagen, wohl auch 
zu Genoſſen der Zunft nur Diejenigen aufzunehmen, die von 
zuͤnftigen Eltern abſtammten, oder wenigſtens fuͤr die Anfnahme 
von Fremden mancherlei erſchwerende Bedingungen feſtzuſezen, 
und endlich gar den uͤbrigen Buͤrgerklaſſen zu verbie⸗ 
ten, von andern als von zuͤnftigen Arbeitern Gewerbsprodukte 
zu kaufen oder ſich verfertigen zu laſſen. 

Dieſe ungeheure Anmaßung aber iſt der urſprünglichen 
Eigenſchaft oder dem naͤchſtliegenden Begriff der Zuͤnfte fremd; 
ſie iſt nur hinzugethan, eingeſchwaͤrzt und allmaͤhlig, unter 
Beguͤnſtigung der mittelalterlichen Finſterniß, Rohheit und Rechts⸗ 
verwirrung, zur faktiſchen und endlich ſelbſt geſezlichen Aner- 
kennung gebracht worden. Hiernach erſchien ein Gewerbe, oder 
eine Gattung von Arbeitsproduktion wie eine Sache, welche 
Gegenſtand eines Eigenthums, namentlich eines gemeinſa— 
men oder Geſammt-Eigenthums und alſo auch eines — 
gegen alle Andern ausſchließenden — Geſammt-Gebrauches 
ſeyn koͤnne, und die einzelnen Gewerbs- oder Zunftgenoſſen be— 
trachteten ſich als ausſchließend ber B ya 
des ihrer Zunft als Eigenthuͤmerin angehoͤrigen Gewerbes, 
und huͤteten ſolches Gewerbsgebiet nicht nur gegen alle uns 
zünftigen Arbeitsluſtigen und wer von ſolchen Arbeit begehrte, 
ſondern auch gegen alle anderen, etwa nach dem Arbeits-Gegen— 
ſtand oder Stoff der ihrigen verwandten oder benachbarten, 
Zuͤnfte; und es ward eine, dem natuͤrlichen oder nahe liegen— 
den Prinzip der Arbeits-Theilung zwar im Allgemeinen 
entſprechende, doch im Einzelnen vielfach bizarre, kleinlichte und 
engherzige Abtheilung und Abgrenzung der verſchiedenen 
Gewerbsgebiete vorgenommen und in Uebung geſezt, keineswegs 
vom okonomiſchen Standpunkt, von welchem aus das 
Prinzip der Arbeitstheilung ein ſehr vernünftiges und 
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der allgemeinen Feeibeit unſchaͤdliches iſt, ſondern vom ſelbſt⸗ 
ſuͤchtigen Standpunkt eines angemaßten Rechtes oder eines 
gegen etwaigen Eingriff von irgend einer Seite zu vertheidi⸗ 
genden Beſizthums. | 

Diefe ſpaͤtere und großentheils bis zur neueſten Zeit fort— 
gedauerte Geſtalt des Zunftweſens rechtfertiget allerdings das 
ſtrenge Verdammungsurtheil, welches die neuere Staats— 
wirthſchafts- und Vernunftrechts-Lehre und der maͤchtige Zeit— 
geiſt uͤber daſſelbe ausſprechen. Es iſt klar, daß die Zuͤnfte 
in dieſer beſchriebenen Geſtalt maͤchtige Monopoliſten ſind, 
deren Trachten naturgemaͤß dahin geht, mit moͤglichſt geringem 
Aufwand von Vorauslagen und Arbeit den moͤglichſt groͤßten 
Gewinn zu machen, und dieſes Gewinnſtes auch bei der un— 
voll kommenſten Ausbildung und der fahrlaͤßigſten Gewerbsbe— 
treibung ſicher zu ſeyn. Durch die ſtrengſte Ausſchließung aller 
Fremden erreichen ſie auch wirklich ſolches Ziel und genießen 
in träger Ruhe, ohne Verlangen wie ohne Beduͤrfniß der Ge— 
werbs-Vervollkommnung, ja eiferfüchtig die hergebrachten 
Verfahrens weiſen gegen etwa ſich zeigende Verſuche von Neu— 
erungen behauptend, die Fruͤchte des gehaͤßigen Monopoles, 
welches dergeſtalt jeden Aufſchwung des Gewerbes hindert, den 
engherzigſten Zunftgeiſt erzeugt und nicht nur den unmittelbaren 
Conſumenten, ſondern der ganzen Geſellſchaft den empfindlich 
ſten Nachtheil bringt. 

Aber noch verdammungswerther erſcheint dieſes Zunftweſen 
dadurch, daß es dem natuͤrlichen oder vernuͤnftigen Recht auf 
zweifache Weiſe Hohn ſpricht. Einmal naͤmlich werden dadurch 
alle nichtzuͤnftigen Arbeitsluſtigen und Arbeitsfaͤhigen 
oder nach ſolcher Befaͤhigung Verlangenden abgehalten, 
das ihnen angeborne heilige und ſonnenklare, weil mit dem 
Recht der Perſoͤnlichkeit identiſche, Recht auszuuͤben, ihren 
und der Ihrigen Lebensunterhalt und Wohlfahrt durch jede, 
ihrer Kraft, Geſchicklichkeit oder Neigung entſprechende, und 
von ihnen frei zu waͤhlende, wenn nur dem Begriff nach nicht 
widerrechtliche oder in irgend Jemandes natuͤrliches Recht ein⸗ 
greifende, Beſchaͤftigung oder Arbeit zu erſtreben. Und dann 
ſehen ſich dadurch die Conſumenten, mithin die Geſammt⸗ 
heit, zum Vortheil einzelner Koͤrperſchaften oder einer Anzahl 
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i Priviligirter um das gleichfalls wclche Recht gebracht, ihren 
Bedarf an Arbeitsprodukten da, wo es ihnen am vortheilhaf⸗ 
teſten iſt oder gut daͤucht, ſich anzuſchaffen, und die ihnen noͤ⸗ 
thigen Arbeitsdienſte alldort zu beſtellen oder anzunehmen, wo 
ſie ihnen am wohlfeilſten und beſten angeboten werden; ſie 
ſehen ſich alſo tributpflichtig gemacht gegen jene Korpo⸗ 
rationen und Privilegirten, und das Allen gemeinſchaftliche 
Intereſſe aufgeopfert dem wucherlichen Gewinne Einzelner. 


Es ſind indeff en dieſe Nachtheile und Rechtswidrigkeiten 
keineswegs aus dem allgemeinſten Begriff einer Zunft, 
d. h. einer Vereinigung von Gewerbsgenoſſen zum Behuf der 
ſicherern, vortheilhafteren und geordnetern Gewerbsbetreibung 
und der Emporbringung des Gewerbes ſelbſt, hervorgehend, ſon— 
dern blos die Frucht der allmaͤhlig erfolgten beſtimmteren Ger 
ſtaltung, oder vielmehr der Ausartung des Zunftweſens, ins⸗ 
beſondere der in daſſelbe eingeführten Geſchloſſenheit 
und zugleich ſtreng monopoliſtiſchen Berechtigung. Es 
iſt nicht nur nicht unmoͤglich, ſondern vielmehr ganz leicht, 
dieſe beiden verderblichen Eigenſchaften davon zu trennen; 
und wenn ſolches geſchehen, ſo moͤchten die Zuͤnfte nicht nur 
unſchaͤdlich fortbeſtehen, ſondern ſelbſt als vielfach vortheil— 
haft, naͤmlich allernaͤchſt fuͤr die Zunftgenoſſen, dann aber auch 
für die Conſumenten aller Klaſſen und für den Staat im 
Ganzen, erſcheinen. 5 

Wir haben hier alſo eine Zunftverfaſſung im Auge, welche 
gar wohl vereinbar iſt mit jeder dem Gemeinwohl ungefaͤhrli⸗ 
chen Gewerbe-Freiheit, Zuͤnfte naͤmlich ohne Geſchloſſen⸗ 
heit und ohne Bannrecht, aber doch als vom Staat an⸗ 
erkannte geſellſchaftliche Vereine oder Korporationen be 
ſtehend, und derjenigen Vortheile und Berechtigungen ſich er— 
freuend, welche theils die geſellſchaftliche Verbindung ſelbſt er- 
zeugen mag, theils auch durch die Staatsgewalt aus politiſchen 
Gruͤnden, d. h. im Intereſſe des Gemeinwohls, zu ertheilen 
ſind. . 
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Die i Hauptzöge einer solchen Zunftverfaſſung oder uͤberhaupt 


Gewerbs⸗ Geſezgebung moͤchten ungefaͤhr die nachſtehenden ſeyn. 

1) Es wird ein Unt erſchied gemacht zwiſchen den 
fabrifmäßig zu betreibenden uud den gemeinen Gewer— 
ben. Die Grenzlinie kann hier nicht beſtimmt und allgemein 
giltig angegeben werden. Die beſonderen induſtriellen Verhaͤlt— 
niſſe, Gewohnheiten, Sitten u. ſ. w. der einzeluen Staaten 
ſind hier ſorgfaͤltig zu beachten. Auf Fabriken, deren Weſen 
in einem Zuſammenhang von Arbeiten und in der hiernach 
leicht moͤglichen Theilung derſelben beſteht, und deren Unter— 


nehmung in der Regel einen anſehnlichen Fond vorausſezt, 


find die mit einem Zunftverband nothwendig zuſammenhaͤngen— 
den Beſchraͤnkungen nicht anwendbar. Fabrikunternehmer ſind 
auch der Zahl noch weitaus der kleinſte Theil der gewerbe— 
treibenden Klaſſe, und die Natur bringt es mit ſich, daß ihre 
Gehilfen oder Arbeiter nicht ſelbſtſtaͤndig, ſondern ihnen dienſt— 
bar ſeyen. Bei den kleinern oder gemeinen Gewerben 
aber iſt wuͤnſchenswerth, die Zahl der ſelbſtſtaͤndigen Arbeiter 
ſo viel moͤglich zu vermehren oder doch einer fortſchreitenden 
Verminderung derſelben nach Thunlichkeit vorzubeugen. Des— 
wegen ſollen dergleichen Gewerbe fabrikmaͤßig nicht betrieben 
werden duͤrfen, weil ſonſt der Geldbeſiz leicht alle Aermern von 
der ſelbſtſtaͤndigen Gewerbefuͤhrung verdraͤngt und dadurch ſie 
noͤthiget, blos des reichen Unternehmers dienende Gehilfen 
zu ſeyn. Auf dieſen Hauptpunkt werden wir zuruͤckkommen. 
29) Von ſolchen kleinern oder gemeinen Gewerben nun 
gelte die Regel: jeder, der ein Gewerbe ordnungsmaͤßig 
erlernt hat und durch Proben ſeine Fertigkeit darthut, darf 
es ausüben; wer nicht, nicht. Dieſe Beſchraͤnkung iſt der 
vernünftigen Freiheit nicht zuwider, ſo wenig als die vorgeſchrie— 
benen Fakultaͤtsſtudien der mit Recht zu fordernden Studir— 
freiheit Eintrag thun. Die in Bezug auf ſolche Erlernung bis— 
her beſtandenen Stufen, naͤmlich der Lehrlinge, Geſellen 
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und Meiſter erſcheinen (abgeſehen von der unnoͤthig ER 
Zeit⸗Be eſtimmung als der Natur der Dinge gemaͤß, und es 
iſt nicht abzuſehen, warum die neueſte Schule, und aus ihr 
insbeſondere Say dieſelben mit allem andern, was mit dem 
Zunftweſen in irgend einer Verbindung ſteht, abgeſchafft wiſſen 


will. Seine uͤber dieſen Gegenſtand aufgeſtellten Anſichten, eine 


durch ganz und gar nichts beſchraͤnkte Gewerbefrei— 
heit fordernd, find zwar mit Geiſt dargeſtellt und in der allge | 


meinen Richtung — als ſcharfe Geiffel der unnoͤthigen 
Freiheitsbeſchraͤnkungen und der, hiſtoriſch vorkommen⸗ 
den, oft ganz abenteuerlichen Mißbraͤuche — preiswärdig, 


doch in ſolcher maßloſen Ausdehnung unhaltbar. Auch das 


Wandern der Geſellen iſt eine ſehr zweckmaͤßige Einſezung, 


wiewohl es freilich nicht zur allgemeinen Pflicht n ah 
aber ermuntert und beguͤnſtigt werden ſoll. 

3) Auch mehr als ein Gewerbe duͤrfe Jeder ibn 
(verſteht ſich unter gleichen Bedingungen) und ebenſo von einem 
pe andern übergehen. Mehrere ganz kleine Gewerbe 
(3. B. das der Glaſer und dgl.) moͤgen uͤberhaupt voͤllig frei 
bleiben. Auch werde die Spaltung der Gewerbe minder in's 
Kleine gehend gemacht und die Grenzlinie zwiſchen denſelben 
(wie zwiſchen jenen des Tiſchlers und des Fee een 
minder ſcharf als bisher gezogen. 

A) Auch in den Handel darf der Gewerbsmann ſeine 


Erzeugniſſe bringen. Hiedurch wird der von den Vertheidigern 


der Geſchloſſenheit oder doch Beſchraͤnktheit der Zuͤnfte aufge— 
ſtellte ſcheinbarſte Grund, naͤmlich die Gefahr der Ueberſezung 
eines Handwerks, aufgehoben, weil jeder nun ſeine Kunden nicht 
blos in ſeiner Gemeinde zu ſuchen braucht, ſondern auch aus⸗ 
waͤrts und weithin finden mag. 

5) Die geſellſchaftlichen den zwiſchen den Ge⸗ 
werbsgenoſſen, d. h. die Zuͤnfte, dauern fort, jedoch, wenn 
man will — um ja der Freiheit nicht zu nahe zu treten — nur 
ſo, daß der Eintritt in eine ſolche Zunft nicht nothwendig ſey 
zum Betrieb eines — wenn nur ordnungsmaͤßig erlernten 
— Gewerbes, (die Weigerung des Eintritts, da derſelbe nur 
Vortheil verheißt und keinen Nachtheil bringt, wird jedoch 
ſelten ſtatt finden), und daß, um die Aufnahme zu erlangen, 
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man weder durch G eburtsre ch t der Zunft bereits anzugehdren, 


noch durch Heirath ſich einen ſolchen Anſpruch zu erwerben 
braucht. Nach Maßgabe der ſtufenweis abgelegten Proben ſoll 


die Zunft ihn aufnehmen muͤſſen. Auch werde nicht gefodert, 


daß Einer Gemeindebuͤrger ſey, um irgendwo ein Gewerbe 
auszuuͤben. Denn das Gewerbrecht iſt ein ſtaatsbuͤrgerliches 


(qa ſelbſt ein rein menſchliches), nicht aber ein gemeinde⸗buͤrg⸗ 


erliches Recht (Vrgl. III. Bd. Polizei F. 65.). Dabei ver 
ſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß er nach Maßgabe ſeiner 
Theilnahme an den Wohlthoten des Gemeindeverbandes Yeah 
allen wirklichen Gemeindegliedern zu beſteuern iſt. 

6) Die Rechteder Zunftangehoͤrigen, wenn auch die Ge⸗ 
ſchloſſenheit und der Bann aufhört, find gleichwohl nicht unbedeu— 
tend, ja ſie ſind nach Umſtaͤnden den Einzelnen hoͤchſt koſtbar und der 
Geſammtheit wohlthaͤtig. Sie beſtehen allernaͤchſt in der Be 
fugniß, in den Zunftverſammlungen eine zahlende Stimme uͤber 


Gewerbs- und Zunftangelegenheiten (z. B. Vermoͤgens⸗Ver⸗ 


waltung, Meiſterrechts-Ertheilung, Vorſtellung an die Regier— 
ung u. ſ. w.) zu fuͤhren; ſodann in der Theilnahme am Zunft⸗ 


vermoͤgen und deſſen ſtatutariſcher Benuͤzung; weiter in dem 


Anſpruch auf Unterſtuͤzung in Krankheits- und Armuths— 
fällen, etwa auch auf Materialien-Vorſchuß oder auf anzus 


weiſende Arbeit und Geſellen, ebenſo auf Unterſtuͤzung beim 


Wandern durch die mitverbundenen Lokalzuͤnfte. Dieſen, 


aus dem Geſellſchaftsverband unmittelbar fließenden 


Rechten wird die Staatsgewalt aus politiſchen Gruͤnden 
gerne noch weitere beifuͤgen. Namentlich wird ſie die Zuͤnfte 
als Corporationen anerkennen und ſchirmen, auch eine 


wohlthaͤtige Obervormundſchaft in Bezug auf das Zunft⸗ 


vermoͤgen und alle Zunftanſtalten (als Unterrichts-, Unterſtuͤz⸗ 
ungs = u. ſ. w. Anſtalten) über fie ausüben, ja noͤthigenfalls 
auch poſitive Befoͤrderung und Unterſtuͤzung den 


ſelben gewaͤhren. Sie wird ihnen das Recht der Prüfung 


und G ewaͤhrleiſtung der Waaren (durch ein Zunftzeichen 
oder eine Plombe) ertheilen (ohne jedoch die Gewerbsleute zu 
undthigen, ihre Produkte ſolcher Gutheißung zu unterwerfen), 
eben ſo das (gegen Mißbrauch durch richtige Regulirung 
Rotteck's Vernunftrechtslehre. IV. N 12 
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und Coutrvle zu e ede Recht der Prüf ung der Ca n⸗ 
didaten zum Geſellen- und Meiſter— Recht, und ſelbſt zur 
Gewerbsausuͤbung außerhalb der Zunft. | 

Durch folche Berechtigungen der Zünfte 18 durch ſolche 
auf vernuͤnftigen Gruͤnden ruhende Beſchraͤnkung der Gewerbe⸗ 
freiheit wird, mit Vermeidung aller Nachtheile des ausgearteten 
Zunftweſens, mannigfaltiger Segen hervorgerufen und mancher 
lei Unheil verhuͤtet. Es gelangen dadurch die Gewerbtreibenden, 
wofern ſie arbeitſam, maͤßig und nicht voͤllig ungeſchickt find, 
zu derjenigen Sicherſtellung ihres Lebensunterhaltes, die fuͤr 
ſie ſelbſt und fuͤr die ganze Geſellſchaft im hoͤchſten Grade 
wuͤnſchenswerth iſt. Bei der unbeſchraͤnkten Gewerbe 
freiheit entſteht nothwendig oder natuͤrlich ein Krieg Aller 
gegen Alle, ein Kampf des unerſaͤttlichen Spekulationsgeiſtes, 
der Marktſchreierei und des liſtigen Betruges gegen die ſtille, 
beſcheidene Emſigkeit des ſchlichten Gewerbsmanns. Auch der 
Geſchickte und Thaͤtige ſieht ſich leicht, wenigſtens zeitlich, ſeiner 
Kunden beraubt durch den verfuͤhreriſchen Schein, welchen ein 


liſtiger Unternehmer feinen fabrikmaͤßig erzeugten Arbeit- 


produkten zu geben wußte, oder durch die Ueberlegenheit des 
großen Kapitals, mit welchem derſelbe gegen ihn, den Duͤrftigen, 
in die Schranken tritt. Beaͤngſtigt, niedergebeugt durch, das 

Bewußtſeyn ſo prekaͤrer Lage fuͤhlt bald jeder Gewerbsmann 
ſich verſucht oder genoͤthiget, zu ähnlichen Mitteln der 
Taͤuſchung und des moͤglich ſchnellen Erwerbs ſeine Zuflucht zu 
nehmen, um ſich ſo gut und lange, als es angehen mag, in 
Curs zu erhalten und fuͤr den kaum vermeidlichen Zeitpunkt 
des Verdraͤngtwerdens ſich einen Nothpfenning zu ſammeln. 
Durch eben dieſe Mittel aber, die dem Ruin vorbeugen ſollen, 
wird derſelbe leicht noch ſchneller herbeigefuͤhrt; und wenn es 
auch nicht geſchieht, ſo verbittert wenigſtens die ſtete Furcht, 
daß es alſo geſchehen koͤnne, jeden ſonſt erreichbaren und wohl— 
verdienten Genuß. Es iſt aus mit dem ſtillen haͤuslichen 
Gluͤck, gegruͤndet auf Maͤßigkeit, aber zugleich auch auf das 
Bewußtſeyn eines geſicherten Nahrungsſtandes; und auf ein 
bloßes Gewerbe hin, ohne bereits geſammeltes betraͤchtliches 
Kapital, wird es zur Vermeſſenheit, eine Familie zu gruͤnden. 
Die gewerbtreibende Klaſſe theilt ſich in liſtige, gluͤckliche, hab⸗ 


pr 
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ſuͤchtige Unternehmer und in fortwaͤhrend beaͤngſtigte, der 


Duͤrftigkeit preisgegebene, des Lebens nimmer froh werdende 
Arbeitsleute. Die Geſellſchaft ſelbſt, anſtatt, wie man behaup⸗ 


tet, durch die ganz unbeſchraͤnkte Concurrenz der Arbeiter an 
Guͤte und Wohlfeilheit der Induſtrie-Produkte zu gewinnen, 


verliert dabei vielmehr die wuͤnſchenswerthe Garantie fuͤr die 


Guͤte und Aechtheit der Waare; und jeder nicht ausgezeichnet 
Kundige iſt den Prellereien der, mit einem auch nur kurz 


dauernden, doch thunlichſt ausgebreiteten Abſaz ſich begnuͤgenden, 


— 


Unternehmer preis. Die Staatsgeſellſchaft ſelbſt, als 
Geſammtheit, wird durch dieſe Verhaͤltniſſe mit dem großen 
Uebel einer allzu ungleichen Vermoͤgensvertheilung 
in der gewerbtreibenden Klaſſe bedroht, ein Uebel, welches hier 
nicht minder verderblich, ja faſt noch mehr zu ſcheuen iſt, 
als bei der ackerbauenden Klaſſe. Zwiſchen dieſen beiden 
Klaſſen naͤmlich iſt die hochwichtige Aehnlichkeit nicht zu ver— 
kennen, daß, ſo wie eine kleine Anzahl großer Gutsbeſizer neben 
einer Schaar von kleinen und abhängigen Kolonen nicht nur 
den ſtaatswirthſchaftlichen, ſondern auch allen uͤbrigen politiſchen 
und zumal auch conſtitutionellen Intereſſen den ſchwerſten Nach— 
theil bringt, ſo auch auf dem Felde der Gewerbsthaͤtigkeit, das 
Vorhandenſeyn einiger weniger großer Unternehmer und Fabrik— 
herren und neben ihnen einer Maſſe von armen, abhaͤngigen 
Arbeitsleuten die Zahl der ſelbſtſtaͤndigen, demnach zuverlaͤßigen 
Buͤrger aufs aͤußerſte mindert, dem Gemeinweſen dadurch die 
tiefſte und empfindlichſte Wunde ſchlaͤgt und die Bedeutſam— 


keit ſelbſt einer freiſinnigen, auf demokratiſchen Grundſaͤzen 


erbauten, Verfaſſung aufhebt. Dieſes traurige Verhaͤltniß tritt 


noch leichter ein und iſt ſchwerer zu heilen bei der gewerbtrei— 


benden Klaſſe als bei der landwirthſchaftlichen. Auch der kleine 
Bauer mag ſeinem Acker ohne Herrendienſt durch den fuͤr ſich 
ſelbſt vergoſſenen Schweiß ſeines Angeſichtes eine zwar kuͤm— 
merliche, doch immer ſelbſtſtaͤndige Nahrung entlocken, und 
die Konkurrenz der großen Guͤterbeſizer, weil dieſe nicht wohl— 


feiler verkaufen wollen noch koͤnnen, als er, druͤckt den Preis 


ſeiner Erzeugniſſe nicht hinunter; wogegen auf dem Felde der 
sen der Inhaber eines großen Kapitals, welcher 
LIT 
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— 


mit einem verhaͤltnißmaͤßig kleinern Gewinn ſich begnügen | 


kann, durch die daraus entſtehende Wohlfeilheit die Erzeugniffe 
des ärmern Gewerbsmanns verdrängt und mit feinen fabrik 


mäßig geſchaffenen Produkten allein einen ganzen Markt ver⸗ 


ſorgt. Nirgends wird die Ueberlegenheit des Geldreichthums 
heilloſer als in dieſer Sphaͤre; unfaͤhig, die Konkurrenz der 
großen Kapitalbeſizer auszuhalten, ſehen ſich bald die fruͤher 
ſelbſtſtaͤndigen kleinern Gewerbsleute genoͤthiget, ihr Brot als 
gedungene Arbeiter der reichen Unternehmer zu verdienen, und 
ſinken dadurch in eine troſtloſe Abhaͤngigkeit. Eine Maſſe 
ſolcher ungluͤcklichen, dem Geize der reichen Fabrikherren und 
Unternehmer preisgegebenen Arbeiter iſt endlich geeignet, die 


ernſteſten Beſorgniſſe ſelbſt für Ordnung und Ruhe des Staates 


zu erzeugen; Faktionsmaͤnner moͤgen ſich ihrer als willkom⸗ 
mener Werkzeuge zur Störung der oͤffentlichen Sicherheit ber 
dienen. Jede vorgeſpiegelte Ausſicht auf Veränderung des Zus 
ſtandes iſt verfuͤhreriſch fuͤr die Ungluͤcklichen; und kaum iſt 
ein ſtaͤrkerer Hebel fuͤr Revolutionen gedenkbar, als die Leiden⸗ 
ſchaft einer hungrigen Menge. | 


§. 38. 


Fortſezung. 


* 
——— 


Von dem Grundſaz der Ungefchloffenheit der Zuͤnfte und 
der Aufhebung alles Bannrechts giebt es mehrere, auf vernünf- 
tigen, zumal polizeilichen, Gruͤnden ruhende Ausnahmen. 
Wenn ein Gewerbe — wie die mit Bereitung oder Verkauf 
der nothwendigſten Lebensbeduͤrfniſſe ſich beſchaͤftigenden — eine 
genauere polizeiliche Auſſicht in Anſpruch nimmt, oder wenn 
die Polizei Denjenigen, die es treiben, gewiſſe poſitive Ver⸗ 
pflichtungen aufzulegen für noͤthig halt (3. B. den Baͤckern, 
alltäglich eine gewiſſe Menge Brotes zu backen) oder wenn 
ein Gewerbe blos einen durch Lokalverhaͤltniſſe beſtimmten oder 
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auf den Ortsbezirk beſchränkten Abſaz ſeiner Produkte hat 
(wie jenes der Gaſtwirthe) oder wenn von beſonderer Wichtig⸗ 
keit iſt, demſelben einen fortlaufenden Abſaz zu ſichern, damit 
ihm naͤmlich moͤglich ſey, ſtets friſche und geſunde Waare zu 
liefern (wie bei den Apotheken); ſo wird eine nach Um— 
ſtaͤnden mehr oder minder ſtrenge Geſchloſſenheit oder mono: 
poliſtiſche Berechtigung als zweckmaͤßig oder nothwendig erſcheinen, 
der alsdann aber zu befuͤrchtenden ungebuͤhrlichen Vertheuerung 
— wo es angeht — durch eine Taxe zu ſteuern ſeyn. Die 
Berechtigung kann unter verſchiedenen Titeln ertheilt oder uͤber— 
tragen werden. Es iſt nicht gut, wenn man daraus ein 
Familien ⸗Gut macht, wornach die Uebertragung nach dem 
Geburtsrecht ſtatt faͤnde. Beſſer iſt es, fie zur Neal 
Gerechtigkeit, die etwa auf gewiſſen Haͤuſern ruhe, zu 


ſtempeln, oder auch zu einem, ohne ſolche Realität frei ver- 


äußerliches oder auf andere Realitaͤten uͤbertragbares Gut. 
Welche Einrichtung uͤbrigens hierin beſteht, nimmer ſoll die 
Geſchloſſenheit der Zahl oder das beſtimmten Perſonen 
verliehene Monopol als privatrechtliches Gut betrachtet 
werden. Der Grund feiner Verleihung iſt immer das oͤffent⸗ 
liche Intereſſe; und wenn bei veränderten Umſtaͤnden eine Vers 
mehrung der Zahl ſolcher Gewerbsrechte als noͤthig oder wohl— 
thaͤtig erſcheint (3. B. der Gaſthoͤfe oder Apotheken u. ſ. w.), 
ſoll der Staatsgewalt ſolche weitere Verleihung zuſtehen und 
wohl etwa eine Gegenvorſtellung von Seite der bisher allein 
Berechtigten, keineswegs aber eine vor Gericht anzubrin⸗ 
gende Einſprache dagegen ſtatt finden. 

Die Akten uͤber die große Frage der Gewerbefreiheit oder 
Beſchraͤnkung ſind jedoch noch nicht geſchloſſen; noch weitere 
Erfahrungen, als die bisher gemachten, ſcheinen nothwendig, 
Hum ein ſicheres Urtheil darüber zu fallen, Kultur- und Reich: 
thums-Verhaͤltniſſe, Gewohnheit und Sitten, Beduͤrfniſſe, 
Volkscharakter, Eigenthuͤmlichkeiten der übrigen Gefezgebung . 
und der Verfaſſung u. ſ. w. moͤgen anch in einem Lande als 
rathlich und heilſam darſtellen, was in einem andern Gefahr 
und Schaden bringt. Jedenfalls kann ohne Nachtheil und 
Gefahr der Uebergang vom Zunftweſen zur völligen Gewerbes 
freiheit nicht plotzlich, ſondern nur allmaͤhlig geſchehen. 
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Das Lebensgluͤck und der Nahrungsſand von tauſend und 
tauſend Familien kann durch eine voreilige Umwandlung des 
Syſtemes geſtoͤrt und zernichtet werden und der Ruͤckſchlag 
davon ſich uͤber die ganze Geſellſchaft verbreiten. Auch ſind, 
wo jene Gewerbefreiheit eingefuͤhrt wird, nicht etwa blos im 
finanziellen Intereſſe die Patentſteuern einzufuͤhren, 
ſondern auch vom polizeilichen und ſtaats wirthſchaft⸗ 
lichen Standpunkt diejenigen Anſtalten zu gruͤnden, welche 
dasjenige, was bisher eine wohlgeregelte Zunftverfaſſung fuͤr 
die Gewaͤhrleiſtung der Guͤte und Aechtheit der Gewerbspro⸗ 
dukte, uͤberhaupt zur Erhaltung der Ordnung und Beſeitigung 
mancher Uebelſtaͤnde leiſtete oder leiſten ſollte, erſeze oder wo 
moͤglich 1 befriedigenderem Maße e 


§. 39. 
Von Maſchinen. 


————— —u— 


Eine andere hochwichtige Frage der Gewerbs-Politik iſt 
die von der Nuͤzlichkeit oder Schaͤdlichkeit der Maf chinen, 
oder etwa von der Grenzlinie, bis zu welcher ſie nuͤtzlich ſeyn, 
jenſeits welcher aber ſie Schaden bringen moͤgen. 
Beredte Stimmen haben ſich für und gegen die Maſchinen | 
erhoben; beiderſeits iſt ſehr Beherzigenswerthes zur Sprache 
gebracht worden, aber beiderſeits auch, ſcheint es, haben Ueber— 
treibungen ſtatt gefunden, und iſt die Linie der Wahrheit ver⸗ 
fehlt worden. 
Erſt in der neuen und en Zeit, welche eine ſo un⸗ 
geheure Vermehrung der Maſchinen, wie die fruͤhern Geſchlechter 
nicht einmal zu ahnen vermochten, entſtehen ſah, hat man die 
Wirkungen derſelben mit tiefer gehenden Blicken erſpaͤht, und 
durch Daten der Erfahrung nicht minder als durch theoretiſche 
Grundſaͤze beleuchtet. Fruͤher vernahm man nicht viel mehr, 
als die naͤchſtliegende Betrachtung, daß die Maſchinen, in ſo 
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fern fie die menfchliche Arbeit erſezen, d. h. dasjenige verrich⸗ 


ten, was Menſchen verrichten koͤnnen und bisher verrichtet 


haben, ſuͤr die arbeitende Klaſſe, d. h. alſo fuͤr den 


groͤßern Theil der Bevoͤlkerung nachtheilig wirken muͤſſen, 


indem fie ihr naͤmlich Beſchaͤftigung und damit auch die 


Nahrung rauben, und daß dieſe verderbliche Wirkung nicht nur 
innerhalb der Grenzen eines Landes, fondern auch jenſeits ders 
ſelben, ſo weithin, als der Handelsverkehr reicht, ſich aͤußern 
konne und muͤſſe, weil die Maſchinen, welche weit wohlfeiler 
produziren als die menſchlichen Haͤnde, dadurch den Preis der 
Waaren ſo tief herunterſezen, daß die Arbeitsprodukte eines 
Landes, wo keine Maſchinen ſind, oder uͤberhaupt der Gewerbs— 
leute, die keine M aſchinen beſizen, damit die Konkurrenz nicht 
mehr auszuhalten vermoͤgen und dergeſtalt zu Grunde gehen 
muͤſſen. 

f Ein geiſtvoller franzöſiſcher Schriftſteller (A. de la Borde) 
hat die Maſchinen gegen ſolchen Vorwurf lebhaft in Schuz 
genommen, und die Mehrzahl der neuern nationaloͤkonomiſti— 
ſchen Lehrer ſtimmt in ihren Anſichten mit der ſeinigen uͤberein. 
Ihre Betrachtungen ſind ungefaͤhr die nachſtehenden: 

Die Maſchinen find für den Staatswirth, der da naͤmlich 
blos auf ihren oͤkonomiſchen Nuzen blickt, in ihrer weſentlichen 
Wirkſamkeit gleicherzeugen den Menſchen, welche nichts 
verzehren. Was ſie hervorbringen, iſt Vermehrung des 
Nationalreichthums und zwar eine wohlfeil gewonnene Ver— 
mehrung, alſo eine eben der Wohlfeilheit wegen auch den 
Aermern zugaͤngliche Quelle von Befriedigungsmitteln der Be— 
duͤrfniſſe und Geluͤſte, eine Ermunterung der Conſumtion und 
ein zunehmender Stoff fuͤr den aͤußern und innern Handel. 


Die Maſchinen vermehren nicht nur die unmittelbaren Lebens 


genüffe der Bürger, ſondern auch ihre Muße, folglich ihr 
Gluͤck; ſie entheben den Menſchen der N othwendigkeit ſchwerer 
Arbeit, und weiſen ſeiner Thaͤtigkeit eine minder muͤhevolle 
Sphaͤre an. Sollen, die Menſchen thun, was die Maſchinen 
verrichten, warum nicht auch, was das Laſt- und Zugthier 
thut? Kann man wohl darüber zuͤrnen, daß Maſchinen und 
Thiere die Arbeit der Menſchen verringern? Sie verrichten was 


einſt die Sklaven und die Leibeigenen oder Hoͤrigen thaten. 


ER Far 
nn EEE aan a A nie Tr KR N DE 


Sie tragen und verführen Laſten, beladen und entladen Schiffe, 
weben Tuͤcher und Teppiche, treiben Schiffe, ſaͤen, ernten und 
dreſchen, gewinnen und bearbeiten die Metalle u. ſ. w. und 
dieſe vielerlei Dienſtleiſtungen ſollten ein Uebel ſeyn? Nach der 
Berechnung Delaborde's verrichten bloß die Dampfmaſchinen 
in England ſoviel als anderthalb Millionen Menſchen verrich— 
ten koͤnnten, wenn man alſo ſämmtliche übrige Maſchinen an 
Arbeitskraft den Dampfmaſchinen auch nur gleich ſchaͤzt, fo 
bringen ſie zuſammen hervor ſo viel, als drei Millionen Arbeiter 
zu thun im Stande wären, mithin wenigſtens einen Werth 
von 450 Millionen Gulden, naͤmlich einen zur Unterhaltung 
von 9 Millionen Menſchen Geden Arbeiter im Durchſchnitt 
fuͤr drei Perſonen, naͤmlich mit Frau und Kind gerechnet) ge⸗ 
nuͤgenden Werth. Hiedurch wird dann erklaͤrbar, wie in einem 
Lande (England), welches weder Wein, noch Zucker, noch Kaffee, 
noch Oel, noch Baumwolle u. ſ. w. erzeugt, gleichwohl alle 
dieſe Dinge in Fuͤlle vorhanden und um wohlfeilen Preis zu 
haben ſind, und daß die in England verarbeitete oſtindiſche 
Baumwolle, wenn ſie 3000 Stunden hin und her verführt 
wurde, in Oſtindien — allwo der Arbeitslohn zehn und mehr⸗ 
„mal niedriger als in England iſt — wohlfeiler verkauft 
wird, als die eben daſelbſt erzeugte und verarbeitete. Sollten 
auch einige Glieder der arbeitenden Klaſſe durch die Maſchinen 
außer Thaͤtigkeit geſezt werden; ſo reicht ein kleiner Theil der 
durch die Maſchinen hervorgebrachten Werthe zu ihrer Ernaͤhr— 
ung hin, und mag unter der Form der Armentaxe dazu 
verwendet werden. Außerdem aber giebt ſchon die Wohlfeilheit 
der Maſchinen⸗Produkte den Arbeitern einigen Erſaz fuͤr den 


ihnen dadurch etwa entgehenden unmittelbaren Arbeitsverdienſt; 


und der durch die Produktivkraft der 9 kaſchinen ins Unermeß⸗ 
liche erhöhte Nationalreichthum oͤffnet ihnen nimmer verſiegende 
Quellen der Unterſtuͤzung. 

Worin beſteht das Weſen der Maſchinen? fraͤgt Delaborde. 
Sie beſchleunigen die Produktion oder kuͤrzen den Weg dahin 
ab. Wenn man dieſes fuͤr ein Uebel haͤlt, ſo muß man auch 


den Pflug abſchaffen und zur Hacke zuruͤckkehren; man 


muß überhaupt in den roheſten Zuſtand der Geſellſchaft zuruͤck— 
kehren, weil alle Fortſchritte derſelben naher oder entfernter 


185 
bedingt find durch die Erfindung und Anwendung von kuͤnſt— 
licheren oder komplizirteren Werkzeugen, d. h. Maſchinen. 

Ein doppelter Irrthum, oder eine doppelte Begriffs-Ver⸗ 
wechslung liegt dem gegen die Maſchinen ausgeſprochenen 
Verwerfungsurtheil zu Grunde. Man verwechſelt naͤmlich 
Muße mit Unthaͤtigkeit oder Arbeitloſigkeit. Die 
Maſchinen machen nicht arbeitlos, wohl aber gewaͤhren ſie der 


arbeitenden Klaſſe Erleichterung oder wohlthaͤtige Muße. Weit 


entfernt, die Arbeiter-Zahl zu verringern, vermehren ſie dieſelbe. 
Schon die Erbauung, Wiederherſtellung und Anwendung der 
Maſchinen beſchaͤftiget eine große Anzahl Menſchen; ja man 
behauptet, daß blos dieſe Beſchaͤftigung bei den Spinnmaſchinen 
mehr Haͤnde in Anſpruch nehme, als vorhin das Spinnen, und 
daß die Spinnmaſchineu uͤberhaupt die Anzahl der Fabrik— 


arbeiter verdreifacht haben. Sollten uͤbrigens bei einer oder 


— 


der andern Produktionsgattung die arbeitenden Haͤnde durch 
die Maſchinen uͤberfluͤßig gemacht werden, fo laſſen ſich immer — 
wieder andere Gattungen oder Gegenſtaͤnde einer nuͤzlichen oder 
dem Vergnuͤgen dienenden Anwendung der Arbeitskraͤfte finden, 
und fuͤr die moͤgliche Steigerung der Lebensgenuͤſſe iſt die 
Grenze nicht abzuſehen. Durch Abſchaffung der Maſchinen 


wuͤrde man nicht nur auf jede ſolche Steigerung verzichten, 


ſondern zuruͤckgeworfen werden in die ehemalige Duͤrftigkeit 
und Kuͤmmerlichkeit des Lebens. Dieſer lezte Nachtheil traͤfe 
ſodann die ganze Nation, nicht blos die arbeitende Klaſſe; 


und dieſes eben iſt der Hauptgeſichtspunkt, von welchem aus 


die Maſchinen ſich als wohlthaͤtig darſtellen. Nicht blos die 
Produzenten, ſondern in noch hoͤherm Maß die Con- 
ſumenten, zu welchen ja die Produzenteu gleichfalls gehoͤren, 
ſind von der Staatsgewalt zu beruͤckſichtigen. Eine einſeitige 
Beguͤnſtigung der Produzenten, namentlich der arbeitenden 
Klaſſe als ſolcher, verbunden mit Verwahrloſung oder Benach— 
theiligung der Intereſſen der Conſumenten als ſolcher, d. h. der 
ganzen Nation, iſt die klaͤglichſte Verkehrtheit. 

Man kann nicht laͤugnen, daß viel Wahres in dieſen Be— 


trachtungen liegt. Aber dennoch glauben wir nicht nur, daß die 


wohlthätige Einwirkung der Maſchinen ſehr viel von oͤrtlichen und 
zeitlichen Umſtaͤnden abhaͤngt, ſondern auch, daß es ein ideales 
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maximum, einen gewiſſen, wenn auch nicht deutlich beſtimm⸗ 
baren Hoͤhepunkt für ihre Anwendung giebt, nach deſſn 
Erreichung oder Ueberſchreitung ein nachtheiliges und ſelbſt 
verderbliches Ergebniß eintreten kann. Ein wohlthaͤtiges 
Naturgeſez will, daß die Wechſelwirkung oder das gegen⸗ 
ſeitige Beduͤrfniß der Beſizer und der Arbeiter ein gleiches oder 
annaͤhernd gleiches ſey, und es iſt auch ſolche annaͤhernde Gleich— 
heit zwiſchen dem Ertrag oder Werth, einerſeits des Beſizthums 
und anderſeits der Arbeit, die Bedingung der Unbedenklichkeit 
der Eigenthums- und Erbrechte und die trefflichſte Grundlage 
der Freiheit einer Nation. Durch eine zu weit gehende Vers 
mehrung der Maſchinen wird dieſes der Natur angemeſſene 
Verhaͤltniß geftdrt und die Afkeiah eee des eine 
befördert. | 

Die Beſizer, die jezt entweder gar nicht nie, 16 —— doch 
weniger als zuvor, des Armes der Arbeiter bedürfen, konnen 
denſelben Geſeze vorſchreiben, und den Preis der Dienſte, die 
ſie etwa noch von ihnen verlangen, auf den niedrigſten Punkt 
herabdruͤcken. Für. die Arbeiter giebt es dann keine Mögliche 
keit mehr, ſich in die Klaſſe der Beſizer hinaufzuſchwingen, ja 


kaum eine Moͤglichkeit mehr, durch ſelbſtſtaͤndige, d. h. durch 


Arbeit auf eigene Rechnung ſich den Lebensunterhalt zu erwer— 
ben. Sie ſind dazu verurtheilt, Diener der Maſchinen, d. h. 
Knechte des Eigenthuͤmers der Maſchinen zu bleiben; und es 
ſpaltet ſich mehr und mehr die Nation in eine kleine Zahl von 
uͤbermaͤßig Reichen, und welche fuͤr ſich allein oder doch ganz 
vorzugsweis die Vortheile der buͤrgerlichen Geſellſchaft in An— 

ſpruch nehmen und eine Unzahl von Beſizloſen und von Knechten. 
Auch die geruͤhmte Vermehrung des Geſammtreichthums 
der Nation, die aus den Maſchinen hervorgehen ſoll, iſt wenig— 
ſtens für die Dauer keineswegs geſichert. Die durch Mas 
ſchinen bewirkte fortſchreitende Vermehrung der Produktion 
wird zwar, ſo lange die einheimiſche Conſumtion und der aus— 
waͤrtige Abſaz gleichmaͤßig zunehmen, wahren Reichthum er— 
zeugen. Wenn aber Eines oder das Andere ſtockt (und keines 
kann bis ins Unendliche fortſchreiten, zumal aber iſt auf den 
aͤußern Handel nie mit voller Zuverlaͤßigkeit zu rechnen) und 
dadurch ein Mißverhaͤltniß zwiſchen Produktion und Conſum— 


\ 
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tion bewirkt wird; ſo verwandelt leicht der ſcheinbare Reichthum 
ſich in reelle Armuth, welche dann auch die Produktion wieder 
zum Stillſtand oder zum Ruͤckſchritt zwingt. Endlich iſt, 
welches jedoch abzuwenden nicht in der Gewalt der Staats- 
kunſt liegt, die Produktion der Maſchinen, welche in einem 
reichen Lande ſtatt findet, oftmals nachtheilig fuͤr die auf Haͤnde— 
arbeit beſchraͤnkte Induſtrie eines andern, aͤrmern Landes; 
und wenn auch gleich, zumal bei vorausgeſeztem ungehemmten 
Verkehr zwiſchen den Voͤlkern der Erde, der Reichthum des 
einen Volkes naturgemaͤß in mancherlei Kanaͤlen auf die 
andern und aͤrmern Laͤnder uͤberſtroͤmt; ſo koͤnnen doch Tauſende 
zu Grunde gegangen ſeyn, bevor dieſes heilende Ueberſtrömen 
erfolgt iſt. 

Eines jedoch and zwar, um die Sache allfeitig zu be⸗ 
leuchten, vom ganz allgemeinen oder kosmopolitiſchen 
Standpunkt muß noch zu Gunſten der Maſchinen bemerkt oder 
anerkant werden; daß nämlich eine gluͤckliche Erfindung hin- 
reichen kann, nicht nur Stroͤme Goldes nach dem Lande der 
Erfindung zu lenken, ſondern auch ein großes, allgemeines 
Fortſchreiten der geſammten Menſchheit zu bewirken oder 
vorzubereiten. So werden die Dampfſchiffe, welche die 
beiden Welten und uͤberhaupt die von einander entfernteſten 
Nationen der Erde in eine, den früheren Geſchlechtern ganz un- 
denkbar leichte und wohlfeile Verbindung und ſonach in 
lebendige Wechſelwirkung geſezt haben, zur Verbreitung und 
Erhoͤhung der Civiliſation, zur Gemeinſchaftlichkeit der Theil— 
nahme an allen Fruͤchten der Erkenntniß nicht minder als der 
Natur und des Kunſtfleißes, ſonach zum Geſammtleben, 
d. h. zum Geſammtfortſchreiten des ganzen Menfchen- 
geſchlechtes Unermeßliches beitragen, aͤhnlich etwa der Drucker— 
preſſe, zumal der neuerfundenen Schnellpreſſe, welche 
dem menſchlichen Geiſt ein weithin toͤnendes, die Gemeinſchaft 
der Gedanken und Geſinnungen wunderbar kfoͤrderndes Organ 
verlieh und ſtaͤts der wirkſamſte Schuz bleiben wird gegen die 

Machtgebote und Feuerſchluͤnde der Gewaltsherrſcher. 


— 
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8. 
Von weitern Beforderungsmittelu der Gewerbe. 


7 


We die Gewerbe ese hergeſtellt iſt — unter den⸗ 
jenigen Beſchraͤnkungen, welche nach Umſtaͤnden theils polizei⸗ 


liche, theils ſtaatswirthſchaftliche Ruͤckſichten erheiſchen — ſo iſt 


(wie bei der Landwirthſchaft durch Herſtellung der Eigenthums— 
und perſoͤnlichen Freiheit des Landmanns) die Hauptſache ge— 
ſchehen; und es koͤnnten ſodann die Gewerbe wie der Landbau 
im Uebrigen ſich ſelbſt uͤberlaſſen werden und doch ihres Ge— 
deihens ſicher ſeyn. Indeſſen mag ſolches Gedeihen gleichwohl 
wirkſam noch weiter befoͤrdert oder erhoͤhet werden durch 
eigens darauf berechnete Staatsanſtalten und ſonſtige Fuͤrſorge. 

Als wichtigſtes und die umfaſſendſte Wirkſamkeit aͤußern⸗ 
des Hilfsmittel erſcheint hier die Errichtung guter Lehr— 
anſtalten, in verſchiedenen Abſtufungen, als Realſchulen, 
Gewerbsſchulen und polytechniſche Schulen, woruͤber wir 
bereits in der Polizeiwiſſenſchaft die noͤthige Andeutung 
gegeben. Auch die etwa noch beizubehaltenden Zunft— 
einrichtungen, die auf die Ausbildung der Kunſtfertigkeit 
abzielen, gehoͤren hieher, ebenſo die abzulegenden Proben uͤber 
die letzte (ſo vielſtimmig die Forderung ihrer Abſchaffung er— 
toͤne) und die durch eine oͤffentliche Autorität zu geſchehende 
Anerkennung gewiſſer — zumal der zur Schaͤzung eigene Kunſt⸗ 
verſtaͤndigkeit vorausſezenden oder auch der zum auswärtigen 
Handel beſtimmten — Fabrikate. Einen weitern Sporn zur moͤg⸗ 
lichſten Vervollkommnung wird dann noch gewähren die von 
Staatswegen zu veranftaltende periodiſche und oͤffentliche Aus⸗ 
ſtellung von Gewerbsprodukten aller Art. Zu erleichterter 
Anſchaffung des für Gewerbsunternehmungen noͤthigen Ka pi—⸗ 
tals dienen die von Staatswegen zu errichtenden oder zu be 
guͤnſtigenden Kredit- und Leihanſtalten. In ganz befon- 
dern Fällen mag auch eine unmittelbare Unterſtuͤzung 


von Staatswegen durch etwa underzinslich dargeſchoſſenes 


Kapital zu Gunſten eines anerkannt einſichtsvollen und thaͤtigen, 


doch zeitlich ſolcher Unterſtuͤzung Weben e 


raͤthlich ſeyn. 


4 


Ob und welche Schugmittel der einheimiſchen Indu- 
ſtrie gegen die uͤberlegene Konkurrenz des Auslandes zu ge— 
währen ſeyen, namentlich durch Zolltarife und Mauthen, 
darüber haben wir bereits bei der Kritik des Merkantilſyſtems 
unſere Hauptanſicht ausgeſprochen, und werden gleich unten, unter 
der Rubrik der Handelsbefoͤrderung, es noch ausfuͤhrlicher thun. 

Auch in Bezug auf das Inland iſt ein ſolcher Schuz 
oftmals angeſprochen und auch oftmals ertheilt worden durch 
gewaͤhrte Monopolien, Propolien u. ſ. w. Aber der all⸗ 
gemeine Grundſaz bleibt, daß, welcher Induſtriezweig nur 
durch ſolche dem Recht oder dem Intereſſe anderer Buͤrger⸗ 
klaſſen widerſtreitende Maßregeln gehoben oder erhalten werden 
kann, der Unterſtuͤzung gar nicht werth oder wenigſtens eines 
ſo theuern Preiſes nicht werth iſt. 

Eine aus Gruͤnden der Billigkeit nicht minder als aus 
jenen der ſtaatswirthſchaftlichen Berechnung zu rechtfertigende 
Ausnahme machen die ſogenannten Erfindungspatente, 
d. h. die den Urhebern neuer, auf Gewerbsproduktion bezuͤg— 
licher Erfindungen, z. B. Maſchinen, oder chemiſchen Zuſam⸗ 
menſezungen und dergleichen, ertheilte ausſchließende Berechtig— 
ung, eine beſtimmte Zeit hindurch, das erfundene Fabrikat 
oder Werkzeug u. ſ. w. zu verfertigen oder zu verkaufen. 

Analog dieſem aus ſonnenklaren Gründen zu rechtfertigen— 
den (doch allerdings in den Schranken der Maͤßigkeit zu er— 
haltenden) Gewerbsmonopol oder patentiſirten Recht iſt das 
Privilegium gegen den Nachdruck; nur daß das leztere wegen 
der ſchon im Allgemeinen dafuͤr ſprechenden Gruͤnde auch als 
ein allgemeines, unmittelbar geſezliches Privilegium 
verliehen werden ſoll. Es iſt naͤmlich die moraliſche Schaͤnd— 
lichkeit des Nachdrucks, ſo wie ſeine verderbliche Einwirkung 
auf die geiſtigen Intereſſen der Nation gleich einleuchtend wie 
die Unmoͤglichkeit, eine ſchon naturrechtlich beſtehende unbe— 
dingte Rechtswidrigkeit des Nachdruks zu erweiſen. Hier hat 
demnach das poſitive Geſez heilend einzugreifen, und dem 
Verfaſſer oder Verleger eines Geiſteswerkes ein allgemeines, d. h. 
unmittelbar vom Geſez abfließendes, doch, wie ſich's von ſelbſt ver⸗ 
ſteht, auf eine genau und mit Mäßigung zu beſtimmende Zeit zu 
N ausſchließendes Recht zu berleihen. Es iſt dieſer 
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| Gegenſtand ein der forgfältigften Erwägung würdiger, fbrigens 
bereits durch eine Unzahl von Schriften von einer und der 
andern Seite beleuchteter Gegenſtand. Der Verfaſſer enthaͤlt 


ſich einer weitern Ausfuͤhrung derſelben unter Berufung auf 


dasjenige, was er bereits vor einer Reihe von Jahren (im 
Hermes 1829; ſ. kleine Schriften III. B. S. 330 ff.) daruͤber 


geſagt hat. Der Wiener-Congreß hat der teutfchen Nation die 1 


Verheißung gemacht, daß dem allerdings heilloſen Unweſen des 


Nachdrucks werde geſteuert werden; und die Nation hat da⸗ 
durch wenigſtens das Recht erhalten, zu erwarten, ob und 


wann dieſer wie andern Verſprechungen werde Genuͤge ge⸗ 
leiſtet werden. 


Einige weitere Beförderungsmitteſ der Gewerbe werden wir, 


weil ſie mit jenen des Handels zuſammentreffen, gleich unter 
der naͤchſtfolgenden Rubrik wenigſtens ſummariſch andeuten. 


Dritter Abſchnitt. 


Befoͤrderung des Handels. 


§. 41. 
Einleitung. 


Die erzengniſſe der Natur und der Arbeit ſind von u Werth 
nur dadurch, daß ſie entweder die Beduͤrfniſſe unmittelbar 


befriedigen, oder daß ſie ihren Beſitzern als Anſchaffungs mittel 


desjenigen, weſſen ſie beduͤrftig ſind, dienen. Die Verwirk— 
lichung ſolches Werthes geſchieht, was das Erſte betrifft, 
groͤßtentheils, und, was das zweite, ausſchließend 
durch den Handel. Die wenigſten Erzeugniſſe — den ganz 
einfachſten Zuſtand der See ee — een 
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von den enten Selbſt verbraucht, oder ſi nd auch nur 
brauchbar fuͤr dieſelben. Durch den Handel erſt gelangen ſie 
in die Haͤnde, worin ſie den meiſten Werth haben; und es 
mag hiernach dieſer Handel als wirklicher Werth-Erzeuger 
oder ganz eigentlich als mit produzirend zu betrachten ſeyn. 
Die Verführung der Waare dahin, wo man ihrer bedarf 
oder nach ihr geluͤſtet, iſt eine darauf verwendete Arbeit, im 
Weſen (d. h. nach ihrer Wirkung auf Werth- oder Reich— 
thums⸗Vermehrung) nicht verſchieden von derjenigen, die 
ſie ins Daſeyn rief oder ihr eine andere Geſtalt verlieh; 
ja zur Formgebung mit gehoͤrig, wenn man, wie billig, den 
Begriff derſelben in Alles dasjenige ſezt, mas den Zweck hat, 
eine Sache mehr brauchbar, oder angenehm, uͤberhaupt geeig— 
neter zur Beduͤrfniß- Befriedigung oder den Beduͤrfenden zu— 
gaͤnglicher zu machen. Die aus ſolcher Handelsthaͤtigkeit her— 
vorgehenden, auf einen Conſumenten ſich beziehende 
Wertherhoͤhung (oder Werth- Verwirklichung) der Sache aber 
iſt zugleich bereichernd und alſo zur weitern Produktion er— 
munternd fuͤr Denjenigen, der dieſelbe erzeugte; denn ſie 
gewaͤhrt ihm durch den Erlös ein Anſchaffungs mittel 
von Gegenſtänden ſeines eigenen Bedarfs oder Geluͤſtes; und 
denſelben Dienſt leiſtet ſie auch dem in der Mitte zwiſchen 
dem Produzenten und Conſumenten ſtehenden Kaufmann. 
Sie wirkt alſo dreimal wohlthaͤtig auf den Reichthum der 
Nation. Ganz einleuchtend iſt dieſes beim innern Handel. 
Beim auswärtigen aber iſt zwiſchen Einfuhr und 
Ausfuhr zu unterſcheiden. Durch die Einfuhr wird der 
Handelsmann ganz eigentlich der Erzeuger der eingefuͤhrten 
Waare fuͤr ſein Land, d. h. der Urheber der durch dieſelbe be— 
wirkten Genuͤſſe oder gewaͤhrten Produktionsmittel; durch die 
Ausfuhr erweist er ſolche Wohlthat zwar dem Ausland; 
aber durch den Ankauf hat er den Werth der Waare ihrem 
einheimiſchen Erzeuger bereits entrichtet, und denſelben Werth, 
nebſt einem Tauſchgewinn bringt er dann auch als Einfuhr 
(ſey es Waare, ſey es Geld) ins Land zuruͤck; in dieſem 
zweiten wie im erſten Fall aber iſt auch ſein eigener Ki 

winn zugleich ein ſolcher für die Geſammtheit. 
Auf ſo mannigfaltige Weiſe iſt der Handel bereichernd 


* 
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für bie Nation, aus fo vielen Gründen alfo koſtbar für dieſelbe, 
und die ſorgſamſte Pflege von Seite der Staatsgewalt in Anz 


ſpruch nehmend. Wir beziehen uns hier wiederholt auf das⸗ 


jenige, was wir bereits oben (F. 4. ff.) von den Wirkungen 
des Verkehrs geſprochen; denn aller Verkehr iſt gewiſſer— 
maßen Handel, und, was man im engern Sinne alſo nennt, 
naͤmlich Tauſch und Kauf, der wichtigſte, in ſeinen Wirk⸗ 
ungen ausgebreitetſte, und ein zur Belebung un der eigen 
unentbehrlicher Theil deff. elben. | 
Bef oͤrderung des Handels alſo, 7 75 anden als 
jene der Landwirthſchaft und der Gewerbe, iſt eine unerlaßliche 
Aufgabe fuͤr eine kluge Staatswirthſchaft. Von den z wan g⸗ 
loſen Mitteln ſolcher Befoͤrderung, von den dem Flor des 
Handels dienenden Anſtalten oder zur freien Benuͤzung dar 
gebotenen Huͤlfs mittel werden wir ſpaͤter einen gedraͤngten 


Ueberblick geben. Hier muͤſſen wir zuvoͤrderſt die vielbeſtrittene 


Frage unterſuchen, ob dem Staat auch eine Handels-Leitung 
zuſtehe, ob es naͤmlich mit den Grundſaͤtzen des Rechts und 
der Klugheit verträglich, d. h. ob es zulaͤßig und nuͤzlich ſey, 
außer den zwangloſen Befoͤrderungsmitteln auch noch 3 wangs⸗ 
Maßregeln anzuwenden, mithin die Freiheit der Privat- 
Handelsſpekulation durch Gebote und Verbote, überhaupt durch 
kuͤnſtliche Noͤthigungen oder Hemmungen, zu beſchraͤnken, oder 
ob Handelsfreiheit nach auſſen wie nach innen das die 

Alleinherrſchaft anfprechende Prinzip ſey. 1 


§. ER i 
Von der Handels: Freiheit und Handels⸗Leitung. 


— 


Freiheit iſt ein ſchmeichelndes Wort und eine im 


Allgemeinen heilige Forderung. Mit inniger Ueberzeugung und 


Liebe bekennen wir uns zu dem Prinzip derfelben in allen 


Sphaͤren der menſchlichen und buͤrgerlichen Thätigkeit, alſo 


auch in jener des Handels. Aber die Frage iſt: ob der ganz 
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unbeſch raͤnkte Gebrauch ſolcher Freiheit niemals der Geſamet⸗ 
heit ſchaͤdlich werden koͤnne, und ob nicht, falls wirklich dem 
alſo iſt, eine aus nahmsweis, d. h. unter fortwaͤhrender 
Anerkennung der Freiheit als Regel, zu ſtatuirende Beſchraͤnk— 
ung in dem Recht wie in dem Selle der Staatsgewalt 
liege? — 

Von den aus polizeilichen let politiſchen oder 
militariſchen u. ſ. w. Gründen etwa nothwendigen oder 
raͤthlichen Beſchraͤnkungen der Handelsfreiheit (wornach z. B. 
um Hungersnoth zu verhindern, die Getreideausfuhr zeitlich 
verboten, um dem Feinde wehe zu thun, der Verkehr mit dem— 
ſelben aufgehoben, um die Neutralitaͤt nicht zu verlezen oder einer 
verhaßten Sache nicht zu dienen, der Handel mit Waffen und 
andern Kriegsartifeln beſchraͤnkt, um gegen Pulvermangel ſich 
zu ſichern, der Salpeter-Verkauf ins Ausland unterſagt werden 
mag) reden wir hier nicht, ſondern blos von den aus ſtaats— 
wirthſchaftlichen Gruͤnden fließenden. Doch ſoviel mag 
ſchon aus den angefuͤhrten Beiſpielen im Allgemeinen ge— 
folgert oder erkannt werden, daß es unrichtig iſt, wenn man 
behauptet: „jeder Handel, welcher dem Handelnden 
nuͤzt, nuͤzt auch der Nation, als der Summe oder der 
Geſammtheit der Handelnden; man laſſe alſo dem Verkehr 
den freien Lauf, ſo wird ſchon die Selbſtliebe jedes Einzelnen 
ihn zum allgemeinen Vortheil lenken.“ — Aus den obigen 
Beiſpielen geht klar hervor, daß das Intereſſe des Einzelnen 
im Widerſtreit ſich befinden kann mit jenem der Geſammtheit, 
d. h. mit der Erſtrebung des Geſammtzwecks, und wo ein 
ſolches Statt findet, da liegt die Verzichtleiſtung auf dem 
Privatvortheil in der durch den Geſellſchaftsvertrag uͤbernom— 
menen Pflicht des Buͤrgers, und die Forderung des Verzichts in 
dem Rechte der Geſellſchaftsgewalt. Wir wollen aber — um nicht 
verſchiedenartige Betrachtungen miteinander zu vermiſchen — 
abſehen von den Faͤllen, wo das Staatsintereſſe, welchem die 
Verfolgung des Privatgewinns Eintrag thut, etwa ein poli- 
zeiliches, oder politiſches, uͤberhaupt ein anderes als ein 
ſtaatswirthſchaftliches iſt, und die Frage von der Handels— 
leitung ganz auf den oͤkonomiſchen Standpunkt beſchraͤnken. 
Rotte ck's Veruunſtretdtslchre. IV. N 13 
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Wir fragen alſo: Kann ein dem Einzelnen dkonomiſch 
nuͤzlicher Handel der Geſammtheit oͤkonomiſch, nachtheilig 
ſeyn? — Und giebt es in der Regel (d. h. abgeſehen von 
den Fehlſchlagungen aus Ungluͤck und von den individuellen 
Thorheiten Un muͤndiger oder zu Entmündigender, welchen 
dh lbs nur individuelle Bevormundung, nicht aber ein 
allgemeines Geſez abhelfen kann) einen andern Privathandel, 
als welcher beiden Theilen vortheilhaft iſt? — | 
Die legte Frage verneinen wir unbedenklich. Es iſt die 
Natur jedes Tauſches oder Handels und auch der alleinige 
Grund, daß ein ſolcher zu Stande kommt, daß er beiden 
Theilen Vortheil bringe, d. h. daß jeder Theil etwas nach 
ſeiner ſubjektiven Schaͤtzung Nuͤtzlicheres oder Angenehmeres, 
alſo fuͤr ihn einen groͤßeren Werth habendes, empfange, als 
er dafuͤr giebt. Hieruͤber giebt es keinen andern Richter, als 
den Handelnden Selbſt und keinen zuverlaͤßigeren Fuͤhrer als 
die Selbſtliebe. In ſo fern enthält das bekannte „laissez nous 
faire“ eine tiefgehende Wahrheit und iſt ein triftiger Verwerf— 
ungsgrund gegen alle im Sinne der Bevormundung der Einzel- 
nen zu erlaſſenden Vorſchriften oder Handelsbeſchraͤnkungen. 
Aber ein arges Mißverſtaͤndniß, eine kaum entſchuldbare 
Verwechslung der Begriffe liegt darin, wenn man den Handel 
der Nation für gleichbedeutend achtet mit dem Handel 
aller Einzelnen und alſo jeden dem Einzelnen vortheil— 
haften Handel eben darum auch als vortheilhaft fuͤr die Nation 
erklaͤrt. Es iſt uͤberfluͤßig und ſchaͤdlich, ſagt man, den Eins 
zelnen vorzuſchreiben, was ſie kaufen oder nicht kaufen ſollen. 
Sobald ein gewiſſer Handel ihnen ſchaͤdlich wird, ſo werden 
ſie von ſelbſt davon abſtehen; ſo lange ſie ſolches nicht thun, 
iſt er ihnen vortheilhaft. Man laſſe ſie alſo ohne Hinderniß 
und Beſchraͤnkung ihrem Privatvortheil nachgehen; die Summe 
der Privatvortheile iſt alsdann der Nationalgewinn, umgekehrt 
aber jeder durch Freiheitsbeſchränkung dem Einzelnen zugehende 
Nachtheil zugleich Verluſt fuͤr die Geſammtheit. A 
Diefe und andere verwandte Gründe hat neben andern 
freiheitliebenden Schriftſtellern zumal Say (in ſeinem mit 
Recht geprieſenen traité d’economie politique) in geiſtreicher 
und beredter Zuſammenſtellung geltend zu machen geſucht, um 
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das Syſtem einer unbedingten, unter allen und jeden Umſtaͤn⸗ 
den zu gewaͤhrenden Handelsfreiheit den Staatsregierungen — 
oder geſetzgebenden Gewalten einzuſchaͤrfen. Eine zumal gegen 
das Syſtem der Merkantiliſten gehende Richtung, insbe— 
ſondere gegen die, aus der Beſorgniß, daß das Geld aus dem 
Lande gehe, oder aus dem Wunſche, Geld in's Land zu ziehen, 
fließenden, Prohibitiv- Maßregeln, welche, fo vielfach 
ſchon daruͤber der Stab in der Schule gebrochen worden, gleich— 
wohl noch in der Praxis der allermeiſten Regierungen eine 
ihnen Selbſt wie den a. N Herrſchaft be⸗ 
haupten. 

WR wollen durch ein von den Freunden der unumſchraͤnk⸗ 
ten Freiheit vielfach aufgeſtelltes Gleichniß unſere Lehre, 
daß es Falle geben koͤnne, wo einige Beſchraͤnkung raͤthlich 
oder nothwendig iſt, zu rechtfertigen ſuchen. Man ſagt, und 
ſagt gewiſſermaſſen mit Recht, eine Nation ſey aͤhnlich einer 
großen Familie, und der Handel zwiſchen den Nationen unter— 
einander ſey mithin zu vergleichen mit jenem, welchen 
mehrere Familien unter einander treiben. Von dieſen Familien 
nun weiß jede am beſten ſelbſt, was ſie braucht, oder wornach ſie, 
geluͤſtet, und was ſie entbehren oder mit dem mindeſten Nach— 
theil veraͤußern kann. Sie werden ſich alſo gegenſeitig ihren 
Ueberfluß mittheilen und von einander gegenſeitig dasjenige ein—⸗ 
zuhandeln oder einzutauſchen ſuchen, woran ſie Mangel haben, 
und weſſen ſie beduͤrftig ſind. Alle werden durch dieſen Handel 
gewinnen, und welche Autoritaͤt einer von ihnen dießfalls eine 
Beſchraͤnkung auflegen wollte, die wuͤrde es nicht zum Vor— 
theil der Familie, ſondern zu deren Schaden thun. Schon 
daß die Familie einen gewiſſen Handel fortſezt, beweist, daß 
er ihr nuͤzlich iſt, d. h. ihren Beduͤrfniſſen oder Geluͤſten zu⸗ 


ſagt; fie wird vom Handel abſtehen, ſobald dieß nicht mehr 


der Fall iſt. Wir erwiedern: Alles Dieſes iſt wahr und gut, 

fo lange wir uns vorſtellen, daß eine Familie als Geſammt⸗ 

heit, alſo nur nach in ihrer Mitte gefaßten Geſammtbe— 

f chluͤſſen, oder nach dem gebietenden Willen des Haus 

vaters kauft und verkauft. Es iſt aber nicht wahr, wenn 

wir die Fingelngn Familienglieder uns eben ſo ſelbſtſtaͤndig 
15 * . 


— 
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denken, als es die einzelnen Glieder der Nation find, fo näm- 


lich, daß jedes fuͤr ſich (ſey es von dem in Gemeinſchaft 
aufbewahrten Vorrath, ſey es von dem jeden Einzelnen daraus 
zugewieſenen beſondern Antheil) vertauſchen oder verkaufen kann 
was und wie viel es will. Im lezten Fall naͤmlich wird gar 
leicht, ja faſt unausbleiblich geſchehen, daß die den naͤchſtlie⸗ 
genden Privat-Zwecken oder Geluͤſten der Einzelnen dienenden 


Käufe und Verkäufe dem nothwendigen oder vernünftigen Ge 


ſammtzweck der Familie, z. B. der ſichern Erhaltung derſelben 
bis zur naͤchſtkuͤnftigen Ernte, Eintrag thur. Wenn z. B. die 
Tochter, der Sohn oder der Knecht von dem gemeinſamen 
Fruchtkaſten, oder auch von dem jeden Einzelnen zugewieſenen 


Vorrath leichtſinnigerweiſe fuͤr Gegenſtaͤnde frivolen individuellen 


Genuſſes fo vieles weggeben, daß der Ueberreſt nicht mehr hin⸗ 
reicht, die ganze Familie bis zum Ende des Jahres zu er— 
naͤhren; wird man dann wohl ſagen koͤnnen, der Puz oder 
Tand, welchen die Tochter ſich gegen Getreide angeſchafft, die 
ſchnoͤde Luſt, die der Sohn mit dem Getreide bezahlt hat, 


ſeyen der Familie fo viel oder noch mehr werth, als die dafuͤr 


hinausgegebenen Fruͤchte? Und muß dann nicht die Geſammt— 
heit buͤßen fuͤr die leichtſinnig oder ſelbſtſuͤchtig geſchloſſenen 
Kaͤufe und Verkaͤufe ihrer Glieder? — Allerdings wird dann 
das Uebel auch zuruͤckfallen auf desſelben Urheber; aber dadurch 
erhaͤlt es keine Heilung, wohl aber geht daraus hervor, daß 
eine von dem Hausvater oder von dem Familienrathe aus 
Gründen des Geſammtintereſſe verordnete Beſchraͤnk— 


ung der, dem gemeinſchaͤdlichen Mißbrauch von Seite des 


egoiſtiſchen Privatgeluͤſtes ausgeſezten, Handelsfreiheit nicht nur 


fuͤr die Geſammtheit als Ganzes, ſondern auch fuͤr jene luͤſternen 


Einzelnen Selbſt (in ihrer Eigenſchaft als Glieder der Ge 


ſammtheit und ſonach als theilnehmend am Wohl oder ! 


Wehe derſelben) hoͤchſt wohlthaͤtig geweſen ware. Gerade 
ſo nun verhaͤlt es ſich mit der Nation, ja, bei dieſer iſt, 


wegen des loſeren Verbandes ihrer Glieder und wegen der 


unermeßlichen Verſchiedenheit von derſelben Privatverhaͤltniſſen 
und Geluͤſten, die Moͤglichkeit eines Widerſtreites der Intereſſen 
noch weit auffallender und naͤher liegend. Es giebt viele Dinge, 
von welchen einen, zur Deckung der Beduͤrfniſſe Aller oder auch 
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des öffentlichen oder Geſammt⸗Bedarfs hinreichenden, Vorrath 
fortwaͤhrend im Beſize zu haben, fuͤr die Nation hoͤchſt koſtbar, 
ja nothwendig iſt. In der Regel zwar, oder wenn keine un— 
guͤnſtigen Umſtaͤnde ſtoͤrend in den natürlichen Gang des Ver— 
kehrs eingreifen, werden ſolche Dinge, eben wegen des durch 
die Nachfrage nach ihnen geſteigerten Preiſes derſelben, in hin— 
reichender Menge erzeugt oder auch eingefuͤhrt werden, und ſo 
lange ſolches der Fall iſt, wäre jede Hemmung unndthig und 
ſelbſt ſchaͤdlich. Sollte jedoch die Privatſpeculation der Beſizer 
ſolcher Dinge ihre Rechnung beſſer dabei finden, oder auch 
nur durch frivole Beweggründe dahin gelenkt werden, dieſelben 
ins Ausland zu verfuͤhren und als Tauſchgegenſtand 
dafuͤr blos Sachen hinzunehmen, welche fuͤr die Nation unnuͤz 
und nur ſchnoͤden Privatgeluͤſten dienend ſind: ſo waͤre doch 
wohl der Schaden, welcher dadurch der Geſammtheit zuginge, 
ſonnenklar, und alſo die Anwendung eines Gegenmittels zu— 
laͤßig. Solche Sachen koͤnnten nun ſeyn Korn, Holz, 
Salpeter, u. a. m. und eben fo auch Geld. Nun iſt zwar 
richtig, daß in einem ſolchen Fall der, durch den jezt eintre— 
tenden Mangel noch weiter erhoͤhte, Preis dieſer Dinge einen 
Reiz zur vermehrten Einfuhr hervorbringen, demnach binnen 
einiger Zeit ſich Selbſt wieder heilen wuͤrde: allein bis dieſe 
Heilung geſchehen, haͤtte der Mangel ſehr druͤckend, ja verderb⸗ 
lich wirken koͤnnen, und Hemmungen ſind gedenkbar, ja in 
der Wirklichkeit nur zu oft vorhanden, welche die Zufuhr der 
uns mangelnden Dinge weſentlich erſchweren, oder gar un— 
moͤglich machen. Nur bei einem allgemein, d. h. in der 
ganzen Handelswelt herrſchenden Syſteme der Handels— 
freiheit wuͤrde das hier oder dort geſtoͤrte Gleichgewicht 
zwiſchen Anbot und Nachfrage von ſelbſt wieder eintreten, kei— 
neswegs aber kann dieſes geſchehen, wenn einzelne Regierungen 
oder gar die meiſten von ſolchem Syſteme abweichen und durch 
Schlagbaͤume, Waͤchter und Strafen die Aus- und Einfuhr 
regeln. So lange dieſes Kriegsſyſtem in Ausuͤbung ſteht, bleibt 
auch dem nach Frieden, d. h. hier nach Handelsfreiheit, begeh— 
renden Staate nichts Anderes uͤbrig, als gleichfalls — wenn 
auch nicht den offenſiven doch den defenſiven — Krieg zu 
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führen, d. h. zur Abwehr eines drohenden ebels ah 
Zwang anzuwenden. 

Wir ſagen noch mehr: Selbſt unter e ee all. 
gemeiner Handelsfreiheit find Lagen gedenkbar, worin 
dieſelbe fuͤr einzelne Staaten wenigſtens zeitlich Nach⸗ 
theil mit ſich fuͤhren kann. Man nehme an, der Staat a ſey 
durch Mißwachs ex andere Gründe mit Brotmangel bedroht. 
Auch im Staate b if Mangel, aber dieſer Staat iſt geld⸗ 

reicher als der ale und das Korn alfo darin noch höher im 
Preis. Einzelne Guͤterbeſitzer, oder auch Händler im Land a 
haben noch anſehnlichen Vorrath; er wuͤrde zur Noth hinreichen | 
für die einheimiſche Bevoͤlkerung. Aber der höhere Preis im 


Lande b beſtimmt ſie zur Ausfuhr auf den dortigen Markt. 


Jezt entſteht wirklicher Mangel, und der duͤrftige Theil der 
Bevoͤlkerung zumal wird das Opfer der eigennuͤzigen Spekulation 
jener Kornhändler. Zwar kann ſeyn, daß einige Zufuhr aus 
dem Lande e die Noth in etwas lindere; aber fie iſt unge— 
wiß, von den eigenen Beduͤrfniſſen deſſelben abhangend, jeden⸗ 


falls langſam und, verglichen mit dem einheimiſchen Korn, 


mit druͤckender Vertheurung Rn Fracht und e 
gewinn) verbunden. 


§. 5. 
| Sortfezung 
5 Jusbeſondere von der Handels-Bilanz. 


Wenden wir jezt die bisherigen Betrachtungen an auf 
den Hauptpunkt des Streites, naͤmlich auf die Frage von 
der Schaͤdlichkeit des Geldaus gangs und hiernach von der 
Bedeutſamkeit der Vergleichung der Waaren-Einfuhr und Aus 
fuhr, oder der fogenannten Handels- Bilanz. 

Wir haben ſchon fruͤher (F. 15.) die Lehre der Merkan— 
tiliſten von der Koſtbarkeit des Geldes gepruͤft, und die 
Strenge der unbedingten Verwerfung, welche die neuere Schule 
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vielſtimmig uͤber ſie ausſpricht, zu mildern unternommen. Mit 
Beziehung auf das alldort Geſagte koͤnnen wir jezo uns kuͤrzer 
faſſen. Wenn wirklich das Geld die reellſte Darſtellung 
oder der werthvollſte Faktor des Reichthums iſt, ſo muß der 
Geldausgang als folder ein Verluſt, der Geldeingang als 
ſolcher ein Gewinn ſeyn; und da in der Regel Waare gegen 
Geld und Geld gegen Waare gegeben wird (unmittelbarer 
Tauſchhandel gehört zu den Ausnahmen), fo laͤßt die Waaren-— 
Ausfuhr auf den Eingang einer entſprechenden Summe Geldes 
ſchließen, die Waareneinfuhr aber auf einen ſolchen Ausgang. | 
Von diefem Standpunkt betrachtet (abgeſehen alſo von "a 
der tauſendfach verſchiedenen Nuͤzlichkei der ein- und ausge⸗ . 
fuͤhrten Waaren, von welchen jedoch der erſten nicht zu beduͤr⸗ 
fen und die zweiten entbehren zu koͤnnen, jedenfalls wuͤnſchens— 5 
werth iſt) erſcheint jede Einfuhr als Verluſt (naͤmlich 
Geldausgabe) jede Ausfuhr als Gewinn (naͤmlich i 
Geldeinnahme). Iſt dieſes richtig, ſo ergibt ſich aus der Ver— 
gleichung der Groͤße oder des Geldwerthes beider in einer ge— 
gebenen Zeit, ob während derſelben der auswärtige Handel 
Gewinn oder Schaden gebracht hat, und ſolche Vergleichung — 
man nennt ſie Handels-Balance — dient ſodann der Regierung 

zum Fingerzeig fuͤr ihre Handels sleitung und iſt Gegenſtand 
der Beruhigung oder der Beſorgniß, je nachdem fie guͤnſtig 
oder unguͤnſtig ausfiel. 

Daß unendlich viel Falſches in dieſer Anſicht liege, haben 

bereits fo viele beredte Stimmen dargethan, daß etwas Neues 
daruͤber zu ſagen, nicht leicht moͤglich iſt. Schon die Unzu— 
verlaͤßigkeit oder vielmehr unvermeidliche weſentliche Unrichtig— 

keit aller der auf die Zollregiſter gebauten Berechnungen macht 
die geprieſene Handels-Balance zum bloßen Trugbild; aber noch 
außerdem iſt nicht zu verkennen, daß die Gel danhaͤufung nicht 

bis ins Unendliche von wahrem Vortheil iſt, ſondern daß, wenn 

/ für das Beduͤrfniß des einheimiſchen Verkehrs und für den 
öffentlichen Dienſt in einheimiſchen und auswaͤrtigen Ver⸗ 
haͤltniſſen einmal genug Geld vorhanden tft, eine noch wei— 

tere Anhäufung eher nachtheilig als nuͤzlich wirkt, oder daß 
wenigſtens die Nuͤzlichkeit ſolches Gelderwerbs alsdann nur 
darin beſtehen kann, Sachen oder Dienſte, die uns nothwendig 
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nuͤzlich oder angenehm ſind, uns dafuͤr aus dem Ausland zu 


verſchaffen, ſonach eben dieſes Geld wieder auszuführen. So⸗ 4 


dann, auch angenommen, der Geldausgang als ſolcher ſey ein 
Verluſt, ſo iſt doch eben ſo gewiß, daß jede Erwerbung 
von Sachen, gleich jeder Produktion derſelben, ein Ge— 
winn iſt; und erſt aus der Vergleichung dieſes Gewinnes 
und Verluſtes kann dann der eigentliche Vortheil oder eigents 
| liche Nachtheil hervorgehen. In der Regel nun wird ſolche 
Vergleichung (da hier nur vom ſubjektiven Werthe die 
Rede ſeyn kann) zu Gunſten beider Theile, des Kaͤufers nicht 
minder als des Verkaͤufers, ausfallen. Jeder naͤmlich giebt 
etwas, was er leichter entbehren kann oder minder noth— 
wendig braucht, fuͤr etwas hin, weſſen er mehr bedarf, 
d. h. was ihm nothwendiger, nuͤzlicher oder angenehmer iſt; 
und es zieht hiernach die Nation, wenn man ihren Geſammt— 
vortheil in die Summe der Privatvortheile ſezt, aus der Ein— 
fuhr nicht minder als aus der Ausfuhr Gewinn. Ja, ſelbſt 
wenn man bloß den objektiven Werth, den aus allgemeiner 
vernünftiger Schaͤzung, nicht bloß aus Privatverhaͤltniſſen 
oder Geluͤſten hervorgehenden, fuͤr die Geſammtheit in Anſchlag 
bringt, fo iſt doch klar, daß eine Geld-Ausgabe, wenn die 
Nation des Geldes genug oder uͤberfluͤſſig beſizt, nicht nur 
erſezt, ſondern mit uͤberwiegendem Gewinn verguͤtet werde, 
wenn dagegen Sachen eines wahren Beduͤrfniſſes, und 
zumal wenn ſolche Sachen dafuͤr eingehen, welche die Mittel 
einer neuen Prduktion, d. h. einer weitern Ran en 
vermehrung ſind oder ſeyn koͤnnen. 
Mit nichten alſo iſt jede Einfuhr ein Verluſt und Jede 
Ausfuhr ein Gewinn, ſondern in der Regel find beide Ger 
winn, und es hängt bloß von Umſtaͤnden ab, zumal da- 
von, was ein- oder ausgeführt werde, ob eines oder das an— 
dere und in welchem Nai vortheilhafter — oder vielleicht 
auch nachtheilig — ſey. In der Regel giebt auch die Einfuhr 
zu Ausfuhren, ſo wie die Ausfuhr zu Einfuhren Anlaß, wenn 
man gleich nicht mit Say (oder uͤberhaupt mit den unbe⸗ 
dingten Vertheidigern der Handelsfreiheit) behaupten kann, 
daß nothwendig eine die andere bedinge. Ucberhaupt iſt Say's 
Lehre, daß die Einfuhr immer Gewinn ſey, unter was irgend 
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fuͤr Umſtänden und Verhaͤltniſſen ſie gefchehe oder in was 
immer fie beſtehe, daß jede Nation ſtaͤts fo viel Geld und - 
nicht mehr habe, als ſie braucht, daß es ihr, wenn ſie daran 
Mangel leidet, nothwendig und von ſelbſt wieder zufließe, und 
daß alſo in allen gedenkbaren Lagen, mithin ſelbſt, wenn die 
uͤbrigen Staaten durch Mauthen den „Handel feſſeln, jede Ver— 
hinderung oder Erſchwerung der fremden Einfuhr ein Uebel, 
und daher in jeder Lage die Gewaͤhrung der aktiven wie der 
paſſiven Handelsfreiheit fuͤr den gewaͤhrenden Staat ſegenbring— 
end ſey, offenbar zu weit gehend. Ja, es iſt dieſe Lehre, die 
da auf die Gegenſtaͤnde der Einfuhr wenig oder gar keine 
Ruͤckſicht nimmt, ſelbſt im Widerſpruch mit der von demſelben 
Schriftſteller aufgeſtellten Lehre über die Conſumtion, von 
welcher er mehrere Arten für verwerflich und gemein, 
ſchaͤdlich erklaͤrt, woraus denn doch billig zu folgern iſt, daß 
wenn die Einfuhrgegenſtaͤnde blos ſolcher ſchaͤdlichen oder ver— 
werflichen Conſumtion dienen und dagegen das zu ſo mancher— 
lei Privat- und oͤffentlichem Gebrauch nothwendige Geld aus- 
gefuͤhrt wird, ein Nuzen der fraglichen Einfuhr unmöglich ges 
dacht werden kann. 


* 


H. Au, 
nee 


Alles zufammengenommen erflären wir ung dahin: 

1) Das Syſtem der Handelsbefchränfung oder Leitung 
zum Zweck des zu vermindernden Geldausganges und zu ver— 
mehrenden Geldeingangs, d. h. die als Regel aufgeſtellte 
Maxime ſolcher Beſchraͤnkung, iſt durchaus verwerflich, und 
zwar nicht nur vom Standpunkt des Rechtes und der kos— 
mopolitiſchen Pflicht, worauf man in der politiſchen 
Praxis leider nur wenig ſieht, ſondern auch vom Standpunkt 
der National-Oekonomie. Zur Prüfung dieſer Maxime, 
wie jeder andern dient ihre Generaliſirung, d. h. ihre 
Erhebung zum allgemein herrſchenden Prinzip. Wenn 


wir ein ſolches aufftellen oder uns als allgemein in Ausübung 
geſezt denken, ſo muß durchaus aller und jeder Handel 
aufhoͤren. Deun was von Nation zu Nation oder von 
Staat zu Staat, das gilt auch von Provinz zu Provinz, von 
Bezirk zu Bezirk, von Gemeinde zu Gemeinde, von Haus zu 
Haus. Geld - Ausgabe, blos als ſolche oder in ihrer unmittel⸗ 
baren Wirkung betrachtet, iſt ein Nachtheil, ein Verluſt und N 
muß alſo vermieden werden. Es ift immer eine Erſparniß, 
alſo eine Reichthumsvermehrung, von Andern nichts zu kaufen 
oder nichts kaufen zu muͤſſen. Wenn nun alle Staaten, 
Provinzen, Gemeinden und Haͤuſer nach der Vermeidung ſolches 
Nachtheils ringen oder ihren Wunſch in's Werk ſezen, ſo findet 
auch kein Verkauf mehr ſtatt, ſo eifrig dieſes Syſtem den⸗ 
ſelben empfiehlt. Denn wo kein Kaͤufer, da kann auch kein 
Verkaͤufer ſeyn. Daſſelbe Prinzip alſo, welches ſich ruͤhmt ein 
Befoͤrderungsmittel des Handels oder ein Mittel zur Erhoͤhung 
ſeines Gewinnes zu ſeyn, fuͤhrt bei konſequenter Ausuͤbung da⸗ 
hin, daß aller Handel getoͤdtet, alſo auch gar kein 
Handels-Gewinn mehr möglich werde. — 8 
2) So unlaͤugbar es iſt, daß mancherlei Arten des Kaufs | 
und Verkaufs, nach ihren unmittelbaren oder naͤchſten Folgen 
betrachtet, ſchaͤdlich oder verluſtbringend ſeyn koͤnnen, 
ſo verſchwinden doch alle dieſe Verluſte oder loͤſen ſich in Nichts 
auf, wenn ſie verglichen werden mit dem unermeßlichen 
Gewinn, der aus einer unbeſchraͤnkten und allge 
meinen Handelsfreiheit fuͤr alle Theilnehmer derſelben 
entſtehen muß. Bei einer ſolchen naͤmlich gelangen durch den 
berechnenden Geiſt der Handelsleute alle Erzeugniſſe der 
Natur wie alle Fruͤchte der Arbeit dorthin, wo ſie den meiſten 
Werth haben, d. h. am meiſten mangeln oder am meiſten ge— 
ſucht werden. Auch das Geld folgt alsdann demſelben Geſez 
und ſtroͤmt — aͤhnlich einer Fluͤßigkeit, welche das Niveaur, 
wenn es unterbrochen iſt, ſtaͤts wieder herzuſtellen ſucht — wie 
von Selbſt dorthin, wo deſſelben zu wenig und wo es daher 
theuer iſt. Die ſolchergeſtalt überall ermunterte, weil der Be⸗ 
lohnung gewiſſe, Produktion nimmt alsdann den freudigſten 
Aufſchwung und die Conſumenten genießen um den moͤglichſt 
wohlfeilen Preis deren tauſendfaͤltige Früchte. Auch die 
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frivolſten Conſumtionen, die leichtſi ish Geld- Ausgaben 
fuͤr fremde Produkte tragen dann, wenigſtens mittelbar — durch 
den Gewinn der ſie einfuͤhrenden Kaufleute, durch die von 
ſolcher Einfuhr abhaͤngenden oder durch fie veranlaßten Ruͤck— 
frachten einheimiſcher Produkte oder Wiederausfuhren der 
fremden, uͤberhaupt durch die mittelſt derſelben vervielfachten 
Handelsverbindungen und Spekulationsgegenſtaͤnde — zur Ver— 
mehrung des Reichthums wie der Genuͤſſe bei, ſezen die 
Kapitale in nüzliche aa und Geld wie Waaren in 
befruchtenden Umlauf. 

3) Etwas ganz anderes aller det ſtatt, wenn die 
Handelsfreiheit nur eine einſeitige iſt, d. h. wenn wohl der 
eine Staat ſie gewaͤhrt, die uͤbrigen aber hinwieder 
ſie ihm verſagen. Alsdann naͤmlich mangeln alle Voraus— 
ſezungen oder Bedingungen, unter welchen allein die Schaͤdlich⸗ 
keit der blos luxurioͤſen (d. h. weder einem wahren Beduͤrfniß 
dienenden, noch zu einer neuen Produktion zu verwendenden) 
Einfuhr wieder aufgehoben und in Nuͤzlichkeit verwandelt 
werden kann; alsdann kann ſelbſt die Einfuhr an und fuͤr ſich 
nuͤzlicher Produkte, die man, weil die fremden Mauthen keine 
Ausfuhr unſerer eigenen Produkte geſtatten, ausſchließend mit 
Geld bezahlen muß, durch ſolchergeſtalt enzftehenden allzugroßen 
Geldabfluß, empfindlichen Nachtheil bringen. Schon im in- 
nern Verkehr nämlich kann dadurch eine Stockung entſtehen, 
weil die Lebendigkeit deſſelben durch eine hinreichende Maſſe 
des umlaufenden Geldes bedingt iſt; und ſollte hier auch, durch 
die jezt entſtehende Wohlfeilheit der Waaren, die Seltenheit des 
Geldes erſezt oder verguͤtet werden, ſo entſteht dadurch gleich— 
wohl in Bezug auf den aͤußern Handel eine Schwierigkeit 
des Einkaufs, waͤhrend die naturgemaͤß jezt eintretende Leichtig— 
keit, weil Wohlfeilheit, des Verkaufs durch die fremden Sperr— 
anſtalten aufgehoben wird. Zwar ſagt man: je nun, wenn der 
Einkauf im Ausland einmal ſchaͤdlich oder wegen Geldmangels 
zu theuer wird, ſo wird die Nation von ſelbſt zu kaufen auf— 
hoͤren und die Sache ſich wieder in's Gleichgewicht ſezen. 
Allein, wie ſchon fruͤher bemerkt worden: nicht die Nation 
in Geſammtheit kauft ein (außer etwa Sachen des offen t⸗ 
lichen Beduͤrfniſſes; und hier thut fie ſicherlich ſehr wohl 
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daran, dieſelben wo immer möglich oder wenigſtens vorzugs⸗ 
weis im Inland zu kaufen); ſondern die Einzelnen thun 
es; und ſolchen Einzelnen, zumal Reichen, kann, wenn laͤngſt 
ſchon die Nation durch Seltenheit des Geldes leidet, der Ein— 
kauf in der Fremde vortheilhaft oder angenehm (dem ſchnoͤden 
Geluͤſte oder der Eitelkeit u. ſ. w. dienend) ſeyn. Weru es 
noch ſo wünſchenswerth iſt fuͤr die Geſammtheit, daß z. B. 
der einheimiſche Wein, welchem die Thore des Auslandes ver— 
ſchloſſen ſind, wenigſtens im Inland ſeine zahlenden Conſumenten 
finde, und wenn eben ſo die einheimiſchen Tuchmanufakturen 
zur Fortſezung ihrer Produktion den einheimiſchen Abſaz noͤthig 
haben, und wenn beide, Weinbauern und Manufakturiſten, 
ihre Waare um den möglichft niedern Preis anbieten; fo mag 
gleichwohl der reiche Schlemmer oder der eitle Verſchwender 
auch jezt noch ſeinem Intereſſe oder ſeinem frivolen Geluͤſte 
angemeſſener finden, durch fremde Weine feinen Gaumen zu 
kizeln oder in auslaͤndiſchen Stoffen zu prangen, als die eins 
heimiſchen ihn minder anſprechenden Produktionen durch Con⸗ 
ſumtion ihrer Erzeugniſſe zu unterſtuͤden. Wenn nun die 
Haupterzeugung eines Landes nach Lage nnd Umſtaͤnden gerade 
in ſolchen Gegenſtaͤnden beſteht, gegen welche das Ausland 
ſtrenge geſchloſſen iſt; ſo iſt wohl einleuchtend, daß die fort⸗ 
waͤhrende Freiheit des Einkaufs, welcher nicht auch jene des 
Verkaufs zur Seite ſteht, endlich zum Ruine fuͤhren kann 
und muß, und daß alſo, wie ſehr man auch die Freiheit liebe 
und begehre, Prohibitiv-Maßregelnjezo gleichfalls noͤthig 
werden, das drohende Unheil abzuwenden. Man anerkennt 
Hunter ſolchen Umſtaͤnden die Verdienſtlichkeit patriotiſcher b 
Entſchluͤſſe Einzelner oder auch ganzer Vereine, den 
fremden Luxuswaaren zu entſagen und die Conſumtion auf 
einheimiſche Erzeugniſſe zu beſchraͤnken, und man ſollte nicht 
auch die Heilſamkeit eines ſolchen Geſammt⸗Entſchluſſes 
der ganzen Nation anerkennen? Der Geſammt-Entſchluß einer 
Nation aber druͤckt ſich aus durch ein Geſez; Prohibitiv 
Geſeze alſo, wenn wirklich die Umſtaͤnde ſo ſind, daß der 
vernuͤnftige Geſammtwille ſie für nuͤzlich halten muß, ſind auch 
zulaͤßig und raͤthlich. Der Einzelne als Einzelner hat 
kein hinreichendes Motiv, ſich der Genüffe zu, enthalten, die 
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er fich zu verſchaffen im Stande ift, und die aus Patriotismus 
fließende Enthaltung Einzelner iſt zu wenig wirkſam, um ſich 
ſelbſt zu belohnen. Wenn aber der Buͤrger als Glied der Ge— 
ſammtheit zur Enthaltung aufgefordert wird, fo wird er, fofern 
er die Geſellſchaftspflicht kennt, ſein Privatgeluͤſte willig auf— 
opfern dem Intereſſe der Geſammtheit; und da in ſolchem 
Falle allen Gliedern dieſelbe Verpflichtung oder Beſchraͤnkung 
aufgelegt wird, ſo iſt ſie auch wirkſam und durch den fuͤr 
die Geſammtheit daraus fließenden Vortheil auch fuͤr Alle be— 
lohnend. Es verſteht ſich uͤbrigens von Selbſt, daß ſolche Be— 
ſchraͤnkungen nicht weiter gehen ſollen, als ihr Grund, daß alſo, 
wenn ſie auch in Anſehung beſtimmter Gegenſtaͤnde ausnahms— 
weiſe verordnet werden, gleichwohl Freiheit die Regel bleien 
koͤnne. 

4) Etwas weiter geht das Retorſionsſſyſtem, welches 
naͤmlich aus dem Titel der Erwiederung oder Wieder— 
vergeltung einem der Einfuhr ſeine Thore ſchließenden 
Staate eine gleiche Sperre entgegengeſtellt wiſſen will, nicht 
blos um dadurch den Geldausfluß, welcher durch keinen Ruͤck— 
fluß verguͤtet werden ſoll, unmittelbar zu verhindern, ſondern 

auch um den der Freiheit abholden Staat die Folgen ſeines 
eigenen Prinzips fuͤhlen zu laſſen und ihm dadurch einen Be— 
weggrund zu geben, die liberalere und dem allſeitigen Vor— 
theil angemeſſenere Bahn einzuſchlagen. Gegen die Gerech— 
tigkeit des Retorſionsſyſtems laͤßt ſich nichts einwenden; denn 
nimmer geſchieht Jenem ein Unrecht, welcher eben ſo behandelt 
wird, wie er Andere behandelt. Aber uͤber die Raͤthlichkeit 
oder Zweckmäßigkeit ſeiner Ausuͤbung laͤßt ſich ſtreiten. Viele, 
unter ihnen abermal mit beſonderem Nachdruck Say, ver— 
werfen das Syſtem ſchlechterdings, und gebrauchen dafür 
zumal das Argument, daß es thöricht ſey Denjenigen na ch⸗ 
zuahmen, welcher durch eine verkehrte Maßregel ſich Selbſt 
benachtheilige, oder darum, weil ein Anderer uns durch 
Beſchraͤnkung unſereres Handels bereits Schaden zugefuͤgt 
hat, dieſen Schaden durch noch weitere Beſchraͤnkung zu ver— 
groͤßern. Dieſes Argument jedoch iſt unhaltbar. Unvernuͤnftig iſt 
alles ungerechte, unbillige, liebloſe und engherzige Beginnen. Aber 
die Erwiederung der erfahrenen Behandlung iſt weder un— 


gerecht noch unbillig noch lieblos und alſo auch nicht unver— 
nuͤnftig. Sie iſt ein weſentlich Verſchiedenes von jenem. 
Eben ſo ſagen wir auch: Nur wer zuerſt das Beſchränk— 
ungsprinzip gegen Andere aufſtellt, ſchadet zugleich ſich Selbſt, | 
‚wahrend er auf Unkoſten der Andern fich zu bereichern meint. 
Wer aber nur im Weg der Vertheidigung eine der Be⸗ 
ſchraͤnkung, die er von Seite des Andern erfaͤhrt, entſpre⸗ 
chende Gege ubeſchränkung anordnet, ſtellt dadurch blos die 
Gleichheit der Wechſelwirkung wieder her und heilet dadurch 
oder vermindert wenigſtens den durch die Engherzigkeit des Andern 
ihm zugedachten Nachtheil. Die Wohlthaͤtigkeit der freien Einfuhr 
iſt bedingt durch eine gleich freie Ausfuhr, und wem zu verkau⸗ 
fen unmoͤglich gemacht wird, der kann ohne zu verarmen, (we⸗ 
nigſtens ohne au einem Hauptfaktor des Reichthums, naͤmlich 
an Geld, zu verarmen) nicht lange mehr kaufen. Dem Ein 
zelnen waͤre ſolches einleuchtend, und ſein Entſchluß nicht zwei⸗ 
felhaft. Bei der Nation nun findet daſſelbe Statt, und ein 
gleicher Entſchluß — ausge ſprochen durch ein Geſez — iſt 


demnach raͤthlich und heilſam auch für fi. Außer der un- 


mittelbaren Abwehr oder Schadensverhuͤtung hat aber die Re— 
torſion noch einen weitern Zweck oder einen wenigſtens moͤg⸗ 
lichen Nuzen. Sie beraubt den Engherzigen der beabfichtigten 
Früchte feines Beginnens, laßt ihn hiawieder die verderblichen 
Folgen des von ihm aufgeftellten Prinzips empfinden, und 
gie durch beides ihm ein Motiv, abzulaſſen von ſelbſteigener 
Beſchraͤnkung der Handelsfreiheit, damit nämlich nicht entgegen 
auch ihm dieſelbe Beſchraͤnkung wiederfahre. Auf ſolche 
Weiſe erſcheint die im Wege der Retorſion angeordnete Be— 
ſchraͤnkung als eine dem Freiheitsprinzip dargebrachte 
wahre Huldigung und als ein gegen deſſen Feinde mit 
Wirkſamkeit anzuwendendes Zwangs- oder Bekehrungsmittel. 
Uebrigens verſteht es ſich von Selbſt, daß die Frage, ob in 
einem gegebenen konkreten Falle die Retorſion raͤthlich oder 
erfolgverheißend ſey, ihre Beantwortung nur in der Erwaͤgung 
aller wirklich vorhandenen Verhaͤltniſſe und Umſtaͤnde finden 
koͤnne. Unſere Lehre behauptet blos die im Allgemeinen 
anzuerkennende Zulaͤßigkeit (und unter Vorausſezung 
guͤnſtiger Umſtaͤnde) ſelbſt Zweckmaͤßigkeit derſelben. 
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5) Noch ein Verhaͤltniß ift gedenkbar, welches zu Prohi— 
bitivmaßregeln auffordern kann, jedoch gleichfalls nur aus— 
nahmsweis und alſo unbeſchadet der dem Prinzip der Han— 
delsfreiheit im Allgemeinen zu erweiſenden Huldigung. Dieſes 
Verhaͤltniß befteht in der aus der geographiſchen Lage, aus 
dem niedern Kulturſtand, aus klimatiſchen oder politiſchen Nach— 
theilen hervorgehenden kommerziellen Inferioritaͤt, wornach in 
der Wechſelwirkung mit andern, in guͤnſtigeren Lagen befindlichen 
Nationen, zumal beim Austauſch von Nothwendigkeiten des Lebens 
oder von dem allgemeinen Erwerbsmittel derſelben, naͤmlich Geld, 
gegen Luxuswaaren, ein unerſezlicher Nachtheil, eine verderblich 
fortſchreitende V Verarmung entſtehen koͤnnen. Auch hier wird man 
zwar ſagen: die Einkaͤufe werden aufhören, fobald fie nach—⸗ 
theilig zu ſeyn anfangen. Aber dieß iſt ein trüglicher Troſt; 
denn den etwa wenigen Reichen, welchen wegen dem Mißver— 
haͤltniß der Vermögensvertheilung, das noch im Land 
befindliche Geld groͤßtentheils zufließt, duͤnken die Einfäufe 
fremder Luxuswaaren als Befriedigungsmittel der Eitelkeit 
| oder ſchnoͤden Geluͤſtes noch immer vortheilhaft, wenn auch 
der Abfluß des wenigen Geldes das, an Erzeugniſſen, welche 
anderes herbeilocken koͤnnten, arme Land laͤngſt ſchon in Noth 
ſtuͤrzt. Es iſt alſo das Einſchreiten der Staatsgewalt oder 
des vernuͤnftigen Geſammtwillens hier nothwendig, welches 
die Einkäufe der Einzelnen in einiges Verhaͤltniß zum Ver⸗ 
moͤgensſtand der Geſammtheit bringe und der drohenden all- 
gemeinen Verarmung ein Ziel ſeze. Freilich kann dieſe Lehre 
in der Anwe endung gemißbraucht und zur Beſchoͤnigung rein 
engherziger Handelsſperre benuͤſt werden: aber deßhalb hört 


ſie nicht auf, in ihrer Reinheit oder in ie ‚achten ne 
wahr zu u 
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Von Zöllen und Verboten und von Handelsverträgen. 


Von ganz anderer Art, als das Retorſionsſyſtem 
und als das, aus Gründen wahrer Nothwendigkeit (na- 
mentlich der Inferioritaͤt der einheimiſchen Produktions⸗ 
kraͤfte, und des Mißverhaͤltniſſes der Vermoͤgensverthei— 
lung) den Handel ausnahmsweis beſchraͤnkende, iſt dasjenige, 
welches bis auf den heutigen Tag die allermeiſten Regierungen 
befolgen. Nicht um ſich vor Schaden oder Verarmung zu be 
wahren, nicht um fremde Unbild, Selbſtſucht oder Liebloſigkeit 
abzuwehren, ſondern um auf Unkoſten Anderer ſich zu 
bereichern, um, fo viel möglich, den Handelsgewinn aus⸗ 
ſchließend ſich allein zuzueignen, um alle Nationen, mit 
denen man verkehrt, ſich zins bar zu machen und zumal ım 
allen Geld-Reichthum, ſoviel immer thunlich, ins Land zu 
ziehen, und des Geldes, wenn man deſſen auch ſchon im Ueber⸗ 
fluſſe beſizt, ſo wenig wie moͤglich aus dem Lande zu laſſen, 
wird die Handelsbeſchraͤnkung angeordnet und mit oft tyrans 
niſcher Strenge gehandhabt. Es iſt dieſes aber ein gleich thöͤ⸗ 
richtes als rechtswidriges, naͤmlich den Rechten der eigenen 
Staatsangehoͤrigen nnd den kosmopolitiſchen Pflichten zu- 
widerlaufendes Beginnen. Die den eigenen Angehoͤrigen, 
hier in der Eigenſchaft als Conſumenten, dort als Pros 
duzenten, aufgelegte taufendfache Hemmung oder Beſchränkung 
iſt jedem Einzelnen ſchaͤdlich, und die Summe dieſes Schadens 
durch die ganze Nation kann je nach Umſtaͤnden zu einer ſol⸗ 
chen Hoͤhe ſteigen, daß jeder als unmittelbare Frucht der 
Zbwangsmaßregeln etwa zu erlangende Gewinn dagegen wie 
verſchwindet oder in nichts zerfaͤllt. Weiter iſt klar, daß durch 
die gegenſeitige Ausuͤbung ſolches Prohibitivſyſtems der 
Handel, im Ganzen genommen, unendlich weniger Reichthum 
hervorbringt, als er in freier, ungehemmter Bewegung thun 
wuͤrde, und von der Summe des durch die Engherzigkeit Aller 
bewirkten Totalverluſtes faͤllt zur gerechten Beſtrafung auf 
jeden einzelnen Engherzigen ein ſchwerer Theil zuruͤck. Ja 
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ſelbſt wenn es einem Staate gelange (durch Gunſt der Stellung 
oder durch größere Geſchicklichkeit und Strenge der Handels— 
leitung) das Geld der Uebrigen in ſeinen Schooß zu locken, die 
fremde Induſtrie zu laͤhmen, und der einheimiſchen die Allein⸗ 
herrſchaft auf den fremden, wie auf den eigenen Maͤrkten zu 
verſchaffen; ſo wuͤrde die daraus entſtehende Verarmung der 
uͤbrigen Länder bald auch der Reichthumsvermehrung des eige⸗ 
nen ein Ziel ſezen und abermal die Engherzigkeit beſtrafen, 
die da, ſchadenfroh den Verluſt Anderer fuͤr eigenen Gewinn 
achtend, nicht ſo ſehr nach abſolutem Reichthum ſtrebt, als 


nach blos relativem, d. h. die eine kleinere Einnahme eder 


einen kleinern Gewinn, wofern nur die Andern einen noch 
kleinern machen, einem groͤßern und dem groͤßten, welcher jedoch 
gleichmaͤßig auch Andern zukommen koͤnnte, vorzieht. Gegen 
ſolche gleich heilloſe als erbaͤrmliche Verkehrtheit zu eifern, iſt 
nicht minder patriotiſche als kosmopolitiſche Pflicht; aber die 
Eiferſucht der Maͤchte, und die zumal mit Ruͤckſicht auf etwa 
1 kuͤnftige Kriege angftlichit fortgeſezte Vergleichung der eigenen 
pekuniaͤren wie ſoldatiſchen Kraft mit jener der andern, dann 


auch insbeſondere die verfuͤhreriſche Finanzſpekulation, 
d. h. das einſeitige, unmittelbare Finanzintereſſe werden noch 
lange den Sieg des guten Prinzips in dieſer ſo hochwichtigen, i 
auf das Wohl der Völker und der ganzen M enſchheit ſo ein⸗ 


flußreichen Sphäre zuruͤckhalten. 

Die dergeſtalt aus doppeltem Titel, naͤmlich einerſeits als 
Mittel der Handelsleitung, anderſeits als ergiebige Geldquelle 
für die Staatskaſſe in Schuz genommenen Ausfuhr-, Ein⸗ 
fuhr» und Durchfuhr⸗Zoͤlle, werden alſo wohl noch lange 
Zeit auf dem Handel laſten und Produktion wie Conſumtion 
bedruͤcken. Man muß es ſchon als ein großes Gluͤck und als 
ein preiſenswerthes Geſchenk der Regierungsweisheit achten, 
wenn man wenigſtens auf Erniedrigung der Zollſaze bedacht 
iſt und ſowohl bei Regulirung der einheimiſchen Tarife, als 
bei den⸗mit Fremden zu ſchließenden Verträgen ſolches wohl— 

thaͤtige Ziel vor Augen behaͤlt. 
| Von den Zöllen als Einfommens + Quellen für den 
Staat, oder als Produktions- und Conſumtions- Steuern 
Rot teck's Vernunftrechtslehre. IV. ® 4A 
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werden wir in der Finanzwiſſenſchaft noch einiges zu E 


reden haben. Hier blos die vorläufige Bemerkung, daß in 


dem von Zolllinien umgebenen und zum Theil ſelbſt durch— 
ſchnittenen Oeſtreich der gleich patriotiſche als verſtändige 


v. Sonnenfels ſchon vor einem halben Jahrhundert den 
lebhaften Wunſch laut ausgeſprochen hat: es möchte die öft- 
reichiſche Monarchie von Zöllen irgend einer Art BEN einen 


Kreuzer Einnahme beziehen. 


Von gleicher Anſicht ausgehend if die Lehre, 5 für 


den Fall, daß Prohibitiv-Maßregeln als noͤthig oder raͤthlich 


erſcheinen, ſtatt hoher Zoͤlle, foͤrmliche Verbote verlangt. 


ee 
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Hohe Zoͤlle naͤmlich find in der vernünftigen Intention (abge 
ſehen vom finanziellen Standpunkt und blos das ſtaats⸗ 


wirthſchaftliche Intereſſe im Auge behaltend) den Ver 


boten gleich; aber fie erfüllen den Zweck ntcht vollkommen und 
reizen zu dem vielfach heilloſen Schmuggel. Indeſſen iſt das 
Verbot der Einfuhr auch der Durchfuhr hinderlich und 


gleichwohl gegen den Schmuggel nicht ſicher ſtellend. Ein Ver⸗ 
bot des Gebrauchs, wofern nach der Beſchaffenheit des Ges - 


genſtandes ein ſolches paſſend und ausfuͤhrbar iſt, würde hier— 
nach den Vorzug verdienen. 1 x 
In Faͤllen der, wegen ungänftiger Produktions- . der | 


Handels» Verhältniffe, überhaupt wegen beſonderer Umſtaͤnde, 
nothwendigen oder raͤthlichen Handelsbeſchraͤnkung, dann auch 


überall, wo durch wechſelſeitiges Uebereinkommniß oder gegen⸗ 

ſeitiges Gewaͤhren und Dulden das Uebel des Prohibitivſyſtems 
ſich wenigſtens mildern laͤßt, iſt der Weg der Handels⸗ 
Vertraͤge — ſo entſchieden ſich Say auch gegen dieſe er- 
klaͤrt — ſehr empfehlenswerth. Die laͤhmenden Beſchraͤnkungen 
erhalten durch ſolche ſtaͤts einige Milderung und es wird da— 
durch die, fuͤr Handelsſpekulationen ſo nothwendige, Sicherheit, 
d. h. die Fortdauer des einmal beſtehenden Verhaͤltniſſes, wenig⸗ 
ſtens fuͤr einige Zeit verbuͤrgt. Fuͤr immer freilich mag kein 


Handelsvertrag rechtsbeſtaͤndig gefchloffen werden. Die Voll⸗ 


macht der Regierenden geht nicht ſo weit, und bei Vertraͤgen 


dieſer Art, mehr als bei den meiſten andern, iſt die Klauſel: 


rebus sie stantibus, als ſtillſchweigend mit einbedungen 1 95 
nehmen. (Argl. Bd. III. Völkerrecht g. er | 
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Von pofitiven Befoörderungsmitteln des Handels. 


N 


Auch beim Handel, wie bei den Gewerben und bei der 
Landwirthſchaft, iſt die Freiheit das maͤchtigſte und unent- 
behrlichſte Befoͤrderungsmittel. Mehr, als jede poſitive Anſtalt 
zu bewirken vermag, wird ſchon durch jene blos negative Ge— 
waͤhrung, d. h. durch bloßes Enthalten von Stoͤrung oder Hem— 
mung, hervorgebracht. Indeſſen erheiſcht gleichwohl der Flor 
des Handels, von welchem dann natuͤrlich auch jener der Ge— 
werbe und der Landwirthſchaft abhaͤngt, mancherlei beſondere 
Fuͤrſorge und, kaum anders als durch den Staat in's Leben 
7 rufende oder in und Thaͤtigkeit zu ſezende, Hilfs— 
mittel. 
| Als naͤchſtliegendes Mittel, ja als nothwendige Beding- 
ung eines lebenskraͤftigen Handels ſtellt ſich dar die Sorge fuͤr 
die thunlichſte Erleichterung und Vervielfaͤltigung der Ver 
bindungs⸗Wege zwiſchen allen Theilen des Landes und 
mit dem Ausland. Die Errichtung und ſorgfaͤltige Erhaltung 

guter Landſtraſſen und auch Vicinalſtraſſen, ſodann die 
Schiffbarmachung oder Schiffbarkeits- Erhaltung und 
Sicherung von Fluͤſſen und Stroͤmen, auch die Anlage von 
kuͤnſtlichen Waſſerſtraſſen oder Kanälen, nicht minder die 
zur thunlichſten Sicherung der Seefahrt abzweckenden Ar 
falten, als Hafenbau, Leuchtthuͤrme, Lootſen u. ſ. w. gehoͤren 
hieher. Die praktiſchen Vorſchriften fuͤr die zweckmaͤßige und 
zugleich mindeſt koſtſpielige Ausfuͤhrung ſolcher Bauten und 
Gruͤndungen ſind meiſt rein techniſcher Natur und darum Ge⸗ 
genſtand eigener, der Staats wiſſenſchaft nur mittelbar ange 
hoͤriger Faͤcher. Wir wollen hier blos noch bemerken, daß der 
Staat die Fortſchritte der ſolchen Gruͤndungen huͤlfreichen 
Wiſſenſchaften für feinen Dienſt nuͤzlich zu verwenden und 
daher auch die Pflege ſolcher Wiſſenſchaften und Kuͤnſte ſich 
zur angelegenen Sorge machen ſoll. Jede neue Erfindung in 
dieſen ſo gemeinnuͤzigen Sphaͤren ſoll ihm willkommen und 
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theuer ſeyn, und er ſoll fie, wofern ihr Nuzen erprobt iſt, ent 
weder durch ſelbſteigne Veranſtaltung in's Leben fuͤhren, oder 
wenigſtens die Privat- Unternehmungen, die ſolchen Zweck 
haben, ermuntern und nach Umſtaͤnden unterſtüzen. Die Dampf⸗ 
Schiffahrt und auch die Dampfwagen, die Eiſen⸗ 
bahnen und die erſt allerneueſt erfundene Straßenbedeckung 
mit einem ſehr wohlfeilen Gemiſch von einem hydrauliſchen 
Moͤrtel und Kies oder Steinen (Beton genannt) ‚gehen 
hicher. *) a 
Bei der Anlage neuer Landſtraſſen, fo auch bei jener von 
Kanälen, Eiſenbahnen u. ſ. w., wird oftmals das Grundeigen⸗ 
thum der Privaten in Anspruch genommen werden muͤſſen. 
Ein, die Schuldigkeit der Abtretung ſolches Eigenthums 
an den Staat nach Grundſäzen der Gerechtigkeit regelndes, Ge⸗ 
ſez, welches daher zumal das Entſchaͤdigungsrecht des Eigchs 
thuͤmers ohne 1 1 befriedigt, iſt hiezu weſentlich 
nothwendig. 
Aber die Land⸗ ar Waſſerſtraſſen genuͤgen noch nicht zur 


Verführung der Waaren. Es gehoͤren dazu noch weiter 


Frachtfuhren und Schiffe. Hier jedoch iſt in der Regel 
keine Staatsanſtalt oder kein Einſchreiten der Staatsgewalt 
nothwendig; ſondern es wird naturgemaͤß die Privatſpekulation 
das Beduͤrfniß vollſtaͤndig befriedigen. Es beſchraͤnkt ſich alſo 
unſere Forderung darauf, daß der Staat nicht hemmend oder 
ſtoͤrend in ſolche Privatunternehmungen eingreife, namentlich 
keine abenteuerlichen Berechtigungen, wie z. B. jene des, Stapels“ 
oder des „Umſchlags“ erfchaffe oder anerkenne, und uͤber⸗ 
haupt alle monopoliſtiſche Beſchraͤnkung hindanhalte. Auch in 
dieſer Sphaͤre wie in ſo vielen andern tritt freilich das 
hiſtoriſche Recht dem vernuͤnftigen entgegen; aber wir 
haben das Prinzip der Schlichtung ſolches Streites ſchon ſo 
oft aufgeſtellt, daß eine abermalige Wiederholung nicht mehr 
noͤthig iſt. 

| Ein unermeßlich wohlthaͤtiges, ja nach den heutigen Ver⸗ 
haͤltniſſen ganz unentbehrliches, Verbindungsmittel iſt die Po ſt. 


*) Man ſehe bierüber die intereſſante Druckſchrift: De la superio- 
ritée des chemins de beton sur les chemins de fer, par F. 
Thomassin, Capit. d' Artillerie. Strasbourg 1834. 
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Dieſelbe, wenn ſie der Idee ihrer Errichtung getreu bliebe, wuͤrde 


eine der allerwohlthaͤtigſten Staatsanſtalten ſeyn. Aber es hat 


ſich leider die Finanz derſelben bemaͤchtiget und — zum 


Theil in Allianz mit einem unlautern polizeilichen Intereſſe — 


fie in eine anmaßliche mon opoliſtiſche Berechtigung 
umgewandelt, welche ihrer Grundidee und ihrem verſtändigen 
Begriff diametraliſch entgegenſteht. Aus einem Er— 
leichterungsmittel des Verkehrs iſt ſie eine Anſtalt 
zu Erhebung einer ungerechten Steuer geworden und zu— 
gleich eine, die durch Privatſpekulation zu gruͤndenden Verkehrs— 
Anſtalten monopoliſtiſch ver dran gende, Zwangsanſtalt. 
Von den Befoͤrderungsmitteln des nuzbringenden Handels 
mit dem Ausland haben wir ſchon oben geſprochen, nament— 
lich von dem Prinzip der allgemeinen Handelsfreiheit und der 
im Intereſſe derſelben etwa noͤthig werdenden Retorſion. Sonſt 
gehoͤren noch zu den Mitteln ſolcher Befoͤrderung die Anſtellung 


von Handels-Conſuln im Ausland, die Errichtung von 


Freihafen und von Waaren-⸗ Niederlagen u. m. a. 
Der lebhafte Verkehr ſezt voraus und bringt ſeinerſeits 
hervor einen ungehemmten und lebendigen Umlauf des 
Geldes. Derſelbe wird allernaͤchſt durch die Freiheit des 
Verkehrs bewirkt, dann aber auch beguͤnſtigt durch alle 
auf Vermoͤgens⸗ Vertheilung und auf Erhöhung der 
moͤglichſt allgemeinen Wohlhabenheit berechneten An— 
ſtalten. Indeſſen bedarf er auch einer hinreichenden Maſſe 


des im Staat vorhandenen Geldes, weil der Mangel an diefem - 


unentbehrlichen Verkehrsmittel nothwendig auch eine Stockung 
des Verkehres hervorbringt. Der Staat alſo iſt aufgefordert, 
die zu ſolchem wohlthaͤtigen Umlauf nothwendige Geldſumme, 
in fo fern er fie nicht mit vollkommener Sicherheit von dem 
Ausland zu erhalten weiß, in eigener Muͤnzſtaͤtte prägen 
zu laſſen; und die Klugheit nicht minder als die Rechtlichkeit 
machen ihn dabei die Auspraͤgung nach dem wahren Werth 
zum Geſez. Sollte durch unguͤnſtige Verhaͤltniſſe die zur Be— 
lebung der Produktion und des Handels nothwendige Summe 
nicht im Lande vorhanden ſeyn, und auch die Mittel zu deren 
Ergaͤnzung mittelſt neuer Praͤgung mangeln; ſo liegt noch in 
der Schaffung eines Papier-Geldes ein an und für ſich 
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| wohlthätiges, . Zu allzuſehr dem Mißbrauch ausgefel es 18 
im Fall des Mißbrauches vielfach verderbliches, demnach jeden⸗ 
falls ſehr bedenkliches, Hilfsmittel. 
Unter den Anſtalten zu Befoͤrderung des Handels u 
" allernächft zu Erleichterung und Vermehrung der Zahlungs: 
mittel muͤſſen zumal die Banken angefuͤhrt werden, welche 
naͤmlich ſchon als bloße Depoſiten- und dann als Giro— 
Banken, dann aber noch weit wirkſamer als Zeddel-Banken, 
ſolchem Zwecke dienſtbar ſind, doch nicht eben eine Gruͤndung 
von Staatswegen, ſondern blos den Schuz und die Oberauf⸗ 
ſicht des Staates in Anſpruch nehmen. Der finanzielle Ge- 
brauch und Mißbrauch, welchen die Staatsregierungen gar oft 
von dem Credit dieſer Banken gemacht haben, kann nicht hier, 
ſondern erſt in der Finanzwiſſenſchaft in Betrachtung kommen. 
9 Verſchiedener anderer fuͤr den Handel wichtiger Anſtalten, 
als der Boͤrſen, der Meſſen und der Jahrmärkte u. ſ. w., 
wollen wir, da eine umſtaͤndliche Lehre der Handelswiſſenſchaft 
nicht in unſerm Plane liegt, nur ſummariſch Erwaͤhnung thun. 


Die Boͤrſen oder die in groͤßern Handelsſtaͤdten kaum ent⸗ 


behrlichen, Anſtalten und Verſammlungssorte zur regelmäßigen, 
meiſt taͤglichen Zuſammenkunft der Kaufleute, behufs der uͤber 
beſondere Handelsgeſchaͤfte oder allgemeinern Handelsintereſſen 
zu pflegenden Beſprechung, zumal zur Feſtſezung des jedesma⸗ 
ligen Kurſes der Wechſel, der Staatspapiere, der Frachten, 
der Aſſekuranzpraͤmien und auch der Waarenpreiſe, ſind zwar 
urſpruͤnglich blos durch freie Vereinbarung der Handelsgenoſſen 
oder durch Privat-Unternehmer gegruͤndet worden, bedürfen 
jedoch, um ihrem Zweck in reicherem Maß zu genuͤgen, auch 
der Anerkennung, der polizeilichen Aufſicht, des Schuzes und 
verſchiedener poſitiver Unterſtuͤzung von Seite des Staates; 
und es wuͤrde dieſer, wofern es an Privat- Stiftern fehlen 
ſollte, die Anſtalt ſelbſt aus oͤffentlicher Autoritaͤt zu gruͤnden, 
des einleuchtenden ee willen, ſich bewogen 
fuͤhlen. 

Ueber den Vortheil oder Nachtheil der Meſſen und 
Jahrmaͤrkte wird geſtritten. Doch iſt ſoviel einleuchtend, 
daß fuͤr Voͤlker, welche noch weniger vorangeſchritten ſind in 
der Civiliſation, oder welche mit ſolchen, die es nicht ſind, in 
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größeren, geficpertern und regelmaͤßigern Verkehr zu treten 
wuͤnſchen, oder auch fuͤr Laͤnder, deren hiſtoriſche oder Lokal— 
Verhaͤltniſſe einen Zuſammenfluß vieler Fremden zum Kauf 


oder Verkauf beguͤnſtigen, die Meſſen ſehr wohlthaͤtig und von 


fernhin bereichernde Wirkung ſeyn koͤnnen; eben ſo, daß Jahr— 
maͤrkte, wenn auch unnuͤz in groͤßeren oder ohnehin ſchon 
lebendigen Handel treibenden Staͤdten, dennoch fuͤr kleinere 
Staͤdte oder fuͤr Landbezirke theils nothwendig, theils wenige 
ſtens vortheilhaft und jedenfalls den Verkehr in kleineren Kreiſen 
vielfach befordernd ſind. 


§. 47. . 
\ { 
Einwirkung auf die Verzehrung. 


2 — 


Wir haben ſchon fruͤher (insbeſondere in F. 20.) bemerkt, 
daß zwar jede Verzehrung an und fuͤr ſich allerdings eine 
Reichthumsverminderung, naͤmlich Zernichtung eines 
Werthes, ſey; daß aber daraus keineswegs fließe, ſie ſey es 
auch, erwogen in ihrem Zuſammenhange mit den auf die 
Produktion einwirkenden Verhaͤltniſſen und ohne Unterſchied 
der Faͤlle oder Umſtaͤnde, und daß noch weniger daraus folge, 
der Staat habe ein wirkliches Intereſſe und ein Recht, 


die Verzehrung moͤglichſt zu befhränfen Das Spar 
ſamkeitsprinzip, d. h. dasjenige, welches ganz allgemein 


die Sparſamkeit oder Verzehrungsbeſchraͤnkung anräth (mit 
Ausnahme der produktiven, d. h. der zum Behuf neuer Werth— 
erzeugung gemachten) fuͤhrt entweder zum Selbſtwiderſpruch, 


oder es hat die Richtung zur Verwandlung der Staatsgeſell- 


ſchaft in eine große Fabrikanſtalt, worin zum Vortheil 
des Inhabers oder Herrn moͤglichſt viel erzeugt und moͤg— 
lichſt wenig verzehrt werden ſoll, worin naͤmlich keineswegs 
die thunlichſte Steigerung der den Arbeitern zugaͤnglichen Ge— 


nuͤſſe, en 8 die ee des Herrn der Zweck 


N 216 EN | \ 


| alles Thuns und Treibens iſt. Die Staatsgeſellſchaft aber 
hat keinen ſolchen Herrn oder Eigenthuͤmer, wenigſtens ſoll ſie 
keinen ſolchen haben, und das allein oder wenigſtens ganz vor- 
zugsweis wirkſame Triebrad der Erzeugung iſt die Ausſicht 
auf ſelbſteigenen Genuß. Aber ſelbſt wenn man annaͤhme, die 
Arbeitskraft aller Buͤrger ſollte nur dazu verwendet werden, 
um einen praͤchtigen Hofſtaat und um ſtarke Armeen und 
Flotten und ein Heer von vielnamigen Beamten zu erhalten, 
ſo wuͤrde gleichwohl die allgemeine Sparſamkeit dazu ein ſchlechtes 
Mittel ſeyn, es ſey denn, alle Buͤrger lieferten die Erzeugniſſe 
ihrer Arbeit in ihrer natürlichen Geſtalt der Staatsgewalt ein, 
und dieſer ſtaͤnden die Mittel zur Verwerthung derſelben im 
Ausland zu Gebot, oder auch es ſtaͤnde der Verkauf alles 
Erzeugten ins Ausland den Produzenten ſelbſt zu Gebot und 
der Staat bezoͤge von ihnen den Erlös im Wege der Beſteuerung. 
Es leuchtet ein, daß beides unmoͤglich iſt, und eben ſo, daß nur 
der ſelbſteigene Vortheil des Arbeiters ihn zum Fleiße ſpor⸗ 
nen und die Arbeit ergiebig machen kann. Wir fragen nun: 
Was würde geſchehen, wenn alle Staatsbürger emſigſt pro⸗ 
duzirten und moͤglichſt wenig konſumirten (es ſey denn zum 
Behuf der Reproduktion, was jedoch dem hier in Frage ſtehen⸗ 
den Begriff der Verzehrung fremd iſt)? — Eine ins Unend⸗ 
liche gehende An haͤufung von Sachen, deren alleiniger Werth 
in der Tauglichkeit zu Befriedigung von Beduͤrfniſſen oder Ge 
luͤſten beſteht, die aber, weil Niemand oder nur moͤglichſt Wer 
nige darnach begehren, ohne Abſaz bleiben und den Pro⸗ 
duzenten nicht einmal den Produktionspreis mehr einbringen 
wuͤrden. Es iſt ein Geſez der Natur und ein hoͤchſt wohlthas 
tiges, weil ſonſt der Egoismus der Gewalt alle Menſchen 
bloß wie arbeitende Kraͤfte behandeln wuͤrde, daß Pro— 
duktion und Con ſumtion ſich wechſelſeitig bedingen 
und zwar nicht etwa bloß Staats- oder Herrſcherconſumtion 
und Privatproduktion, ſondern Privat-Conſumtion und Pri⸗ 
vat⸗ Produktion. Landwirthſchaft und Gewerbe werden — 
wenigſtens in die Laͤnge, wenn auch in einzelnen Jahren ein 
Mißverhaͤltniß ſtatt finden kann — nicht mehr erzeugen, als 
im Inland verzehrt wird oder ausgefuͤhrt werden kann; 
und auch der Handel findet ſeine Grenzen in dem einheimiſchen 
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und auswärtigen Beduͤrfniß oder Geluͤſte. Wir vermeinen 


demnach, daß nicht bloß die produktive Conſumtion, wie 


3. B. der Wolle zur Tuchbereitung oder des Futters zur Thier— 


maͤſtung, dem Staate nuͤzlich ſey, ſondern uͤberhaupt jede 
Conſumtion, welche aus dem eigenen Vermoͤgen des Conſu- 
menten bezahlt wird, ja nach Umſtaͤnden ſelbſt diejenige, die 


aus Mitteln der Geſammtheit beſtritten oder auch welche als 
Lohn fuͤr ſogenannte unproduktive Dienſte bezahlt wird. 

Wir unterſcheiden demnach verſchtedene Gattungen 
von Verzehrung, als: 

4) Die unfruchtb are, d. h. bloß des Genuſſes oder der 


Veduͤrfnißbefriedigung willen geſchehende (oder auch ganz uns 


nuͤze) Verzehrung, Conſumtion im ſtrengen Sinn, und die 


re produktive, d. h. den, Behufs einer andern, neuen Pro— 


duktion, gemachten, Sachen- oder Werthverbrauch. Die lezte 
iſt freilich unmittelbar nuͤzlicher, als die erſte, eben weil ſie 
neue Werthe hervorbringt. Doch iſt hier, nach ihrem Zweck, 
die ohne Verringerung des neuen Produkts moͤglichſte, 
Sparſamkeit zu wuͤnſchen; was bei der unfruchtbaren Ver— 
wendung, inſofern ſie irgend Nuzen oder Genuß gewaͤhrt, der 
Fall nicht eben ſo iſt. Uebrigens hat die reproduktive Ver— 
wendung, ſo wie uͤberhaupt jede Produktion, zu ihrem einzigen 
lezten Ziel und alſo auch zum Maß ihrer Nuͤzlichkeit — den 


fruͤher oder ſpaͤter eintretenden Gebrauch und Verbrauch. 


2) Verzehrung, die aus eigenen Mitteln und die, nach 


der perſoͤnlichen Eigenſchaft oder nach den Verhaͤltniſſen des 


Beſizers, zu weiterer Produktion nicht wuͤrden ver— 
wendet werden, beſtritten wird. Dieſelbe iſt jedenfalls 
wohlthaͤtig, d. h. den Nationalreichthum mittelbar befoͤrdernd. 
Durch ſie naͤmlich erhaͤlt der Produzent den Lohn fuͤr ſeine 
Arbeit und die Ermunterung zur Fortſezung derſelben. In 
dieſer Sphaͤre iſt ſelbſt der Luxus fuͤr die Geſammtheit wohl— 
thaͤtig. 

3) Auch die Betz chung der vom Staat Angeſtellten 
oder aus den Mitteln der Geſammtheit ihre Beduͤrfniſſe be— 
friedigenden iſt an und fuͤr ſich der Produktion foͤrderlich, wo— 


fuͤr das überall laut ſich aͤußernde Verlangen der Städte oder 


Bezirke nach ſolchen verzehrenden z. B. Behoͤrden oder Gar— 
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niſonen u. ſ. w. zeugt. Nur wird in Bezug auf die große 
Geſammtheit hier vorausgeſezt, daß der Gehalt ſolcher Ange- 
ſtellten nicht uͤbermaͤßig, d. h. den wirklichen Werth ihrer 
Dienſtleiſtung nicht uͤberſteigend ſey, und daß das Verwalt⸗ 
ungsſyſtem die Zahl der Staatsdiener auf das wirklich Noth⸗ 
wendige oder Nuͤzliche beſchraͤnke. 

4) Etwas anderes freilich iſt in Bezug auf die Inhaber 
von Sinecure⸗Stellen oder auf die übermäßig Beſol— 
deten oder Penſionirten zu ſagen, deren Verzehrung uͤbrigens 
gleichwohl in der Eigenſchaft als bezahlte Verzehrung den 
Produzenten nuͤzlich, wiewohl, der Geſammtheit, weil aus a 
Mitteln bezahlt, nachtheilig ift. 

5) Folgt endlich die Verzehrung Derjenigen, die weder aus 
eigenem Vermoͤgen, noch aus dem Lohn fuͤr Dienſt oder Arbeit, 
ſondern rein zur Belaͤſtigung der Geſammtheit, naͤmlich aus 
empfangenen Wohlthaten oder mit geraubtem Gute, ſie 
beſtreiten. Dahin gehoͤren die Bettler, die Diebe und die uͤber 
das Maß ihres Vermoͤgens hinaus, folglich auf fremde Unkoſten 
Verzehrenden, d. h. die Verſchwender im ſerrngien Sinn 
des Worts. 

6) Noch iſt von Bedeutung der Unterſchied, EN die am 
ſtaͤnde der Verzehrung Produkte des Inlandes oder des 

Aus landes ſeyen, weil naͤmlich offenbar nur im erſten Fall 

eine wohlthaͤtige Ruͤckwirkung auf die einheimiſche Erzeugung 

ſtatt findet, im zweiten dagegen ſolche Wohlthat jener des Aus 
landes zufließt. Unter einheimiſcher Produktion jedoch verſtehen 

wir auch unſere eigene Handelsthaͤtigkeit und den daraus 

hervorgehenden Verkehrs gewinn, nach welcher Betrachtung 

der Nachtheil der Verzehrung fremder Produkte ſich, zumal bei den 
durch einheimiſche Kaufleute bezogenen Waaren, weſentlich 

verringert und, im Fall einer dadurch mittelbar veranlaßten 

gleichgroßen Ausfuhr, voͤllig wieder aufhebt. 

Was hat nun der Staat zu thun, um die wohlthaͤtige, 
d. h. den Intereſſen der Nationalwirthſchaft foͤrderliche, Ver— 
zehrung zu ermuntern und die nachtheiligen Gattungen derſelben 
zu beſchraͤnken? — Wenig oder Nichts in Bezug auf die 
Privat-Verzehrung. Hier ſey Freiheit das Prinzip; dann 
wird das natuͤrliche Verlangen, einerſeits nach Genuß und 
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anderſeits nach vermehrtem Beſiz die Vermoͤglichen von Selbſt, 
hier zu geſteigerter Verzehrung, und dort zu produktiver Ver— 


wendung, ſpornen und die minder Vermoͤglichen insbeſondere 


zu fortwaͤhrendem Erwerbsfleiß. Es waͤre abgeſchmackt und 


ungerecht zugleich, wenn die Staatsgewalt hier mit Gebot 
oder Verbot einſchreiten, die Art und Weiſe der Verzehrung 
oder derſelben Maß beſtimmen und insbeſondere zu Gunſten 
der reproduktiven Verzehrung die unproduktive beſchraͤnken 


wollte. Nur in Bezug auf die Verzehrung auslaͤndiſcher 


Erzeugniſſe kann mitunter (doch nur ausnahmsweis, naͤm— 
lich in den oben [§. 44.] angedeuteten Faͤllen) eine ſolche di⸗ 
rekte oder indirekte Beſchraͤnkung zulaͤſſig und von Nuzen ſeyn. 


Dem Geiſt der ſchaͤdlichen Verſchwendung kann im Allge- 
meinen nur durch die Erziehung — allernaͤchſt durch Kirche 


und Schule — entgegen gearbeitet werden, dann auch durch 
das Beiſpiel, zumal von oben. Luxusgeſeze, welche den, 
in was immer für Gegenſtaͤnden zu machenden, Aufwand 


allgemein oder für gewiſſe Klaſſen beſchraͤnken, find der buͤrger⸗ 


lichen Freiheit zuwider laufend und meiſt zu handhaben 


ſchwer. Ausnahmsweis jedoch möchte etwa in ſolchen Sphaͤ⸗ 


ren, worin leicht die despotiſche Herrſchaft der Mode oder des 
Standesvorurtheils auch die Unvermoͤgenden, gegen ihren 
wahren Willen, zu ſchweren Auslagen treibt (z. B. bei 


Leichenbegaͤngniſſen), eine Feſtſezung — etwa nach Klaſſen 


und nach beſtimmten Taxen — ſtatt finden, wodurch naͤmlich 
die Freiheit eher wieder hergeſtellt als beſchraͤnkt wuͤrde. Ein⸗ 


zelne, durch das Uebermaß ihrer Ausgaben ihren kuͤnftigen 
Lebensunterhalt oder den ihrer pflichtgemaͤß von ihnen zu er— 
naͤhrenden Familie oder auch die Sicherheit ihrer Glaͤubiger 
gefaͤhrdende, Verſchwender fallen billig der Bevormundung, 
ja die muthwilligen Schuldenmacher ſelbſt der Strafe anheim. 
Die Sparſamkeit bei der reproduktiven Verzehrung endlich 
iſt der natuͤrliche Trieb der Produzenten; hier waͤre es vollends 
uͤberfluͤſſig, dem Uebermaß der Auslagen durch Verordnungen 
entgegen zu treten. Belehrung, Befoͤrderung des Un ter— 


richts in allen Sphaͤren der Induſtrie genügt. 


Nur in der Sphäre der ſelbſteigenen Verzehrung 
mag die Staatsgewalt unbedenklich oder ſoll ſie vielmehr pflicht⸗ 
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5 gemäß jede thunliche Sparſamkeit anordnen. Die Verzehrung 


naͤmlich geſchieht hier auf Unkoſten der Staatsange⸗ 
hoͤrigen; und dem vernuͤnftigen Geſammtwillen derſelben 
kann keine Ausgabe entſprechen als welche — dem Gegenſtand 


und Maß nach — nothwendig oder nuͤzlich iſt. Eine weitere 
Aufgabe für die Staatswirthſchaft iſt alsdann die moͤglichſt 

gleiche Vertheilung feiner Conſumtion und ſeiner Conſumenten, 
und hiemit der Wohlthaten, welche jede auch ſterile Verzehrung 


durch Ermunterung und Belohnung der Produktion hervorbringt, 
uͤber das ganze Land — in annaͤherndem Verhaͤltniß zur Groͤße 
der Abgaben, welche jeder Bezirk oder jede Klaſſe entrichtet — zu 
bewirken, oder, was noch beſſer iſt, den Ruͤckfluß der Abgaben 
in noch größerem Verhaͤltniß den armern als den reichern Ge— 
genden oder Klaſſen, zuſtroͤmen zu laſſen. Daß endlich der 
Staat zu Gegenſtaͤnden ſeiner Verzehrung vorzugsweis die 
einheimiſchen Produkte zu waͤhlen, und nur in Nothfaͤllen 


zur auswaͤrtigen Produktion ſeine Zuflucht zu nehmen habe, 


verſteht ſich wohl von Selbſt. Fuͤr Alles dieß ſind uͤbrigens 
ſchon in dem theoretiſchen Theil der Nationaloͤkonomie die 
Hauptgeſichtspunkte und ſomit auch die fuͤr die Praxis be— 
ſtimmenden Grundſaͤze aufgeſtellt worden. (S. te bie 
§§. 20. und 23.) 


„8. 
Sorge für die Reichthums-Vertheilung. 


Wir haben ſchon zu wiederholtenmalen aufmerkſam gemacht 
auf den unermeßlichen Einfluß der Vermoͤgens— Vertheilung 
und auf die Wohlthaͤtigkeit einer wenigſtens annahernden 
Gleichheit (d. h. nicht allzu großen Ungleichheit) derſelben, 
und zwar nicht nur in Bezug auf ſtaatswirthſchaftliche 
und eee ſondern auch auf polizeiliche und all⸗ 
gemein politiſche Intereſſen. Vom ſtaatswirthſchaftl ichen 
Standpunkt, welchen wir hier allernaͤchſt zu nehmen haben, 
erhellt insbeſondere ſonnenklar, daß, bei vorausgeſezter gleicher 
Maſſe von Reichthum bei zwei Nationen, diejenige, welche 
mehrere ſehr Reiche zaͤhlt, nothwendig auch deſto mehr 
Arme haben muß. Aber ſelbſt eine, der Geſammem aſſe 0 


. 
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Beſizthums nach, reichere Nation wird, wenn eine große 
Ungleichheit des Vermoͤgens in ihr obwaltet, mehr Arme 


zaͤhlen, als eine im Ganzen minder wohlhabende, die ſich aber 
einer gleichmaͤßigern Vermoͤgens vertheilung erfreut. 


Den hieruͤber ſchon fruͤher aufgeſtellten Berechnungen fuͤgen 


wir hier noch die nahe liegende Betrachtung bei, daß nach der 
Maſſe des Geſammtreichthums einer Nation, und 
zwar insbeſondere nach jener ihres Geld- Reichthums, ſich 
einerſeits die Preiſe der Dinge richten und anderſeits die 
Menge der Gewohnheits-Beduͤrffniſſe. Der Unbe— 
mittelte fühlt ſich — wenn er umgeben iſt von einer Anzahl 


Reicher und in Genuͤſſen Schwelgender — aͤrmer als er in der 


That iſt, oder vielmehr, es iſt hier ein jeder in der That 
aͤrmer, als wer in einem andern Staat eine nominal gleich 
große Summe des Vermoͤgens oder Einkommens beſizt, weil 


namlich nicht die Summe das Vermoͤgen ausmacht, ſon⸗ 


dern die Moͤglichkeit oder Leichtigkeit der Befriedigung, ſey 
es natuͤrlicher, ſey es durch Sitte oder Gewohnheit erzeugter 
Beduͤrfniſſe. 

Der Nachtheil einer ſehr ungleichen Wenge deen 
wird noch einleuchtender, wenn wir auf die einzelnen 
Hauptgattungen des Beſizthums unſer Augenmerk 
richten. Was namlich zuvoͤrderſt das Grund-Eigenthum 
betrifft, ſo theilt ſich, wo Grund und Boden nur einigen 
wenigen großen Eigenthuͤmern gehoͤrt, die Nation, d. h. ihre 
Grundmaſſe, in eine Schaar von Dynaſten und ein Volk von 
Knechten; heißen dieſe nun Paͤchter oder Zinsbauern oder 


Lehensleute oder wie immer dienſtpflichtige Colonen. Auf den. 
Namen koͤmmt es hier nicht an, die Weſenheit bleibt allent— 


halben Dieſelbe. Selbſt in dem, an politiſcher Bildung voran— 


ſtehenden, England haben uns die neueſten Parlaments— 


wahlen gezeigt, daß, ungeachtet der hochgeprieſenen Reform- 
Bill, wenigſtens ein Drittheil der angeblichen Volksvertreter 
durch das Machtgebot, d. h. durch den uͤbermaͤchtigen Einfluß 
der großen Grundeigenthuͤmer, im Widerſtreit mit der ſonnen⸗ 
klar erſchienenen Richtung der National-Majoritaͤt, in's Par⸗ 
lament geſchickt wurden. Die Paͤchter, uͤberhaupt die abhaͤngigen 
Colonen, mußten eben ihre Wahlſtimme nach dem Diktat ihrer 
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Lebenskraft zu ſezen noch ſchwerer. Auch abgefehen von dieſem 
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den großen Spekulanten, welche den Induſtrie-Gewinn durch | 


und der auf eigene Rechnung arbeitende Gewerbsmann abhängig. 


durch Vertheilung des väterlichen Erbes unter alle Kinder der 


Bewirthſchaftung vorbehaltenen weiten Laͤnderſtrecken der großen 


als gute Erb-Geſeze, und, was insbeſondere den Grund⸗ 


fie bis ins Kleinſte fortgeht, hoͤchſt verderblichen Zerſtuͤcklung 
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Herren richten. en andern Ländern, wo gar noch Hdrigkeit s 
oder Leibeigenſchafts⸗Verhaͤltniſſe beſtehen, erſcheint das Unheil 
noch größer, und eine Repraͤſentativ-Verfaſſung in wahre 


politiſchen Nachtheil und den Blick blos auf die der ſelbſteigenen 


Grundeigenthuͤmer gerichtet, iſt nicht zu verkennen, daß der ge⸗ 
ſonderte Anbau von zehn oder fuͤnfzig oder hundert kleinern 
Guͤtern eine weitaus groͤßere Maſſe von Produkten hervor⸗ 
bringt, als die Bewirthſchaftung u Guͤtermaſſe 95 
einen einzigen Herrn. 

Aehnliches iſt zu ſagen von der Concentritung der Ge⸗ 
werbs-Unternehmungen in einige wenige Haͤnde. Neben 


das Uebergewicht ihrer Kapitale uͤbermaͤchtig an ſich ziehen, bleibt 
dem aͤrmeren Gewerbsmann kein Raum mehr fuͤr ſelbſteigene 
oder ſelbſtſtaͤndige Gewerbsfuͤhrung; er iſt verdammt zum 
Handlanger- oder Knechtsdienſt. 

Und wo endlich alles Geld oder Geld ſich in 
wenigen Haͤnden befindet, da wird ſelbſt der Grundeigenthuͤmer 


von jenen Wenigen und entweder als Schuldner durch ge— 
ſteigerte Zinſen erdruͤckt oder beim Verkauf ſeines Eigenthums 
durch den, aus Mangel an Konkurrenz wohlhabender Kaͤufer 
geſunkenen Geldwerth deſſelben in's Verderben geſtuͤrzt. In 
ſolcher Lage gehen auch, nach dem natuͤrlichen Gange der 
Dinge, Grundeigenthum und Gewerbsbetrieb allmaͤhlig uͤber in 
die Haͤnde der Geldbeſizer oder Kapitaliſten. 

Gegen dieſe Uebel giebt es kein naͤher liegendes Heilmittel, 


beſiz betrifft, weiſe agrariſche Geſeze. Die fideikom— 
miſſariſche Erbfolge, uͤberhaupt die privilegirten Erb⸗ 
Ordnungen, wodurch das Familiengut in dem Fortbeſiz 
eines einzigen Hauptes erhalten wird, muͤſſen abgeſchafft und 


uͤbermaͤßigen Reichthums-Anhaͤufung auf einzelnen Haͤuptern 
geſteuert werden. Doch werden die agrariſchen Geſeze der, wenn 


| 223 
der Grundſtuͤcke eine wohlberechnete Grenze ſezen und auch durch 


Erſchaffung oder Bewahrung einer verhaͤltnißmaͤßigen Anzahl 
untheilbarer Bauernguͤter fuͤr die Erhaltung eines, durch 


Wohlhabenheit ſelbſtſtaͤndigen und dem Vaterlande treu ver- 
bundenen, Bauerſtandes ſorgen. Von der Abſchaffung derjenigen 


hiſtoriſch beſtehenden Grundrechte, welche den wahren Eigens 
thümer zum dienſtbaren Colonen herabwuͤrdigen und einem ge— 
dichteten Obereigenthümer den Reinertrag des Bodens und oft 
noch ein Mehreres zuwenden, haben wir ſchon fruͤher geſprochen. 

Ebenſo haben wir von den gegen die Anhaͤufung des 
Gewerbegewinnes in wenigen Haͤnden zu treffenden Maß⸗ 
regeln bereits in dem zweiten Abſchnitt, wo von Gewerb— 


freiheit und Zunftweſen die Rede war, umſtaͤndlich geſprochen. 


Gegen die Anhaͤufung des Geld-Reichthums, in ſo ferne 
die vernuͤnftigen Erbgeſeze und dann uͤberhaupt die gegen die 
Anhaͤufung der beiden andern Reichthumsgattungen, wovon 
auch der Geldreichthum die natürliche Folge iſt, dienenden 
Mittel nicht hinreichen, iſt insbeſondere die Beſchraͤnkung des 


Staats-⸗Schuldenweſens wirkſam. Die großen und un 


aufhoͤrlich ſich erneuernden Staats-Anleihen bieten den Geld— 
beſizern eine ſtaͤts bereite Gelegenheit zu einer fuͤr ſie Selbſt 


fruchtbringenden — obwohl fuͤr's Allgemeine unfruchtbaren, ja 


durch die Belaͤſtigung des Staatskredits ſelbſt ſchaͤdlichen — 
Anwendung ihrer Kapitalien dar, und ſie ſchlagen den Ueber⸗ 
fluß der Jahr für Jahr bezogenen Staatsrenten immer neuer— 
dings zum Kapital und werden in dem Maße reicher, als die 
durch die wachſende Laſt der Steuern gedruͤckten kleinern Grund— 
beſizer und Gewerbsleute aͤrmer werden. Ohne die Staatsan- 
leihen haͤtten ſie ihr Geld entweder Selbſt produktiv verwendet, 
wodurch dem Nationalreichthum eine Vermehrung erwachſen 
ware, oder fie hätten es bei Grundbeſtzern oder Unternehmern 
zum Behuf einer ſolchen Verwendung verzinslich angelegt, und 
es waͤre in dem Maße, als ſolches Anbot von Kapitalien ſich 
vermehrte, der Zinsfuß niedriger, ſonach die Geldanhaͤufung 
minder groß und nebenbei erſt noch durch die fruchtbringende Ders 
wendung der Kapitalien der allgemeine Wohlſtand erhoͤht worden. 
Zu einer guͤnſtigen Reichthumsvertheilung traͤgt endlich 
noch ein vernünftiges Fin anzſyſtem weſentlich bei. Wenn 
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naͤmlich nach der Auswahl der Veſeeurungsgegenſtände und 
nach dem Steuerfuß Jeder wirklich im Verhältniß feines Vers 
moͤgens und Einkommens beitraͤgt und nach der Verwendungs⸗ 
art der Steuern ihr größerer Theil nicht nur überhaupt in die 
ſteuernde Geſammtheit, ſondern vorzugsweis zu den aͤrmern 
Klaſſen und in die aͤrmern Bezirke zuruͤckfließt; ſo werden die 
Steuern allerdings jene wohlthaͤtige Wirkung hervorbringen; 
wogegen ein ſchlechtes Steuerſyſtem zu noch weiterer Vermehr— 
ung der Vermdͤgensungleichheit fuͤhrt. Insbeſondere aber iſt 
ſchon von dieſem Standpunkte einleuchtend, daß die K apitalien⸗ 
ſteuer, und zwar ohne Unterſchied, ob die Gelder beim Staat 
oder bei Privaten anliegen, in einem guten Steuerſyſteme nicht 
fehlen darf. Wir werden daruͤber in der BIENEN 
G 2 etwas Sneaker: ſprechen. | 


„ ; 


Von der Sorge für die Bevölkerung. 


S 


Es wird nicht noͤthig ſeyn, die großen (auch ſchon vom 
ſtaatswirthſchaftlichen Standpunkt, welcher hier aller— 
naͤchſt in Sprache liegt, erkennbaren) Vortheile einer zahl— 
reichen Bevoͤlkerung weitlaͤufig auseinander zu ſezen. Es leuch—⸗ 
tet ein, daß jeder arbeitsfaͤhige Staatsgenoſſe, nach Maßgabe 
ſeiner Kraft, Geſchicklichkeit und Arbeitsluſt, einem zu produk— 
tiver Verwendung geeigneten Kapitale aͤhnlich, und daß jeder 
wehrbare Buͤrger eine Vermehrung der gegen Feindesgewalt 
im Innern oder Aeußern zu richtenden Vertheidigungs⸗ 
kraft iſt. Selbſt die mit der Zahl der Bevoͤlkerung ſich 
mehrenden Beduͤrfniſſe tragen zur Vermehrung des Reich— 
thums bei, naͤmlich zu einer, mit der jezt geſteigerten Nach— 
frage entſprechend thaͤtigern, in Landbau, Gewerbe und Handel 
immer neue und geſteigerte Gewinnſte abwerfenden Produk— 
tion und zu einem raſchern, daher die Vortheile vervielfaͤltigen 
den Umlauf von Geld und Waaren, endlich auch zu der 
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gleichfalls im Verhältniß der zunehmenden Menge von Con⸗ 


ſumenten oder Abnehmern weiter ſchreitenden Theilung der 
Arbeit, wodurch die Produktivitaͤt derſelben ſich ins Uner— 


meßliche erhöht und daher auch im gleichen Maße die Befrie- 


digungsmittel der oͤffentlichen wie der Privat-Beduͤrfniſſe ver— 
mehrt werden. Alle hoͤhern Segnungen der Civiliſation, die 
Verſchoͤnerung nicht minder als die Bereicherung des Bodens 
durch fortſchreitende Beurbarung, die zur Sicherheit nicht 
minder als zum Schmuck dienende Zuſammenruͤckung der 
Menſchenwohnungen und ihre durch Land- und Waſſerſtraſſen 
vervielfachten Verbindungen, die Pracht der Staͤdte und der 
einladende Anblick eines mit Dörfern beſaͤeten Landes, ſodann 
die Erhöhung der Geiſtes-Thaͤtigkeit nicht minder als jener 
der koͤrperlichen Kraͤfte durch vielſeitigere Beruͤhrung, Rivalität, 
Unterricht und Beiſpiel, ſonach auch der Flor der Wiſſenſchaft 
und Kunſt und alle großartigen Anſtalten fuͤr Wohlfahrt und 


Veredlung einer Nation ſezen als Bedingung des Entſtehens 


und der Forterhaltung eine anſehnliche Bevoͤlkerung 
voraus, und es iſt daher fuͤr jede weiſe Regierung ein ſehr 


natuͤrlicher Wunſch, und ein durch den Staatszweck gerecht— 


fertigtes Streben, daß die Bevoͤlkerung auf jene fuͤr die Ge— 
ſammtheit ſo wohlthaͤtige Hoͤhe gebracht und auf derſelben er⸗ 
halten werde. 

In Bezug auf die Mittel und Wege jedoch, worauf 
dieſes Ziel erreicht werden ſoll und dann auch in Bezug auf 
das dabei jedenfalls einzuhaltende Maß bieten ſich verſchiedene 
ſehr wichtige, doch gleichfalls nahe liegende Betrachtungen dar. 

Fuͤr's Erſte muͤſſe doch ja auf keiner, fuͤr Vermehrung oder 
Erhaltung der Bevoͤlkerung zu treffenden Maßregel auch nicht 
der entfernteſte Schein ruhen, als ob die Regierung die Mens 
ſchen, deren Vermehrung ſie wuͤnſcht, nur als Mittel fuͤr 
ihre Zwecke oder nur als für die Geſammtheit wirthſchaftlich 
nuͤzliche Weſen, naͤmlich als produzirende Kräfte, ſchaͤze. 
Es waͤre dieſes eine Herabwuͤrdigung der Menſchen und 
Buͤrger, um derenwillen ja allein der Staat beſteht, und die 
alſo nimmer als bloße Mittel zum Staats oder gar zum 


einſeitigen Regierungszweck duͤrfen betrachtet oder behandelt | 
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Sm 


werden. Der Staat ift keine Anſtalt zur Menfhen , pro- 
duktion, ſondern zur Menſchen-Begluͤckung. 

Von dieſem Standpunkt aus erſcheint allernaͤchſt 1 
lich eine jede direkte, zumal zwangsweis geſchehende 
Einwirkung auf die Fortpflanzung des Geſchlechtes, jede aus 
der foͤrmlich ausgeſprochenen oder deutlich erſcheinenden Ab: 
ſicht der Bevoͤlkerungs-Vermehrung oder Staͤrk— 
ung fließende Verordnung über einzugehende eheliche Vers 
bindungen, z. B. das Verbot der Ehen, zwiſchen an Alter 
ſehr ungleichen oder zwiſchen kraͤnklichen Perſonen u. ſ. w. 
ebenſo das Verbot oder die Beſtrafung des Hageſtolziates, 
d. h. die Verknuͤpfung politiſcher oder buͤrgerlicher Nachtheile 
mit dem eheloſen Stand, dann aber auch die Feſtſezung einer 
Praͤmie fuͤr eine groͤßere Kinderzahl oder was ſonſt noch für 
Verfügungen gleichen Geiſtes theils hie und da wirklich in 
Ausuͤbung geſezt, theils wenigſtens vorgeſchlagen worden find, 
Dagegen erfcheinen die, nach Umſtaͤnden zu erweiternde, 
Freiheit zu Schließung ehelicher Verbindungen oder die dazu 
freigebiger zu ertheilende Erlaubniß, dann auch die Ermun⸗ 
terung der Einwanderung durch Hoſpitalitaͤt und den Ein— 
wanderern mit Klugheit geſpendete poſitive Unterſtuͤzung, recht⸗ 
lich unbedenklich und nach Umſtaͤnden politiſch gut. 

In der Regel jedoch bedarf die Regierung zur Verwirk⸗ 
lichung ihrer auf Bevoͤlkerungs-Vermehrung gerichteten Wuͤnſche 
keiner beſondern Anſtalten oder Vorkehrungen. Sie 
hat nur uͤberhaupt gut zu regieren, d. h. ihre Pflichten 
in Handhabung des Rechtes und in eifriger Sorge für Sicher 
heit und Wohlfahrt der Staatsangehoͤrigen auszuuͤben, um 
auch der Vermehrung oder Erhaltung der dem Geſammtwohl 
foͤrderlichen Volksmenge gewiß zu ſeyn. Die Natur thut dann 
Alles von ſelbſt, und in dem Maße der in einem Staat vors 
handenen Mittel der Ernaͤhrung oder des Fortkommens ſchreitet, 
mittelſt der maͤchtigen Naturtriebe, die Volksvermehrung von 
ſelbſt voran, ja ſie hat eher die Geneigtheit, die Grenze, wo 
ſie aufhoͤrt wohlthaͤtig zu ſeyn, zu uͤberſchreiten, als dieſſeits 
derſelben zuruͤckzubleiben. 

Denn unlaͤugbar iſt (d. h. vernuͤnftig unlaͤugbar, wiewohl 
von Vielen wirklich gelaͤugnet), daß die Bevoͤlkerung auch zu 
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groß ka kann, d. h. daß fie das Maß der in einem Lande 
vorhandenen oder mit Sicherheit im Fluß zu erhaltenden Nahr— 
ungsquellen uͤberſchreiten kann, und daß aus ſolchem Ueber 


ſchreiten die ſchwerſten Nachtheile und Gefahren fuͤr das Ge⸗ 
meinweſen unausbleiblich hervorgehen muͤſſen. Es iſt alſo, je 


nach Beſchaffenheit der beſoͤndern Umſtaͤnde eines beſtimmten 
Staates oder einer beſtimmten Zeit, oftmals nicht minder noth— 
wendig, der Bevoͤlkerungs-Vermehrung Einhalt zu thun, 
als in andern Faͤllen raͤthlich, ihr eifrigen Vorſchub zu 
leiſten.. Die von Malthus hieruͤber vorgetragenen Lehren 
mögen wohl in Anſehung der aufgeſtellten Maße einiger Ueber— 
treibung beſchuldiget werden, aber in der Hauptſache ſind ſie 
wahr und der Beherzigung im hoͤchſten Grade werth. Es iſt 
jedoch von dieſem Standpunkt aus betrachtet die Frage von 
der Befoͤrderung oder Zuruͤckhaltung der Bevoͤlkerung mehr der 


Polizei als der Staatswirthſchaft angehoͤrig und wir haben — 


daruͤber bereits im dritten Bande dieſes Lehrbuches (unter der 
Rubrik Polizeiwiſſenſchaft $- Er unſere Anſicht vorgetragen. 


f 
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Der öfonomifhen Politik 
Dritte: DUEEIE 7 


oder auch zweiter Theil der praktiſchen Staats wirthſchaft. 


Finanzwiſſenſchaft. 


« 


a 


Ein leit u n . 
9. 1. 
Begriffsbeſtimmung. 


Finanz iſt die Wiſſenſchaft von der Erhebung, Vers 
waltung und Verwendung der pekuniaͤren (in Geld be— 
ſtehenden oder zu Geld anzuſchlagenden) Mittel zur Beſtrei— 
tung des Staatshaushalts. Von dieſen drei Aufgaben iſt die 
erſte, naͤmlich die Erhebung, die wichtigſte und ganz vor⸗ 
zugsweis der Gegenſtand der hoͤhern Finanzwiſſenſchaft. Die 
Verwaltung bietet, mit Ausnahme etwa der Domainen 
und einiger ſogenannter Regalien, einer eigentlich wiſſen— 
ſchaftlichen Lehre nur wenigen Stoff dar, ſondern beruht 
mehr nur auf techniſchen Vorſchriften. Eben ſo die Ver⸗ 
wendung, welche dabei nach der Verſchiedenheit der Gegen⸗ 

ſtaͤnde oder Zwecke, welche die Ausgabe erheiſchen oder auf 
welche die Verwendung gerichtet iſt, auch entſprechend ver⸗ 
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ſchiedenen und bloß fpeziellen Regeln, (die übrigens den für die 
Privat⸗ Oekonomie gültigen großentheils gleich find) unter— 
liegt und, wie die Verwaltung, mehr nur Erfahrungs- als 
rationale Kenntniſſe erheiſcht. Wir werden, was uͤber Ver— 
waltung und Verwendung Allgemeineres und fuͤr unſern Zweck 
Nothwendiges zu ſagen iſt, der Hauptlehre, welche nämlich die 
Erhebung oder Herbeiſchaffung der noͤthigen Einnahmen, alſo 
auch die Prüfung ſaͤmmtlicher Einnahmsquellen, zum Gegen— 
ſtand hat, gelegentlich anfuͤgen. Dabei werden wir, ungeachtet 
der Verwerfung, welche mehrere ausgezeichnete Stimmen lins— 
beſondere allerneueſt Malchus) uͤber die Aufſtellung allge— 
meiner theoretiſcher, zumal Rechts-Grundſaͤze fuͤr die Finanz 
ausgeſprochen haben, unſere Lehre ganz vorzugsweis auf ſolche 
Grundſaͤze bauen und zwar allererſt auf jene des Rechts, 
ſodann, innerhalb des von der Rechtslinie umſchloſſenen Kreiſes, 
auf jene der Politik im engern Sinn, d. h. der in Erſtrebung 
des Staatszwecks und in Auswahl und Anwendung der dahin 
zu richtenden Mittel zu beobachtenden Klugheit. Es ſcheint 
uns dabei unnoͤthig, eine eigene, von der Finanzwiſſenſchaft 
im engern Sinn zu unterſcheidende, Wiſſenſchaft unter dem 
Namen Finanzpolitik aufzufiellen, weil die Finanzwiſ— 
ſenſchaft nach unſerm dafür aufgeſtellten Begriff Alles um— 
faßt, was man irgend, ſey es von einem allgemeinen ſey es 
von einem ſpeziellen Standtpunkt, unter der Finanzpolitik 
verſtehen kann, wenigſtens alle dafuͤr maßgebende Grundſäze 
als ihr angehörige in Anſpruch nimmt. 

Eben ſo unterſcheiden wir zwar in der Finanz wie in 
allen uͤbrigen Sphaͤren der Staatswiſſenſchaft die Theorie von 
der Praxis, ohne jedoch darum (mit Malchus) zwei beſondere 
Wiſſenſchaften, namlich die Finanz wiſſenſchaft im engern 
Sinn und die Finanzwirthſchaft oder Finanzverwal⸗ 
tungslehre anzunehmen. 

Die Abgrenzung der Finanz gegen die übrigen Staats— 
disciplinen und Verwaltungszweige iſt durch ihren Begriff 
gegeben. Sie hat hiernach mit der direkten Erſtrebung des 
Staatszwecks nichts zu ſchaffen, ſondern blos indirekt, als 
Oekonomie-Verwaltung, dafür zu forgen, und zwar 
blos durch unmittelbares Herbeiſchaffen oder Bereithalten 
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derjenigen Geld- (oder geldeswerthen) Mittel, deren die 
Staatsgewalt in allen Richtungen ihrer Thaͤtigkeit zur Er⸗ 
fuͤllung ihrer Aufgaben bedarf. Nicht einmal die Feſtſtellung 
ſolches Bedarfs (mit Ausnahme etwa des Gelduͤberſchlags 
oder der Berechnung) iſt ihr Geſchaͤft, ſondern bloß die 
Deckung deſſelben. Daher wird fie wohl, um deſto leichter 
und ſicherer ihre Obliegenheit zu erfuͤllen, bei jener Feſtſtellung 
auf thunlichſte Maͤßigung dringen, doch nimmer mit einer 
entſcheidenden, ſondern blos mit berathender Stimme. 
Denn ſie weiß nicht, was Alles oder wie Vieles nothwendig 
oder nuͤzlich ſey zum Behuf der direkten Zweckerſtrebung, oder 
bat wenigſtens hier durchaus nichts zu beſtimmen (ähnlich 
hierin dem Intendanten oder Rentmeiſter eines großen Hauſes 
oder einer Gemeinde); ſondern es iſt ihre Stellung rein die 
nend; ſie hat blos herbeizuſchaffen, was man von ihr 
8 und zu was immer fuͤr Verwendungen, ſo lange 
naͤmlich das Geforderte nicht mehr iſt, als fie nach Grund⸗ 
ſaͤzen des Rechts und nach faktiſcher Moͤglichkeit herein⸗ 
zubringen vermag. 5 | 

Es haben uͤbrigens die auf dem Wege der direkten Er⸗ 
ſtrebung zu beſchließenden Ausgaben oder Verwendungen aller: 
dings auch eine finanzielle Seite, welche jedoch lediglich 
in dem Intereſſe der Erſparung beſteht, und mit der Be 
urtheilung der Zweckmaͤßigkeit oder Nothwendigkeit der Aus: 
gaben an ſich durchaus nichts gemein hat. Jede Ausgabe an 
ſich iſt finanziell nachtheilig; denn ſie vermindert die Summe 
der disponiblen oder herbeigeſchafften Fonds; nur verglichen 
mit einer andern und groͤßern, welche etwa gleichzeitig in 
Frage ſteht, oder mit dem, in Folge der Nichtausgabe etwa 
zu erwartenden, ſonſtigen pekuniaͤren Nachtheil kann ſie als vor⸗ 
theilhaft erſcheinen. 

Die Erſparung nehmen wir gleichwohl nicht in den Kreis 
der finanziellen Aufgabe als eine eigene oder beſondere Thätig- 8 
keit auf; denn in der Obliegenheit des Herbeiſchaffens 
und Bereithaltens iſt jene des Sparens, jn ſo fern 
durch Rath oder That ein ſolches moͤglich iſt, ſchon enthalten 
und die Richtung auf das Sparen nothwendig verbunden 
mit jener auf das Haben, namentlich mit jener auf das 


* 
\ 


ſtaͤts genug Haben zu thunlichſt befriedigender Deckung 
jedenfalls ſehr großen Bedarfs. 


Die finanzielle Sparſamkeit, welche die oͤffent— 5 


lichen Gelder zu Rathe haͤlt, um daran niemal Mangel 


zu leiden, iſt hiernach verſchieden von der ſtaats wirt h⸗ 


ſchaftlichen (im weiten Sinn), welche naͤmlich im Intereſſe 
der Erhaltung und Emporbringung des allgemeinen und indi— 
viduellen Wohlſtandes die oͤffentlichen Ausgaben und hiemit 
auch die Forderungen an die Buͤrger thunlichſt beſchraͤnkt. 
Thut ſie es jedoch aus dem Grund, um die Quelle, woraus 
die offentlichen Gelder allernaͤchſt zu ſchoͤpfen find, naͤmlich 
die Steuerfähigkeit der Bürger zu ſchonen und für die 
Zukunft oder etwa fuͤr Faͤlle eines groͤßern außerordentlichen 
Bedarfs in hinreichender Kraft zu erhalten, ſo nimmt ſie 
gleichfalls einen finanziellen Charakter an. Geſchieht end— 
lich das Sparen aus Gründen des allgemeinen Staats- 
rechts, wornach ein Mehreres von den Buͤrgern zu verlangen, 
als der Staatszweck wirklich erheiſcht, unzulaͤſſig iſt; ſo iſt 
das Prinzip dieſes Sparens auf die Beſtimmung der Steuer— 
ſumme allerdings von entſcheidendem Einfluß und inſoweit 
der Finanz angehoͤrig, die wirkliche Feſtſezung jedoch, 
was oder wofür gefordert werden ſolle, nicht Sache der 


Finanz, ſondern uͤberhaupt der Politik oder der den— Staats 
zweck direkt verfolgenden einzelnen Staatsdisciplinen oder 


Gewaltſphaͤren. * 

Im ganz einfachen Zuſtand der bürgerlichen Gefell- 
ſchaft giebt es keine Finanz. Der vffentlichen Bedürfniffe 
giebt es in ſolchem Zuſtand nur wenige, und ſie werden be— 
friediget durch unmittelbare Leiſtung der Buͤrger, bald ge— 
meinſchaftlich, bald durch einen Reihedienſt. Die Naturalien, 
deren man etwa bedarf, werden zuſammengebracht entweder 
aus den nach Weiſe der Privatwirthſchaft verwalteten oͤffent— 
lichen Guͤtern, oder durch unmittelbar von den Buͤrgern einge— 
forderte Lieferungen. Solche einfache Fuͤhrung des Staats⸗ 
haushaltes kann noch nicht Finanz genannt werden. Erſt von 
der Zeit an, da man es fuͤr bequemer fand, an die Stelle der 
Naturalleiſtungen der Buͤrger Geld-Entrichtungen treten zu 
laſſen und ſodann mit dem zuſammengebrachten Gelde die 


— 
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öffentlichen Beduͤrfniſſe zu en BERN die eigentliche Finanz, 
welche jedoch fuͤglich auch die aus der alten Zeit etwa noch 
uͤbriggebliebenen Naturalleiſtungen als ihr angehoͤrig oder ihr 
unterworfen betrachten mag, zumal in ſo fern ſolche Leiſtungen 
als nach einem Geldwerth anzuſchlagende, daher nach den 
fuͤr Geldbeitraͤge guͤltigen Grundſaͤzen zu regulirende, Beiträge 
erſcheinen. 

Mit der Entſtehung der Finanz, ſo angemeſſen ſie den 
neuern Staatsverhaͤltniſſen, ja ſo nothwendig ſie fuͤr einen 
irgend complicirten Staatshaushalt iſt, ſahen die Volker eine 
früher nicht oder doch nur wenig gekannte Gefahr uͤber fi 


0 hereinbrechen, die Gefahr naͤmlich, daß unter dem Titel des 


offentlichen Bedarfs unverhältnißmäßig viel gefordert, 


daß ihre Habe den ſteigenden Geluͤſten oder den einſeitigen 


Herrſcherintereſſen der Machthaber preisgegeben, ja, daß da 
durch der Begriff des Eigenthums gegenuͤber der Staats— 
gewalt faſt aufgehoben werde. Freilich gab es auch mitunter 
ganz maßloſe Verſchwendungen von aufgebotenen Kräften 
und Naturalleiſtungen der Voͤlker. Die aͤgyptiſchen Py⸗ 
ramiden ſind davon ein ſchlagendes Beiſpiel. Doch laſſen 
ſolche Leiſtungen ſich nicht fo leicht accumuliren und nicht fo 
leicht zu geheim bleibenden Beſtimmungen, uͤberhaupt nicht ſo 
leicht zu mancherlei Genuͤſſen verwenden, als das Geld. Das 
Verlangen nach dieſem lezten, da es in den groͤßten Maſſen 
aufgeſpeichert und zu was irgend fuͤr gegenwaͤrtige oder zu⸗ 
kuͤnftige, perſoͤnliche nicht minder als öffentliche Beduͤrfniſſe 


oder Zwecke verwendet werden kann, laͤßt die Steigerung 


in's Unbegraͤnzte zu, ja hat faſt naturgemäß eine Richt— 
ung in's Unbegraͤnzte. Es thut hiernach dringend Noth, 
demſelben einerſeits durch Grundſaͤze des Rechts und der 
Klugheit und anderſeits durch conſtitutionelle Formen 
die dem Mißbrauch ſteuernden Schranken zu ſezen. Die Richt— 


a ung nach dieſem Ziele ift eine Hauptaufgabe einer dem edlern 


Zeätgeiſ huldigenden Finanzwiſſenſchaft. 
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F. 2. 
Von dem finanziellen Ertrag eines Landes oder Volkes. 


— — 


Nichts iſt gewoͤhnlicher, oder in der Praxis haͤufiger vor— 
kommend, als die Schaͤzung des finanziellen Ertrags 
eines Landes, theils an und fuͤr ſich als ſtatiſtiſche Merkwuͤrdig— 
keit, theils insbeſondere als Baſis der Werthſchaͤzung eines 
Landes bei Faͤllen der Erwerbung oder Abtretung oder des 
Tauſches u. ſ. w. Den Berechnungen dieſer Art aber liegen 
meiſt nicht nur vielfache Unbeſtimmtheiten, ſondern Bar 
Verkehrtheiten zu Grunde. | 

Fragt man, wie groß ift der Ertrag eines Landes 
fuͤr irgend eine dritte, vom Land oder Volk verſchiedene 
Perfoͤn lichkeit, fo iſt die Frage eine beleidigende, eine 
die Würde der Volks perſoͤnlichkeit ſchwer verlezende. Nur 
Dinge, die nach Sachenrecht beſeſſen werden koͤnnen, welche 


demnach fuͤr's eigene Intereſſe zu bewirthfchaften, einem Bez + 


ſizer zuſteht, koͤnnen dergeſtalt als Ertrag abwerfend betrachtet 
und berechnet werden. Wir koͤnnen alſo nur fragen; wieviel 
ertragt ein Land oder ein Volk feiner eigenen Regier— 


ung, d. h. alſo ſich ſelbſt, weil die eigene Regierung nur 


in feinem Intereſſe errichtet iſt und beſtehen ſoll, und eben 
ſo die Ausgaben, zu deren Deckung nach dem Ertrage gefragt 
wird, nur dem oͤffentlichen Intereſſe dienen ſollen. 

Aber auch die Frage: wie gro? iſt das Ertraͤgniß eines 
| Landes für bereits beſtimmte oder fuͤr moͤgliche Verwendung 
zum oͤffentlichen Beduͤrfniß oder Wohl, kann mehrere 
Bedeutungen haben, und die genaue Unterſcheidung thut hier 
Noth. Man kann fragen oder berechnen, wie viel Einkuͤnfte 
ein Land wirklich, d. h. nach einem gegenwaͤrtig fak— 
tiſch beſtehenden Finanzverwaltungs- und Steuer-Syſteme 
in die oͤffentlichen Kaſſen liefere. Man kann aber auch fragen, 
wie hoch der mögliche Ertrag ſich belaufe, d. h. wie hoch 
er etwa — ohne Abbruch der Nachhaltigkeit, weil der Begriff 
des Ertrags das Fortlaufen oder die Nachhaltigkeit in ſich 
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ſchließt — gefteigert werden koͤnne, theils durch Verbeſſerung 
der Adminiſtration theils aber und vorzüglich durch vollſtaͤn⸗ 
digeres Ausſchoͤpfen der Quellen, woraus er fließt oder gewon⸗ 
nen werden kann. Diefe Möglichkeit ift dann entweder eine 
blos phyſiſche, d. h. eine von Ruͤckſichten des ſtrengen 
Rechtes und der edlern Politik losgetrennte, oder aber 
eine durch jene Ruͤckſichten naͤher beſtimmte und beſchraͤnkte. 

Von der Frage, wie viel ein Land ſich Selbſt in dem 
Sinn ertrage, daß darunter die Maſſe der Befriedigungsmittel 
der individuellen nicht minder als der oͤffentlichen 
Beduͤr fniffe verſtanden werde, kann hier nicht geredet werden, 
weil ſie eine rein nationaldko nomiſtiſche nicht aber eine 
finanzielle iſt. | | 

Von den obigen in den Bereich der Finanz gehörigen | 
Fragen ift, wenn von konkreten Verhaͤltniſſen geſprochen wird, 
nur die erſte einer genauen Beantwortung empfaͤnglich. Die 
in jedem geordneten Staat daruͤber vorliegenden Rechnungen 
geben Jedem, der davon Einſicht nehmen kann oder darf, die 
beſtimmte Darſtellung. Aber den wahren finanziellen Werth 
eines Landes, d. h. ſeine Ertragbarkeit, die etwas ganz 
anderes iſt, als fein gegenwärtiges Ertraͤgniß, zeigen fie 
ihm nicht. Es kann der Ertrag durch ein kuͤnſtliches oder ruͤck— 
ſichtloſes Steuerſyſtem auf eine Hoͤhe geſchraubt worden ſeyn, 
die den National⸗Wohlſtand mehr oder weniger ſchnell zerſtoͤrt, 
und alſo auch mehr oder weniger ſchnell zum finanziellen 
Bankerotte, oder doch zur Nothwendigkeit, die Finanzfor— 
derungen weſentlich zu beſchraͤnken, fuͤhrt. Und hinwieder kann 
es ſeyn, daß der gegenwaͤrtig in die oͤffentlichen Kaſſen flieſ— 
ſende Ertrag den wirklichen Kraͤften eines Landes noch bei 
weiten nicht gleich kommt, und alſo auch eine bedeutende 
Steigerung ohne der Nachhaltigkeit Abbruch zu thun, gar 
wohl moͤglich iſt. 

Nicht alſo auf den wirklichen Ertrag, fondern vielmehr“ 
nur auf die Ertragbarkeit eines Landes kaͤnn der wiſſen⸗ 
ſchaftliche Sinn unſerer Frage gerichtet ſeyn. Es wird jedoch 
dabei keineswegs behauptet, oder zugeſtanden, daß der Staats— 
gewalt oder gar nur der Staatsregierung im engern 
Sinne unbedingt die Befugniß zukomme, die Ertragbarkeit 
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zum wirklichen Ertrag zu machen; ſondern es bezeichnet das 
etwa in's Klare zu ſezende Maß der Ertragbarkeit nur die 
Grenze, bis wohin und weiter nicht die finanziellen Forder— 


ungen der Staatsgewalt ſich erſtrecken koͤnnen, ohne der Nach- 


haltigkeit Abbruch zu thun, doch ohns ſich auch ſo weit er— 
ſtrecken zu duͤrfen, es ſey denn, daß die wahren Beduͤrf— 
niſſe der Geſellſchaft, oder der klar vorliegende mar 
wille derſelben es erheiſche oder rechtfertige. 

Das hoͤchſte Maß des phyſiſch ‚möglichen Ertrags eines 
Landes iſt gleich der Summe der Nationale Produktion 
nach Abzug der zur Erhaltung faͤmmtlicher National 
glieder, d. h. zur Befriedigung ihrer nothwendigen Beduͤrf— 
niſſe, erforderlichen Maſſe von Werthen. Nachhaltig jedoch 
kann ein ſolcher Ertrag nur ſeyn, wenn es moͤglich iſt, denſel— 
ben zu beziehen, ohne dadurch Kraft, Muth oder Luſt zur 
kuͤnftigen Produktion bei den Produzirenden zu ſchmaͤlern. 

Das hoͤchſte Maß des rechtlich moͤglichen Ertrags eines 
Landes iſt jenes, welches ſtatt finden kann ohne Verlezung des 
Prinzips der geſellſchaftlichen Gleichheit, d. h. der, nur 
im Verhaͤltniß des Empfangs oder der Theilnghme jedes 
Einzelnen an den Wohlthaten des Gemeinweſens, von den Mit— 
gliedern deſſelben zu fordernden L Leiſtung. 

Das hoͤchſte Maß der politiſch, d. h. unbeſchadet den 


politiſch en Intereſſen zu benuͤzenden Ertragbarkeit eines 


Landes beſteht in der, nicht nur ohne Verkuͤmmerung der Nach⸗ 
haltigkeit, ſondern auch ohne Hemmung des Fortſchrei— 
tens zum National-Wohlſtand, moͤglicherweiſe einzubringenden 
Summe der Einkuͤnfte. Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß 
nur vom laufenden oder als fortdauernd zu betrachtenden 
Einkommen die Rede ſey, mithin unbeſchadet der, in außer⸗ 
ordentlichen Faͤllen, etwa der Erhaltung willen, noͤthigen 
Steigerung der Einaahme, und auch unbeſchadet der Wer: 
gleichung des unmittelbar zum Voranſchreiten zu bringenden 
Nationglwohlſtandes mit noch höheren politiſchen d. h. alſo 
materiellen wie ideellen, Intereſſen. 

Auch das Maß des phyſiſch oder abſolut mögliche 
Ertrags läßt einige Berechnung zu, in fofern man den früher 
(Nationalökonomie F. 11) beruͤhrten Berechnungsarten des 


. 
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Nationaleinkommens Zutrauen ſchenkt. Abſolut moglich 
iſt es naͤmlich, Alles das fuͤr oͤffentliche Zwecke zu verwenden, 
was, nach beſtrittenen oder befriedigten Erhaltungsbeduͤrfniſſen 
aller Einzelnen im Volk, von der Maſſe der Jahresproduktion 
(der Natur und der Lrbeit) noch erübrigt. Allein wahrhaft. 
praktiſch iſt eine ſolche Berechnung nicht, wenigſtens nicht 
für einen fortwährend zu hoffenden Ertrag, hoͤchſtens fur 
Falle einer vorübergehenden Noth, wo für die Erhaltung 
des Vaterlandes, uͤberhaupt fuͤr die heiligſten Intereſſen 
der Nation eine außerordentliche, die Geſammtkraft ganz 
und vollſtaͤndig in Anſpruch nehmende Anſtrengung nothwendig 
iſt, und von der Volksbegeiſterung willig gemacht wird. Fuͤr 
das Laufende aber, d. h. für einen als nachhaltig und fort- 
dauernd zu gewinnenden Ertrag iſt jene Berechnung unfrucht⸗ 
bar, weil, wenn man von Allen Alles, deſſen ſie irgend ent— 
behren koͤnnen, für den Staat in Anſpruch nahme, aller Unter⸗ 
ſchied des Reichthums und der Armuth, mithin alle Realitaͤt 
oder aller Begriff des Reichthums und der Erwerbung, alſo 
des Eigenthums, verſchwinden und dergeſtalt auch aller Sporn 
zu der das felbfeigene Conſumtionsbeduͤrfniß uͤberſteigenden 
Produktion oder Erſparung aufhören, daher in Baͤlde gar kein 
Ueberſchuß der Produktion uͤber die nothwendige Privatcon— 
ſumtion, alſo gar kein Ertrag für offentliche Zwecke mehr 
vorhanden ſeyn wuͤrde. 

Uebrigens auch angenommen, daß das hoͤchſte Maß der 
abſoluten Moͤglichkeit wenigſtens eine theoretiſch richtige 
Idee ſey, deren vollſtaͤndige Verwirklichung zwar, wie die eines 
jeden Ideales, niemals zu hoffen, welcher jedoch in der Aus— 
fuͤhrung thunlichſt nahe zu kommen die wuͤrdige Aufgabe 
eines tuͤchtigen Finanzminiſters ſey; ſo iſt gleichwohl noch 
mancherlei Unbeſtimmtheit ihr anklebend, und daher auch nur 
die annaͤhrende Schaͤzung des auf fie begründeten Ertrages 
von mancherlei Unterſcheidung konkreter Verhaͤltniſſe abhaͤngig. 
Ein weſentlicher Unterſchied beſteht vorerſt darin, ob der in 
Frage ſtehende Ueberſchuß der groͤßtmoͤglichen Produktion uͤber 
die möglich geringſte Privatverzehrung in wirklichen Pro— 
dukten oder in Geld an den Staat abgeliefert werden ſoll. 
Im erſten Falle naͤmlich wuͤrde allerdings die thunlichſte Ver⸗ 
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minderung der Privatkonſumtion den Vorrath an disponibeln, 
mithin nach Verlangen auch an den Staat abzugebenden, 
Produkten entſprechend vermehren, und der Staat (hier zu ſei— 
nen produzirenden Mitgliedern in dem Verhaͤltniß eines Fa— 
brikherrn zu ſeinen Arbeitern ſtehend) wuͤrde ohne der Nach⸗ 
haltigkeit Abbruch zu thun, Jahr fuͤr Jahr den in ſeine Ma— 
gazine gelegten Produktenuͤberſchuß fuͤr oͤffentliche Beduͤrfniſſe 
im Inland oder im Ausland verzehren koͤnnen. Wuͤrde aber 


der fragliche Ueberſchuß nach dem Geldwerth von der Na⸗ 


tion eingefordert; alsdann ſtuͤnde die Beſchraͤnkung der Privat— 
conſumtion mit der Moͤglichkeit ſolcher Geldzahlung im Wider— 
ſpruch. Denn nur durch den Verkauf feiner Erzeugniſſe 


wird der Produzent in Stand geſezt, eine Geldſteuer zu be⸗ 


zahlen, und — wenn man vom Verkauf in's Ausland abſieht, 
der immer nur zufaͤllig, meiſt auch durch einen ihm wenigſtens 
annähernd das Gleichgewicht haltenden Einkauf bedingt iſt — 
ſo liegt die einzige Hoffnung oder Moͤglichkeit des Abſazes in 
einer großen einheimiſchen Conſumtion. Eine ſolche vermindert 
aber alsdann jenen Ueberſchuß, nach deſſen Habhaftwerdung 
einen Finanzmann etwa geluͤſten moͤchte, und aller noch ſo 
kuͤnſtliche Kalkul wird uͤber den Haufen geworfen durch dieſen 
einzigen Umſtand. — 

Ein gleich wichtiger Umſtand iſt die Art der Verwend— 
ung desjenigen, was auf dem Weg der Beſteuerung den 


offentlichen Kaſſen zufließt, zumal, was die Geldeinnahmen, 


die hier jedenfalls die Regel ſind, betrifft. Wenn die Steuer— 
ſummen fortwährend in's Ausland gingen, oder in Kiſten 
verſchloſſen wuͤrden, alsdann wuͤrde freilich ſelbſt der abſolut 
mögliche Ertrag eines Landes, wofern nicht reiche Bergwerke 
oder hoͤchſt guͤnſtige äußere Handelsverhaͤltniſſe die Geldquellen 
in Fluß erhielten, in kurzer Friſt eine fortfchreitende Verringer— 
ung erfahren und endlich voͤllig verſiegen. Wenn jedoch die 
Steuerſummen durch Verwendung im Inland wieder zuruͤck— 
fließen in's Volk, von welchem ſie erhoben wurden; ſo bilden 
Steuer⸗Zahlung und Wiederempfang blos eine Art von Kreis— 
| lauf, und wenn der Ruͤckfluß, wenigſtens in annaͤherndem 
Verhaͤltniß uͤberall dahin ſtatt findet, von wannen die Steuer 
gekommen, noch mehr, wenn er vorzugsweis zu jenen Klaſſen 
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geſchieht, die ee am meiſten bedürfen, ſo kann die Wieder⸗ 
erhebung derſe lben Steuer in allen folgenden Jahren ohne 
Schwierigkeit wieder geſchehen. Auf dieſen Punkt jedoch, wel⸗ 
cher vielfach beſtritten wird, und auch wirklich mehrere Seiten 
darbietet, werden wir ſpaͤter zuruͤcklommen. (s. unten §. 24.) 

Noch weit minder im Allgemeinen beſtimmbar, noch weit 
mehr von konkreten Verhaͤltniſſen abhängig iſt die Groͤße des 
rechtlich möglichen „höchften Ertrages. Rechtlich moͤglich 
zwar mag in voruͤbergehenden Faͤllen der Noth auch der a b⸗ 
folut möglich hoͤchſte Ertrag ſeyn. Wir reden jedoch hier 
nur von dem als Regel feſtzuſezenden. Das Gefez für die 
rechtliche Moͤglichkeit iſt das Prinzip der Gleichheit, d. h. 
hier der Verhaͤltnißmaͤßigkeit, namlich des nach Ver⸗ 
haͤltniß des Vermoͤgens (woruͤber die Beweisfuͤhrung ſpaͤter 
(F. 18.) folgen wird) zu leiſtenden Beitrags. Welche Quote 
des Privat-Einkommens aber man in ſolcher Vorausſezung 
als von der Steuer-Forderung ergreifbar betrachte, ſo wird — 
auch bei vorausgeſezter gleicher Hoͤhe des Geſammt-Einkom⸗ 
mens mehrerer Nationen oder Voͤlker — der Ertrag einer, ſolche - 
Quote in Anſpruch nehmenden, Steuer unendlich verſchieden | 
ſeyn je nach den Verhältniſſen der Vermdoͤgens⸗ Vertheil— 
ung in dem Volke a, b, oder e. Bei einer annahernd 
gleichen Vermoͤgens-Vertheilung wird auch eine kleine Quote des 
(Jedem nach Beſtreitung des Lebensunterhaltes noch eruͤbrigen— 
den) Einkommens eine weit größere Summe einbringen, als 
eine bedeutend hoͤhere Quote in einem Volk, welches aus 
wenigen aͤußerſt reichen und ſehr vielen armen Buͤrgern (denen 
nach beſtrittenem Lebensunterhalt etwa gar nichts eruͤbriget), 
beſteht. Das ſchon früher (Nationaloͤkonomie H. 23.) aufgeſtellte 
Rechnungsexempel thut dieſes auf's klarſte dar. Denn obſchon 
darin die Verhaͤltniſſe auf eine Weiſe angenommen wurden, 
wie ſie in der Wirklichkeit ſich wohl nicht vorfinden; ſo beweist 
es doch, was hier zu beweiſen iſt, weil naͤmlich in dem Maße 
als die wirklichen Verhaͤ ltniſſe den hier fingirten ahnlich find, 
auch die Folgen davon eintreten muͤſſen. 

Das hoͤchſte Maß des rechtlich moͤglichen Ertrags eines 
Landes iſt hiernach nicht aufzufinden in den, wenn auch noch 
ſo kuͤnſtlichen Berechnungen des Geſammteinkommens 
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einer Nation, ſondern es ſezt ſeine Beſtimmung noch weiter 
voraus, eine genaue Kenntniß der Vermoͤgens-Vertheil— 
ung unter die Klaſſen und Individuen der Nation, eine Kennt⸗ 
niß, welche ſich zu erwerben die Finanzmaͤnner in der Regel 
verſchmaͤhen, weil vielen nicht das Recht, ſondern nur die 
phyſiſche Moͤglichkeit des Habhaftwerdens als Prin⸗ 
zip gilt. Uebrigens wird die rechtliche Möglichkeit des Er— 
trags, d. h. die Rechtsforderung der Zahlenden noch nicht 
befriedigt durch die Gleichheit der Vertheilung, ſondern es gehoͤrt 
dazu noch ein, die Nothwen digkeit oder Zweckmaͤßig⸗ 
keit der Ausgaben nicht uͤberſteigendes Maß. Das 
zuverlaßigſte Kriterium dafür iſt der freie Geſammtwille 
des Volkes. Die durch den Herrſcherwillen beſtimmten 
Abgaben fuͤhren immer den Verdacht, und die uaͤchſtliegende 
Gefahr des Uebermaßes mit ſich. Auf dieſen Punkt jedoch 
werden wir zuruͤckkommen. 

| Am unbeſtimmteſten ift das Maß des nach politiſch en 
Gruͤnden zu beſtimmenden Ertrags eines Landes, d. h. der von 
den Buͤrgern einzufordernden— Beitraͤge. Hier haͤngt Alles von 
konkreten Verhaäͤltniſſen ab und von der vernünftigen 
Abwaͤgung der auf dieſelben ſich beziehenden oder durch die— 
ſelben beſtimmten allgemein politiſchen (ob materiellen oder 
ideellen Intereſſen, gegenuͤber der blos finanziellen. Gegenwart 
und Zukunft, voruͤbergehendes und bleibendes Intereſſe, un— 
mittelbarer Gegenſtand der Ausgaben und unmittelbare Baſis 
der Beſteuerung, ja die geſammte einheimiſche und auswaͤrtige 
Lage der Dinge koͤmmt hier in Betrachtung, und bei der Viel— 
ſeitigkeit der hier objektiv und ſubjektiv ſich darbietenden Gruͤnde 
der Beurtheilung, welche den mannigfaltigſten Widerſtreit der 
Anſichten unvermeidlich macht, bleibt, wie wir oben bemerkten, 
kaum ein anderes Mittel zur Erforſchung des Zulaͤßigen oder 


Raͤthlichen übrig, als die Einholung des freien Geſammt-⸗ 


willens der Nation, d. h. der Erklaͤrung derſelben durch 
moͤglichſt zuverläßige Repraͤſentanten und Stimmfuͤhrer. Solche 
Einholung iſt alſo nicht minder durch ne Politik geboten 
als durch das Recht. 

Wir haben bei dieſer Eroͤrterung immer nur den aus den 
Beitraͤgen der National-Glieder zu erhebenden Landes— 


Y 
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ertrag im Auge gehabt. Es giebt jedoch ih, eine andere, 
ja der Reihenfolge nach jenen Beiträgen vorangehende Quelle 
deſſelben, naͤmlich das der Geſammtheit oder dem Staat 
privatrechtlich zuſtehende Beſizthum, die Domaine 
im weiten Sinn dieſes Wortes, alſo mit Einſchluß derjenigen, 
ſogenannten Regalien, welche eigent lich bloße Benuͤzungs⸗ 
arten der Domaine ſind. Es laͤßt ſich ein Zuſtand denken, und 
er iſt ſelbſt hiſtoriſch nicht felten da geweſen, wo der Ertrag 
ſolcher Domaine hinreichend und noch mehr als hin— 
reichend iſt, den finanziellen Staatsbedarf zu decken. Der 
Ertrag ſolches Geſammtgutes (oder auch dem Fuͤrſten als 
Fuͤrſten zuſtehenden Gutes) laßt nun freilich eine Berechnung 
gar wohl zu, demnach auch eine Vergleichung mit dem gleich— 
artigen Ertrag eines andern Landes, und iſt im Grund der 
einzige Faktor des oͤffentlichen Einkommens, welcher bei Länder— 
Erwerbungen oder Vertauſchungen einen beſtimmten Werth 
Anſchlag erlaubt. Die Steuern nämlich zahlt ja das 


Volk ſich Selbſt, und ſie ſind, wenn man auch die Regier— 


ung als Glaͤubigerin, d. h. eine ſelbſtſtaͤndige Steuerforderung . 


ausuͤbend, betrachten wollte, doch im Maße rechtlich auf 
das Beduͤrfniß beſchraͤnkt, d. h. fie ſollen nie ein 
tehreres ertragen, als nothwendig iſt zur Beſtreitung des 
wahren Staatsbedarfs. Sie werfen alſo keinen beliebig zw 
verwendenden, nach Abzug der damit zu beſtreitenden Ausgaben 
noch eruͤbrigenden, Ertrag ab, und wenn ſie auch bei einem 
großen Volk ein Mehreres abwerfen, als bei einem kleinen, 
und bei einem reichen (und eben darum auch geſteigerte Staats⸗ 
Beduͤrfniſſe habenden) Volk ein Mehreres als hei einem armen 
(eben darum auch in einfachern Staats Verhaͤltniſſen lebenden); 
ſo ſind ſie doch nirgends mehr oder ſollen doch nicht mehr 
ſeyn, als blos das Deckungsmittel des Bedarfs, mithin 
uͤberall daſſelbe, d. h. in gleichem Verhaͤltniß zum jedes— 
maligen Bedarf eines jeden Staates ſtehend, nicht aber eine 
poſitive und ſtaͤndige, hier mehr, dort weniger ergiebige oder 
nach einer beſtimmten Summe zu ſchaͤzende N 
quelle. ö 
Nach dieſen Anſichten, oder von dem Standpunkt, welchen 
wir genommen, erkennen wir zwar wohl einen finanziellen Ertrag 
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von Domainen, d. b. von privatrechtlich beſeſſenem Ge⸗ 
ſammtgut, den auch von Regalien, inſoferne derſelben 
irgendwo zum Zweck eines ſolchen Ertrages wirklich beſtehen, 
endlich auch einen zu berechnenden Ertrag beſtimmte r fo 
oder anders regulirter oder zu regulirender Steuern: aber 
einen Geſammt-Ertrag oder eine Geſammt-Ertragbar— 
keit eines Landes oder eines Volkes, kennen wir vom 
Standpunkt unſerer Finanzlehre nicht. Wohl hat ein ſolcher 
nationalödkonomiſtiſch eine rechtlich unbedenkliche — wie⸗ 
wohl ziemlich ſchwankende und unklare —Bedeutung; finanziell 
aber nicht. Denn nur, was nach bezogenem Ertrag der Do— 
mainen und Regalien noch weiter nothwendig iſt zur Be 
ſtreitung des Staatsbedarfs, oder was hiezu von den Steuer— 
pflichtigen frei bewilliget wird, iſt Ertrag fuͤr die Finanz; 
was aber noch ſonſt im Lande produzirt, oder an Einkommen 
gewonnen wird, gehört nicht' mehr der- Finanz, oder den 
offentlichen Kaffen, ſondern den Einzelnen an. 


§. 3. 
Eiuthei lung. 


———— — 


Ohne die von andern Schriftſtellern gewaͤhlte Eintheilung 
der Finanzlehre einer Kritik zu unterwerfen oder zu tadeln, 
beſchraͤnken wir uns darauf, die nach unſerem Zweck oder von 
unſerem Standpunkt uns paſſend erſcheinende hiemit aufzu— 
ſtellen: 


Wir geben der Finanzlehre a) einen mts elfen 


b) einen formellen Theil. Beide find zugleich theoretiſch 

und praktiſch, wiewohl bei dem erſten das Theoretiſche, bei 

dem zweiten das Praktiſche vorherrſcht. | 
Rotteck's Vernunftrechtslehre. IV. | 16 


. 


ER Der materielle Theil hat zum Segenftand * Lehre 1 
von den unmittelbaren Quellen der Beſtreit⸗ 
ungs mittel des Staats-Bedarfs, und zwar zur 
voͤrderſt des ordentlichen, dann aber auch des außer— 

ordentlichen. Er beſchaͤftiget ſich demnach mit der 
Aufſtellung der Grundſaͤze fuͤr die Verwaltung der Do⸗ 
mainen oder des der Geſammtheit privatrechtlich an— 
ir ‚gehörigen Gutes oder, wie immer benannten, Beſizthums, 
ſodann jener von den ſogenannten Regalien des Fis⸗ 
kus und endlich der von den Steuern, welche leztere, 
als die nach den heutigen Verhaͤltniſſen weitaus wich⸗ 
tigſte Quelle, auch die ſorgfaͤltigſte Erwägung in Anſpruch 
nehmen, und bei ihrer großen Verſchiedenheit nach 
Prinzip und Gegenſtand einer mehrfachen weitern Ein⸗ 
theilung Raum geben. Bei dem außerordentlichen 
Bedarf werden die Huͤlfsquellen der Gegenwart 
von jenen, welche die Zukunft in Anſpruch nehmen, 
zu unterſcheiden ſeyn. Die Lehre von den Staats⸗ 
Schulden oder von der Benuͤzung des Staatscredits 
und von den Mitteln zu deſſen Erhaltung und Erhoͤh— 
ung iſt demnach hier vorzutragen. Die Vollſtaͤndigkeit 
aber erheiſcht noch weiter, daß, da die bisher aufgefuͤhr— 
ten Quellen und namentlich die Steuern nur Geld 
eintragen, auch noch der unmittelbaren Deckungsmittel 
des — ordentlichen oder außerordentlichen — Staats- 
bedarf?s an Naturalien, d. h. an Sachen oder 
Kraͤften gedacht werde, daß daher von Lieferungen | 
und Staatsfrohnden und endlich auch von us 
der Kriegsmacht geredet werde. 

B) Die formelle Finanzlehre handelt von den Beding⸗ 
ungen und Formen der Finanzthaͤtigkeit im 
Allgemeinen. Sie unterſucht daher zuvoͤrderſt, wie 

der Staatsbedarf dem Recht und der Politik gemaͤß zu 
beſtimmen und feine Deckungs mittel feſtzu⸗ 
ſezen oder zu verwilligen ſeyen. Sie unterſcheidet 
weiter die eigentlichen Staats-Laſten von andern doͤf⸗ 
fentlichen Beduͤrfniſſen, namentlich jenen der Ge» 
meinden, der Bezirke und Provinzen. Endlich 
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ſtellt fie auch für die gefammte Finanz⸗Verwalt⸗ 
ung, für ihre Organiſation und Inſtruktion, 
fluͤr die Verwendung der Einnahmen und für die 
| Rechnungslegung die wichtigern Grundſaͤze auf. Ä 
Die weitern Unterabtheilungen und die genauere Anordd 
nung der hier nur ſummariſch angedeuteten Hauptgegenſtaͤnde 
finden ſich in der Inhalts⸗Anzeige dieſes Buches. 
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Er ſter dau ee 


Materielle Finanzlehre. 
(Lehre von den unmittelbaren Quellen der Staats⸗Einnahmen oder 
ee der Befrieniaungemittel feines Bedarfe). 


Erſter Ab ſchnitt. 


Von den Domainen. 


, | 
Begriffsbeſtimmung. 


A 


Unter der Benennung Domainen faffen wir Alles dem 
Staat privatrechtlich angehoͤrige Gut zuſammen, alſo 
nicht allein liegende Gruͤnde oder Realitaͤten von was 
irgend fuͤr einer Art und auf privatrechtlichen Titeln (in der 
That oder angeblich oder vermoͤg Rechtsdichtung) ruhende 
Grundrechte, ſondern auch alle bewegliche Habe, welche 
als Quelle der Einnahme benuͤzt werden kann, dann auch alle 
Aktivokapitalien oder nuzbringenden Rechte irgend einer 
Art. Nach dem gewoͤhnlichen Sprachgebrauch oder im engern 
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Sinne werden freilich nar Gründe und Grundrechte zur 
Domaine gerechnet; aber der weſentliche Charakter, um den 
es hier ſich handelt, naͤmlich die Eigenſchaft eines dem Staat 
angehoͤrigen privatrechtlichen Beſizthums, welches (durch ſeinen 
Ertrag oder durch ſeine Verwerthung) ein Beſtreitungsmittel 
der Staatsausgaben iſt oder ſeyn kann, iſt nicht nur bei Res 
alitaͤten, ſondern auch bei beweglichem Gut und bei Aktivka⸗ 
pitalien vorhanden. Inzwiſchen bilden die lezten in der Regel 


nur einen verhaͤltnißmaͤßig kleinen Theil des oͤffentlichen Ver- 


moͤgens und ſind demnach auch fuͤr die Lehre von wc n 
| geringerer Wichtigkeit, als die erften. 

| Ob in monarchiſchen Staaten die Domaine ein Pris 
vateigenthum des Fürften (oder des Fuͤrſtenhauſes) ſey, 
wird gefragt, und teutſche Hofpubliziſten ſind nicht angeſtanden, 
dieſe Frage zu bejahen; ja es iſt ſogar in einige Tonſti⸗ 
tutionsurkunden, namentlich in die badiſche, der doktri⸗ 
nelle Saz aufgenommen, daß die Domainen -unbeftreitbares 
Eigenthum des fuͤrſtlichen Hauſes ſeyen; und von gleicher 
Vorausſezung ausgehend hat man denjenigen teutſchen Fuͤrſten, 
welche durch Machtſpruch der Gewaltigen mediatiſirt wurs 
den, ſaͤmmtliche Domainen ihrer ehevorigen Gebiete als Privat— 
eigenthum uͤberlaſſen. Wir ſagen hieruͤber nur fo viel: welche 
Guͤter wirklich privatives Eigenthum des Fuͤrſten (nicht als 
ſolchen, ſondern ſchlechthin als Eigenthuͤmers) oder des fuͤrſt— 


lichen Hauſes find, dieſelben fallen gar nicht unter den von 


uns aufgeſtellten (auch in der Hauptſache überall anerkannten) 
Begriff von der Domaine. Denn Privatgut iſt nicht oͤffent— 
liches Gut; und ſollten in einem und demſekben Gegeuſtand 
beide Eigenſchaften vereinigt anzutreffen ſeyn, ſo waͤre derſelbe 
eben nur in ſofern offeutliches Gut, als er nicht Privatgut iſt. 
In dem Mittelalter und faſt bis auf die neueſten Zeiten 

hat man freilich ſolche Unterſcheidungen nicht ſonderlich genau 
gemacht; eine vielfache Verwechslung, Vermiſchung und Iden⸗ 
tifizirung des oͤffentlichen mit dem Privatrecht bildet einen 
Hauptcharakter des Mittelalters, und eben darum liegt uͤber 
den hier in Frage ſtehenden Verhältniſſen eine ſchwer aufzu⸗ 
loͤſende, faktiſche wie rechtliche, Verwirrung. Es wäre abge— 
ſchmackt, zu laͤugnen, daß den Fuͤrſtenhaͤuſern fo gut wie allen 
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2 


andern Privateigenthum zukomme. Aus der Maſſe der Domai⸗ 


nen, zumal in den teutſchen Staaten, von welchen hier vor⸗ 
zugsweis die Sprache iſt, gehoͤren ſicherlich viele mit vollem 


privatrechtlichen Eigenthum den Fuͤrſten oder den fuͤrſtlichen 


Haͤuſern au. Es ſind ja dieſe teutſchen Fuͤrſtenthuͤmer groͤßten⸗ 


theils nur aus Privatgrundherrſchaften — deren viele allmaͤlig 


durch Erbſchaft, Heirath, Kauf u. ſ. w. auf ein Haus fielen — 


entſtanden. Den Fuͤrſten das Eigenthumsrecht auf die ſolcher⸗ 


geſtalt privatrechtlich erworbenen Hausguͤter beſtreiten zu wollen, 


waͤre gleich thoͤricht als rechtswidrig. Aber die dergeſtalt wahr⸗ 
haft privatrechtlich erworbenenen Guͤter bilden nicht die Ge⸗ 
ſammtmaſſe der Domainen. Wohl mag das urſpruͤngliche 


Allodialgut dazu gehoͤren. Aber das meiſte Lehengut 


ward von den Koͤnigen oder Kaiſern ihren Gewaltstraͤgern als 
ſolchen — theils zur Beſoldung, theils zur. Veſtreitung der 
mit dem Amt verbundenen Laſten und Ausgaben — verliehen. 
Der Titel ſolcher Verleihung aber gehoͤrt rein dem oͤffentlichen 


Recht an, und die dergeſtalt vom Koͤnig verliehenen Guͤter und 


Rechte waren nicht Privateigenthum des Koͤnigs, ſondern an⸗ 


erkanntermaßen Reichs⸗Gut. Hiezu kommen nun die Er⸗ 
werbungen, welche im weitern Verlaufe der Zeiten unter Titeln 
des unbeſtreitbar oͤffentlichen Rechts von den Fuͤrſten ge⸗ 
macht wurden, als namentlich durch Krieg, Friedensſchluß 


und andern vielnamigen Staatsvertrag. Solche Erwerbungen 


zum Privateigenthum des Fuͤrſtenhauſes zu erklaͤren, waͤre 


Stupiditaͤt nicht minder als Servilitaͤt. Aber ſelbſt das etwa 
urſpruͤnglich privatrechtliche Eigenthum des Hauſes hat gleich— 
maͤßig wie das unter Titeln des oͤffentlichen Rechts erworbene, 
Jahrhunderte hindurch zur Beſtreitung der offentlichen Bes 
duͤrfniſſe gedient, und die Eigenthuͤmer oder Inhaber ſolches 
Gutes haben die rechtliche Verpflichtung anerkannt, aus den 
Einkuͤnften deſſelben die Regierungsausgaben, uͤberhaupt die 
Beduͤrfniſſe des gemeinen Weſens zu beſtreiten. Es ſind dem⸗ 


nach dieſe Güter mit ſolcher Beſtreitung wie mit einer hypo ⸗ 


thekariſchen Laſt beſchwert und koͤnnen ſonach nimmer als 
freies oder unbeſchraͤnktes Eigenthum betrachtet werden. End⸗ 


lich liefert auch die, nicht nur in einigen der neuen Conſtitu⸗ 
tionsurkunden ausdruͤcklich enthaltene, ſondern auch fruͤher 


PR theils in dee theils im gewohnheitlichen Recht 
begründete, Feſtſezung, daß ohne Einwilligung der 
Landſtaͤnde (d. h. der Repraͤſentation der Staatsgeſellſchaft) 
keine Domaine veräußert werden dürfe, den Beweis des 
laͤngſt geſchehenen, theils ausdrücklichen, theils thatſaͤchlichen 
Anerkenntniſſes der oͤffentlich-rechtlichen Eigenſchaft der Domaine; 
und die Radizirung der Civilliſte, welche der Regent als 
Regent, mithin vermoͤg offentlichen Rechtes, nicht aber 
als Privateigenthuͤmer, von den Landſtaͤnden bewilligt erhalten 
muß, auf die Domanialeinkuͤnfte, iſt eine weitere Bekraͤftigung 
jenes Anerkenntniſſes. Nach allem dem iſt unzweifelhaft oder 
unbeſtreitbar, daß in den mit dem gemeinſchaftlichen Namen 
der Domaine belegten Gütern zweierlei weſentlich verſchie— 
dene Beſizthuͤmer enthalten ſeyen, einerſeits naͤmlich wahres 
Privatgut des Fuͤrſten oder des fuͤrſtlichen Hauſes und 


anderſeits rein oͤffentliches Gut, d. h. Staatseigen⸗ 
thum. In welchem Verhaͤltniß dieſe beiden Faktoren des 


gegenwaͤrtig mit dem allgemeinen Namen der Domaine ber 

legten Gutes zu einander ſtehen, darüber iſt keine allgemeine 
Regel aufzuſtellen; die konkreten, geſchichtlichen und rechtlichen 
Verhaͤltniſſe der einzelnen Haͤuſer und Staaten muͤſſen hier 
die Entſcheidung geben. Aber die genaue Ausmittlung oder 
juriſtiſch zuverläßige Entſcheidung deſſen, was oͤffentliches Gut 
und was privatrechtliches Fuͤrſtengut iſt, iſt uͤberall mit ſo 
großen Schwierigkeiten, auch Gehaͤſſigkeiten und zum Theil 
| felbft politiſchen Gefahren, verknüpft, daß eine auf dem Wege 


des Vergleichs zu geſchehende Ausſcheidung oder Ver⸗ 


theilung als das wuͤnſchenswertheſte Loͤſungs mittel der Streit— 
frage erſcheint. Der gegenwaͤrtige Augenblick, in welchem die 
Aktien des ſtreng oder abſolut monarchiſchen Prinzips eine 
ſehr große, vor Kurzem nicht einmal geahnete Hoͤhe erſtiegen 
haben, duͤrfte den fuͤrſtlichen Rathgebern als der geeignetſte, 
d. h. ihren Herren vortheilhafteſte, erſcheinen, einen ſolchen Ver— 
gleich zu ſchließen; es iſt naͤmlich moͤglich, daß fruͤher oder ſpaͤter 
die Aktien, nicht eben des antimonarchiſchen wohl aber 
des dem Volksrecht befreundeten conftitutionellsmonar 
chiſchen, Prizes. wieder ſteigen ben und daß alsdaun 
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der REN auf den aden unginfigee Bedingungen müßt | 
nie werben, 


* 


5. 
Von der Erwerbung und der Veräußerung der Domainen, - 


* a j 4 
* vr N 


Man kann ſich den Urſprung der Domainen ſo vorſtellen, 
daß die nachbarlichen Bewohner einer Gegend, als ſie ſich zur 
bürgerlichen oder Staatsgeſellſchaft vereinten, alles noch nicht 
in Privatbeſiz genommene Land zwiſchen und um die 
bereits als Privatgut beſeſſene Gruͤnde zum gemeinſamen Eigen⸗ 


thum, fol glich mit Aufhebung des früher jedem Einzelnen zu⸗ 4 


geſtandenen Okkupationsrechtes erklärt haben, oder auch daß 
eine fruͤher etwa wandernde oder nomadiſch herumziehende 
Horde durch Geſammt-⸗Okkupation eines Landes ſich an⸗ 
ſaͤßig gemacht und von dieſem Land hernach zwar einen Theil 
unter ihre Mitglieder zum Privateigenthum diſtribuirt, 
einen andern Theil auch etwa der freien Geſammtbenuͤzung 
als Allmend hingegeben, einen dritten Theil aber fuͤr ſich 
Selbſt, d. h. zur Verwendung für Geſammtzwecke der Geſell— 
ſchaft oder zur Beſtreitung der oͤffentlichen Beduͤrfniſſe, vor⸗ 
behalten habe. Oder auch, man kann ſich vorſtellen, daß 


die zur buͤrgerlichen Geſellſchaft ſich vereinigenden Inhaber 


ſaͤmmtlicher Ländereien eines Bezirks einen Theil ihres 
Privatbeſizthums der Geſammtheit zum Behuf jener 
Zwecke uͤberlaſſen habe, ſey es in beſtimmt ausgeſchiedenen 
und ihr angewieſenen Ländereien, ſey es durch Statuirung eines 
theilweiſen Miteigenthums oder des Rechtes auf eine Quote 
des Ertrags . B. des Zehents) zu Gunſten der Geſammt⸗ 
heit. Das wie immer entſtandeue Geſammtgut vermehrte 
ſich nun weiter, theils durch privatrechtliche Erwerbungen (als 
durch Kauf, Tauſch, Schenkung u. ſ. w.), theils durch oͤffent⸗ 
lich⸗rechtliche, wie durch Heimfall herren- oder erbloſen Gutes, 


229 


oder zumal durch Krieg und Eroberung, welche lezte nach den 
Rechtsbegriffen einer barbariſchen Zeit nicht nur das öffentliche 
Gut im eroberten Lande, ſondern auch das Privatgut zum Ei— 
genthum des Eroberers machte, ſeit dem Aufdaͤmmern eines 
vernuͤnftigen Voͤlkerrechts jedoch das Privatgut unangetaſtet 
ließ und nur das Öffentliche in Anſpruch nahm. Auch Ver: 
moͤgens⸗Conſiskationen verliehen der Domaine einen ſehr be 
traͤchtlichen, aber freilich meiſt mit der Makel des Raubs be— 
hafteten, Zuwachs, und anch andere Machtdiktate erweiterten 
ihren Umfang. 

Zu dieſen angedeuteten Entſtehungsweiſen der Domaine 
kommen zumal in den teutſchen Staaten, die ſich durch er— 
rungene Selbſtſtaͤndigkeit der koͤniglichen Gewaltstraͤger allmaͤhlig 
bildeten, die ſolchen Gewaltstraͤgern theils als Amtsbeſoldungen, 
theils als Beſtreitungsquellen der Amtsobliegenheiten ange⸗ 
wieſenen Nationalguͤter, und dann, bei der im Mittelalter vor⸗ 
herrſchenden Vermiſchung der oͤffentlichen mit den Privatrech— 
ten, die unter vielnamigen Titeln geſchehene Vermehrung der 
Hausguͤter der regierenden Familien. 

Sc vielgeſtaltig der Urſprung, fo zweifelhaft und wankend 


hiernach die wahre Rechtseigenſchaft des in den einzelnen 


Staaten vorkommenden Domanialgutes, ſo verſchieden auch 
die Behandlungs- oder Verwaltungsweiſe deſſelben. Von feſten 
Rechtsbegriffen, von gelaͤuterten ſtaatswirthſchaftlichen Maximen 
konnte in dem langen Zeitraum der Verwirrung alles Rechtes 


und des Darniederliegens aller Wiſſenſchaft keine Rede ſeyn. 
Die perſoͤnliche Sinnesart des jeweiligen Herrſchers (oder in 


Republiken der jeweiligen Machthaber) und die Gewalt der 


Umſtaͤnde veraulaßten dieſe oder jene Behandlungs- und Ver⸗ 


waltungsweiſe. Doch iſt ſeit Einfuͤhrung des Erbrechtes der 
regierenden Haͤuſer, und zumal in den kleinern Staaten, 
worin die Reichthums-Vermehrung des Regentenhauſes bald 
das Hauptziel des Strebens ward, die auf bleibende Erhaltung, 
Vermehrung und zu ſteigernden Ertrag gerichtete Sorgfalt 
wenigſtens als vorherrſchend erkennbar. In großen und in 
Wahl⸗Reichen zumal, vor allen andern aber im teutſchen 
Reiche, iſt der ſchlechte Haushalt mit dem Domanialgut und 
eine große Verſchwendung der Domainen die Regel. Groͤßere 
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politische Berhältnife n nach auſſen, wogegen die angenbliclichen 


wirthſchaftlichen Intereſſen zuruͤcktraten, ſodann die natuͤrliche 
Geneigtheit, den zeitlichen Beſiz des Thrones zur Bereicher⸗ 9 
ung der Stammesangehdrigen und der perſoͤnlichen Freunde zu 


benuͤzen, erklaͤren ſo maßloſe Verſchleuderung, welche 
endlich die teutſche Nation um ihr gauz es, einſt unermeß⸗ 


liches, Nationalgut gebracht hat. Doch haben die einzelnen 


Theile oder Zweige der großen Nationalfamilie den 


Anſpruch auf das nunmehr unter ihre beſondern Regenten — 


zum Beſiz und Verwaltung — vertheilte Nationalgut nicht 
verloren; und es iſt dieſes ein weiterer Grund, die von den 


Hofpubliziſten hehauptete Eigenſchaft der Domaine als fürft 


liches Privatgut in ihrer Nichtigkeit darzuſtellen. 


Mit dem Eifer der Erhaltung und Vermehrung der, ſchon 
frühe mit fuͤrſtlichem Privatgut verwechſelten, Domaine ging 


die Weisheit ihrer Verwaltung nicht gleichen Schritt. Erſt 
in der neuen Zeit, ſeit dem Aufkommen mehr gelaͤuterter oder 


verfeinter ſtaatswirthſchaftlicher Begriffe und Anſichten, hat 


man ſolcher Verwaltung einen wiſſenſchaftlichen Blick zuge— 
wendet; und es iſt dann ſelbſt die Frage aufgeworfen worden, 
ob überhaupt der Domain en-Beſiz für einen Staat vor⸗ 
theilhaft oder ob nicht vielmehr die eee der⸗ 
ſelben raͤthlich ſey. 


Diejenigen, welche die Vera n ßern der Domaine 


empfehlen, ſtuͤzen ſich zumal auf nachſtehende Gründe, Bor: 
erſt bemerken fie, und zwar mit Recht, daß jede vom Staat 

ausgehende, alſo durch oͤffentliche Beamte zu beſorgende Ver— 
waltung was irgend fuͤr einer Wirthſchaft, demnach auch ins⸗ 
beſondere der laͤndlichen Domanial-Wirthſchaft, ſchlecht, d. h. 


durch große Koſtſpieligkeit den reinen und ſelbſt auch den rohen 


Ertrag ſehr vermindernd und noch andere Inconvenienzen mit 
ſich fuͤhrend ſey. Der reine wie der rohe Ertrag der 2 Domanial⸗ 


gruͤnde, wenn ſie von Privateigenthuͤmern verwaltet wuͤrden, 


muͤßte den durch Staatsadminiſtration hervorgebrachten unend— 
lich uͤberſteigen. Die Maſſe der Geſammt-Produktion, mithin 


des Geſammt-Einkommens der Nation, würde dergeſtalt an⸗ 


/ 1 


ſehnlich, vermehrt werden ya Zerſchlagung der ee 
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guͤter in kleinere Privatbeſizthuͤmer, und es würde das Intereſſe j 
der Privat: Wirthfchaften nicht fortwahrend gefährdet werden 
durch die, leicht den Preis verderblich herabdruͤckende, Concur⸗ 
renz mit den großen Verkäufen der Domainen-Adminiſtration. 
Aber nicht nur die Nationalökonomie und nicht nur die 
Staatswirthſchaft im weitern Sinn des Wortes, ſondern auch 
ſelbſt die Finanz, ſagt man, wuͤrde bei Veraͤußerung der 
Domaine ihre beſte Rechnung finden. Denn einerſeits wuͤrde 
das aus dem Verkauf der Domaine zu erloͤſende und ſehr | 
leicht nuzbringend anzulegende Kapital die Stelle des che N 
vorigen Grundbeſizes vertreten, und anderſeits wuͤrde die durch 0 
Verwandlung der Domaine in Privatguͤter erhoͤhte Produktion 
und Bevoͤlkerung, außer dem, der Geſammtheit daraus un- N 
mittelbar zugehenden, Vortheil, auch den Finanzkammern durch 4 
den jezt fortſchreitend ſich erhoͤhenden Betrag der direkten und 
Qindirekten Steuern einen das ehevorige Einkommen aus der 9 
Domaine erſezenden, ja mitunter noch uͤberſteigenden Ertrag H 
abwerfen. 9 
Dieſen theils wahren, theils wenigſtens ſcheinbaren Gruͤn⸗ 9 
den ſtehen jedoch ſehr gewichtige und wie uns duͤnkt entſchei-⸗ 9 
dend uͤberwiegende Betrachtungen entgegen. Das Rechts— 
Bedenken zwar, welches Einige tragen, durch Veraͤußerung der g 
Domainen das, nicht eigentlich oder ausſchließend der gegenwaͤrtigen 0 
Generation (als welcher namlich blos die Nuznießung ge— 4 
bühre) fondern auch der Geſammtheit aller folgenden Ge 
ſchlechter, gehörende Eigentbumsrecht auf die Domaine 9 
zu verlezen, theilen wir nicht; weil die gegenwaͤrtige Generation 
zu den folgenden nicht einmal in irgend einem Rechtsverhaͤlt— ji 
niß ſteht, und nur pofitive Feſtſezung oder Anerkennung | 9 
(wie eine ſolche z. B. bei Privat-Familienfideicommiſſen oder 1 
auch bei Gemeinde-Guͤtern von Seite der Staatsgewalt ſtatt 
findet), die aber, wenn ſie den Staat ſelbſt binden ſollte, von 
einer — nirgends vorhandenen — hoͤhern Autorität als von 
ſeiner eigenen ausgehen muͤßte, koͤnnte ein ſolches, welches ir— 
gend verſtaͤndlich und zumal welches praktiſch giltig waͤre, 
hervorbringen. Nur eine moraliſche und eine Ehren— 
pflicht, und eine aus den beſſern natuͤrlichen Trieben 
hervorgeheude, demnach bei dem vernuͤnftigen Geſammtwillen 


N alſo nicht eigentlich das Recht“ der noch ungebornen Nach⸗ 
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mit Zuverlaͤßigkeit anzunehmende, Richtung iſt es, welche die 
gegenwaͤrtige Generation oder die in deren wahren Sinne han⸗ 
delnden Regierungen abhaͤlt oder abhalten ſoll, das nach feinem 
Zweck zur immerwaͤhrenden Dauer beſtimmte gemeine Wefen 
in einem verſchlimmerten Zuſtande den Nachkommen zu uͤber⸗ 
liefern; und die Nichtachtung ſolcher Pflicht oder ſolcher natuͤr— 
lichen Richtung von Seite der jeweiligen Machthaber verlezt 


kommen, ſondern hoͤchſtens jenes der wirklich lebenden, 
tine der edleren Staatsidee gemaͤße Verwaltung aus eigenem 

Recht fordernden, Mitglieder. Uebrigens iſt Veraͤußerung 

der Domaine nicht eben nothwendig oder ſchon dem Begriffe 
nach eine Verſchlechterung des Staats-Zuſtandes; ſondern es 
iſt der Vortheil oder Nachtheil davon fuͤr die Zukunft wie fuͤr 
die Gegenwart theils abhaͤngig von konkreten Verhaͤltniſſen, 
theils zweifelhaft und ſonach dem ange en Ermeſſen zur 
freien Entſcheidung uͤberlaſſen. 

Als Vortheile des Domainen-Beſizes, demnach als gegen 
deren Veraͤußerung e Gruͤnde erscheine 18 die 
nachſtehenden: | 

Zuvoͤrderſt find die Jutereſſen der Ne also. | 
namentlich die der möglichften Erhöhung des Geſammtertrags 
(ſowohl des rohen als des reinen) eines Landes, und auch die 
Vermehrung der Bevoͤlkerung, nur als Mittel zum eigentlichen 
Staatszweck, naͤmlich Wohlfahrt, alſo auch Wohlſtand, der 
Einzelnen, zu erſtreben, nicht aber auch da, wo ſie oder in 
ſofern ſie mit ſolchem Hauptzweck in Widerſtreit geriethen. 
Ein ſolches koͤnnte nun aber gar leicht der Fall ſeyn mit der 
Veraͤußerung der Domainen zum Behuf der Veranlaſſung eines 
mehr fruchtbringenden Anbaues und einer dadurch zu ſteigern— 
den Bevoͤlkerung. Nicht in der Summe deſſen, was uͤber— 
haupt hervorgebracht wird, ſondern in der Summe deſſen, was 
jedem Einzelnen davon & gute koͤmmt, beſteht. der Wohlſtand dieſes 
Einzelnen. Nun iſt klar, daß von der Domaine oder ihrem 
Ertrag jedem Einzelnen ein Antheil zufließt durch die nach 
ſolchem Ertrag ſich richtende Verminderung der noͤthigen 1 
Steuerſumme; und es wuͤrde, wenn der Ertrag des Staats⸗ 7 
au ſo groß wäre, um daraus ce iche eee 


8 


zu beſtreiten, fir. ſaͤmmtliche Staatsangehörige daraus 5 
Vortheil entſtehen, welcher der Summe der jezt von ihnen zu 


bezahlenden Steuer, die nämlich alsdann hinwegfiele, völlig 


gleich waͤre. Iſt dagegen gar kein Staatsgut vorhanden, ſo 
muͤſſen die Buͤrger die ganze Laſt der oͤffentlichen Ausgaben 
| auf ihre eigenen Schultern nehmen, und ‚werden alſo offenbar 
aͤrmer dadurch. Der Umſtand, daß nun hunderttauſend oder 
auch mehr Privateigenthuͤmer. den bisherigen Domanialboden 
bebauen und demſelben das Doppelte der Fruͤchte, die er bisher 
trug, entlocken, iſt fuͤr die andern Klaſſen keine Entſchaͤdigung, 
wofern die Preiſe der Erzeugniſſe dieſelben bleiben. Entſteht 
aber durch den verbeſſerten Anbau eine Erniedrigung oder 
durch die vermehrte Bevoͤlkerung eine Erhoͤhung des Preiſes, 
ſo werden im erſten Fall die laͤndlichen Produzenten und im 


zweiten die Conſumenten davon den Nachtheil empfinden. 


Alſo niemals unmittelbar, ſondern hoͤchſtens mittelbar, durch 


die Theilnahme an den vom erhoͤhten Geſammtreichthum eines 


Landes abfließenden Folgen, kann den einzelnen Buͤrgern aus 
der Veraͤußerung der Domaine oder aus dem Nichtvorhanden⸗ 


ſeyn einer ſolchen ein Vortheil erwachſen; und es iſt hiernach 


jede Veraͤußerung einer Domaine gewiſſermaßen einer ausge⸗ 
ſchriebenen, allgemeinen Vermoͤgensſteuer zu vergleichen, weil 
fie wirklich einem jeden Bürger einen Theil feines Vermoͤ— 
gens, naͤmlich ſeinen Antheil an dem bisherigen Geſammtgut, 
raubt. Offenbar muß vom Staate gelten, was von einer 


einzelnen Dorf- oder Stadtgemeinde gilt; und da wird doch 


ſicherlich Jeder unter ſonſt gleichen Umſtaͤnden lieber in eine 
Gemeinde eintreten, die ein großes Gemeindegut hat, als in 


eine ſolche, die keines hat. Das Geſammteinkommen der lezten 


d. h. die Summe der auf ihrer Gemarkung erzeugten Fruͤchte 


oder der von ihren ſaͤmmtlichen Mitbuͤrgern bezogenen Ein- 


nahmen mag gar leicht groͤßer ſeyn, als die der andern Ge— 

meinde, die ein großes Gemeindegut und eine geringere Zahl 

von Bürgern hat. Aber als Gemeinde, d. h. als Geſammt— 

perſoͤnlichkeit iſt gleichwohl dieſe reicher als jene. Auch mag 

die, wiewohl nach der Geſammtſumme des Einkommens 

ihrer Glieder reichere, Gemeinde dennoch ungleich mehr Arme 
unter ſich ai, als die andere. 
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Zudem ift es bei, ja gar icht ſchwer, die gerühmten 
Vortheile der Verwandlung der Domainen in Privatguͤter auch 
ohne deren Veraͤußerung zu erzielen, naͤmlich durch das Syſtem 
der Verpachtungen, namentlich der Erb— Pachte, wovon 
gleich unten die Rede ſeyn wird. 

Ein nicht zu uͤberſehender Vortheil des "Dorighuatbefges 
liegt noch in dem Umſtand, daß für den fo leicht eintretenden 
Fall des nothwendigen Schuldenmachens die Domainen eine t 
die Sicherheit der Gläubiger vermehrende Hypothek, demnach — 
zu Befeſtigung und Erhoͤhung des Staatskredits aͤußerſt 
wirkſam, ſind, und daß, gleichfalls in Nothfaͤllen, der alsdann 
zu verordnende Verkauf mitunter eine Aushilfe gewaͤhren mag, 

die ſonſt auf keine andere Weiſe zu erlangen waͤre. | | 

Die Behauptung endlich, daß von den zu Privateigen⸗ 
thum gewordenen Domainen ebenſoviel oder mehr an Steuern 
“möge bezogen werden, als früher der Reinertrag der vom 
Staate ſelbſt adminiſtrirten Domaine abwarf, iſt ein Einge— 
ſtaͤndniß einerſeits eines allzuſchlechten Domainenadminiftrar 
tions⸗ und anderſeits eines allzudruͤckenden Steuer⸗Syſtems; 
abgeſehen davon, daß wenn wirklich auf den Privatgruͤnden 
eine ſo hohe Steuer laſten ſollte, die davon befreiten Doma⸗ 
nialgruͤnde einen vergleichungsweis um deſto hoͤhern e 
abwerfen muͤßten. 

Nicht alſo vermoͤge eines allgemeinen Prinzips, wornach b 
der Domainenbeſiz an ſich als nachtheilig zu achten waͤre, 
koͤnnen wir die Veraͤußerung der Domainen fuͤr raͤthlich erklaͤ⸗ 
ren, ſondern nur ausnahmsweiſe, wenn etwa ein Ueber⸗ 
fluß an ſolchen Domainen vorhanden waͤre, oder in Faͤllen der 
Noth, oder auch nach beſonderer, den Ertrag tief herabdruͤcken⸗ 
der, Eigenſchaft einzelner Domainen. Kleinere Veraͤußerungen, 
Vertauſchungen, Grenzregulirungen u. dgl. koͤnnen ohnehin 
hier nicht in Betrachtung kommen. | 


§. 6. 


Von der Verwaltung der Domainen. 


\ 


Die Selbſtadminiſtration der Domainen von Seite 
des Staates, ſo ſorgfaͤltig man ſie regulire, kontrollire und 
ſe elhſt in's kleinſte Detail feſtſeze, (wie ja ſelbſt Kaiſer Karl M. 
in ae ruͤckſichtlich des Verkaufs der Eier ges 
than), nimmer erſprießlich ſeyn. Hieruͤber ſind heut zu 
Tage alle Staatswirthe einig. Die Adminiſtration, d. h. die 
eigentliche Bewirthſchaftung, bleibt, aus in der Natur der 
Menſchen und der Dinge liegenden Gruͤnden, in der Regel 
ſchlecht, und den groͤßten Theil des gleichwohl erſcheinenden 
Ertrags nehmen die Adminiſtrationskoſten hinweg. Die Selbſt— 
adminiſtration iſt demnach abzuſchaffen, oder nur, wo ganz be⸗ 
ſondere Umſtaͤnde fie raͤthlich oder nothwendig machen, beizu⸗ 
behalten. 

Dagegen bietet die Verpachtung ein nahe liegendes Mittel 
dar, die Nachtheile der Selbſtadminiſtration zu vermeiden, und 
jene Vortheile, welche man von der: Veraͤußerung der Domaine 
ruͤhmt, ſich anzueignen. Ganz beſonders iſt fuͤr Erreichung 
ſolcher Vortheile geeignet der Erb-Pacht, wiewohl auch, zu— 
mel bei kleinern, z. B. nach einzelnen Morgen zu verpachtenden 
Gruͤnden oder unter ſonſt vorkommenden beſondern Umſtaͤnden 


der Zeit⸗ Pacht als vortheilhaft erſcheinen mag, Der zwiſchen 
beiden Arten in der Mitte liegende Vital-Pacht iſt, als ein 


aleatorifcher Kontrakt, für den Staat verwerflich. Freilich 
wird beim Erbpacht — und noch mehr bei der Erbzins— 

verleihung, die da wirklich ſchon eine Veräußerung 
wenigſtens des Nuzeigenthums iſt — das fuͤr den Staat vor— 
behaltene Eigenthums- (oder beim Erbzins wenigſtens 
Obereigenthums-) Recht naturgemaͤß mit dem Laufe der 
Zeit wenn auch nicht in Vergeſſenheit, ſo doch in minder klare 
Erſcheinung und ſelbſt in mindere Rechtsbeſtaͤndigkeit 
treten, da der durch mehrere Generationen fortgeſezte Anbau, 
mehr noch die Verbeſſerung, und etwa theilweis neue Beur— 
barung des, wenn auch blos unter dem Titel des Pachts oder des 
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| Erbzinſes überkommenen, Grundes einen, nicht e 1 
und dem gemeinen Menſchenverſtand gar wohl einleuchtenden, 9 
Rechtsanſpruch auf das volle Eigenthum zu gewähren 
ſcheint; und es find demnach befondere Kautelen und genau 
beſtimmte Ernenerungs > oder Auffrifchungs- Mittel jener vor⸗ 
behaltenen Rechte oder ihres Andenkens noͤthig, um ihre fort- 


dauernde Wirkſamkeit zu ſichern. Auch verdienen überhaupt = 


(was jedoch Feine finanzielle, fondern eine polizeiliche 9 
oder ſtaatswirthſchaſtliche [vergl. oben Nakſor 
mie $$. 28. ff.] Betrachtung iſt) die Erb- Verpflichtungen und 
die Obereigenthums- Vorbehalte die beſondere Gunſt der 
Geſezgebung nicht, und ein dießfalls fuͤr die Domaine zu - 
ſtatuirendes Privilegium (wenn, naͤmlich einmal ſolche Verhaͤlt⸗ 
niſſe für die Privaten abgeſchafft waͤren) würde nicht wohl zu 
billigen ſeyn. Aus dieſen Gruͤnden duͤrfte wohl der in der 
Schule vorherrſchendeu, zumal auch von Jakob, Behr und 
Malchus vertheidigten Lehre von der Vorzuͤglichkeit des Erb— 
Pachts entgegen der Zeit-Pacht, falls er auf laͤngere Zeit, 
z. B. auf 20 bis 30 Jahre geſchloſſen würde, (binnen ſolcher 

Zeit alſo auch uͤbergehend auf die Erben) als noch empfeh- 
lenswerther erſcheinen, und nur die ganz kurzen Pachttermine 
(nicht minder aber auch der Vitale Pacht) zu verwerfen ſeyn. 
Solche (längere) Zeit-Pachte boten den weitern wichtigen 
Vortheil dar, daß die, nach den Veranderungen der Zeitum— 
ſtaͤnde, der Kultur⸗Arten, der Geldpreiſe u. ſ. w. eintretenden, 
oft weſentlichen, Veränderungen (nach dem natuͤrlichen 
Lauf der Dinge meiſt Erhöhungen) des Ertrags oder der 
Ertragsfaͤhigkeit der Güter periodiſch bei Feſtſtellung des Pacht- 


ſchillings koͤnnten beruͤckſichtiget und insbeſondere auch die Fruͤchte 


der von den Paͤchtern vorgenommenen bleibenden Guts-Ver⸗ 
beſſerungen fuͤr den Staat koͤnnten gewonnen werden. Ein 
für alle Fünftige Zeit unabaͤuderlich zu beſtimmender Pacht- 
ſchilling oder Erbzins, wenn er auch nicht in einer fixen 
Geldſumme, fondern in Naturalien oder in dem von 
Zeit zu Zeit neu zu regulirenden Mittelpreiſe der⸗ 


ſelben zu entrichten iſt, wird immer, eine fo kuͤnſtliche Berech? 


nung der wahren Ertragsfaͤhigkeit man ſolcher Beſtimmung zu 
Grunde lege, in der ſpaͤtern Zeit entweder zu hoch oder zu 


/ 
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nieder ſeyn, die immer de neue Preis⸗ Regiliirung | 
a muͤhſelig, ſchwankend und gehaͤßig. 
Moͤge uͤbrigens Zeitpacht, lebenslaͤnglicher Pacht oder Erb⸗ 

acht gewaͤhlt werden (und nach den konkreten Verhaͤltniſſen 
ge wirklich bald eines bald das andere beſſer ſeyn): immer 
ſind dabei noch einige allgemeine Grundſäze, theils 
finanzieller, theils ſtaatswirthſchaftlicher oder allgemein politi— 
ſcher Natur, zu beobachten. Fuͤr's erſte naͤmlich ſollen — 
wenigſtens in der Regel — keine gar ausgedehnte Pachtguͤter 
gebildet, ſondern die Domainen ſoviel thunlich in Theile von 
nicht groͤßerem Umfang zerſchlagen werden, als noͤthig iſt, um 
einer Familie mittelſt des Pachtgewinnes den anſtaͤndigen Un— 
terhalt zu verſchaffen. Sodann wird bei der Auswahl der 
Paͤchter nicht eben blos auf das hoͤchſte Angebot, ſdudern auch 
auf die perſoͤnlichen Eigenſchaften und die Vermoͤgensumſtaͤnde 
des Bewerbers zu ſehen und zur Sicherſtellung aller Pachtbe— 
dingniſſe wie zur Verhuͤtung der Guts-Verſchlechterung die 
geeignete Fuͤrkehr zu treffen ſeyn. Niemals aber ſollen der 
Domaine etwa anklebende, namentlich grundherrliche 
Rechte, welche entweder uͤberhaupt als ſchaͤdlich oder be— 
druckend erſcheinen oder doch in den Haͤnden eines Paͤchters eine 
haͤrtere oder gehaͤſſigere Eigenſchaft annehmen koͤnnen, mit dem 
Grund und Boden in Pacht gegeben, und auch nicht fuͤr ſich allein 
verpachtet werden. Die vielnamigen mittelalterlichen, insbe— 
ſondere die ſogenannten Feudalabgaben, als Frohnden, Zehn⸗ 
ten, Leibeigenſchaftsgefaͤlle, Grundzinſe aller Art, ene 
Weid⸗Gerechtigkeiten u. ſ. w. gehören hieher. Wenn auch d 
allgemeine Abſchaffung ſolcher, meiſt von der Tyrannei . 
nenen und von einer barbariſchen Jurisprudenz mit dem Namen 
von Rechten belegten, Laſten noch nicht geſchehen oder nicht 
thunlich ſeyn ſollte, ſo fordert man doch wenigſtens vom 
Staat, daß er, als Grundherr und demnach zur freieſten 
Verfögung über ſolche Rechte befugt, auf feinem privatrecht— 
lichen Eigenthum, naͤmlich der Domaine, die Abſchaffung vor⸗ 
nehme, und zwar nach den Grundſaͤzen, die wir bereits fruͤher 
(in den kurz zuvor angeführten I.) augefuͤhrt und, wie wir 
glauben, in hinreichendes Licht geſtellt baku, 
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Die mit den Domanialguͤtern haͤufig verbundenen Ge— 
werbs-Gerechtigkeiten und Einrichtungen, als Wirth⸗ 
ſchaften, Brauereien Mahl- und Saͤgemuͤhlen u. ſ. w. eignen | 
ſich gleichfalls zur Verpachtung, ſey es in Verbindung mit 
einem Hofgut, ſey es fuͤr ſich allein. Der Staat ſoll durch— 
aus keine Gewerbe treiben; ; er treibt fie meiſt ſchlecht und ſtoͤrt 
gleichwohl durch feine mächtige Konkurrenz die Induſtrie der 
Privaten. Bei den Verpachtungen ſolcher Gewerbe ſoll Kue | 
das etwa bisher beftandene Monopol wegfallen: | 


> ö. 0 Zu 


Jusbeſondere von den Staats : Waldungen, Bergwerken und Salinen. 


Mag man im Allgemeinen die Veräußerung der Domainen 
fuͤr vortheilhaft und demnach in der Regel fuͤr raͤthlich er- 


klaͤren, fo wird jedenfalls in Bezug auf die Staatswal d⸗ 


ungen eine Ausnahme gemacht werden muͤſſen, nicht eben 
aus finanziellen, wohl aber aus polizeilichen oder auch ſtaats— 
wirthſchaftlichen Gründen. Wir haben in der Polizei wiſſen— 
ſchaft (Bd. III. Polizei-Wiſſenſchaft $. 54.) von der dem Staate 
obliegenden Pflicht, fuͤr die ſichere und fortdauernde Befriedigung 
des fo vielfach wichtigen Holz + Bedürfniffes zu ſorgen, ge 
ſprochen. Er kann aber dieſer Pflicht kaum anders genuͤgend 
entſprechen, als durch Beibehaltung oder, falls er daran Manz 
gel haͤtte, durch Anſchaffung einer wenigſtens den dringendſten 
Bedarf hinreichend bedeckenden, Menge von Forſten in allen 
Theilen des Landes oder wenigſtens durch leichte Communi⸗ 
kationswege (als Fluͤſſe, Kanaͤle oder Eiſenbahnen) auch den 
davon entfernter Wohnenden zugänglich. Wo der Staat dieſes 
Huͤlfsmittel nicht beſizt, da iſt er gezwungen, zu einem dem 
Prinzip nach hoͤchſt bedenklichen Mittel, naͤmlich zur Beſchraͤnk— 
ung des Eigenthums oder des freien Verwaltungsrechts der 
Privatwaldbeſizer feine Zuflucht zu nehmen, was dann gleich- 
wohl dem Zwecke nicht genuͤgt. Denn es koͤnnte wohl auch, wenn 
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in einer Gegend blos einige wenige große Privatwaldbeſizer 
waͤren, durch egoiſtiſche Verabredung unter denſelben eine dem 
wirklichen Mangel, wenigſtens fuͤr die minder wohlhabende 
Klaſſe, in der Wirkung ſehr nahe kommende Vertheuerung des 
Holzes hervorgebracht werden. Das von Inkonvenienzen jeder 
Art freieſte Bedeckungsmittel des Holzbedarfs iſt das Vorhan— 
denſeyn einer hinreichenden Maſſe von Domanialwaldungen. 

Die beſte Art der Bewirthſchaftung ſolcher Waldungen 
lehrt die Forſtwiſſenſchaft, deren Vorſchriften die Finanz nuͤz⸗ 
lich annehmen und in Ausuͤbung ſezen wird. Es mag ſeyn, 
daß wegen der unvermeidlichen Koſtſpieligkeit einer Staats— 
adminiſtration auch die ſorgfaͤltigſt gepflegten Domanialwal— 
dungen mitunter nur einen kaͤrglichen reinen Ertrag abwerfen 
werden; aber das polizeiliche Intereſſe geht hier dem finanziel— 
len voran. Darum vermoͤgen wir auch nicht, der Lehre Ja— 
kob's beizuſtimmen, welcher die Verpachtung auch der 
Staatswaldungen wie der uͤbrigen Domainen (und zwar nicht 


nur die Verpachtung einzelner bereits ſchlagbarer Strecken, d. h. 
den Verkauf des darauf ſtehenden Holzes in Bauſch und Bo— 


gen, ſondern jene von ganzen, in Schlaͤge erſt einzutheilenden, 
Waldungen) anraͤth. Gruͤnde von ſo langſamem Ertrag, als 
die Waldungen abwerfen, koͤnnten jedenfalls nur in ſehr lang— 
wierigen Pacht gegeben werden, und die noͤthigen Vorſichts— 
maßregeln gegen die dem Wächter Vortheil bringende Wald: 
verwuͤſtung, moͤchten leicht einen anſehnlichen Theil der Selbſt— 
adminiſtrationskoſten aufwiegen. Zudem wuͤrde, da zu 
dergleichen Pachtungen nur ſehr Wenige geeignet ſind, 
die Gefahr der monopoliſtiſchen Vertheuerung nicht leicht mit 
Sicherheit vermieden werden koͤnnen. Hat dagegen der Staat 
die Selbſtadminiſtration ſeiner Waldungen beibehalten, ſo 
beſizt er den entſcheidenden und, wenn er will, hoͤchſt wohl— 
thaͤtigen Einfluß auf die Preisbeſtimmung des Holzes, und 


er wird denſelben zwar nicht, wie Behr will, dadurch ausuͤben, 


daß er das Holz um den bloßen Produktions- (d. h. hier Ad— 

miniſtrations⸗) Preis den Privaten nach Maßgabe ihres Be— 

darfes ablaͤßt, ſondern dadurch, daß er fuͤr den Verkauf uͤber— 

haupt einen billigen, d. h. nicht p geſteigerten Preis 
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feſtſezt. Die Idee Behr's, obſchon den volksfreundlichſten 
Richtungen entfloſſen, und obſchon auch nach Umſtaͤnden an- 
wendbar auf die Forſtverwaltung kleiner Gemeinden, wuͤrde 
gleichwohl bei der Anwendung auf einen ganzen und großen 
Staat ein ſolches Heer von Inkonvenienzen herbeiziehen, daß 
bei deren Erwägung nur ſehr Wenige geneigt ſeyn duͤrften, 
dem fraglichen Vorſchlag ihren Beifall zu ertheilen. 
Was die Bergwerke betrifft, ſo gilt fuͤr ſie faſt daſſelbe, 
was fuͤr die Waldungen. Wir reden hier naͤmlich nicht von 
dem Bergwerks-Regal auf dem geſammten Staatsgebiet, 
ſondern nur von den Bergwerken auf dem Domanial— 
Grund. Die Betreibung derſelben hat in der Regel mehr 
ein allgemein ſtaatswirthſchaftliches oder auch politiſches, als 
ein fireng finanzielles Intereſſe; ja es mag, ſelbſt wo 
ſtatt eines finanziellen Vortheils einiger pekuniaͤre Schaden 
fuͤr den Staat aus der Betreibung von Bergwerken hervor— 
geht, gleichwohl ſolche Betreibung als fuͤr die Geſammtheit 
nüzlich erſcheinen. Die Unkoſten der Betreibung naͤmlich flie— 
ßen — ernaͤhrend für eine Menge von Arbeitern — zuruͤck in 
die buͤrgerliche Geſellſchaft, aus deren Mitteln ſie beſtritten 
wurden, und die Bergwerksprodukte ſind dann fuͤr ſich ſelbſt 
die Befriedigungsmittel hoͤchſt wichtiger Beduͤrfniſſe der Ge⸗ 
ſammtheit und der Einzelnen. Privatperſonen, wenn fie Berg 
werke betreiben, koͤnnen nicht dieſelbe Berechnungsweiſe an— 
ſtellen; ihnen iſt nur der Ueberſchuß des Ertrags über die Vor⸗ 
auslagen Vortheil. | 
Auch die Salinen würden der Bearbeitung werth ſeyn, 
ſelbſt wenn ſie keinen pekuniaͤren Ertrag abwuͤrfen, z. B. wenn 
man das fremde Salz um einen gleichen oder ſelbſt etwas ge— 
ringern als den einheimiſchen Produktionspreis erhalten koͤnnte. 
Die Selbſtſtaͤndigkeit der Befriedigung eines ſo weſentlichen 
Beduͤrfniſſes, ſodann die ernaͤhrende Beſchaͤftigung vieler — ſonſt 
vielleicht verdienſtlos bleibender — Arbeiter und die Verhin- 
derung einer fortwaͤhrenden großen Geldausſtroͤmung belohnen 
den Betrieb, wenn auch nicht der allzuduͤrftigen, doch der auch 
nur mäßig ergiebigen Salinen. In der Regel jedoch werfen 
die Salinen den ſie betreibenden Regierungen einen ſehr an— 
ſehnlichen Ertrag ab, und dieſe erhoͤhen denſelben gewoͤhnlich noch 
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durch das für ſich in Anſpruch genommene Salz Monopol, 
wodurch er jedoch die Natur eines Domanial⸗Ertrags ver⸗ 
liert und jene der Regalie oder der Steuer annimmt. Nach 
richtigern Prinzipien ſollte das Salz, wo ſeine Gewinnung 
oder fein Verkauf als Regal betrachtet wird, nicht höher 
hals um den Produktionspreis an Einheimiſche verkauft 
werden. Waͤre dagegen die Salzerzeugung auf eigenem Grund 
und der Salzhandel auch den Privaten frei gegeben, 
ſo wuͤrde das auf den Domanial-Salinen gewonnene Salz gleich 
andern Erzeugniſſen des Domanialbodens unbedenklich ſo theuer 
verkauft werden duͤrfen, als die Geſeze des Zuſammenfluſſes 
mit ſich braͤchten. Wir werden uͤbrigens auf den ſo wichtigen 
Gegenſtand des Salzpreiſes unter der Rubrik der Reg alien 
und unter 7 der Stenern zatüekkemmen⸗ 


. 8. 
Von Aktiv⸗Kapitalien und beweglichem Gut. 


Aktiokapitalien, wo derſelben vorhanden ſind, werden 
im finanziellen Intereſſe wohl am fuͤglichſten zur Tilgung von 
Paſſiven verwendet. Beſteht uͤbrigens fuͤr die lezten bereits 
ein eigener Tilgungsfond und bietet ſich fuͤr die Verwendung 
der Aktiven oder ihrer Zinſen ein polizeilich oder ſtaatswirth- 
ſchaftlich — uͤberhaupt politiſch — wohlthaͤtiger Zweck dar, 
(als Bildung von Kredit- oder Leihkaſſen, Armenfonds, Stu— 
dien⸗ oder Kirchenfonds u. ſ. w.) ſo wird wohl auch ſolche 
Verwendung zu billigen ſeyn. Geſchieht keines von Beiden, 
ſo fließen eben die Aktiv⸗Zinſe, gleich dem Ertrag des übrigen 
Staatsguts, in die zur Deckung der allgemeinen Ausgaben 
beſtimmten Finanzkaſſen. 
Das bewegliche Gut, in ſofern es nicht etwa als Wirth⸗ 
ſchafts⸗Inventarium oder vorhandener Produktions-Vorrath eine 
Zugehoͤr des ani Grundes, Gebaͤudes oder Ge— 
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werbes ift, oder, als zu beſtimmter Verwendung bereit gehal⸗ 
tenes oder zuruͤckgelegtes Einkommen der einzelnen Staats⸗ 
Verwaltungszweige, das ſogenannte Betriebs kapital ders 
ſelben oder gleichfalls derſelben Inventarium ausmacht, kann 
beſtehen in Baarſchaft oder in Koſtbarkeiten oder in wiſſen— 
ſchaftlichen oder Kunſtſammlungen, in der Mobiliar-Ansftattung 
der Domanial⸗Schloͤſſer u. a. m. Solche Beſizthuͤmer werfen 
zwar keinen eigentlichen Ertrag ab, mögen jedoch von vielfa⸗ 
chem öffentlichen Nuzen ſeyn. Auch enthebt ihr Vorhanden⸗ 
ſeyn der ſonſt leicht eintretenden Nothwendigkeit der Anſchaf⸗ 
fung und ſie bieten, falls ſie im Ueberfluß vorhanden ſind, 
durch Verwerthung ein nach Umſtaͤnden ſehr ergiebiges Mittel 
zur Beſtreitung oͤffentlicher Beduͤrfniffe oder zur Deckung der 
Inſufficienz der uͤbrigen Einnahmsquellen dar. Sie ſind alſo 
ohne Zweifel ein integrirender Beſtandtheil der Domaine und 
in ſo weit der Oberaufſicht oder wenigſtens Mitaufſicht des 
Finanz⸗Miniſteriums billigermaßen zu unterwerfen. 

Man hat gefragt, ob auch das Vermögen der ſogenann— 
ten milden und andern Stiftungen zur Domaine gehören. . 
Behr und Andere behaupten es. Doch iſt ſolches Stiftungs⸗ 
gut (als Kirchen-, Studien-, Armen- u. ſ. w. Fonds), in ſo 
fern die Stiftung einen wahren Rechtsbeſtand, d. h. eine 
durch's Geſez geſicherte ſelbſtſtaͤndige Stellung hat, und ſollte 
ſie auch vom Staate ſelbſt ausgegangen ſeyn, kein frei dispo— 
nibles Staatsgut mehr, ſondern jedenfalls ein ſolches, woruͤber 
ſchon dis pon irt worden iſt, und was alſo kein Bedeckungs— 
mittel irgend eines andern Beduͤrfniſſes mehr ſeyn kann. Pri— 
vatſtiftungen aber ſind ſo wenig Staatsgut, als das von 
irgend einem wohlthaͤtigen Buͤrger noch bei Lebzeiten fuͤr ge— 
meinnuͤzige Zwecke verwendete Gut. Und wiewohl dem Staat 
unter gewiſſen Umſtaͤnden das Recht zuſtehen mag, Stiftungen, 
die gemeinſchaͤdlich geworden, aufzuheben und ihr Vermoͤgen 
zur Staatskaſſe einzuziehen; ſo wird doch ſolches Vermoͤgen 
erſt durch die wirkliche Einziehung zum Staatsgut, war es 
aber nicht ſchon fruͤher; ſo wie ja auch gemeines Privatgut, 
wenn es erblos wird, Staatsgut werden kann, ohne darum 
ſolches auch ſchon fruͤher zu ſeyn. 

Freilich wird das F Finanz⸗ Miniſterium bei hen Voranſchlag 


0 


263 
der Staatsausgaben auf die zur Deckung gewiſſer Zweige des 
Bedarfs, unabhaͤngig vom eigentlichen Staatsgut, vorhandenen 
Deckungsmittel, welche eben in den fraglichen Stiftungen liegen, 
Bedacht zu nehmen haben. Aber obgleich wirkſam zur Ver— 
minderung des Bedarfs find doch die Stiftungen darum 
nicht eigentliche Einnahmsquelle und ſomit auch kein 

Theil der Domaine. | | 


Zweiter Abſchnitt. 


Von den Regalien. 


§. 9. 


Begriffsbeſtimmung und allgemeine Auſicht. 


Regalien d. h. Hoheiten ſind überhaupt der Staatsgewalt 
als ſolcher zuſtehende Rechte, klaſſifizirt nach Richtungen oder 
Gegenſtaͤnden, wie es das Intereſſe der Wiſſenſchaft oder der 
Praxis zu erheiſchen ſcheint. Wir haben hier nur von 
denjenigen Regalien zu ſprechen, die man eigens die 
„Regalien des Fiskus“ nennt, deren Charakter naͤmlich 
darin beſtehen ſoll, daß ſie einen Ertrag abwerfen, daß 


fie mithin entweder eigens in Abſicht auf ſolchen Ertrag ſtatuirt 8 


oder doch, wenn auch einen andern Hauptzweck verfolgend, 
doch den Ertrag als Nebenzweck mit ſich fuͤhrend ſind. In 
der Praxis ſind dieſe ſogenannten Regalien in faſt allen Staa— 
ten eine ſehr eifrig und ſehr kunſtreich ausgebeutete und darum 
auch ſehr ergiebige Finanzquelle, doch in der Theorie, d. h. vor 


dem Richterſtuhl der Vernunft oder der den vernunftrechtlichen 
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Anſichten huldigenden Wiſenſchaſt moͤgen die wenigſten be⸗ A 


ſtehen. Die Regalien des Fiskus find in ihrem Urſprung meiſt 
nur faktiſche Anmaßungen der Gewalt geweſen. Knechtiſche 
Juriſten haben ſie ſodann zu Rechten geſtempelt und die finan⸗ 
zielle Habſucht hat ſolche Stempelung eifrigſt zu Nuzen gezogen. 
Vom Standpunkt der rein vernuͤnftigen Betrachtung erſcheinen 
die meiſten dieſer Regalien als baares Unrecht, als boͤſe Früchte 
einer barbariſchen Zeit und uͤberhaupt rechtlich unhaltbar, 
wofern nicht einer der nachſtehenden Titel ihnen zu Grunde 
liegt, oder zu ihren Gunſten geltend gemacht wird, naͤmlich: 
4) der Titel des Domanialeigenthums, d. h. einer von 
dem Eigenthumsrecht auf die Domaine abfließenden oder in 
ihrem Begriffe enthaltenen Benuͤzungsweiſe ſolches Eigenthums; 
2) das Steuerrecht oder die Steuerhoheit des Staates, wor- 
nach alſo die von den fogenannten Regalien abfließenden Ein- 
kuͤnfte den fuͤr die Steuern giltigen Prinzipien unterworfen 
werden muͤſſen, und endlich 3) die gelegenheitlich der Aus— 


uͤbung anderer, den Finanzintereſſen nach ihrem Begriffe 


fremder, Hoheiten etwa nach Billigkeitsgruͤnden zu er⸗ 
hebenden oder die aus Zufall ſich ergebenden Einkuͤnfte. Die 
Anzahl der lezten iſt jedoch die geringſte, und als vorherrſchend 
in dem Begriff der weithin in Ausuͤbung ſtehenden Regalien 
mag die, das Urtheil ihrer en in ſich ſchließende, Na⸗ 
tur erkannt werden, daß fie Bann⸗Rechte, zumal grund— 
herrliche Bannrechte ſeyen, ufurpirt uͤber ein Staatsgebiet. 
Die naͤhere Pruͤfung der einzelnen, in der Praxis vorkom⸗ 


menden Regalien wird die Richtigkeit dieſer Anſichten darthun. 
Die natuͤrliche Folgerung daraus aber iſt, daß eigentlich die 
ganze Rubrik der Regalien aus dem Verzeichniß der Einnahms⸗ 
quellen des Staates ſollte geſtrichen werden. Denn, was die 
nach den drei oben fangeführten Titeln zu rechtfertigenden be⸗ 
trifft, ſo waͤre davon fuͤglicher unter den Rubriken der Do⸗ 


mainen und der Steuern und etwa der „zufaͤlligen Ein⸗ 


nahmen“ zu ſprechen. Es iſt naͤmlich ſchon die bloße Auf- 
ſtellung des Begriffs von „Regalien des Fiskus,“ die da 
neben der Domanialhoheit und jener der Steuern beſtehen 


ſollen, einem ſehr gefährlichen Prinzip entfloſſen, deſſen Anwend—⸗ 
ung nicht leicht eine feſte Grenze geſteckt werden kann, und 
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deſſen konſequente Ausdehnung den perſoͤnlichen wie den Eigen— 
thumsrechten, zumal aber den Erwerbsrechten der Buͤrger 


die aͤußerſte Beſchraͤnkung droht. Die Mehrzahl der Regalien, | 
nach der ihnen einwohnenden Natur (daß fie naͤmlich, wie 


wir oben ſagten, grundherrliche Bannrechte ſeyen, uſurpirt über 
ein Staatsgebiet), ſind zwar in Duodez⸗Staaten nicht viel 
mehr verwerflich, als Bannrechte überhaupt. In großen Staa— 
ten aber ſind ſie ganz abenteuerliche Einſezungen. Denn wohl 
mag für Grundholde gerecht ſeyn, was der Herr und Eigen— 
thuͤmer als Bedingung des jenen (in der That oder in der 
Fiktion) verliehenen Grundbeſizes auflegt; im Staat aber iſt 
nur jenes gerecht, wozu der vernuͤnftige Geſammtwille Aller 


einſtimmen kann. Der vernuͤnftige Wille aber kann kein an- 


deres Regal des Fiskus anerkennen, als das Recht der Be— 
ſteurung. (Die Domanialhoheit namlich iſt mehr privatrecht— 
licher als oͤffentlich rechtlicher Natur, denn die Staatsgewalt, 
welche dieſelbe ausuͤbt, erſcheint dabei nicht eigentlich als Ge— 
walt, ſondern nur als Eigenthuͤmer). So lange man über 
dieſes Beſteurungsrecht keine klaren Anſichten hatte, oder ſo 


lange man es nicht gehörig. zu benuͤzen verſtand oder vers 


mochte, nahm man zu der Erfindung von den Regalien des 
Fiskus ſeine Zuflucht und fand darin eine faktiſch zwar ergie— 
bige , doch rechtlich völlig verwerfliche Aushilfe. | 


* 


. lob. 


Von dem Berg-Regal. 
» 


* 


Zur rechtlichen Begruͤndung eines ſolchen Berg-Regals 
waͤre erforderlich, anzunehmen, daß entweder die als urſpruͤng— 
lich alleinige Eigenthuͤmerin des Staatsbodens anerkannte Ge— 
ſammtheit bei der Vertheilung deſſelben unter die Privaten 
denſelben nur ein Eigenthumsrecht auf deſſelben Oberflache 
zu gewaͤhren vermeint, das Recht auf den tiefer liegenden 
Grund aber ſich Selbſt vorbehalten, oder daß die Privaten 


e 
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bei der Bildung ihrer zuſammengeworfenen Güter zum Staats: 
gebiet das leztgenannte Recht an die Öefammtheit übertragen 
hatten. Eines oder das Andere vorauszuſezen oder anzuneh⸗ 
men, iſt nicht eben unvernuͤnftig, doch ohne hiſtoriſch oder ju⸗ 
riſtiſch vorhandenes Fundament. Waͤre aber ein ſolches vor⸗ 
handen, alsdann waͤre das ſogenannte Berg— Regal nichts an⸗ 
deres als Domanial-, naͤmlich der Geſammtheit privat⸗ 
rechtlich zuſtehendes, Eigenthum auf alle untern Schichten 
des zum Staatsgebiete gehoͤrigen Bodens, mithin kein Regal 
d. h. kein aus dem Begriffe der Staatsgewalt abfließendes 
oder derſelben eigens als ſolcher angehoͤriges Recht. Das 
naͤmliche — wie Niemand beſtreiten wird — iſt zu ſagen von 
dem dem Staat auf dem eigentlichen Domanialboden zu⸗ 
ſtehenden — der Weſenheit nach der Befugniß zu jeder andern 
Eigenthumsbenüzung vollig gleichen — Wehe des Berg⸗ 
Baues. 

Indeſſen giebt es doch einen Standpunkt, von welchem 
aus das Recht zur Gewinnung von Foſſilien als wirkliches 
Regal erſcheinen mag, naͤmlich den polizeilichen oder 
ſtaatswirthſchaftlichen oder auch militaͤriſchen oder 
uͤberhaupt den allgemein politiſchen. Man kann naͤmlich 
oder muß der Staatsgewalt allerdings die Befugniß zuerken⸗ 
nen, diejenigen Foſſilien, deren ſie in groͤßerer Menge, als auf 
dem Domanialboden zu gewinnen ſind, als nothwendiger Hilfs— 
mittel zur Erſtrebung ihrer pflichtgemaͤßen Zwecke bedarf, auch 
wenn fie in Privatgruͤnden ſich befaͤnden, ſich zuzueignen, vor⸗ 
ausgeſezt, daß die Privateigenthümer zu deren ſelbſteigener Ge— 
winnung nicht geneigt waͤren, und dann, wie ſich's von Selbſt 
verſteht, unter der Bedingung der dem Eigenthümer zu leiſten⸗ 
den vollen Verguͤtung oder Entſchaͤdigung. Dieſe Befugniß 
iſt hiernach durchaus keine ausſchließende, ſondern bloß 
eine ſubſidiariſche, und das jedem Privaten naturgemaͤß 
zuſtehende Recht des Bergbaues auf eigenem Grund nicht im. 
mindeſten ſchmaͤlernde, und — wornach auch die Eigenſchaft 
als Regale des Fiskus wegfaͤllt — durchaus nicht auf per 
Tuniären Ertrag oder Gewinn berechnete, ſondern lediglich 
auf das Hervorbringen oder Habhaftwerden von Sachen, 
welche dem Staar als unmittelbare Bedarfsgegen⸗ 


ſtaͤnde nothwendig oder nuͤzlich find. Das Graben des Sal— 
peters, das Gewinnen des Eiſens, der Steinkohlen, des 
Salzes u. ſ. w. nach Umſtaͤnden wohl auch des Goldes 


und Silbers, uͤberhaupt aller Metalle und nuͤzlichen Mine⸗ 


ralien faͤllt unter dieſe Beurtheilung. 

Betreibt der Staat den Bergbau blos auf ſeiner Do— 
maine, oder auch ſieht er den tiefer liegenden Grund des ge— 
ſammten Snaatsgebiets als fein Eigenthum an; ſo ſind 
die Grundſaͤze fuͤr ſolchen Betrieb bereits in der Lehre 
von den Domainen enthalten. Neben der Gewinnung der 
Sachen an ſich iſt dann auch der pekuniaͤre Ertrag, 
d. h. der eigentliche finanzielle Zweck das Augenmerk und 
Intereſſe der Verwaltung; doch wird ſie nicht ausſchließend 
durch ſolches Intereſſe beſtimmt werden, ſondern auch die 
Beruͤckſichtigung aller uͤbrigen Intereſſen ſich zum Geſeze ma⸗ 
chen. Insbeſondere aber wird ſie — ſelbſt wenn der Staat 
faktiſch oder vermoͤg eines ſtatuirten Rechtsanſpruchs als all⸗ 
einiger Eigenthuͤmer aller Bergwerke erſchiene — ſolche Stel— 
lung keineswegs zur druͤckenden Vertheurung der Erzeugniſſe 
monopoliſtiſch benuͤzen, ſondern vielmehr eine freie Konkurrenz 
der Privatinduſtrie, ſey es durch kaͤufliche Ueberlaſſung oder 
Verpachtung einiger ſolcher Werke oder einer belohnenden Aus— 
beute empfaͤnglicher Gruͤnde, ſey es durch Freigebung des Ein— 


fuhr» (in der Regel auch des Ausfuhr-) Handels mit den 


fraglichen Erzeugniſſen eintreten laſſen. Thut der Staat Dies 
ſes nicht, behauptet er das ausſchließende Recht der Gewinn— 
ung von Foſſilien und etwa auch von deren Verkauf, und zwar 
im Intereſſe der Ertrags-Erhoͤhung: alsdann hat er die Grenzen 
der bloßen Eigenthumsbenuͤzung uͤberſchritten und ein wirkliches 
Finanzregal in dem oben angedeuteten gehaͤſſigen Sinne 
geſchaffen, welches jedoch eben darum den Stempel der Ver— 
werflichkeit an ſich traͤgt. Ein ſolches Monopol enthaͤlt naͤmlich 
einerſeits eine widerrechtliche Beſchraͤnkung oder Unterdruͤckung 
der Privatinduſtrie, belaſtet anderſeits die Conſumenten mit 
einer willkuͤrlichen Steuer und ſtellt durch beides ein hoͤchſt ge— 
faͤhrliches, bei konſequenter Durchfuͤhrung leicht alle Freiheit 
des Erwerbs und der Verzehrung toͤdtendes Prinzip auf. 

Bei dem Salz insbeſondere, welches die Regierungen ſo 


>, 


trefflich zur hoͤchſt ergiebigen Finanzquelle zu machen verſtehen, 
tritt noch der Umſtand hinzu, daß es ein für Alle ganz uns 
entbehrliches Beduͤrfniß, demnach feine monopoliſtiſche 
Vertheurung deſto druͤckender iſt. Die polizeiliche Obliegenheit 
der Staatsgewalt iſt, die Befriedigung ſolcher Beduͤrfniſſe dem 
Volke moͤglichſt leicht zu machen, demnach nicht blos fuͤr die 
Herbeiſchaffung des hinreichenden Vorraths, ſey es durch ein⸗ 
heimiſche Salinen, ſey es durch den Handel, ſondern auch fuͤr 
den thunlichſt niedern Preis deſſelben, namentlich auch 
durch Verhinderung jedes Monopols — wenn etwa durch 
Zuſammenſchwoͤrung der Privat-Salinenbeſizer oder Salzgroß⸗ 
haͤndler ein ſolches zu entſtehen drohte — zu ſorgen. Hierin 
allein liegt der vernuͤnftige Sinn eines Salz-Regals. Macht 
man es aber zum Regal des Fiskus, ſo handelt man jener 
Verpflichtung ſchnurgerade entgegen und verlezt zugleich — 
wenn es ſich um einheimiſche Salinen handelt — das ver— 
nunftgemaͤß anzuerkennende Geſammtrecht des Volkes, d. h. 
ſaͤmmtlicher Staatsglieder, auf die unverkuͤmmerte Selbſtbe⸗ 
nüzung eines ihnen von der Natur verliehenen, d. h. zur Bes 
friedigung des Beduͤrfniſſes Aller natuͤrlich beſtimmten, ihnen 
alſo wirklich ſammt und ſonders angehoͤrigen Gutes. Ob troz 
allen dieſen gegen das Salzregal, wie es gewoͤhnlich ausgeuͤbt 


wird, ſtreitenden Bedenken, daſſelbe wenigſtens unter dem Titel 


der Steuer koͤnne gerechtfertiget werden oder in wie 5 
wird ſpaͤter unterſucht werden. c | 


[7 


§. 4. 


Von dem Waſſer⸗Regal. 


ke 2 


Auch dieſes Regal, wenn es einen vernuͤnftigen Sinn ha— 
ben ſoll, kann nur als Domanialrecht, d. h. als wirkliches 
— ſey es uͤbertragenes ſey es vorbehaltenes — Eigenthum 
uͤber alle nicht im Privateigenthum befindlichen Gewaͤſſer auf 
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dem Staatsgebiet gedacht werden. Nicht auf das Waſſer 
uͤberhaupt oder als ſolches geht dieſes Eigenthum — wiewohl 
die Erdichtung deſſelben fuͤr eine ſervile Jurisprudenz nicht 


ſchwerer als jene des Eigenthums z. B. uͤber alles Salz 


ſeyn wuͤrde, — ſondern blos auf diejenigen mit Waſſer be— 


deckten Gebietstheile, oder auch auf diejenigen beftimmten- 


Strecken des fließenden oder ſtillſtehenden Waſſers, welche 
entweder gar nicht geeignet ſind, ins Privateigenthum 
gebracht zu werden oder wenigſtens faktiſch nicht darin befind⸗ 
lich ſind. 
| Das Domanialrecht über das Waſſer unterſcheidet ſich 
jedoch von dem uͤber die meiſten der eigens ſo benannten Do— 
mainen dadurch, daß die vernuͤnftigſte, dem Geſammtrecht wie 
dem Geſammtintereſſe der Staatsangehoͤrigen entſprechendſte 
Benuͤzungsweiſe deſſelben nicht eine, blos der moraliſchen 
Geſammtperſoͤnlichkeit der Staatsgeſellſchaft oder der 
Regierung mit Ausſchluß aller Einzelnen zu uͤberlaſ— 
ſende, ſondern vielmehr eine, dem Selbſtgebrauch aller ein— 
zelnen Staatsglieder (ſo viele derſelben nach Umſtaͤnden dazu geeig⸗ 
net oder deſſen beduͤrftig ſind) frei zu gebende iſt. In Bezug auf 
ſolche Benuͤzungsweiſen iſt die Statuirung oder Annahme einer 
den Staatsgliedern zuſtehenden und fortwaͤhrenden poſi— 
tiven Gemeinſchaftlichkeit des Beſizes und Genuſſes dem 
vernuͤnftigen Geſammtwillen weit angemeſſener als jene des 
der Geſammtheit privativ angehoͤrigen, d. h. die Ein— 
zelnen ausſchließenden Rechtes; und es erſcheinen in ſo fern 


die fraglichen Gewaͤſſer mehr wie im ungetheilten Mit⸗ 


eigenthum der Geſellſchafts-Glieder als wie im Eigen 
thum der Geſammtheit ſelbſt, (d. h. der moraliſchen Per— 
ſoͤnlichkeit derſelben) befindliches Gut. 

Ganz vorzuͤglich ſind diejenigen Nuzungen des Gewaͤſſers, 
welche unerſchoͤpflichen Gebrauches ſind, in dieſe Klaſſe 
gehoͤrig. Sodann moͤgen auch vom Geſammtrecht ausgeſchloſ— 
ſen und fuͤr's Privatrecht vorzubehalten ſeyn die etwa nur den 
näher Anwohnenden zugaͤnglichen, zugleich aber der Haupt— 
oder Geſammtbenuͤzung des Stromes unnachtheiligen. Bei 
Nuzungen von erſchoͤpflichem Gebrauche mag das aus— 
ſchließliche Recht dazu fuͤr die Geſammtheit in Anſpruch ge— 
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nommen und etwa unter beliebig feſtzuſtellenden Bedingungen 
verpachtet werden. Diejenigen jedoch, worauf aus der An— 
wohnung oder aus naͤherem Beduͤrfniß, überhaupt aus natürlichen 
oder hiſtoriſchen Lagen oder Verhaͤltniſſen von einzelnen Per⸗ 
ſonen oder von kleinern Geſammtperſoͤnlichkeiten (zumal der 
Gemeinden) ein Sonderrecht mag angeſprochen werden, ſtehen 
weder der ganzen Staatsgeſammtheit als ſolcher, noch allen 
Staatsgliedern ſammt und ſonders, ſondern eben nur jenen 
näher Betheiligten privatrechtlich zu. So iſt offenbar und 
auch anerkanntermaßen das Recht, aus den, Niemanden pri⸗ 
vatrechtlich angehoͤrenden, Quellen oder aus den fließenden 
Waſſern zu ſchoͤpfen, Jedem erlaubt, und eine Ansdehnung 
des Waſſerregals auch auf dieſe Benuͤzung — wiewohl ſie nach 
dem von Hofpubliciſten aufgeſtellten Begriffe derſelben gar 
wohl zulaͤſſig waͤre — wuͤrde gleichwohl dem gemeinen Men— 
ſchenverſtande und geſunden Rechtsgefuͤhl ſo abgeſchmackt und 
tyranniſch erſcheinen, daß der Verſuch ihrer praktiſchen Durch— 
fuͤhrung zur Empoͤrung aufreizen wuͤrde. Denn in der That 
brauchte es nicht mehr, als dieſes ausſchließende Eigenthums⸗ 
recht des Fuͤrſten uͤber alles Waſſer, um ihn zum Herrn des 
Lebens oder Todes aller Staats angehoͤrigen und, ſobald er 
wollte, zum Eigenthuͤmer alles ihres Vermoͤgens zu machen, 
weil ſie, um ihren Durſt zu loͤſchen, auch den ſchwerſten Preis, 
welchen die Habſucht ihnen auflegen moͤchte, bezahlen wuͤrden. 
Iſt aber die, bei irgend ergiebigen Quellen oder bedeutenden 
Gewaͤſſern unerſchoͤpfliche, Benuͤzungsweiſe des Trinkens 
oder Waſſerſchoͤpfens eine naturgemaͤß Allen frei ſtehende; 
ſo iſt es auch, und aus gleichem Grunde, die Benuͤzung des 
Fluſſes oder Stromes als Waſſerſtraße, alſo uͤberhaupt die 
Befahrung der Gewaͤſſer. Ja, es iſt dieſe lezte, ſofern von 
Fluͤſſen, die ſchon von Natur ſchiffbar, alſo nicht erſt durch 
kuͤnſtliche Veranſtaltung ſolches geworden ſind, die Rede iſt, 
nicht nur ein gemeinſchaftliches Recht aller Staatsglieder, 
ſondern auch aller derjenigen Fremden, welche in den die— 
ſelbe Waſſerſtraße umgrenzenden Laͤndern wohnen. Fuͤr die 
Ausuͤbung dieſes Rechtes der Befahrung ſolcher Gewaͤſſer iſt 
mithin vernunftrechtl ich kein Tribut zu fordern, und welche 
Auflagen eine raubſuͤchtige Finanz unter dem Titel des Waſ— 


* 
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ſer-Regals von Einheimiſchen und Fremden zu erpreſſen 
gewoͤhnt iſt, dieſelben ſind eben blos faktiſche Erpreſſun— 
gen, d. h. widerrechtlich. Nur ein, den Unkoſten der Er— 


haltung der Fahrbarkeit des Stromes oder der im polizeilichen 


Intereſſe noͤthigen Schifffahrtsanſtalten angemeſſener Beitrag 
mag von den Befahrern des Stromes ohne Unrecht verlangt 
werden. Jede weitere Forderung, wenn ſie nicht als Steuer 
ſich geltend macht und nach den Grundſaͤzen des Steuerrechts 
gerechtfertigt werden kann, iſt eben Unrecht und nichts ans 
ders als faktiſcher Mißbrauch einer faktiſchen Gewalt. 


Das Recht der Bewaͤſſerung der dem Strome be— 
nachbarten Wieſen, das Recht der Errichtung von Muͤhlen 
und dgl. (verſteht ſich unnachtheilig der Flußbefahrung) auch 
das Recht auf Fiſcherei (in groͤßern Waſſern wenigſtens 
längs der Ufer) gebührt naturgemaß den Anwohnern des 
Fluſſes, mithin Einzelnen oder Gemeinden, je nachdem die 
Lage ihrer Beſizthuͤmer oder Wohnungen das Beduͤrfniß oder 
das Intereſſe ſolcher Benuͤzung mit ſich bringt. Es iſt eine 
Anmaßung von Seite des Staates, wenn er unter dem Titel 
eines Waſſerregals ſolchen Benuͤzungsweiſen Eintrag thut. 


Aus polizeilichen Gruͤnden wohl mag mitunter ein 


naturgemaͤß Allen frei ſtehendes Recht, z. B. das der Anlegung 
einer Faͤhre oder der Errichtung einer Mühle, zum Sonder: 
recht Einzelner (jedoch unter der Bedingung einer dem Intereſſe 
Aller gemaͤßen Ausuͤbung) gemacht und fuͤr die Verleihung 
deſſelben eine Gebuͤhr oder Taxe (doch jedenfalls nur eine 
ſehr maͤßige, damit keine Vertheurung des Gebrauches da— 
durch entſtehe) verlangt werden. Aber Gebuͤhr und Taxe ſind 
hier nimmer der Zweck oder Grund der Verleihung, und das 


Recht ſolcher Verleihung daher nimmer ein Finanz-Regal, fon- 


dern blos ein polizeiliches. 


Die Fiſcherei, weil erſchoͤpflichen Gebrauches und weil, 
wenn Allen frei gegeben, leicht zu verderblichem Streite fuͤhrend, 
muß polizeilich geregelt und beſchraͤnkt, ja mag auch, was die 
groͤßern Waſſer betrifft, — mit Ausnahme des den Ufer— 
bewohnern naturrechtlich zuſtehenden Fiſchfangs laͤngs dieſer 


Ufer — als ein Geſammtrecht des Staates betrachtet und, 


E 


= 
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wie andere Domanialrechte, durch theilweiſe Verpachtungen 
zum finanziellen Nuzen gezogen werden. | 

Auch ein Luft⸗Regal und ein Licht-Regal hat ber 
Uebermuth der Gewalt ſich angemaßt, und der Knechtſinn der 
gemeinen Juriſten als giltig anerkannt. Wo jedoch geſunde 
Rechtsbegriffe walten, wird eine aus dieſen Titeln erhobene 
finanzielle Forderung, z. B. einer Taxe fuͤr Windmuͤhlen oder 
fuͤr Fenſter, als ein abenteuerlicher Gewaltmißbrauch erſcheinen. 
Nur der Titel der Beſteurung, der aber von jenem der Re⸗ 
galien, wie die gemeine Jurisprudenz den Begriff der leztern 
feſtſtellt, ganz verſchieden iſt, kann ſolchen Forderungen einigen 
— doch jedenfalls nach den Steuerprinzipien zu wuͤrdi⸗ 
genden — rechtlichen Grund verleihen. 


Von dem Straßen-Regal und Poſt-Regal. 


— — 


Was von den Waſſer-Straßen gefagt wurde, gilt auch 

von den Land-Straßen (d. h. in Bezug auf Einheimiſche, 
weil allerdings die Fremden auf die Befahrung der von uns 
errichteten Landſtraßen kein ſelbſtſtaͤndiges Recht haben koͤnnen). 
Die Landſtraßen naͤmlich, aus den Mitteln der Geſammtheit 
erbaut, ſind zwar allerdings Geſammteigenthum des Staates, 
und ſonach im weitern Begriff der Domaine mit enthalten. _ 
Aber es iſt dieſes abermals ein Geſammteigenthum von der⸗ 
jenigen Art, welche, nach dem vernunftmaͤßig vorauszuſezenden 
Geſammtwillen, die Ueberlaſſung zur freien Privatbe⸗ 
nuͤzung aller Staatsglieder der privativ für die Geſammt— 
heit Selbſt vorzubehaltenden Nuzung voranzuſtellen gebeut. 
Der Staat als Geſammtheit bezieht von ſeinen Straßen, die 
da den allſeitigen Verkehr erleichtern und beleben, ſchon an 
und fuͤr ſich ſo vielfachen unmittelbaren und mittelbaren Vortheil, 
daß er eine weitere Benuͤzung zur Einhebung eines willkuͤrlich 


273 


feſtzuſtellenden Straßenzolles gar wohl unterlaſſen kann. Auch 
ermangelt ein ſolcher, da der größere Theil der Straßen ſchon 
vor ihrer kunſtreichern Errichtung gemeiner, doch fahrbarer 


Weg war, jeder rechtsbeſtaͤndigen Begruͤndung, es ſey denn 


als eine kleine, auf die Deckung der fortwaͤhrenden Straßen— 
Erhaltungskoſten berechnete Taxe oder aber als indirekte 
Steuer, von deren rechtlichen und politiſchen Eigenſchaft wir 
in der Folge ſprechen werden. 

Das Geleits-Regal, ein Erbſtück aus Der alferbarbarifch- 
ſten Zeit des Fauſtrechts und der Lehens- Anarchie, worin der 
Wanderer einer eigenen Schuz⸗Begleitung bedurfte, um ſeine 
Perſon und ſeine Habe vor den uͤberall drohenden Wegelaurern 
zu ſichern, hat in der heutigen Zeit, worin bereits allgemeine 


Schuzanſtalten, und zwar ſehr theuer bezahlte, beſtehen oder 


gemaͤß bezahlter Pflicht errichtet werden ſollten, keine Bedeu— 
tung mehr. Seine fortwaͤhrende Ausuͤbung in mehreren Staa⸗ 
ten durch Einforderung eines Geleit-Gel des fuͤr ein nicht 
mehr geleiſtetes und ein nicht mehr gefordertes Geleit iſt nichts 
anders, als eine abenteuerliche Verwandlung einer Schuldig— 
keit, von welcher man jezt entbunden iſt, in ein lukratives 


Forderungsrecht, welches jezt losgetrennt von jener pflicht⸗ 


ſchuldigen Leistung fortbeftchen foll, ja als eine Art von erbli— 
cher Nachfolge in das ehemalige lukrative Geſchaͤft der Wege— 
laurer Sel bſt. 

Das Poſt- Regal, wenn es abgeleitet wird von dem 


Straßen⸗-Regal, iſt, nach feiner finanziellen Richtung, 


rechtlich unhaltbar wie dieſes, und beſteht es blos in mono— 
poliſtiſcher Gewerbsbetreibung, ſo iſt es, nach dem 
ihm hiedurch zu Grunde gelegten Prinzip, durchaus verwerf— 
lich. Vernuͤnftigerweiſe kann ein Poſt-Regal nicht anders ver— 


ſtanden oder anerkannt werden, als in der Eigenſchaft einer, 


aus polizeilichen oder ſtaatswirthſchaftlichen oder 
allgemein politiſchen Gruͤnden, der Staatsgewalt zuſte⸗ 
henden Befugniß oder obliegenden Schuldigkeit, eine Anſtalt 
zu errichten, welche den für civiliſirte Staaten hoͤchſt nothwen⸗ 
gen oder wohlthaͤtigen allſeitigen Verkehr erleichtere, regle und 


ſicherſtelle. Aber die Poſt, in ihrem Urſprung eine Privatanſtalt 
Rott eck's Bernunftrechtslehre. IV. 18 


3 
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und in ihrer Idee nur auf Erleichterung des Verkehrs abzweckend, 
hat unter den Haͤnden der Finanzmaͤnner und unter dem Schiſm 
einer knechtiſchen Jurisprudenz, die da ein Regal des Fis⸗ 
kus an die Stelle einer polizeilichen Befugniß oder 
Schuldigkeit ſezte, eine dem Prinzip ihrer Errichtung dia ⸗ 
metraliſch entg egengeſezte Tendenz erhalten. Sie iſt 

naͤmlich jezt nicht mehr ein Erleichterungsmittel des 
Verkehrs, ſondern eine Hemmung deſſelben. Sie verdraͤngt 
oder unterdruͤckt durch Gewaltsdiktat alle Privatanſtalten, die 
da, ihrem finanziellen Intereſſe entgegen, wetteifernd ſich auf⸗ 
ſtellen möchten; fie verbietet ſelbſt die Benͤͤzung der ſich ger 
legentlich darbietenden Freundesdienſte zur Beſtellung von Brie⸗ 
fen, und maßt ſich eine — in ihrer Schwere von der bloſen 
Willkuͤr abhaͤngige — Tributherrlichkeit an uͤber Alle und Jede, 
die da Briefe ſchreiben oder empfangen oder was ſonſt fuͤr 
Mittbeilungen ſich zu machen haben. Es iſt dieſes Verfahren, 
zu deſſen Rechtfertigung die hiſtoriſche Jurisprudenz 
den wirklichen Beſtand oder auch den ihm beigelegten 
Namen eines Regals fuͤr hinreichend erachtet, nach ver- 
nuͤnftigen Rechtsbegriffen durchaus verwerflich oder hoͤch— 
ftens in fo fern einer Rechtfertigung empfaͤnglich, als der Poſt— 
ertrag unter die Rubrik der Steuern geſezt und fuͤr dieſen 
Zweig der indirekten Beſteurung ein probehaltiger Grund auf— 
geſtellt wird. Ob ſolches moͤglich ſey, wird ſpaͤter unterſucht 
werden. | . 


2 


§. 15. 


Von dem Münz- Regal. 8 


Es iſt zwar moͤglich, doch mit Schwierigkeiten und Ge⸗ 
fahren verbunden, daß das Muͤnzſchlagen der Privat-In⸗ 
duſtrie uͤberlaſſen werde. Die Sicherheit vor Falſchmüͤnzen 
und der zum fruchtbringenden Umlauf des Geldes nothwendige 
allgemeine Credit deſſelben erfordern aber in ſolchem Falle gleich— 
wohl eine ſorgfaͤltige polizeiliche Aufſicht und Controle. Dar- 
um mag als raͤthlich erſcheinen, und wurde auch ſchon ſeit 
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den älteften | Zeiten alſo geachtet, daß die Münzen nur unter 
der Autoritaͤt und Garantie des Staates geſchlagen, dem— 
ſelben alſo das ausſchließende Muͤnzrecht zuerkannt werde. 


So entſtund und ſo rechtfertigt ſich das Muͤnz-Regal, wel- 
ches aber eben darum keineswegs als ein Regal des Fiskus, — 


ſondern als ein rein polizeiliches, d. h. als enthalten in 
der Polizei⸗Hoheit ſich darſtellt. 

Die heilige Pflicht des Staates, nur aͤchte Münzen, d. h. 
nur von einem dem wahren Gehalt gleichen Nominal-Werth, 
praͤgen zu laſſen, geht aus dem Begriff und Titel dieſes Re— 
gals hervor. Auch die Politik fordert zur genaueſten Beob- 
achtung ſolcher Pflicht auf, denn das Praͤgen ſchlechter Muͤn—⸗ 
zen, d. h. von einem den Nominalwerth nicht erreichenden 
Gehalt, iſt, außerdem, daß es dem Staat den ſchimpflichen 
Vorwurf des Falſchmuͤnzens zuzieht, in feinen, den Cre⸗ 


dit ſtoͤrenden, im Handel, zumal im auswaͤrtigen, vielfachen 


Verluſt herbeiziehenden und das Eigenthum der Buͤrger ſchwer 
verlezenden Wirkungeu, wahrhaft unheilvoll fuͤr die Geſammt— 


heit wie für die Einzelnen *). Der ſchnoͤde augenblickliche Ge⸗ 


winn, welchen eine unredliche oder kurzſichtige Finanz aus 
der Anordnung eines ſo gehaͤſſigen Mittels ziehen mag, ſo 
lockend fuͤr die Habſucht oder ſo verfuͤhreriſch er in dringenden 
Nothfaͤllen ſeyn mag, wird jedenfalls unendlich uͤberwogen 
durch den ſpaͤtern, unausbleiblichen Nachtheil. Die Geſchichte 
aͤlterer und neuerer Zeiten liefert davon die eindringlichſten Be⸗ 


weiſe, und der überzeugenden Kraft derſelben iſt es zuzuſchrei⸗ 


ben, daß man heut zu Tage ſo ziemlich allgemein der, ehedeſ— 
ſen gar haͤufig vorgekommenen, ringhaltigern Auspraͤgung, we— 
nigſtens der größeren oder ſogenannten harten Muͤnzſorten, ente 


*) Von der etwa in Nothfällen (z. B. in einer belagerten Stadt) 
zuläßigen Prägung ganz ſchlechten Geldes (3. B. von Blech oder Le— 
der) welches aber im Grund nur Vorſtellungszeichen des Gel— 
des und zur thunlichſt baldigen Auslöſung mit gutem Gelde be— 
ſtimmt iſt, reden wir hier nicht. Sie kömmt eher mit der Schaffung 
des Papier-Geldes, oder vielmehr mit der Emmiſſion blos int er— 
imiſtiſcher Schuldſcheine überein und iſt nach den für dieſe 
leztern aufzuſtellenden Grundſäzen zu beurtheilen. 
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ſagt hat, und HB noch die unkoſten des Praͤgens durch 
eine ganz kleine Erhoͤhung des Nominalwerthes hereinzubrin⸗ 


gen begehrt. Nur bei der Scheidemuͤnze, welche zu größer 


ren Zahlungen, zumal außer Landes, ohnehin nicht anzuwen⸗ 
den iſt, haͤlt man einen Praͤge-Gewinn fuͤr unſchaͤdlich. Nach 
beſſern Grundſaͤzen ſollte man auch, des kleinſten ſich entſchla⸗ 
gen; und jedenfalls kann wegen ſolches etwa zu machenden 
kleinen Gewinnſtes, welcher ſtaͤts nur eine unbedeutende Nez 
benſache, nimmer aber der Zweck des Muͤnzens iſt, das, ſeiner 

Weſenheit nach polizeiliche Regal durchaus che di 
fin anzi ellen e werden. | 


§. 14. 


. a Sropnd: Regal, Jagd - Regal. 


— 


g Wir reden hier nicht von den gewöhnlich mit der Grun d— 
herrlichkeit verbundenen Gerechtigkeiten des Zehents, der 
Frohnd und der Jagd. Dieſelben, wenn ſie in den Haͤnden 
des Staates ſich befinden, gehoͤren zur Domaine, und eig— 
nen ſich uͤbrigens zur Abſchaffung oder . nach den ſchon 
anderswo (insbeſondere Staatswirthſch. §. 28. ff.) vorgetrage⸗ 
nen Anſichten und Grundſaͤzen. Nur der vom Landesherrn, in 
der Eigenſchaft als Landesherr, angeſprochene Zehent, nach 
den Geſezgebungen mehrerer Laͤnder alſo zumal der Neubruch— 
Zehent, fällt unter den Begriff eines Fin anzregals, trägt 
aber in dieſer Eigenſchaft, als durchaus dem Eigenthums recht 
des Grundbeſizers zuwider laufend, den Stempel der Ver⸗ 
werflichkeit an ſich. Die Abſchaffung dieſes Neubruchze— 
hents, ohne Unterſchied, ob ſein Bezug in den Haͤnden des 
Staates Selbſt, oder vermoͤge deſſelben Verleihung in andern 
Haͤnden ſich befinde, kann nicht nur ganz unbedenklich geſche— 
hen, ſondern iſt ſelbſt eine dringende ee des Rechts 
und der Staatswirthſchaft. 
Von . denn nur dieſe ſind hier in 
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| Sprache, werden wir ſpäter, (bei der Se von der Aufbring⸗ 
ung des Naturalbedarfs) ſprechen. Das Recht ſolcher 
Frohndforderung, fo weit es anerkannt werden kann, iſt in 
ſeiner unmittelbaren Ausuͤbung ein Ausfluß des ſogenannten 
jus eminens, in ſeiner entferntern Rechtsbegruͤndung aber, 
zumal was die Repartition betrifft, mit dem Steuerrecht 
identiſch. Nach guten Grundſaͤzen muͤſſen die Staatsfrohnden, 
als ſtaͤndige oder allgemeine Leiſtungspflicht gewiſſer Klaſſen, 
abgeſchafft werden und find nur ausnahms weiſe in Fallen 
der Noth zulaͤſſig. 

Das Jagd-Regal iſt eine, von knechtiſchen Juriſten mit 
dem Namen eines Rechtes belegte, widerrechtliche Anmaſſung. 
Gehaͤſſig und tyranniſch ſchon als Grund herrlichkeits— 


recht, ſelbſt wenn man den Grundherrn als wirklichen Eigen- 


thuͤmer, und die Kolonen nur als prekaͤre Nuznießer betrach— 
ten wollte, wird es, bei der Ausdehnung auf das ganze 


Staatsgebiet und bei der Subſtituirung des Fuͤrſten an. 


die Stelle des Staates, zur abenteuerlichſten, dem heiligſten 
Eigenthums⸗ und Erwerbsrecht, bei ſtrenger Ausuͤbung auch 
dem perſoͤnlichen Recht, und nebenbei auch der Staatswirth— 
ſchaft widerſtreitenden Bedruͤckung. Der Landesherr wird da— 
durch, wenn auch nicht zum vollen Eigenthuͤmer, doch zu dem 
mit Willkuͤrrecht angethanen Verwuͤſter des geſammten Staatsbo— 


dens erhoben und dem fuͤrſtlichen Vergnuͤgen (oder auch dem unmit⸗ 


telbaren finanziellen Intereſſe) Vermögen, Lebensfreude, ja Nah— 
rung von tauſend und aber tauſend Buͤrger-Familien geopfert. Die 


Rechtsgrundſaͤze, welche die Abſchaffung des aus barbariſchen Zeiten 


ſtammenden und allzuoft auf die barbarifchfte Weiſe ausgeuͤbten 
Jagd⸗Regales gebieteriſch fordern, ſind ſchon in der zum Privat— 
recht gehoͤrigen Theorie vom Eigenthum und von der rechtlichen 
Erwerbung enthalten (ſ. den I. Band dieſes Werkes), und die 
dffentlihe Meinung überall, wo das Bewußtſeyn der 
Menſchen- und Buͤrger-Rechte auch nur aufdaͤmmert, tft das 


mit voͤllig uͤbereinſtimmend. Ueber die Abſchaff ung des 


Jadregals, d. h. des fuͤrſtlichen Rechtes, die Erzeugniſſe 
des Schweißes der Bauern zur Luſt durch großes und kleines 
Gewild, durch 85588 und Hunde verwuͤſten und die Störer 
ſolches Rechtes als die ſchwerſten Verbrecher behandeln zu laſ— 


Er 


I. —¼ 
-_ ne - 


28 ; | 
fen, ift man heut zu Tage theoretiſch ſo ziemlich einig; prak⸗ 
tiſch ſucht man durch angeordnete Milderung der Ausuͤbung 
den Zeitgeiſt zu beſchwichtigen, weil fee Befriedigung eo 
Entfagen fordern wuͤrde. i 


. 45% 


Von den einzelne Gewerbe oder Handelswege in Auſpruch 
| nehmenden Regalien. | | Ks 


— 


| Die Erfindungskunſt der Finanzmaͤnner hat außer den bis⸗ 

her genannten noch manche andere Einnahmsgquellen fuͤr die 
fuͤrſtlichen Kaſſen erſpaͤhet oder erſchaffen. Das, ohne allen 
Rechtstitel, blos durch Gewaltsdiktat angemaßte Monopol 
von willkuͤrlich hiezu auserleſenen Gewerben oder Handels— 


zweigen erſchien hiezu als das naͤchſtliegende, bequemſte und 


einer in's Unbeſtimmbare zu erweiternden Ausdehnung empfäng> 
liche Mittel. Dergeſtalt erhoben ſich das Tabaks-Regal, 
das Porcellain-Regal, das Salz-Regal (denn auch als 
ausſchließendes Salz-Bereitungs- und Salz-Verkaufs⸗ 
Recht erſcheint das Salzregal), dann auch die, die Idee des 
Staates und der Staatsgewalt ganz in den Staub druͤcken⸗ 
den, Regalien des Tumpenſammelns, des Kaminfe⸗ 
gens, des Scheerenſchleifens, des Schweineſchnei⸗ 
dens nnd Pferdewallachens u. a. m. 

Abgeſehen von der Un wuͤrdigkeit mehrerer ſolcher von 
der Juriſterei in Schuz genommener Gerechtſame bricht den— 
ſelben das handgreifliche Recht den Stab; denn die Maris 
me ſolcher Anmaßung irgend eines ausſchließlichen Gewerbs— 
betriebes toͤdtet nach ihrem weſentlichen Inhalt und nach ihrer, 

alsdann nicht mehr durch andere Prinzipien zu beſchraͤnkenden 
Wirkſamkeit, alles ſelbſtſtaͤndige Gewerbsrecht der Bürger, na— 
mentlich auch das Recht der landwirthſchaftlichen In⸗ 
duſtrie. Sie macht alles Erwerbsrecht und alle Erwerbung pre⸗ 
kaͤr und den Staat (oder den Landesherrn zum alleinigen 0 


— 
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ausſchließlichen Eigenthuͤmer alles Gutes, ja aller Menfchen 


im Staate. Auch Wein- und Frucht-Bau, auch Weben 
und Spinnen u. ſ. w., auch Wein⸗, Bier- und Kaffee⸗ 
Wirthſchaften u. ſ. w. koͤnnten nach jener Maxime vom 
Staat ausſchließend fuͤr ſich uſurpirt und etwa durch Paͤchter 
oder Knechte zum Nuzen der oͤffentlichen Kaſſen betrieben wer— 
den. Auch die perſoͤnliche Freiheit der Buͤrger ginge 
dergeſtalt mit jener des Gewerbes und Erwerbes zu Grunde; 
alle Buͤrger koͤnnten zu Knechten oder tagloͤhnenden Arbeitern 
des großen und allgemeinen Fabrik- und Handelsherrn, naͤm— 
lich des Staates» oder des Landesherrn gemacht werden. Die 
Erfindung ſolcher, den einleuchtendſten Rechten der Staatsglie— 
der widerſprechenden Regalien deutet durch die ihr zu Grund 
liegende Rechts-Unkunde oder Rechts-Verachtung ihren barba— 
riſchen Urſprung an. Die neue und neueſte Zeit (wie nament— 
lich die Napoleoniſche Geſezgebung über den Tabak-Bau, Fa— 
brikation und Handel beweist), hat, ungeachtet der Anerken— 
nung der theoretiſchen Wahrheit jener Grundſaͤze, gleichwohl 
faktiſch denſelben Hohn geſprochen, und noch jezo ſeufzen viele 
Laͤnder unter dem Druck der auf jene rechtlich durchaus a 
tige RN deten Regalien. 


F. 46. 
Von dem Juſtiz- und Polizei-Regal. 


— 


Es waͤre eine Abenteuerlichkeit, Juſtiz und Polizei, uͤber— 
haupt die auf die direkte Erſtrebung des Staatszwecks ſich be— 
ziehenden Hoheiten oder Gewaltſphaͤren mit dem Namen „Re— 


galien des Fiskus“ zu belegen. Denn, wiewohl bei Gele- 


genheit der Ausuͤbung ſolcher Hoheitsrechte auch ein Einkom— 
men in die Staatskaſſe fallen mag; ſo iſt dieſes doch niemals 
der Zweck oder Grund jener Ausübung, fondern blos Neben— 
ſache und daher entweder unter die Rubrik „zufaͤllige Ein— 


kuͤnfte“ zu bringen, oder aber als eine — ſey es nun mit 


6 
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Recht oder Unrecht auflegt — „direkte Steuer- zu be⸗ 9 


Es iſt eine vielfach verhandelte Frage, 105 die Ju ſtiz und 


Polizei unengeltlich, d. h. frei von wie immer benantı- 
ten Taxen, Gebuͤhren oder Sporteln zu verwalten ſey. Wir 


haben, was die Juſtiz betrifft, bereits im dritten Bande (Ju⸗ 


ſtizwiſſenſchaft $. 14.) unſere allgemeine Anſicht vorerſt in Be⸗ 


zug auf die Civiljuſtiz ausgeſprochen. Es geht daraus hervor, 
daß wir die Juſtizverwaltung weder zum lukrativen Gewerbe, 


noch zum Erhebungsmittel einer indirekten Steuer, uͤberall alſo 


eines, fuͤr die, ihrer beſondern Angelegenheiten willen gefches 


hende, Muͤhe- und Zeit⸗Verwendung der Juſtizſtellen, zu lei⸗ 
ſtenden Praͤcipual⸗ Beitrages entfprechend iſt, fo nimmt 
die Taxe die Natur einer Steuer an und zwar nach * 


Dafürhalten einer durchaus ungerechten Steuer. 
Was den nach dieſen Grundſaͤzen fuͤr billig zu erachtenden 
Beitrag betrifft, fo iſt der Vorſchlag, an die Stelle der viel— 


namigen und durch die Einzugsweiſe theils für den Zahlenden 


laͤtigen und gehaͤſſigen, theils der Verwaltung die Ueberſicht 


und Kontrole erſchwerenden Sporteln und Taxen eine 


umſichtig geordnete Stempelgebühr zu ſezen, der Beacht— 
ung in hohem Grade werth. Die Finanzkammern finden vor⸗ 


theilhafter, eine Stempelgebuͤhr zwar zu beziehen, aber 3 


derſelben auch Taxen und Sporteln zu erheben. 

Auch die Straf-Juſtiz wurde durch die Induſtrie der 
Staatsgewalt zur Finanzquelle gemacht; die rein von Amts⸗ 
wegen zu verrichtenden Arbeiten der unterſuchenden, aburthei— 
lenden und vollſtreckenden Stellen werden taxirt und dem ur 
ſchuldig erkannten oder nicht völlig für unſchuldig erklärten In— 
quiſiten zur Laſt geſchrieben. Und der Anſchlag ſolcher Arbeiten 


Vermoͤgensloſigkeit mancher Verurtheilten ſich ergebenden Aus— 
falls, noch ein poſitiver Gewinn übrig bleiben mochte. Auf 


nicht zur Quelle einer poſitiven Einnahme gemacht wiſſen wol⸗ 
len, jedoch fuͤr zulaͤßig achten, daß ein Theil der Juſtizver⸗ 

waltungs⸗ Koſten, durch maͤßige, den Prozeßfuͤhrenden aufzule⸗ 
gende Taxen wieder hereingebracht werde. So wie aber von 
den Parteien ein Mehreres verlangt wird, als dem Begriffe 


7 


war mitunter fo groß, daß, auch nach Abſchlag des wegen 
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ſerdem moͤgen die Strafgelder, wenn die Geſezgebung 
dieſer Strafart ihre Vorliebe zuwendet, ein anſehnliches Ein— 
kommen abwerfen. Bei der vernunftrechtlichen und politiſchen 
Beurtheilung ſind dieſe beiden Arten des Ertrages von einan— 
der wohl zu unterſcheiden. | 

Die Prozeßkoſten betreffend, fo kann gar leicht geſche— 
hen, daß ihre Summe ſich weit hoͤher belaufe, als die am 
ſtrengſten urtheilende ſtrafende Gerechtigkeit fuͤr die Abbuͤßung 


eines begangenen Verbrechens oder Vergehens dem Schuidigen 


aufzulegen, ſich getrauen koͤnnte. Kann es gerecht ſeyn, eine ſolche 
ſchwere Zahlung einem Verurtheilten als ein bloßes, nach einer 
allgemeinen Regel beizufuͤgendes An haͤngſel des eigentlichen 
Strafurtheils aufzubuͤrden? Der ganze Prozeß, wenn auch 
veranlaßt durch die That des Inquiſiten oder des auf ihm 
ruhenden Verdachtes, wird gleichwohl nur im oͤffentlichen 
Intereſſe gefuͤhrt, und uͤber die Art der Fuͤhrung hat der 
Unterſuchte keine zaͤhlende Stimme. Wie kann man ihm mit 
Recht die Unkoſten einer, vielleicht wegen der Maͤngel der Ge— 
ſezgebung, vielleicht wegen der Suͤnden der unterſuchenden und 
aburtheilenden Stellen, unnoͤthig verlaͤngerten und koſtſpieliger 
gewordenen Prozeßfuͤhrung zur Laſt legen? Und ſoll man nicht 
Bedenken tragen, durch die Verordnung, daß der Verurtheilte, 
in ſo fern er vermoͤglich iſt, die Prozeßkoſten zu bezahlen habe, 
eine — je nach den Fallen hoͤchſt auffallende — Rechts un⸗ 
gleichheit zwiſchen Vermoͤglichen und Vermoͤgensloſen zu 
ſtatuiren? Eine ſorgfaͤltigere Unterſcheidung, als die beſte— 
henden Geſeze enthalten, zwiſchen wirklich verſchuldeten und 
nicht verſchuldeten Strafprozeß-Koſten erſcheint als Forderung 
des vernuͤnftigen Rechts. Und was namentlich die Verrichtun— 
gen der Juſtizſtellen ſelbſt betrifft, ſo duͤrften ſie wohl, weil 
ja der Inquiſit ſie nicht angerufen hat, als rein von Amtswe— 
gen geſchehende und demnach unentgeltlich zu leiſtende Ver— 
richtungen zu betrachten ſeyn. Von dieſer Seite alſo kann 
von der Verwaltung der Strafjuſtiz keine Einnahmsquelle a 
den Staat fließen. 
Was jedoch die Strafgelder, d. h. Geldſtrafen be— 
trifft, ſo ſind dieſelben, in ſo fern nach den Grundſaͤzen der 
Strafpolitik dieſelben uͤberhaupt zulaͤßig und raͤthlich erſcheinen, 
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allerdings eine jedem Rechtsbedenken entruͤckte Einnahmsquelle. 
Der Staat oder die dem wahren Staatsintereſſe befreundete 
Regierung muß zwar wuͤnſchen, daß unter der Rubrik der 
Strafgelder gar nichts in die Staatskaſſe fließe; aber ſolcher 
Wunſch wird fo wenig in Erfüllung treten, als der gleichfalls 
ſehr natuͤrliche und vernünftige Wunſch, daß Niemand über: 
haupt ſtraffaͤllig werden, daß überhaupt kein Verbrechen ber 
gangen werde. Uebrigens iſt, was unter dem Titel des Straf— 
geldes eingeht, keineswegs als Ertrag eines Finanz⸗Regals zu 
betrachten, ſondern einfach als zufaͤllige Einnahme. 
| Ein Theil dieſer aufgeſtellten Grundſaͤze ift anwendbar 
auch auf die Polizei- oder überhaupt die Adminiſtra⸗ 
tions⸗Gewalt. Ueberall da, wo die Polizei oder Adminiſtra⸗ 
tion rein im oͤffentlichen Intereſſe auftritt, ſoll fie fuͤr 
ihre Muͤhewaltung keine Bezahlung verlangen von denjenigen 
Perſonen, auf welche oder auf deren Beſizthum ſich unmittel⸗ 
bar ihre Thaͤtigkeit richtet. Iſt jedoch neben dem oͤffentlichen 


7 


auch ein Privat-Intereſſe in Sprache, und hat zumal wegen 


des lezten ein Staatsangehoͤriger das Einſchreiten der Staats⸗ 
ſtellen aufgefordert, ſo mag — nach Analogie deſſen, was wir 
in Bezug auf die Civiljuſtiz⸗Taxen geſagt haben — eine an⸗ 
gemeſſene Gebuͤhr ohne Unbild eingefordert werden. Es wird 
dieſes um fo unbedenklicher geſchehen, wenn der in Frage ſte— 
hende Akt der Polizeigewalt lediglich das Privatintereſſe 
eines Impetranten — wenn auch, wie ſich's von ſelbſt ver⸗ 
ſteht, unnachtheilig dem oͤffentlichen Intereſſe — im Auge 
hat. Von dieſem Geſichtspunkt aus betrachtet 1 1 maͤßige, 
d. h. den oben angedeuteten Verhaͤltniſſen im Maß entſpre⸗ 
chende, Taxen für Conzeſſionen, Diſpenſationen, uͤberhaupt 
für polizeiliche Akte irgend einer Art nicht für ungerecht erklaͤrt, 
ſondern vielmehr — ſofern das oben angedeutete Maß nicht 
uͤberſchritten wird — nur für billig und demnach für gleich un- 
bedenklich als finanziell raͤthlich erachtet werden. Sollte jedoch 
die Taxe nach ihrem Betrag dieſes hiernach zu beſtimmende 
Verhaͤltniß überfchreiten, fo naͤhme fie die Natur einer Steuer 
an und wuͤrde a den Prinzipien dieſer Hate zu be en 


ſeyn. 


—ͤ—— 
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Von einigen insbeſondere ſo zu neunenden zufälligen 
| Einkünften. | 


Zufällige Einkuͤnfte im weitern Sinn mögen wir 
alle diejenigen nennen, welche weder aus dem gewoͤhnlichen 
Ertrag der Domainen, noch aus den direkten Steuern, 
d. h. alſo hier und dort ein ſchon vorhandenes Vermoͤgen oder 
Einkommen zur Grundlage habenden Quellen abfließen. Es 
würde hiernach neben dem außer gewoͤhnlichen Ertrag der 
Domainen auch der geſammte Ertrag der indirekten Steu— 
ern und jener der meiſten ſ. g. Finanz-Regalien unter dieſe 
Benennung zu bringen ſeyn, weil dabei uͤberall neben dem all— 
gemeinen Titel des Bezugsrechtes noch ein beſonderes zufaͤllig 


eintretendes oder nicht eintretendes Faktum zur Realiſirung 


eines Ertrages oder eines bald groͤßern, bald kleinern Ertra— 
ges hinzukommen muß. Dergleichen Begebenheiten nun ſind 
mancherlei gedenkbar, welche entweder vermoͤg eines privat— 
rechtlichen Titels (da ja auch der Staat als juriſtiſche 
Perſoͤnlichkeit gleich andern juriſtiſchen Perſonen die gemeinen 
Erwerbsrechte beſizt) oder vermoͤge eines dem oͤf fentlichen 
Recht angehoͤrigen (wenn auch nicht gerade die Staats-Ge— 


walt als ſolche, ſondern nur das Verhaͤltniß der Staats⸗ 


geſammtheit zu ihren Gliedern im Auge habenden) einen Er— 
trag zu veranlaſſen geeignet ſind, ohne daß man jedoch aus 
den Titeln ſolches Bezuges eigene Regalien zu ſchaffen gend- 
thiget waͤre. Will man jedoch ein ſolches thun, ſo waͤren al— 
lerdings dieſe, aber auch nur dieſe als Regalien des Fiskus 
anzuerkennen. 15 | | | 

Unter privat rechtlichen Titeln koͤnnen dem Staate 


zufließen z. B. Schenkungen oder patriotiſche Gaben von 


mancherlei Art; eine, zumal in Faͤllen der Noth oder auch 
einer zur Erringung eines beſſern Zuſtandes verſuchten revolu— 


tionaͤren Bewegung oft ſehr ergiebige Quelle. So iſt auch z. B. 


der Ertrag der vom Staat errichteten Lotterien ein, wofern 
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kein 5 Autorität gehandhabtes Monopol ſtatt findet, Rein 
privatrechtlicher Erwerb. 

\ Aus dem oͤffentlichen Recht fließt zumal das im Ab⸗ 
gang von eingeſezten oder geſezlichen Erben eintretende allgemeine 
Erbrecht des Staates auf die Verlaſſenſchaft aller dergeſtalt 

erblos verſtorbenen Staatsangehdrigen— Dergleichen 
erbloſes, wie uͤberhaupt alles rede Gut fällt naturgemaͤß 
der Geſammtheit anheim, da die ſonſt jedem Einzelnen 
frei ſtehende Okkupation nothwendig zu verderblichem Hader 
und Kampf führen würde, Auch das Strandrecht, in Be⸗ 

zug auf die an's Ufer gerathenen Guͤter von Schiffbruͤchen, 
wozu jedoch kein Eigenthuͤmer ſich meldet, und ebenſo auf die 
etwa freiwilligen Geſchenke des Meeres (ejecta maris) gehoͤren 
hieher, moͤgen jedoch auch als eine zufaͤllige Nebenbenuzung 
der Domaine, d. h. des derſelben beizuzaͤhlenden Strandes 
und des ihn beſpuͤlenden naͤchſten Gewaͤſſers betrachtet werden 

Auch das ſ. g. Schaz-Regal mag gewiſſermaßen 
als Domanialrecht geltend gemacht werden, zuvoͤrderſt, 
wie ſich's von ſelbſt verſteht, in Bezug auf die in dem eigent- 
lichen Domanialgrund gefundenen Schaͤze, dann aber auch 
in Bezug auf diejenigen, die auf dem Pri vatboden ent 
deckt werden, inſofern man namlich ein Obereigenthums⸗ 
oder Miteigenthums recht des Staates über den Privat⸗ 
grund annimmt. Freilich iſt ſolche Annahme nur in ſehr be⸗ 
ſchraͤnktem Sinne — namentlich was finanzielle Anſpruͤche 
betrifft — zu rechtfertigen, und daher das Schazregal vielleicht 
eher als enthalten in dem Recht auf alles erb- oder herren 
loſe Gut zu vertheidigen, hier aber durch die jedenfalls 
hoͤchſt billigen Anſpruͤche des Er und 
des Find ers zu beſchraͤnken. 


| — 
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Dritter Abſchnit t. 


Von den Steuern. 


F. 18. 
Allgemeinſte Prinzipien über Schuldigkeit und Maß der Steuern. 
* 1 f 


N 


Der Staatsbedarf, in ſo fern er durch den Ertrag der 
Domainen und der Regalien (fo viele verſelben ver— 
nunftrechtlich zulaͤßig und poſttiv ſtatuirt find) oder auch durch 
die zufaͤlligen Einkuͤnfte nicht gedeckt wird, muß durch 
Steuern beſtritten werden. Die den Staatsangehörigen ob— 
liegende Schuldigkeit der Steuerzahlung im Falle der 
Unzulaͤnglichkeit jener zuvor angefuͤhrten Quellen wird allge— 
mein anerkannt, und fließt unmittelbar aus dem Staatsver⸗ 
trag, wodurch naͤmlich die Mitglieder ſich verpflichtet haben, 
den Staatszweck nach Kraͤften zu erſtreben, folglich auch die 
dazu noͤthigen Geldmittel noͤthigenfalls aus ihrem eigenen Ver— 
moͤgen zuſammen zu bringen. Nicht uͤber die Schuldigkeit 


an und für ſich, ſondern blos über das Maß deſſelben, ſowohl 


im Allgemeinen, als in Bezug auf die einzelnen Steuer— 
pflichtigen, waltet ein Streit ob. In abſoluten Monar⸗ 
chien oder Ariſtokratien maßt eben die beſtehende Staatsge— 
walt ſich das Recht an, den Staatsbedarf, folglich die Steuerſumme 
nach Belieben feſtzuſezen, und ſie ſezt gewoͤhnlich oder doch ſehr oft 
ihrer Forderung keine andere Grenze, als jene der faktiſchen Er— 
ſchwingbarkeit oder hoͤchſtens jene der moͤglichen Nachhaltigkeit des 
Steuerertrags. Im Rechts ſtaat dagegen, ohne Unterſchied, ob 
feine Formen monarchiſch, ariſtokratiſch oder demokratiſch ſeyen, 
anerkennt man die rechtliche Beſchraͤnkung der Steuerforderung in 
der Idee durch das wahre (naͤmlich durch den Staats-Zweck, 
nicht aber durch das perſoͤnliche Intereſſe der Regierenden, be— 
ſtimmte) Staatsbeduͤrfniß und in der praktiſchen Anwendung 


— 
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auf konkrete Verhaͤltniſſe oder beſtimmte Staaten durch den 
Geſammtwillen des zur Staatsgeſellſchaft vereinigten Vol⸗ 

kes. In Bezug auf die Beitragspflicht der Einzeln en aber 
begnuͤgt man ſich im Rechtsſtaat nicht mit einem willkuͤr⸗ 
lich aufzuſtellenden Steuer-Grund und Fuß, ſondern man 
fragt nach einem vernuͤnftig haltbaren Rechtsgrund und 
vernunftrechtlich giltigen Vertheilungsfuß der Steuern. \ 

Die Aufſtellung eines ſolchen, den idealen Forderungen 
des Rechts und der Politik entſprechenden hoͤchſten Steuer⸗ 
prinzips und noch mehr die praktiſche Realiſirung 
deſſelben unterliegt ſehr großen Schwierigkeiten; 
doch iſt wenigſtens eine annaͤhernde Wes der 
idealen Forderungen moͤglich. 

Ein ſo ziemlich allgemein vorgetragener und von der oͤf⸗ 
fentlichen Meinung wie durch einen Rechtsinſtinkt gebilligter 
Grundſaz iſt: Jeder Staatsangehoͤrige ſteure nach 
Maßgabe feines Vermoͤgens oder Einkommens. 
Zwiſchen Vermoͤgen und Einkommen wird naͤmlich nicht ſofort 
eine genaue Unterſcheidung gemacht; wir werden ala, Bu. 
ſolche Unterſcheidung zuruͤckkommen. 

Aber der Grundſaz: „Jeder ſteure nach Maßgabe ſeines 
Vermdgens oder Einkommens,“ außerdem daß er in zu allge— 
meiner Faſſung es unentſchieden laͤßt, ob oder in wie fern 
Vermoͤgen oder Einkommen oder auch beide zuſammen der 
Grund der Steuerpflicht ſeyen, iſt noch weiter geeignet, eine 
faſt unbegrenzte Forderung gegen die vermoͤglicheren Buͤrger 
zu rechtfertigen. In dem dergeſtalt ausgedruckten Grundſaz 
namlich liegt keineswegs eine dem (genmerrifhen) Ver⸗ 
haͤltniß des Vermoͤgens oder Einkommens proportionirliche 
Vertheilung der Steuerlaſt; ſondern es fließt daraus nach 
dem Wortlaut eine gegen jeden Einzelnen bis zur Grenze 
ſeiner Zahlungsfaͤhigkeit giltige Steuerforderung. 
Und in der That mag eine ſo hoch geſteigerte Forderung in 
voruͤbergehenden Nothfaͤllen gerechtfertigt erſcheinen oder we— 
nigſtens von den der patriotiſchen Begeiſterung empfaͤnglichen 
reichen Buͤrgern freiwillig befriedigt werden. Aber als Regal 
oder als Maßſtab fuͤr die fortlaufende Steuerſchuldigkeit kann 
ſolche Anſicht nicht dienen, ohne alles Eigenthumsrecht aufzu- 


\ 
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heben. Wer hundert tauſend Thaler Einkuͤnfte hat und davon 
die Haͤlfte, naͤmlich fuͤnfzigtauſend Thaler, zur Beſtreitung 
der Geſammtbeduͤrfniſſe beigetragen hätte, würde gleichwohl auch 
nach ſo enormer Zahlung zu weitern Beitraͤgen weit faͤhiger 
ſeyn, hiernach, wenn nach dem Vermögen, d. h. nach der 
Zahlungsfaͤhigkeit kontribuirt werden müßte, noch viel Weiter 
res ſchuldig ſeyn, als der nur 100 oder 1000 SE Ein: 
kuͤnfte beſizt. 

Aber ſelbſt abgeſehen von der, aus einer ſtreng 1 
ten Durchfuͤhrung des Grundſazes, daß man nach dem Ver— 
mögen beizuſteuern ſchuldig ſey, fließenden Gefährdung aller 
Eigenthumsrechte, mag nach einem weitern Rechtsgrund 
der nach dem Vermoͤgen ſich richtenden Steuerforderung ge— 
fragt werden, weil denn doch jedenfalls Zahlungs faͤhig— 
keit nicht identiſch mit Zahlungspflichtigkeit iſt. 

Den hoͤhern Grund einer Steuervertheilung nach dem Maß 
des Vermoͤgens (oder Einkommens) der Staatsangehoͤrigen 
koͤnnen wir blos von dem einleuchtenden Saze ableiten, daß 
in Geſellſchaften, die ihren Mitgliedern nicht durchaus gleiche 
Vortheile gewaͤhren, die Beitraͤge zur Beſtreitung des Haus— 
haltes ſolcher Geſellſchaft auch nicht in arithmetiſcher Gleich— 
heit von jedem einzelnen Mitglied (wie freilich bei Geſellſchaf— 
ten, die allen Mitgliedern durchaus oder annaͤhernd das Naͤm— 
liche gewaͤhren, ſtatt finden muß), ſondern nach Verhaͤltniß 
der Theilnahme an den Vortheilen des geſellſchaftlichen Ver⸗ 
bandes beſtimmt werden muͤſſen. 

Nun iſt aber der Staat eine ſolche Geſellſchaft, worin 
allerdings eine große Ungleichheit in Bezug auf die von ihr 
gewaͤhrten Vortheile zu erkennen iſt; und hiernach rechtfertiget 
ſich der fuͤr die Steuerpflicht aufzuſtellende Grundſaz: Jeder 
Staatsangehörige ſteure nach dem Maß feiner 
Theilnahme an den Wohlthaten des Staatsver— 
eins. 

Dieſer Saz iſt Mi nicht ganz identiſch mit dem 
Saz: „Jeder trage zu den Staatslaſten bei nach 
Maßgabe feines Vermögens oder Einkommens;“ 
doch iſt die Verſchiedenheit nicht ſo groß, um die Aufſtellung 
des lezten Sazes, welcher für die praktiſche Ausführung eine 
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feſte Grundlage! Barbie deren der in abſtrakter Algemeinheit 


gehaltene erſte Saz entbehrt, verwerflich zu machen. Es wird 


jedoch nuͤzlich ſeyn, ſich die Unterſchiede zwiſchen beiden Saͤzen 


zu vergegenwaͤrtigen, weil daraus etwa eine naͤhere Beſtim⸗ 


mung oder Modifikation des lezten hervorgehen mag. 

Es iſt wahr: der Staat iſt gewiſſermaſſen eine Affefu: 
' ranzanſtalt für ſammtliches Beſizthum, alſo Ver⸗ 
mögen und Einkommen feiner Angehörigen, Billigermaſſen 
alſo wird nach dem Maße dieſes aſſekurirten Beſizthums ge⸗ 
ſteuert. Es iſt weiter wahr, daß faſt alle Vortheile und 
Genuͤſſe, die der buͤrgerliche Verein darbietet, Jedem meiſt 
nur nach Maßgabe ſeines Vermoͤgens zugetheilt oder zugaͤng— 


lich find. Die Vertheilung der Steuerlaſt nach ſolchem Ver 


moͤgen erſcheint hiernach als uͤbereinſtimmend mit dem oberſten 
Prinzip der Vertheilung nach Maßgabe der Theilnahme an 


den Wohlthaten des Staatsvereins. Dagegen iſt jedoch gleich⸗ 
falls unverkennbar, daß nicht nur das Beſizthum oder die 
Habe, ſondern auch die Perſon des Staatsangehoͤrigen dem 
Staatsſchuz uͤbergeben worden, und daß demnach, ganz un⸗ 


abhaͤngig von den Vermoͤgensverhaͤltniſſen, der Familienvater, 
welcher neben ſeiner eigenen Perſon auch Frau und Kinder 
der Schuzanſtalt des Staates anvertraut hat, einer groͤßern 


Theilnahme an den Wohlthaten des Staatsvereins fich erfreut, 


als der Unverheirathete oder Kinderloſe. Und ebenſo iſt klar, 
daß auch bei gleicher Familienzahl z. B. der Reiche, der ſein 
Vermoͤgen in Staatskapitalien angelegt hat, und von 


den Zinſen derſelben, die ihm der Staat nicht als Staat, ſon⸗ 


dern als Schuldner verabreicht, allen ſeinen und auch ſeiner 
Familie Bedarf, ohne zu offentlichen Anſtalten ſeine Zuflucht 
zu nehmen, ſelbſtſtaͤndig beſtreitet, im Grunde weniger Wohl— 
thaten von Seite des Staatsvereins genießt, als der für feine 


Privat⸗Kapitalien oder für fein Gewerbe jeden Augenblick den 


Schuz der Behoͤrden in Anſpruch Nehmende, oder gar als der 
arme Familienvater, der fuͤr ſich ſelbſt und fuͤr Frau und Kind 


die auf oͤffentliche Unkoſten geſchehende Pflege im Armen- und 


Krankenhauſe erhaͤlt oder ſeine Kinder in oͤffentlichen Anſtalten 
erziehen. laßt u. ſ. w. Nicht minder mag zwiſchen gleich Rei⸗ 
chen ein ſehr verſchiedenes Maß der Staatsfuͤrſorge, deren fie 
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ſich erfreuen, eintreten, ſchon nach der Gattung des Beflsthums, 


welches mitunter, fo wie der Grundbeſiz oder die mit Hypo⸗ 
theken verſehenen Schuldforderungen, ganz eigene und koſtſpie⸗ 
lige rechts polizeiliche Anſtalten in Anſpruch nimmt, wogegen 
anderes, 3. B. baares Geld oder Koſtbarkeiten, blos der allge— 
meinen polizeilichen Aufſicht gegen Diebe oder Raͤuber bedarf, 
oder wie die Zinſe von Staatskapitalien keine andere Sicher— 
ſtellung als die in der Rechtlichkeit des Staates liegt, haben, 
demnach gar kein Gegenſtand einer eigentlichen Aſſekuranz von 
Seiten des Staates ſind. Auch nach Beſchaffenheit der Per— 


ſonen oder nach den Umftänden, worin fie zeitlich ſich befinden, 


erfreuen ſich dieſelben der Staatsfürſorge, bald in groͤßeren, 
bald in geringerem Maße. Fuͤr Minderjährige zum Beiſpiel, 
oder die ihnen wegen Geiſtesgebrechen gleich geachtet ſind, auch 
für Abweſende u. ſ. w. findet mancherlei Staatsfuͤrſorge oder 


von Amtswegen eintretende Arbeit der Behoͤrden ſtatt, welche 


Dei Großjährigen oder Gegenwaͤrtigen unndthig iſt. 


Alle dieſe Unterſchiede jedoch ſind im Ganzen von gerins x 


gem Belang, und auf dieſelben Ruͤckſicht zu nehmen, waͤre 
unmöglich, nicht nur wegen der bei dem Eingehen in ſolche 
Individualitaͤten unvermeidlichen und ganz heilloſen Verwir⸗ 
rung und endlofen Mühe, ſondern auch wegen der Schwierig: 
keit oder völligen Unthunlichkeit einer auch nur annähernd bes 
friedigenden Schaͤzung. Indeſſen iſt es gleichwohl von Nuzen, 
jene Uuterſchiede ſich wenigſtens im Allgemeinen vor Augen zu 
halten, um daraus die Folgerung abzuleiten, daß der Saz: 
„Jeder ſteure nach Maßgabe ſeines Vermoͤgens (oder Einkom⸗ 
mens)“ nicht eben ganz identiſch iſt mit jenem: „Jeder ſteure 
nach Maßgabe der Theilnahme an den Wohlthaten des Staats- 
vereins, und daß demnach, wenn oder in ſo fern es ohne wei— 
tere Inkonvenienz geſchehen kann, einige Modifikation jenes 
erſten Sazes durch Zuſaͤze, Ausnahmen oder Nebenbeſtimmun⸗ 
gen theoretiſch wie wioktiſch gar RM zu SETTEEIIBEI ja zu 
FOREN It. 

Wir ſtellen demnach den oft erwähnten Saz zwar als 
8 Regel, doch nur vorbehaltlich einiger im Intereſſe der Rea— 


liſirung des ocherſten Grundſazes nothwendigen Aus nah. | 
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men oder nähern N auf, und ſchicken der Lehre 
von ſeinert praktiſchen Verwirklichung nch 0 een 7 


anten wich Vorfr r ache voraus. u ne e 
, NEE: Mi 37 MR 
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e "en die Steuer nach 1 Vermdgen oder 100 den Be 
na En Einkommen zus beſtinmen. a 


„Die u dirſer Fragen it es eee 3 1 
ene ſchlechthin, d. h. die Summe des Beſizthums, 
ohne Unterſchied ob fruchtbringend oder nicht fruchtbringend, 


die Grundlage, der Beſteuerung eſeyn muͤſſe, oder ob hiezu nur 


das Einkommen, namentlich das reine tauge. Die in der 
Schule weitaus vorherrſchende Lehre will nur dieſes Einkom⸗ 
men von der Steuer ergriffen wiſſen. Doch nicht eben im In⸗ 
tereſſe des Rechtes des zu Beſteuernden (denn nicht auf das 


Recht, ſondern nur auf das Haben ſind unſere Finanzſy⸗ 


ſteme berechnet), ſondern in jenem des nachhaltigen Erz 


trags wird ſolche Forderung aufgeſtellt. Man ſagt naͤmlich, 
oder haͤlt auf Treue und Glauben ſolches vielſtimmig ertoͤnen⸗ 
den Sagens fuͤr wahr, daß die Steuerforderung vom unfrucht⸗ 


baren Beſizthum nur durch den Angriff des Beſizthums ſelbſt, 
ſonach des Kapitalſtocks befriediget werden koͤnne, demnach ge⸗ 


gen das Prinzip der Nachhaltigkeit, welches bei der finan⸗ 
ziellen Staatsbewirthſchaftung ſtaͤts im Auge zu halten ſey, 
ſtreite. Aber dieſe Lehre iſt nicht nur auf einer fuͤr den unbe⸗ 


fangenen Beurtheiler h hoͤchſt befremdlichen Begriffs verwir⸗ 
rung beruhend, ſondern ſie widerſtreitet auch aller Finanz 


Praxis und zwar nicht nur derjenigen, die da von den Fir 


nanzkammern, welche ſich um das Gerede der Profeſſoren der 


Finanzwiſſenſchaft wenig kuͤmmern, ausgeht, ſondern auch der 
jenigen, die von eben dieſen Profeſſoren, angeblich in Folge 


ihrer theoretiſchen Anſicht, verlangt oder anempfohlen wird. Nicht 


eines der beſtehenden Finanzſyſteme naͤmlich und nicht eines 
90 0 
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jorderung, oder hat in der That die Grundlage einer nur auf 


das Einkommen, namentlich auf das reine Einkommen 


gelegten oder zu legenden Beſteuerung; ſondern, wenn es hoch 
koͤmmt, ſo haben ſie den Ertrag von beſtimmten Sachen 
zum Gegenſtand, was doch, wie mit Haͤnden zu greifen iſt, 
himmelweit ſich unterſcheidet von dem Einkommen einer be⸗ 
ſtimmten Per ſon. Jene Finanzmaͤnner und Finanzlehrer 
verwechſeln alſo Perſonen mit Sachen und wenden den 
lezten jene ſchonende Ruͤckſicht zu, welche nur die erſten an⸗ 
zuſprechen haben und welche auch nur bei den erſten einen ver⸗ 
nuͤnftigen Sinn hat. Sie glauben der Nachhaltigkeit des Er⸗ 
trags geſchehe Eintrag, wenn von dem Luſt-Park des reichbe⸗ 
güterten Mannes, der da aus hundert andern Quellen die ers 
giebigſten Einkuͤnfte zieht, oder wenn von ſeinen Koſtbarkeiten, 
als Bildergallerien, Schazkammern und Prachtſchloͤſſern eine 


Steuer verlangt wird, und fordern dieſelbe unbedenklich von 


der armen Wittwe, die da noch einen kleinen Acker beſizt, von 
2 deffen muͤhſelig erzeugten Fruͤchten fie ihre und ihrer Kinder dürfs 
tigſte Nahrung nicht zu beſtreiten vermag, aber dennoch nach 
der Lehre jener Herren ein reines Einkommen bezieht. 
Es iſt, als ob man meinte oder ſagte: dieſe Sache hat die 
Steuer zu bezahlen; wenn ſie alſo keinen Ertrag oder kein rei⸗ 
nes Einkommen abwirft oder nicht ſo viel als die Steuer aus⸗ 
macht, ſo muß der Kapitalwerth der Sache angegriffen, die 
Sache daher nach und nach dadurch aufgezehrt werden, und 
die Nachhaltigkeit der Steuer hoͤrt dergeſtalt auf. Es herrſcht 


aber in ſolcher Vorſtellung eine ganz abenteuerliche Begriffs⸗ 


verwechslung. Denn nicht die Sache hat die Steuer zu bes 
zahlen, ſondern die Perſon, und nicht der Sache kann die 
übertriebene Steuerforderung ſchaden, ſondern blos der Per⸗ 


fon; und wenn auch die Perſon dadurch in Ruin oder Zahl⸗ 


ungsunfaͤhigkeit geſtuͤrzt wird, ſo kann dennoch von derſelben 
Sache, welche jezt etwa einen andern Beſizer erhalten hat, 
abermals die nämliche Steuer erhoben werden. Es wird aber 
die Steuer nicht eigentlich von der Sache oder aus der Sache 
verlangt . erſchiene das teu als ein its Eigen 
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der von jenen Profefforen empfohlenen Syſteme entſpricht der 
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thumsrecht, was es RT iſt); ſondern der Beſiz ſolcher 
Sache iſt blos ein Titel und etwa ein Maß ſtab der per⸗ 
ſoͤnlichen Steuerſchuldigkeit, welche aber auch aus 
andern Einnahmsquellen beſtritten werden mag. Aus dem Ti⸗ 
tel der Nachhaltigkeit alſo laßt die Lehre von der nur auf 
das Einkommen oder den Ertrag zu legenden Steuer ſich 
nicht rechtfertigen, weil namlich ſolche Beſchraͤnkung einerſeits 
unndthig zur Zweckerreichung und anderſeits unzulaͤ nglich 
iſt; es ſey denn, daß man — was aber in der Praxis nir⸗ 
gends ſtatt findet — jedesmal das Geſammteinkom men 
des einzelnen Steuerpflichtigen berechne, und die 
Steuerforderung hiernach beſtimme, doch die zum Lebensun⸗ 
terhalt noͤthige Summe davon frei laſſe. Auf dieſe Freilaſſung 
werden wir gleich unten zuruͤckkommen: Hier noch eine andere 
nahe liegende Betrachtung gegen die hier unmittelbar in Frage 
ſtehende Lehre. 

Wenn es einerſeits, wie wir gehoͤrt haben, —. 5 
iſt zur Nachhaltigkeit des Steuerertrags, daß ſich die Steuer⸗ 
forderung blos an das Einkommen richte (die Faͤlle, wo auch 
„Humanitaͤtspflicht es etwa erheiſcht, abgerechnet) fo iſt auf der 
andern Seite auch gar kein Rechtsanſpruch des Steuer⸗ 

pflichti gen auf ſolche Beſchraͤnkung gedenkbar; denn, wenn 
der Beſi iz von unfruchtbaren Dingen uns eben ſo koſtbar ſeyn 
kann, wie der von ſolchen, die einen Ertrag abwerfen, und 
wenn der den erſten geleiſtete Staatsſchuz nicht minder mit 
Aufwand verknuͤpft iſt, als welcher den lezten zu Theil wird; ſo 
ſieht man nicht ein, warum jener gleichwohl unentgeltlich ge⸗ 
leiſtet oder der entſprechende Erſaz dafuͤr, noch außer dem ei⸗ 
genen Betreffniß, den Beſizern von fruchtbringendem Gut 
ſollte aufgebuͤrdet werden. Sind doch ohnehin manche augen⸗ 
blicklich unfruchtbare Sachen. ſolches nur durch den freien Wil⸗ 
len ihres Beſizers, wie z. B. ein engliſcher Garten, der gar 
leicht in ein Fruchtfeld koͤnnte verwandelt werden, oder das 
Geld im Kaſten, welches jeden Augenblick nuzbringend im 
Handel- oder in einem Gewerbe oder als Darlehen koͤnnte an⸗ 
gelegt werden; und wenn auch dieſes nicht unmittelbar thun⸗ 
lich waͤre, ſo iſt doch in den meiſten Faͤllen dem Beſizer moͤg⸗ 
lich, die an ſich unfruchtbare Sache (3. B. eine Bildergallerie 
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oder Buͤcherſammluug u. dgl.) durch Werwen bung namentlich 


durch Verkauf oder Tauſch, fuͤr ihn zur fruchtbringenden oder 
einen Ertrag darbietenden zu machen. Wo wäre demnach hier 


der Titel der Befreiung? | 


Bei konſequenter Anwendung der Lehre von der blos auf 
das Einkommen zu legenden Steuer duͤrfte gar kein Unterſchied 
gemacht werden zwiſchen den in Bezug auf die vernunftrecht— 
lich anzuerkennende Steuerſchuldigkeit weſentlich verſchiedenen 


Arten des Einkommens. Ein ein mali ges Einkommen, wie 


etwa das aus einer Erbſchaft oder einen Lotteriegewinnſt oder 
irgend einer vereinzelten gluͤcklichen Spekulation hervorgegan— 
gene, muͤßte mit dem aus einem regelmaͤßig fortlaufenden 


Gewerbe fließenden, auch mit dem in einer rechtlich zuge 


ſicherten Beſoldung oder Penſion beſtehenden und ſelbſt mit 


dem auf ein fortdauerndes Beſizthum, z. B. auf ein Land⸗ 
gut, begruͤndeten durchaus gleich in die Steuer gelegt werden. 
Die Ungerechtigkeit einer ſolchen Nivellirung leuchtet jedoch 
ein, da eine einmalige Einnahme, ob aus Zufall oder aus 
gluͤcklicher Unternehmung herruͤhrend, an Werth, mithin auch 
an Steuerwerth nicht gleich zu ſezen iſt einer aus fortdauern⸗ 
der, faktiſch oder rechtlich geſicherter Quelle fließenden und 
noch weniger einer auf den Beſiz von Sachen begruͤndeten ober 
mit ſolchem Beſize verbundenen. Nicht nur die Jahres ein⸗ 
nahme, ſondern die ganze Habe und jede den Staatsſchuz 
anſprechende Grundlage der Erwerbung iſt Gegenſtand 
der gerechten Steuerforderung. Ein blos das Einkommen be 
ruͤckſichtigendes Steuerſyſtem entſpricht ſolchem Rechtsgrundſaz 
nicht. Es wird alſo neben dem Einkommen auch das Be⸗ 
ſizthum oder das Vermoͤgen in Anſchlag zu bringen und 


auch zwiſchen den verſchiedenen Arten von Wed ee | 


men die gehoͤrige! Unterſcheidung zu machen ſeyn. 


Daß uͤbrigens, wenn vom Einkom m men die Rede 


iſt, nur das reine, d. h das nach Abzug der Vorauslagen 


eruͤbrigende, vernuͤnftigerweiſe gemeint ſeyn koͤnne, verſteht ſich 


von Selbſt und wird auch allgemein anerkannt. Nur eine 


Steuer, und die eben deßwegen die Bezeichnung als „aben— 
teuerlich“ vollkommen verdient, haͤlt ſich ganz unumwun⸗ 


den an das Roh⸗Einkommen oder an den Roh⸗Ertrag, 
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o der zum Bebensunteralt nöthige Shen des Eintommens 
von der nne frei zu ar | 


Die Lehre von der nur r auf das Ke zu legen⸗ 
den Steuer (die uͤbrigens nirgends praktiſch verwirklicht iſt, 
indem weder die gewöhnlichen, direkten und noch weit weniger 
die indirekten Steuern jenem vielgeprieſenen Prinzip entſpre⸗ 
chen), wofern ſie wirklich die Nachhaltigkeit zum Zwecke und 


hiernach wirklich das Einkommen der Perſonen, nicht aber 


den Ertrag einzelner Sachen im Auge hat, muß, wenn fie 
anders konſequent ſeyn will, noch außer dem Abzug der zur 
Erzeugung des Einkommens nöthigen Voraus lagen, auch 
die Freilaſſung des zur Deckung des Lebensunterhal- 


tes noͤthigen Theiles des Einkommens feſtſezen oder for⸗ 


dern. Und zwar kann dieſe Freilaſſung nicht blos im Allge⸗ 
meinen geſchehen, namlich: fie darf nicht blos auf den Abzug 
der zur Erhaltung ſämmtlicher Nationalglieder ndthigen 
Summe von dem Geſammt⸗Roheinkommen der Nation, alſo 


auf die, blos den hienach ſich barftellenden ue berreſt (das 


ſ. g. Rein⸗Einkommen der Nation) im Auge haltenden Berech⸗ 
nung gegründet ſeyn (denn das Phantaſtiſche einer ſolchen 
Berechnung und die praktiſche Bedeutungsloſigkeit einer ſol⸗ 
chen haben wir ſchon früher (im ten Ab: ſchn. der N. Oekono⸗ 


mie) dargethan; ſondern ſie muͤßte, um ihrer Idee oder ihrem 
Zweck zu entſprechen, bezuͤglich auf jeden Einzelnen feſtge⸗ 
ſezt, d. h. in dem Abzug des Unterhaltsbedarfs jedes Einzel⸗ 


nen von dem Geſammteinkommen deſſelben beſtehend ſeyn. 
Eine dergeſtalt beſchaffeue Freilaſſung ſezt zu ihrer Ausfuͤhrung 


eine beſtehende alleinige Wed gen Sg und Einkom⸗ 


mens⸗Ste e voraus, debt d ſelbſt wo solche 
Vorausſezung ſtatt fande, gleichwohl im Allgemeinen den For⸗ 
—. 15 des Rechtes wie der Wirthſchaft nicht. Wahr iſt es 

zar, daß eine den Lebensunterhalt des Steuerpflichtigen vers 
5 — Steuerforderung inhuman und auch politiſch ver⸗ 
-werflich iſt; aber daraus fließt nicht, daß Allen, alſo auch 
den Reichen eine zum Lebensunterhalt noͤthige Einkommens— 
Summe ſteuerfrei gelaſſen werden muͤſſe. Nicht nur iſt naͤm⸗ 
lich die Feſtſezung einer ſolchen Summe uͤberhaupt ſehr ſchwie⸗ 
rig und, wenn ſie im Allgemeinen gegeben werden ſollte, in 
tauſend und tauſend konkreten Faͤllen nothwendige Unrichtig— 
keit mit ſich führend; ſondern es hat auch die fragliche Freis 
laſſung weder politiſchen Zweck, noch vernunftrechtliche Begrüns 
dung, wo immer der Steuerpflichtige ein ſo anſehnliches Be— 
ſizthum oder Einkommen hat, daß ihm, auch wenn er von 


Allem die Steuer entrichtet, gleichwohl noch hinreichende Deck- | 
ungsmittel des Lebensunterhaltes bleiben; ſollten dieſelben 


auch nur darin beſtehen, daß er entweder ſeinen bisher etwas 
lururidſen Aufwand beſchraͤnke oder daß er durch angeſtreng— 
tern Fleiß ſeine Einnahme vermehre. Selbſt bei dem Armen 
iſt es nicht eigentlich eine ſtrenge Rechts-Forderung — ob auch 
eine der Humanitaͤt und der edlern Politik —, daß ihm das 


zum Lebensunterhalt noͤthige Einkommen freigelaffen werde. 


In der Praxis geſchieht es auch nirgends; und ein Mehreres 
kann jedenfalls nicht gefordert werden, als daß, wenn die von 


ihm als Beſizer erhobene Steuer ſeinen Lebensunterhalt ver 


kuͤmmert, ihm dagegen als Duͤrftigen, mithin ohne Ruͤckſicht 
auf die geleiſtete Steuerzahlung, von Seite des Staates unter 
die Arme gegriffen werde. Ohnehin iſt es um die Beſtimmung 
deſſen, was zum Lebeusunterhalt noͤthig iſt, eine ſehr mißliche 
Sache, weil nach Familienzahl, Alter, Angewohnheit oder 
Geſundheitsumſtaͤnden u. ſ. w. der Eine viel, der Andere wer 
niger bedarf. Sollte man aber auch uͤber ein ſolches Maß im 
Allgemeinen oder für konkrete Verhaͤltniſſe ſich verſtaͤndigen; fo 
wuͤrde gleichwohl die Schuldigkeit der Steuerzahlung auch ne— 
ben dem Anſpruch auf das beneſicium competentiae oder 
unbeſchadet demſelben beſtehen koͤnnen. 

Nehmen wir jedoch an, die Steuerferderung gegen deu. 


— 


wie jede andere Schuld, beſteht, wenn ein giltiger Titel ihr 3 


tterſchied und ſchon zum vorhinein die der Beſteurung zu uns 


zum Lebensunterhalt erforderlich anerkannt waͤre, zu vermins 
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Dürftigen hoͤre auf oder werde REINER duch den Anſpruch 4 l 
des lezten auf den nothdürftigen Lebensunterhalt, ſo kann 
gleichwohl ſolcher Anſpruch Niemanden als dem wirklich Duͤrf⸗ 1 
tigen zuſtehen. Ein allgemeiner Anſpruch ſaͤmmtlicher 
Staatsbürger auf Freilaſſung des zu ihrem Lebensunterhalt 
noͤthigen Vermögens + oder Einkommens⸗Theiles hat weder 
ein Rechts⸗Fundament, noch ein politiſches. Die Steuerſchuld, 


zum Grunde liegt, in Rechtskraft ohne Unterſchied der 
Vermoͤgensumſtaͤnde des Schuldners. Nur koͤnnen dieſe Um⸗ 9 
ſtände mitunter die Schuld ganz oder zum Theil uneinbring⸗ 
lich machen oder auch ein der Vollſtreckung Schranken ſezen⸗ 
des beneficium competentiae begruͤnden. Aus dieſen Be⸗ 
trachtungen ergiebt ſich, daß, ſelbſt wenn die von der reinen 
Theorie geforderte allgemeine und alleinige Vermoͤgens⸗ oder 
Einkommens⸗Steuer beſtuͤnde, gleichwohl nicht Jeder ohne Uns 


terwerfende Summe durch den Abzug derjenigen, welche als 


dern das Recht hätte, fondern daß ſolche Verminderung nur 
denjenigen zu gut kommen koͤnne, welche und in fo fern 
ſie wirklich durch die Steuerzahlung eine Verkuͤmmerung ihres 
Lebensunterhaltes erleiden würden. Es wird hiernach fowohl 
den Rechtsprinzipien als den politiſchen Intereſſen genugend 
ſeyn, wenn feſtgeſezt wird, daß zwar von allen Staatsange⸗ 
hoͤrigen ohne Unterſchied, ob arm oder reich, nach Maßgabe 
ihres Beſizthums oder Erwerbs die Steuer eingefordert (d. h. 
die Steuerſchuld feſtgeſezt), jedoch uͤberall da, wo und in ſo 
fern die ſtrenge Beitreibung der Schuld dem Lebensunterhalt 
Eintrag thun ſollte, ein entſprechender Nachlaß vewih, 
liget Wee 
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n def ee 21. 
Ob und in wie fern durch die Beſteurung der National: megthn 
5 oder a National: Einkommen vermindert werde. 
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Die eee dieſer hoch — — Frage ſezt zu 


Deutlichkeit und Gruͤndlichkeit mehrere Unterſcheidungen vor— 
aus. Es muß namlich zuboͤrderſt zwiſchen dem Einkommen 
der Nation im weiten Sinn (d. h. Volk und Staat 


oder Regierung zuſammengenommen) — und jenem 
des Volkes allein unterſchieden werden, ſodann auch zwiſchen 


dem unmittelbaren und mittelbaren Einfluß auf ſol⸗ 


Re oder auf den, fortdauernden Wohlſtand. Daß 
er 


auch die Verſchiedenheit der Steu erſyſteme, nach der 


Hoͤhe, den Gegenftänden: und der Vertheilungsweiſe der Steuern, 
und dann beſonders die V er wendung sart derſelben dabei 8 


von entſcheidender Wirkſamkeit ſeyn muͤſſen, leuchtet von 
ſelbſt ein. 


Verſtebt man unter ee ee. jenes von Volk 


und Regierung (Einzelnen und Geſammtheit) zu ſa m⸗ 
mengenommen, ſo kann von einer unmittelbaren Ver⸗ 
minderung deſſelben durch die Steuern freilich keine Rede 
ſeyn. Die Ausgabe der Einzelnen naͤmlich wird dabei Einnahme 


der Geſammtheit, die Totalſumme des reinen Einkommens oder 
des Beſizthums beider zuſammengenommen bleibt unveraͤndert. 
Doch iſt moͤglich, daß durch eine unverhaͤltnißmaͤßige Steuerfor⸗ 


derung die Produktivkraͤfte der Nation geſchwaͤcht und dadurch als 
entferntere Wirkung eine Verminderung des Nationaleinkommens 
veranlaßt werde, und dieſe entferntere Wirkung iſt es auch vorzuͤg— 
lich, die wir zu betrachten haben. Die Einnahme und Aus- 
gabe des Volkes allein — d. h. abgeſehen von jener der 
Regierung — iſt hier der Gegenſtand der Berechnung. 


In Bezug auf das Volk nun erſcheint die Steuer 


als reine Ausgabe mithin unmittelbare Reichthums— 
Verminderung. Sie iſt in der allernaͤchſten Wirkung 
gleich einer nothwendigen und unfruchtbaren Verzehrung 
oder auch einer gemeinen Schuld-Zahlung, mithin entwe— 
der den übrigen Beduͤrfnißbefriedigungen oder den auf Er⸗ 
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zeugung berechneten Vorauslagen oder der alkumalircuben er. 
ſparung (Kapitals⸗Vermehrung) Abbruch thuend. Ob ſie je⸗ 
doch ſolches auch definitiv ſey, daruͤber wird geſtritten. : 
Say behauptet es und verwirft zumal mit vielen Andern die 
Anſicht, daß die Steuer, wenn ſie durch Verwendung im In⸗ 
land wieder zuruͤckfließe in den Schooß des Volkes, welchem 
ſie früher entfloſſen, die geſchehene Ausgabe durch! eine nach⸗ 
folgende Einnahme wieder aufhebe, mithin ein blos durchlau⸗ 
fender Poſten, zugleich + und —, und daher, als bloße Cir⸗ 
kulation das Endergebniß der Rechnung durchaus nicht ab⸗ 
ändernd ſey. Um die Steuerſumme zurüc eg erhalten, müſſe 
von Seite der Steuerzahlenden neuer Auf wand an Ar 
beit oder neues Darbringen von Sachen ftatt finden; 
das fruͤher ſchon Bezahlte ſey alſo jedenfalls definitiv aus⸗ 
gegeben, mithin 2 oder unfruchtbringend 
conſumirt. f a a e. n 
Es mag dieſes wahr ſehn, wenn man vorausſezt oder an⸗ 
nimmt, es würden ohne den Ruͤckfluß der Steuern, (zumal 
mittelſt des bezahlten Staats⸗Dienſtes und Staats⸗ Naturalbe⸗ 
darfs, gleichwohl eben ſo viele Gelegenheiten oder Gegenſtaͤnde 
einer fuͤr den Arbeiter fruchtbringenden Thaͤtigkeit und eben 
ſo viele Wege eines geſicherten Abſazes vorhanden ſeyn, als 
durch den, ſeine mannigfal tigen Beduͤrfniſſe bezahlenden Staat 
hervorgebracht werden. Dieß iſt aber eine offenbar unſtatthafte, 
oder doch nur unter ganz befonderer Gunſt der Umftande zus 
treffende Vorausſezung. Der Staat ift in Bezug auf ſeine 
Steuer⸗Einnahme und deren einheimiſche Verwendung etwa 
einem großen Capitaliſten zu vergleichen, welcher die von 
ſeinen vielen Schuldnern bezogenen Zinſe. für Befriedigung theils 
der ausgebreiteten Beduͤrfniſſe ſeines eigenen Haushalts theils 
für mannigfaltige gemeinnuͤzige und humane Zwecke im In⸗ 
land wieder ausgeben wuͤrde. Solche Ausgaben, nicht min⸗ 
der als jene, die aus dem Domainen-Ertrag (hierin aber⸗ 
mals aͤhnlich jenem aus Privat-Guͤterbeſiz) beſtritten werden, 
aͤußern — wie jede bezahlte Conſumtion — unbeſtreitbar eine, 
die Produktion ermunternde und belohnende Wirkung, und er⸗ 
ſezen dadurch — zumal wenn ſie eben denjenigen zufließen, 
deren reines Einkommen durch die Zinszahlung eine Ber 


7 


derung erlitt — den ſolchergeſtalt entfianbenen Verluſt ſubſt 
im Beſondern, jedenfalls aber im Allgemeinen voll 
ſtaͤndig. Sey es, daß die Schuldner, um ihre Paſſiv-Zinſe 


aufzubringen oder um ſie wieder hereinzubringen, zu mehrerer 
Arbeit, als ohne dieſes ihnen. oblaͤge, genoͤthiget ſeyen. Dien. 


Arbeit an ſi ich iſt keine Einkommensverminderung, vielmehr 


ihre Frucht ſtaͤts ein Poſten der Einnahme. Nun iſt zwar 


— 


moglich, daß, wären Feine Zinſe zu entrichten geweſen, die 
fraglichen Schuldner (oder in dieſem Falle Nichtſchuldner) 


gleichwohl eben ſo viel gearbeitet und produzirt haͤtten und 
auch daß ſie den Erloͤs oder Ertrag ſolcher Produktion weiter 


in die Cirkulation gegeben haͤtten, ſey es durch unproduktive, 
ſey es durch produktive Verwendung; doch iſt auch das Ge- 
gentheil moͤglich und ſicherlich gar oft der Fall, daß eben ö 


wegen der Zinſenlaſt emſiger gearbeitet oder ſorgſamer geſpart 
wird, wornach die Schuld ſchon an und fuͤr ſich als eine Ver— 


aulaſſung der Produktion wirkſam ſeyn und dann erſt wieder, 


wenn ſie bezahlt iſt und aus den Händen des Empfaͤngers in 
die Cirkulation zuruͤckgegeben wird, eine Abermals Prapuk⸗ 
tion veranlaſſen oder belohnen kann. 


So auch bei der Steuer. Dieſelbe, als Forderung, 


noͤthiget zuvoͤrderſt die Pflichtigen — wenigſtens in der Regel 


— entweder zu geſteigertem Erwerbsfleiß oder zu einiger, ſonſt 
nicht ſtatt findender, Erſparung, und bewirkt ſchon hiedurch 
eine vermehrte Produktion oder Akkumulation, waͤhrend die 


Steuer⸗Zahlung ihren Betrag einſtweilen nur in die, der 


Nation gleichfalls angehoͤrige, Kaſſe der Regierung bringt, 
von welcher ſie dann (wenn nicht eine nationaloͤkonomiſtiſch 


unfruchtbare Verwendung — z. B. zum Truppen-Unter⸗ 


halt im Ausland, oder zur Beilegung in Schazgewoͤlben 


u. ſ. w. — eintritt, in welchem Falle fie freilich verloren 


geht fuͤr die Nation, ſondern wenn eine klug angeordnete ein— 


heimiſche Verwendung ſtatt findet) abermal befruchtend in tau— 


ſend und tauſend Kanaͤlen zuruͤckfließen mag in diejenigen Bezirke 
oder Klaſſen, welche ſolches Nahrungsſaftes am beduͤrftigſten 


ſind. Ohne die Steuerforderung haͤtten vielleicht die Buͤrger 


etwas ſplendider gelebt, vielleicht — was zumal die reichere 
Klaſſe betrifft — durch luxurieuſe Conſumtion die auslaͤndiſchen 


— 
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Produzenten bereichert, vielleicht auch die erſparte n als 
todten Geldvorrath in den Kaſten gelegt. Die Steuer eh 
nun ſolchen Vorrath in einen nuͤzlichen Umlauf und mag, wo⸗ 
fern ſie mit Weisheit umgelegt und verwendet wird, den aͤr⸗ 
mern Klaſſen, welchen ſie alsdann ein Mehreres zufuͤhrt als 
ſie ihnen abnahm, he zur WOBIHRIEEN Erwerbsquelle 
werden. | 
Es iſt hiebei noch nicht einmal Rück icht 7 
die vielf faltig aus dem Gegenſtand der Steuer-Verwendung 
* En oder unmittelbar fließenden nationaloͤkonomiſtiſchen, 
d. h. den Nationalreichthum befoͤrdernden Vortheile, woraus 
eine abermalige, nach Umſtaͤnden ganz uͤberſchwengliche, Ver⸗ 
guͤtung der in der Steuerzahlung an und für ſich liegenden 
Beſchwerde hervorgeht. Auch iſt's billig, daß wir davon weg⸗ 
blicken, weil es dann nicht mehr die Steuer als ſolche, ſon⸗ 
dern die (zwar mittelſt derſelben etwa errichtete oder in Wirk⸗ 
ſamkeit erhaltene, doch moͤglicherweiſe auch durch andere Mit⸗ 
tel zu gruͤndende Anſtalt, Fuͤrkehr, Induſtriebefoͤr⸗ 
derung oder Hülfeleiſtung u. ſ. w. iſt, von wache (elf 
che Wohlthat abfließt. 0 ai. 
Wenn wir nach dieſen Betrachtungen, nicht nur vereinen | 
muͤſſen, daß jede Steuerforderung dem National - Reichthum 
oder Einkommen eine ihrem Betrag gleich kommende Vermin⸗ 
derung beibringe, ſondern ſelbſt zu behaupten wagen, daß 
durch Steuern jener Nationalreichthum ſogar befoͤrdert und ge⸗ 
hoben werden koͤnne, theils durch den in ihnen liegenden Sporn 
zu größerem Erwerbsfleiß oder zu mehrerer Erſparniß, theils 
durch die mittelſt des Umlaufes und des Zuruͤckfluſſes der 
Steuerſummen in die verſchiedenen Volksklaſſen für diefelben 
vermehrten Einnahms-Quellen, theils endlich durch die, je 
nach den Gegenſtaͤnden der Verwendung noch weiter von den— 
ſelben abfließenden Vortheile: ſo ſind wir doch weit entfernt, 
dieſer Behauptung eine, der Unerſaͤttlichkeit der gewoͤhnlichen 
Finanzmaͤnner zur Beſchoͤnigung dienende Ausdehnung zu ge⸗ 
ben. Sie gilt zuvoͤrderſt nur von den, im richtig berechneten 
Verhaͤltniß des Vermögens und Einkommens ausgeſchrie— 
benen, und dann überhaupt nur von maͤßigen Steuern. 
Fehlt das richtige Verhaͤltniß, wird etwa — wie leider nur zu oft 
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der Fall 1 — von den Duͤrftigen oder doch nur wenig Be⸗ 
güͤterten vergleichungsweis mehr als von den Reichen, oder 
von einer Klaſſe unverhaͤltnißmaͤßig mehr als von der andern 
gefordert; ſo tritt in Bezug auf die prägravirten Klaſſen leicht 
eine Unerſchwinglichkeit der Steuer oder eine Unmoͤglichkeit 
des Wiedereinbringens derſelben ein, und eine Entmuthigung 
der Produktion, ja der völlige Ruin der Gedruͤckten kann da— 
von die Folge ſeyn. Eben dieſes geſchieht und in noch weite⸗ 
rer Ausdehnung, wenn die Steuern überhaupt zu hoch ſind, 
nämlich fo hoch, daß fie — ſey es mittelbar, ſey es unmit⸗ 


telbar — von dem Einkommen der Beſteuerten einen ſo großen 


Theil in Anſpruch nehmen, daß das Uebrigbleibende (wenn 


auch nicht allgemein, doch häufig und namentlich ſchon in der 


Mittelklaſſe) entweder nicht mehr zum Unterhalt der Familie 
oder nicht mehr zur Fortſezung der Produktion hinreicht, oder 
daß ſie, auch bei Anſtrengung aller Kraft, doch nicht vollſtaͤn— 
dig oder wenigſtens nicht ſchnell genug wieder koͤnnen hereins 


gebracht werden. Ob ein ſolches ſtatt finde oder nicht, kann 


jedoch nicht aus irgend einer in Zahlen auszudruͤckenden Groͤße 
entnommen werden, ſondern haͤngt noch weit mehr, als von 
ihrem nominellen Betrag, von allen jenen Umſtaͤnden ab, 
welche auf Produktion und Conſumtion, auf den Umlauf 
der Guͤter und des Geldes guͤnſtig oder unguͤnſtig einwirken, 
und zumal auch von der Auswahl der Steuerobjekte und 
von, der Verwendungsart der Steuern, wie wir ſchon 
oben bemerkt haben. Die Erfahrung allein, nicht aber der 
bloße. Kalkul, wie kuͤnſtlich er ſey, kann hier die Grenze zei⸗ 
gen, bis zu welcher die Steuerhoͤhe als unnachtheilig, oder 
gar, vortheilbringend für die Nationaloͤkonomie geachtet werden 


kann, von welcher an aber der Nachtheil, die len 


f verwinderung, oder die Verarmung beginnt. 


„Uebrigens wird nicht geſagt hiedurch, daß 9 5 dieſſeite 
diefer Grenze bleibende, d. h. alſo nationalödkonomiſtiſch un⸗ 
ſchaͤdliche, Steuer darum ſofort auch gerecht und politiſch 


raͤthlich, ſey. Wenn auch nicht dem Gefa m mt: Einfom: 


men oder Reichthum, mag doch eine ſolche Steuer der Wohl— 
babenheit der Einzelnen, d. h. der Leichtigkeit ihrer 
Beduͤrfniß⸗ Befriedigung und insbeſondere ihrer dem 
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freien Lebensgenuß zu widmenden Muße Eintrag thun. Die 
vermehrte Arbeit, zu welcher die erhoͤhte Steuerfordkr⸗ 
ung ſie ſpornt, mag zwar eine Menge von Werthen her⸗ 
vorbringen, welche die Summe des Geſammt-Beſizes 
vermehren, aber die individuelle Behaglichkeit des 
Seyns und Lebens geht nicht gleichen Schritt mit der Ver⸗ 
mehrung des Geſammteinkommens der Nation. ueberhaupt 
aber iſt nur jene Steuerforderung gerecht, welche oder in ſo 
fern ſie nothwendig iſt, oder in fo weit der wahre Ge- 
ſammtwille ſie beſchloß; und politiſch raͤthlich i ſt 
niemals ein Druck, welcher vermieden eee 1 . = 
vn e, Jun e 


Don den Spenden einer guten, d. 75 N Noche u dh 
„ Klügheits prinz n gemäßen Steuer.. N 


V | 1 „ eins 


Ar 


4 * 
1 


Das erſte eien i einer der Billigung Über em ke 

15 werthen Steuer iſt, daß ſi fü DHL SH es allein, fi ſey es in de 
bindung mit andern Steuern — geeignet ſey zu wenigſtens annaͤhern⸗ 
der Verwirklichung des oberſten Grundſazes fuͤr das Steuer⸗ 
weſen, welcher alſo lautet: Jeder trage zu den Staatslaſten 
bei nach Maßgabe ſeiner Theilnahme an den Wohlthaten des 
Staatsvereins oder — was ſolche Theilnahme wenigſtens in 
der Regel und nach der vorherrſchenden Erſcheinung kund thut 
Lunach Maßgabe ſeines Vermoͤgens und Einkommens. Ob 
eine ſolche Verwirklichung nur geſchehen koͤnne durch eine al⸗ 
kleinige Steuer oder ob eine Ve reinbarung mehrer er 
Steuern dazu nothwendig und in wie fern auf einem oder 
dem andern Wege das Ziel zu erreichen ſey, werden wir ſpaͤter 
unterſuchen. Hier genügt die Aufſtellung der allgemeinen For⸗ 
derung der thunlichſt vollkommenen Uebereinſtim mung jeder ein⸗ 
zelnen Steuer und des geſammten a mit jenem 
Franzi. Ä 
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Sodann wird — vom ſtaatswirthſchaftlichen Standpunft 


betrachtet und unter ſonſt gleichen Umſtänden — diejenige 


duktion nöthige Con ſumtion wirkt — wie namentlich jenes 
vor allen andern die Zehent⸗ Steuer und dieſes die meiſten 


Luxus⸗Steuern thun. Auch die den Ve rkehr hemmenden 


Zülle und Mauthen gehoͤren in beiderlei Rückſicht hieher. 

Ein weiterer hoͤchſt wuͤnſchenswerther Vorzug einer Steuer 
| beſteht in der Sicherheit ihres Ertrags, und in der Leich⸗ 
tigkeit und Unkoſtſpieli gkeit, ihrer Erhebung. Eine auf 
bare Zufälligkeiten gebaute Steuer ſezt, wenn der Ertrag weit 
unter dem Voranſchlag bleibt, die Staatskaſſe in Verlegenheit, 
und nimmt den Bürgern zuviel ab, wenn er bedeutend darüber 


ſteigt. Iſt aber die Erhebung muͤhevoll, ſchwieriger Kontrole 


beduͤrftig und eben darum auch koſtſpielig, fo ermuntert fie 


einerſeits zu Unterſchleifen und vermehrt anderſeits, ohne Vor⸗ 


theil fuͤr die Staatskaſſe, die von den Buͤrgern zu tragende Laſt. 

Auch daß die Steuer von den Pflichtigen eingehoben werde 
zur Zeit, wo ſie am leichteſten zahlen koͤnnen, insbeſondere 
alſo nicht auf einmal in großen Summen, ſondern nach und 
nach in kleineren, weniger fuͤhlbaren Raten, wird als ein 
Hauptvorzug gepri icjen, und iſt auch in der That vortheilhaft 
fuͤr die Kaſſe und wohlthätig fuͤr die Zahlenden. Doch 1205 
dadurch die reelle Schwere der Steuer (wie etwa bei d 
hoch geſpannten Conſumtions⸗ Acciſe) meiſt nur Genf 
nicht aber aufgehoben. Sie wirkt alsdann gleichwohl erſchd⸗ 
pfend⸗ obſchon nur vampyrartig. . 5 

Wichtiger und zugleich vom ſtrengen Rechte glfolbett ift 
bet) daß die Steuer⸗Erhebung ohne Plackerei geſchehe, 
und verwerflich iſt jede Steuergattung, welche naturgemäß 
oder nothwendig eine ſolche mit ſich führt. Auch von dieſer, 
wie von jeder andern Seite iſt vor allen die Zehent⸗ „Steuer 
verdammenswerth. Aber auch die meiſten indirekten Steu- 
ern, deren Verwaltung kaum beſtehen kann ohne eine allge⸗ 
genwaͤrtige, theils gehaͤßige, theils demuͤthigende, jedenfalls ſtö⸗ 
rend ins bürgerliche und häusliche Leben eingreifende Aufſicht 
und inquiſttoriſche e gehoͤren hieher. | 


euer die beſte ſeyn, welche am wenigſten nachtheilig auf die 
Produktion oder auch auf die zu Ermunterung der Pro⸗ 


} 


dern von Andern, zumal von den Con ſumenten, auf 
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Manche Steuern, wie nn n der Acciſe, 
Se zumal das Ohmgeld, auch die Zoͤlle u. ſ. w. ſollen nach 
der Intention des Geſezes nicht eigentlich von Jenen getragen 
werden, welchen man unmittelbar ſie abfordert, fon 


welche die unmittelbar Beſteuerten fie durch Preiserhöhung für 

Waaren oder Arbeit uͤberwaͤlzen. Bei ſolchen Steuern wird 
mit Recht gefordert, daß der von den lezten geforderte Vor⸗ 

ſccuß nicht durch Uebermaß druͤckend und daß die Möglichkeit . 

oder Sicherheit des Wiedereinbringens richtig berechnet ſer. 

Von noch andern Vorzuͤgen oder Mängeln der verſchie⸗ 

an Steuergattungen werden wir im Verlaufe vr u 
en kn zu an finden. | 


8. 23. 


Von Sn, der reinen Theorie allernächſt und volſtäudig 
eutſprechenden Steuerſpſtem. RB 


S—— 


einen Ati, d. h. dem auf Rechts und Wirth⸗ 
5 15 til + Prinzipien gleichmäßig beruhenden Saz: Jeder werde 
ſteuert nach Maßgabe ſeines Vermoͤgens und Einkommens, 
d. h. nach Maßgabe des ſeine Theilnahme an den Wohlthaten 
des Staatsvereins am klarſten, wenigſtens annaͤhernd, aus⸗ 
druͤckenden Beſizes und Erwerbes, kann ein vollkommenes 
Genüge nur gefchehen durch die allgemeine und al lei⸗ 
nige Vermögens: und Einkommens⸗Steuer. Man 
giebt dieſes ſo ziemlich durchgaͤngig zu; doch behauptet man 
zugleich die praktiſche Unausfuͤhrbarkeit der an ſich 
rechtsbegruͤndeten Idee und baut auf dieſe Behauptung die Lehre 
von einer durch Vereinigung mehrerer anderer Steuer⸗ 
arten zu bewirkenden, wenigſtens annaͤhernden Erreichung des 
als richtig anerkannten Zieles. Wir anerkennen auch willig, 
daß die Einführung, der alleinigen Vermögens- und Einkom⸗ 
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mens Steuer mit mancherlei Bedenklichkeiten und Schwierig— 
keiten verknuͤpft iſt, fo daß, wofern in einem Land die Steuern 
maͤßig und alſo auch bei einer ungleichen Vertheilung dem Ei⸗ 


genthumsrecht keine weſentliche Gefährdung bringend find, der 


vernuͤnftige Geſammtwille Verzicht leiſten koͤnne auf die ſtrenge 
Verwirklichung der reinen Theorie. Auch wiſſen wir wohl, 
daß nach der gegenwaͤrtigen Lage der Dinge und nach den 
die jezigen Finanzgeſezgebungen beherrſchenden Meinungen und 
Intereſſen es faſt thoͤricht waͤre, die baldige Realiſirung der 
reinen Theorie von ihnen zu erwarten. Deſſen ungeachtet iſt 
es für die allgemeine, d. h. vor Allen auf Vernunftrechts— 


Prinzipien ſich gruͤndende Lehre eine unerlaßliche Pflicht, die 
in Frage ſtehende Forderung wenigſtens auszuſprechen und 


die Moͤglichkeit ihrer Erfuͤllung darzuthun. 

Wir haben ſchon bei der allgemeinen Lehre vom National⸗ 
Reichthum (Nat. Oekonom. F. 9. ff.) und bei verſchiedenen ans 
dern Gelegenheiten auf die folgenreiche Wahrheit aufmerkſam 


gemacht, daß aus einer blos allgemeinen Berechnung oder 
Schaͤzung des Nationaleinkommens, ohne Eingehen in die per— 


ſoͤnlichen Vermoͤgens- oder Erwerbs-Verhaͤltniſſe der Einzel— 
nen, kein für die vernünftige Praxis entſcheidendes, d. h. kein 
ihr zur beſtimmten Richtung dienendes Ergebniß gezogen wer— 
den kann. Am einleuchtendſten aber iſt es, daß, weil hier von 
Forderungen an Einzelne die Rede iſt, auch der Titel 


der gegen dieſe Einzelnen geltend zu machenden Forderungen 


in's Klare geſezt werden muß. Solcher Titel nun kann in 
Gemaͤßheit der voranſtehenden, theils dem Vernunftrecht, theils 
der vernünftigen Staatswirthſchaft angehoͤrigen, . 
kein anderer ſeyn, als das zu Tageliegende Maß ſeines Ge⸗ 
ſammt⸗Vermoͤgens und Einkommens. Nicht wegen des 
Beſizes einzelner beſtimmter Vermdgensſtüct e (es ſey 
denn, man ſchreibe dem Staat ein Miteigenthumsrecht auf Dies 
ſelben zu, oder man rede nur von ſolchen Vermoͤgensſtuͤcken, welche 
der Staatsgewalt ganz eigens als einer Affefuranz-Anftalt uͤber⸗ 
geben ſind), ſondern wegen der aus dem allgemeinen Ver⸗ 
moͤgens⸗ (oder Einkommens )Stand des Steuerpflichti⸗ 
gen hervorgehenden Theilnahme deſſelben an den 5 des 
Rotteck's 1 IV. Au 20 
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Staatsvereins ift er zur Steuerzahlung vernunftrechtlich vers 
bunden, und jede blos auf einzelne Gattungen des Beſizthums 
oder beſtimmte einzelne Einnahmsquellen gerichtete Steuer bes 
ruht nach ihrem Begriff auf einer rechtswidrigen Anmaßung 
oder auf einer zu rechtsverlezenden Folgerungen fuͤhrenden Ver— 
wechslung der Perſonen mit den Sachen. 

Die Idee der allgemeinen und alleinigen Ver⸗ 
moͤgens⸗ und Einkommens-Steuer beſteht darin, daß 
zuvoͤrderſt die unabhängig von dem Stenerrecht fließenden Ein⸗ 
nahmsquellen des Staates (als Domainen, rechtlich zulaͤßige 
Regalien und zufaͤllige Einnahmen) nach ihrem Ertrag von der 
Summe des Staatsbedarfs abgezogen, und ſodann der Ueber— 
reſt als eine der Geſammtheit der Staatsangehoͤrigen obliegende 
Schuldigkeit oder nothwendige Leiſtung behandelt und demnach 
unter die Staatsangehoͤrigen nach dem ſchon wiederholt erklaͤr— 
ten Verhaͤltniſſe vertheilt werde. Die Summe des National⸗ 
einkommens (verſteht ſich, gezogen aus der Zuſammenrechnung 
des Einkommens aller einzelnen Staatsangehoͤrigen, nicht aber 
aus einer ſchwankenden oder phantaſtiſchen Schaͤzung der Pros 
duktionsmaſſe uͤberhaupt) iſt hiernach jene Groͤße, welche di— 
vidirt werden ſoll durch die Summe des Staatsbedarfs. Der 
Quotient zeigt alsdann das jedem Einzelnen zur Laſt zu le⸗ 
gende Betreffniß. | 

Es kann ſich nun blos noch darum handeln, die verſchie— 
denen Arten des Beſizthums und Einkommens auf einen ge 
meinſchaftlichen Maßſtab zuruͤckzufuͤhren, um dadurch 
die bei jedem Einzelnen der Beſteurung zu unterwerfende Ge⸗ 
ſammtſumme zu beſtimmen. 

Ein zweifacher Weg hiezu bietet ſich dar. Es koͤnnen 
nämlich. entweder alle Vermoͤgens-Poſten als wirkliche oder 
moͤgliche Quellen eines Einkommens veranſchlagt oder aber 
alle Rubriken der Einnahme nach einem, mit Beruͤckſichtigung 
aller Verhältniffe dafür aufzuſtellenden, Maßſtabe kapitali⸗ 
ſirt werden. Der lezte Weg iſt der ae oder min⸗ 
deſt ſchwierige. | 

Die allgemeine und alleinige ele und Elnkom⸗ 
mens⸗Steuer wuͤrde ſonach zu ihrer Grundlage haben: 

1) Den wirklichen Kapitalwert des jedem einzelnen 


— 
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Steuerpflichtigen zugehoͤrigen Beſizthums, allernaͤchſt deß⸗ 
jenigen, welches einen Ertrag abwirft, aber dann auch, wie— 
wohl nach einem verhaͤltnißmaͤßig verminderten Anſchlag, des 
nicht fruchtbringenden. 

2) Das nach einem billigen Maßſtabe kapitaliſirte 
Einkommen, welches aus irgend einer andern Quelle, als ü 
aus jener des Beſizthums fließt. 5 

Allerdings unterliegen, ſowohl die Schaͤzung des Kapitals, 
als auch die Kapitaliſirung des Einkommens mancherlei Schwie— 
rigkeiten und bieten dem ſubjektiven Ermeſſen der mit Feſt—⸗ 
ſezung des Anſchlags Beauftragten einen bedenklichen Spiel— 
raum dar; doch handelt es ſich vorerſt nur von Anerkennung 
des Prinzips, deſſen Verwirklichung freilich wie uͤberall hier 
nur eine annaͤhernd entſprechende ſeyn kann. 
Mancherlei dahin zielende Vorſchlaͤge koͤnnen gemacht wer— 
den und der Erwaͤgung werth ſeyn; wir beſchraͤnken uns auf 
eine moͤglichſt allgemein gehaltene Andeutung der hier in Rech— 
nung zu ziehenden Verhaͤltniſſe. 
| Nach dem vollen, d. h. durch möglichft zuverlaͤßige Schaͤz⸗ 
ung oder durch faktiſch vorkommenden mittleren Kaufpreis zu 
beſtimmenden Kapitalwerth wäre das Grun deigent hum 
aller Art in Steueranſchlag zu bringen, und eben ſo auch die 
Gebaͤude, in ſo fern nicht ihre Lage oder Beſchaffenheit ſie 
zum nicht fruchtbringenden Beſizthum, und demnach einen nie— 
dern Anſchlag in Anſpruch nehmenden macht; ſodann die Ac⸗ 
tiv⸗Kapitalien, zumal die mit Hypothek verſehenen, nach 
ihrem vollen Nominalwerth, und, was die Gewerbe betrifft, 
die ganze Summe des zur Gewerbs⸗Einrichtung und Fortfuͤhr⸗ 
ung erforderlichen fixen und Betriebs-Kapitals deſſen 
Groͤße freilich nicht ſo klar, wie jene von andern Kapitalien 
zu Tage liegt, jedoch durch unparteiiſche Kunſtverſtaͤndige we— 
nigſtens annaͤhernd richtig geſchaͤzt werden mag. Auch Gruͤnde 
und Gebaͤude, die keinen Ertrag abwerfen, auch Fahr⸗— 
niſſe aller Art, welche nicht fruchtbringend ſind, unterliegen, 
nach der Strenge unſeres Prinzips, der Beſteurung; doch bil— 
ligermaßen nach einem gegen den wahren Werth. verringer— 
ten Anſchlag, etwa blos zu einer Haͤlfte, DIE zu einem 
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Viertheil oder ch weniger, je nachdem ſie blos durch den N 
Willen des Eigenthuͤmers (wie z. B. bei engliſchen Gär⸗ 
ten) oder an und für ſich (wie z. B. Hausmobilien, Buͤ⸗ 
cher-⸗Vorrathe u. ſ. w.) unfruchtbringend ſind, oder wenigſtens 
nur mittelſt Verkaufs zum fruchtbringenden Kapitale wer— 
den koͤnnen. Wir ſezen hier uͤber die, nach ſolchen vielfach 
verſchiedenen Umſtaͤnden einzurichtende, Schaͤzung nichts Bes 
ſtimmtes feſt, ſondern überlaffen ſolche Feſtſezung, wofern nur 
die Hauptidee anerkannt wird, der Se 11 815 
Ermeſſen m: 

Unter das zu kazitaliſteube Ein Fo l en rechnen wir 
zuvoͤrderſt den aus dem Betrieb der Landwirthſchaft, oder ir⸗ 
gend eines Gewerbes oder Handels noch außer dem Kapitals 
zins fließenden Arbeitslohn und e eee Ge⸗ 
winn, welcher jedoch, wenn man will, gleichfalls als Kapi⸗ 
talzins betrachtet werden mag, nam! lich a als Zins desjenigen 
fixen Kapitals, welches in der Arbeitskraft oder Kunſtfertigkeit 
des Unternehmers beſteht. Freilich iſt die Schaͤzung ſolches 
Unternehmungs⸗ Gewinns die ſchwierigſte⸗ der in unſerm Steuer⸗ 
ſyſtem vorkommeuden Anfgaben; doch erſcheint fie auch unver— 
meidlich bei den in der Praxis vorherrſchenden Steuerſyſtemen, 
und kann, was fuͤr die Rechtsforderung geuuͤgend iſt, wenigſtens 
annäher nd geloͤſet werden. Es wird übrigens die Kapitali⸗ 
ſirung dieſes Gewinnes, da demſelben kein harrendes Beſiz— 
thum, ſondern blos die Perſoͤnlichkeit des Unternehmers, alſo 
hoͤchſtens eine ſein Leben hindurch andauernde Eigenſchaft oder 
Kraft zu Grunde liegt, keineswegs nach dem etwa für ewige 
Renten zu beſtimmenden Fuße geſchehen, ſondern hoͤchſtens 
nach der Halfte oder dem Drittheil deſſelben; auch darf 
nicht der moͤglicherweis h oͤch ſte, ſondern nur der nach einem 
Durchſchnitt anzunehmende mittlere Gewinn der Berechnung 
zu Grunde gelegt werden. Auch Beſol dungen oder Pen 
fione n, ſelbſt wenn fie für die Lebensdauer geſichert find, koͤn⸗ 
nen nicht wie die vermoͤge Sachenrechts bezogenen, dem— 
nach auch vererblichen, Renten in Kapital Anſchlag gebracht 
werden, und eine noch weiter verringerte Schaͤzung muß bei 
den blos zeitlichen, oder widerruflichen Gehalten ſtatt 
finden. Blos einmalige Einuah men duͤrfen gar nicht 


| 309, 
kapitaliſirt, ſondern hoͤchſtens mit ihrem einfachen Betrag als 


wirkliche Kapitalſumme in Anrechnung gebracht werden. 


Von der hiernach einerſeits durch Kapitals— Anſaz des Ver⸗ 
moͤgens oder Beſizthums und anderſeits durch Kapitaliſirung 


des Einkommens ſich herausſtellenden Totalſumme muͤſſen ſo— 


dann die Schulden (wenigſtens die verſicherten oder, ‚übers - 


haupt die in der Steuerrolle anderer Bürger als Aktiv-Vermdͤ— 


gen aufzufuͤhrenden) abgezogen werden, und der alsdann er⸗ 


ande Ueberreſt iſt die der Steuer unterliegende Summe. 


In wie fern von derſelben noch weiter die zum, Lebensun⸗ 
terhalt der Steuerpflichtigen noͤthige Summe abzuziehen 
oder frei zu geben ſey, iſt ſchon oben (F. 20.) eroͤrtert worden. 
Nicht nur durch Kapitaliſirung des Einkommens und dem— 

nach durch Zuruͤckfuͤhrnng alles zu verſteuernden Gutes auf 


einen Kapital- Anſchlag laßt die Idee der alleinigen Ver⸗ 
moͤgens⸗ und Einkommens -Steuer ſich ausfuͤhren, ſondern 
auch durch Veranſchlagung des Kapitales oder uͤberhaupt des 


Beſizthums zum Einkommen; nur daß dabei freilich nicht blos 


das wirkliche Ertraͤgniß eines Beſizthums, ſondern auch das 


davon moͤglicherweiſe zu erhaltende dabei in Betracht 
ung zu ziehen wäre. Doch würde eine folche Verrechnung. weit 


ſchwankender und mehr in das Gebiet der Fiktionen hinuͤber— 


gehend ſeyn, als die von uns verlangte Kapitalifiruug des 


Einkommens. 


§. 24. ee ee 


| Annäferne Befriedigung der theoretiſchen Forderung durch 
Verbindung e Steuerarten. 


— — 


So ſehr empfehlenswerth, ja ſelbſt fo gebieteriſch gefor— 
dert vom Standpunkte der reinen Theorie unſere alleinige Ver— 
moͤgens- und Einkommens⸗Steuer erſcheine; fo ſtellen ſich doch 
ihrer Einfuͤhrung gar mancherlei und ſchwer uͤberſteigliche Hin— 
derniſſe entgegen, und, nach der heut' zu Tage noch unter 
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den, auf die nenn den entſcheiden den Einfluß aͤuſ⸗ 
ſernden, Klaſſen weitaus vorherrſchenden Geſinnung, iſt keine 
Hoffnung vorhanden, jenes reine Steuerſyſtem ſo bald verwirk⸗ 
lichet zu ſehen. Schon die natürliche Abgeneigtheit gegen Ver- 
mögens +» und Einkommens⸗-Unterſuchungen oder Faſſionen, 
überhaupt gegen das Kundwerden oder Kundmachen der gerne 
als Familiengeheimniß bewahrten Vermoͤgens-Verhaͤltniſſe 
nimmt, zumal die wohlhabendere, dann aber auch die eitlere 
Klaſſe gegen unſere, die Wahrheit zur Grundlage fordernde, 
Steuer ein; und es iſt nicht zu laͤugnen, daß außer der Un— 
annehmlichkeit auch wirklich mancherlei Nachtheil aus der Vers 
oͤffentlichung aller näheren Vermoͤgensverhaͤltniſſe fließen kann. 
Sodann iſt, wie wir geſehen haben, die Schaͤzung mehrerer 
Vermögens + und Einfommens- Theile gleichwohl ſtets unzu⸗ 
verlaͤßig, demnach gar leicht zu mancherlei Praͤgravirung, 
oder auch unbilliger Beguͤnſtigung Anlaß gebend. Auch ‚würde, 
bei dem naturgemaͤß unvermeidlichen Schwanken des Erwerbs 
oder Einkommens, d. h. bei der oft in den kuͤrzeſten Friſten 
eintretenden Veraͤnderung der darauf Einfluß aͤußernden Um⸗ 
ſtaͤnde, eine unaufhoͤrliche Reviſion oder Erneuerung der Steuer— 
Rollen erforderlich ſeyn, um die Jahres-Schuldigkeit jedes 
einzelnen Steuerpflichtigen immerdar mit Gerechtigkeit auszu— 
mitteln, woraus nicht nur viele Unkoſten, kuͤhe und Verdruͤß⸗ 
lichkeiten fließen, ſondern auch manche Verwirrung der conſti— 
tutionellen und buͤrgerlichen Verhaͤltniſſe — namentlich wo ein 
gewiſſer Cenſus fuͤr's aktive oder paſſive Wahlrecht zur Land⸗ 
ſtandſchaft oder zum Gemeindedienſt gefordert wird — entſte⸗ 
hen wuͤrden. 
Wir anerkennen noch einen weitern Na Stheil der all 
einigen Vermoͤgens- und Einkommens⸗Steuer, daß ſie naͤmlich 
derjenigen Berichtigung oder Heilung unempfaͤnglich iſt, welche 
fuͤr irgend eine Vertheilungsnorm der Steuern dadurch koͤnnte 
bewirkt werden, daß man — wie mehrere Schriftſteller mit Scharf— 
ſinn aufgefunden haben — die Geſammtſtaatsſteuer zu⸗ 
voͤrderſt auf die einzelnen Pr ovinzen oder Bezirke oder ſelbſt 
Gemeinden, nach Maßgabe der ſorgfaͤltig aufzuſtellenden 
ſtatiſtiſchen, oder nationaloͤkonomiſtiſchen Berech- 
nungen vertheile, und ſodann die weitere Repartition es die 


\ | 


— 
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Einzelnen den betreffenden Provinzen u. ſ. w. 
uͤberlaſſe. Denn da bei der alleinigen Vermoͤgens- und Ein⸗ 


kommens ⸗ Steuer jeder Steuerpflichtige nur an einem Orte, 
naͤmlich in ſeinem Wohnorte, nach der ganzen Maſſe ſeines — 
wenn auch in zehn Provinzen liegenden — Vermögens oder 
daraus fließenden Einkommens beſteuert werden muͤßte, ſo 
würde dadurch jenen Provinzen, deren Geſammt-Steuer-An⸗ 
ſaz nach der Maſſe der in ihnen befindlichen — aber zu einem 
bedeutenden Theile auswaͤrtigen Beſizern angehoͤrigen — Guͤ— 


ter- oder Einkommens-Quellen beſtimmt ward, ein empfind⸗ 


licher Verluſt zugehen, indem die von jenen reichen auswaͤrti— 
gen Beſizern zu zahlende Steuer ihnen nicht zu gut geſchrieben 
werden koͤnnte, ohne die Ba Rechnungsverwirrungen zu 
veranlaſſen. 

Aus dieſen und noch 1 Gründen möchte man, ob: 
ſchon die Theorie von der alleinigen, auf die Perſonen zu 
legenden Vermoͤgens- und Einkommens-Steuer unerſchuͤtterlich 


feſtſteht, gleichwohl im Intereſſe der Praxis zu einem Ver⸗ 


gleiche geneigt ſeyn, deſſen Artikel naͤmlich darin beſtuͤnden, 


daß zwar die Idee der blos auf den Perſonen laſtenden 


Steuerſchuld anerkannt, jedoch, da das Maß ſolcher Schuld 


durch die Sachen (naͤmlich die im Vermögen oder Einkom— 


men befindlichen) beſtimmt wird, die Forderung unmittelbar 


an dieſe Sachen, d.h. Vermoͤgens-Theile oder Einkom⸗— 
mens- Quellen gerichtet werde, jedoch dergeſtalt, daß die— 
ſelben moͤglichſt vollſtaͤndig und gleichmaͤßig (d. h. nach einer 
den früher ausgeführten Grund ſaͤzen gemaͤßen Schaͤzung) bela— 
ſtet und dadurch die Verwirklichung der Rechtsidee wenigſtens 
annaͤhernd bewirkt werde. 

Hiernach wuͤrden der ſaͤmmtliche Beſiz und der ſaͤmmtliche 
Erwerb, d. h. jede einzelne Gattung beider zur 
Grundlage der Beſteurung nach dem bereits gezeichneten Maß— 
ſtabe dienen, jede andere Beſteurung aber, welche naͤmlich 
weder auf Beſiz noch auf Erwerb, ſondern auf irgend einen 
andern Titel (insbeſondere alſo auf jenen der Verzehrung oder 


des Genuſſes) ſich gruͤndet, zu verwerfen oder abzuſchaffen 


ſeyn. | 
In Gemaͤßheit diefes Syſtemes, durch deſſen Ausführung 
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jeder billg Denkende befriediget ſeyn wird, waͤren zu beſteuern 
alle Gründe, alle Gebäude, alle in Gewerb und Handel 
ſteckenden fixen und Betriebs- „Kapitalien, dann auch 
alle . n, auch alle erfparten Vorraͤthe 
und alle im fixen und Betriebs- „Kapital noch nicht enthaltenen 

und uͤber die Nothwendigkeiten des Lebens hinausgehenden 
Fahrniſſe, nicht minder jeder, unabhaͤngig vom Vermoͤ⸗ 
gend » Ertrag bezogene Arbeits- Lohn und Unterneh 
mungs⸗Gewinn, und jedes andere, wie immer benannte, 
in obigen Vermoͤgens-Rubriken noch nicht mitenthaltene Ein— 
kommen. Freilich kann bei dieſem Syſtem vom Abzug der 
Schulden — hoͤchſtens mit Ausnahme der hypothezir⸗— 
ten — und auch von Freilaſſung des noͤthigen Lebensun— 
terhalts keine Rede ſeyn; allein an die Stelle der lezten koͤn⸗ 
nen wohl geleitete Armen-Unterſtuͤzungs-Anſtalten oder auch 
einzelne Steuer-Nachlaͤſſe treten, und, was die Schulden | 
betrifft, fo unterliegt ſelbſt bei der alleinigen Vermögens -und 
Einkommens⸗ Steuer der Abzug ſaͤmmtlicher, d. h. alſo auch 
der bloßen Thirographar-Schulden großen, ja faſt unüberſteig⸗ a 
lichen Schwierigkeiten. 

Wie uͤbrigens, nach dem hier in Frage egen Syſtem, 
g der Anſchl ag ſowohl der Vermoͤgens-Stuͤcke als der Einkom⸗ 
mens⸗Gattungen zu reguliren ſey, darüber enthalten theils die 
bereits oben bei der Lehre von der alleinigen Vermoͤgens- und 
Einkommens-Steuer gegebenen Andeutungen, theils die gleich 
in den folgenden Blättern über die einzelnen Steuergattungen 
aufzuſtellenden Lehrſaͤze die genuͤgende Beſtimmung. 

Ebenſo werden wir von den gegen die indir ekten, d. h. 
gegen die auf anderen Titeln, als auf Beſiz oder Erwerb ru⸗ 
henden, alſo namentlich gegen die Verzehrungsſteuern ſtreiten⸗ 
den Gruͤnden ſpaͤter, naͤmlich bei der ſpeziellen 8 10 von den 
indirekten Hefter reden. 


— 
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§. 25, 


Den . 


Von den in der Praxis vorkommenden einzelnen Steuergattungen. 
f N 0 . 
41. Direkte Steuern. 


Die beim Steuerweſen vorherrſchende Pr axis unterſcheidet 
ſich von der rein vernuͤnftigen Theorie vorzuͤglich dadurch, daß 
ſie einerſeis nicht alle der Steuer vernunftgemaͤß unterſte— 
henden Gegenſtaͤnde, d. h. nicht alle Vermoͤgensſtuͤcke und Ein— 
kommensquellen mit Abgaben belegt, dagegen anderſeits eine ö 

- Menge von andern Sachen oder auch Handlungen be- 
ſteuert, ohne andern Titel als den der willkuͤhrlichen Feſtſezung, 
und ohne andere Rechtfertigung als die Behauptung oder Bor 5 
ausſezung, daß durch ſolche Steuern das im Rechtsſtaat noth *  : 


W ee — — 


wendige Ziel, naͤmlich eine dem Vermoͤgen oder die Theil— | 
nahme an den Wohlthaten des Staatsvereins entſprechende b 
Steuervertheilang zwar nicht unmittelbar oder auf geradem 4 


Wege, aber doch mittelbar oder auf Umwegen erreicht | 
werde. Man nennt fie deßhalb die indirekten Steuern im \ 
Gegenſaz der direkten, deren Forderungstitel namlich ein 
an und für ſich gültiger und gegen den unmittelbar Beſteuer— 
ten ſelbſt gehender iſt. 
Der Begriff von direkten und indirekten Steuern iſt iedoch 
einer mehr oder minder ſtrengen Beſtimmung empfänglich. 
Im ſtrengſten Sinne ſollte man eigentlich nur diejenige eine 


Se! 
ie 


direkte nennen, welche nicht nur nach ihrem Gegenſtand, i 
ſondern auch nach ihrem Maß eine auf Seiten des zu Be— 
ſteuernden wirklich vorhandene und erkennbare Schuld aus— , 


ſpricht, und welche hiernach ſchon an und für ſich, mithin 
ohne Beziehung auf noch andere beſtehende Steuergattungen 
als dem Prinzip einer gerechten Vertheilung entfloſſen erſcheint. 
In ſo ſtrenger Annahme jedoch wuͤrde — mit Ausnahme etwa 
derjenigen Abgaben, welche fuͤr einen gewiſſen Vorempfang von 
Seiten des Staates oder fuͤr beſondere Benuͤzung gewiſſer 
Staatsanſtalten nach einem billigen Maßſtabe eingefordert wer— 
den — nur die alleinige Vermoͤgens- und Ein kom⸗ 
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mensſteuer den Namen einer direkten verdienen. Alle ges 

genwaͤrtig beſtehenden Steuerſyſteme, ſchon darum, weil ſie 
complicirt und in ihren einzelnen Theilen ſtaͤts der Rechtferti— 
gung oder Heilung durch andere beduͤrftig ſind, wuͤrden dann 
ſchon als indirekte erſcheinen. Der in der Schule wie in der Praxis 
gang und gaͤbe Begriff jedoch iſt mi nder ſtreng; er anerkennt 
als direkte Steuer eine jede, welcher ein an und fuͤr ſich gil⸗ 
tiger Titel, wenigſtens im Allgemeinen, wenn auch nicht 
in Bezug auf das poſitiv feſtgeſezte Maß, zu Grunde liegt, 
alſo namentlich alle diejenigen, welche unmittelbar auf Befiz 


oder Erwerb als ſolche gerichtet find und keinen anden 


Schuldner im Auge haben als denjenigen, von welchem fie 
unmittelbar gefordert werden. Alle Steuern dagegen, welche 
einen an und fuͤr ſich nicht rechts beſtaͤndigen — ob 
auch nach genereller Vermuthung auf einen ſolchen hinweiſen- 
den — Titel haben, z. B. die Genuß- oder Verzehrungs- 
Steuer, oder welche nach ihrer Intention nicht diejenigen, von 
welchen ſie unmittelbar eingefordert werden, treffen ſollen, ſon— 
dern Andere, auf welche man mit Recht oder Unrecht 
meint, daß jene fie uͤber waͤlzen werden (3. B. Ohmgeld, 
Zoͤlle u. ſ. w.), nennt man indirekte Steuern. Ihre Anzahl 
iſt Legion, und es iſt unmoͤglich, durch irgend ein Prinzip 
ihrer Vermehrung eine Grenze zu ſezen; die Erfindungskunſt 
der Finanzmaͤnner hat hier den weiteſten Spielraum. 

Unter den oben beſtimmten weitern Begriff der direkten 
Steuern gehoͤren: die Grundſteuer, die Haͤuſerſteuer, 
die Kapitalien- und Renten-Steuer, die Mobilien 
Steuer, die Gewerb-Steuer, die Beſoldungs⸗ 
Steuer, auch die allgemeine Vermoͤgens- oder Einkom⸗ 
mens⸗Steuer, etwa in der Form einer Klaſſenſteuer, 
und endlich die Kopfſteuer. Zur Charakteriſirung dieſer 
verſchiedenen Steuern moͤgen die nachſtehenden Saͤze dienen. 


=“ 


F. 26. 
Von der Grundſteuer. 
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Die natuͤrlichſte weil naͤchſtliegende Beſteurung, in ſo fern 
nicht eigentlich gegen die Perſonen, ſondern gegen die Sa— 


chen das Steuerrecht geltend gemacht werden will, iſt jene. 


des Grundes. Auf den Ertrag des zum Staatsgebiet gehoͤ— 
rigen Bodens ſind die Unkoſten des Staatshaushaltes aller— 
naͤchſt angewieſen, und es laͤßt ſich denken, daß bei der Ver— 
theilung des von der Geſammtheit okkupirten Bodens zu Pri— 
vateigenthum der Staat fi ein Mit-Eigenthum oder 
Theil⸗Eigenthum auf denſelben in dem Maße vorbehalten 
habe, daß ihm von deſſen Reinertrag eine gewiſſe Quote oder 
auch uͤberhaupt ein gewiſſer, ein fuͤr allemal beſtimmter oder 
durch eine Summe ausgedruͤckter, Werth zur Beſtreitung der 
Geſammtlaſten entrichtet werde. Es laͤßt ſich, ſagen wir, die— 
ſes denken, wiewohl hiſtoriſch die Annahme unbegruͤndet 
und vielmehr die Einführung der Grundſteuer viel fpäter als jene 
des Privatgrundeigenthums iſt. Nur faktiſch nimmt die 
Grundſteuer, wenn ſie eine laͤngere Zeit hindurch in einer be— 
ſtimmten Summe eingefordert wird, die Natur eines auf dem 
Grunde ruhenden Paſſivums an, wornach, wie bei andern 
rein privatrechtlichen Grundlaſten, der Kapitalwerth und hie— 
mit auch der Kaufpreis des Grundes ſich um das Kapital der 
jahrlichen Steuerſumme vermindert. Waͤre dieſe faktiſche Ei— 


— 


genſchaft zugleich auch die wahrhaft rechtliche, ſo wuͤrde die 


Grundſteuer gar nicht mehr unter den Begriff der eigentlichen 
Steuer fallen, ſondern als Ertrag der Domaine, d. h. des 
privatrechtlichen Staatseigenthums erſcheinen. Aber es hat 
die Finanzgeſezgebung Selbſt die Annahme der befragten Ei— 
genſchaft dadurch unmoͤglich gemacht, daß ſie von Zeit zu Zeit 
neue Regulirungen der Grundſteuer vornahm, fie im All 
gemeinen nach Umſtaͤnden erhöhte oder erniedrigte, und 
im Beſondern in ein gleiches Verhaͤltniß von Provinz 
zu Provinz und von einem einzelnen Grund zum andern zu 


0 gen aufhob und hiernach eine, keineswegs aus pri vatrecht⸗ 
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bringen ſuchte, auch die fruher bestandenen Steuer⸗ Befreiun⸗ 


lichem (mithin einſeitig nicht abzuaͤndernden oder zu erwei- 
ternden) Anſpruch fließende, ſondern eine auf dem allgemeinen 
ſtaatsrechtlichen Titel ruhende Forderung ausſprach. 15 
Die Grundſteuer iſt hiernach, ungeachtet der ihr faktiſch 
zum Theil noch einwohnenden Natur einer gemeinen Grund— 
laſt, doch ihrer wahren rechtlichen Natur nach wirklich eine 
Steuer, und hiernach der Beurtheilung nach den für die 
Steuern giltigen Prinzipien unterthan. 0 
In Gemaͤßheit dieſer Prinzipien erſcheint der „ 
auch durchaus gerecht, ſey es, daß man das Grundeigenthum 
ſchlechthin als Vermoͤgens-Theil und hiernach als wenig⸗ 
ſtens theilweiſen Maßſtab der dem Beſizer als Staatsbürger 
natuͤrlich obliegenden Beitragspflicht betrachte, oder daß man 
Grund und Boden als eine eigens dem Staatsſchuz anempfoh⸗ 
lene Sache mit der den Unkoſten ſolches Schuzes entſprechen⸗ 
chenden Abgabe belege. Von dieſen beiden Vorſtellungen iſt 
uͤbrigens die erſte die richtigere und auch praktiſch vorherr⸗ 
ſchende, wenigſtens in ſo fern von allgemeinen. Staatöfteuern, 
nicht aber von den, je nach Lokalverhaͤltniſſen, im Intereſſe 
gewiſſer Gründe zu machenden beſondern Ausgaben (als für Feld— 
Wege, Feld-Hut, Waſſer-Bauten u. ſ. w.) die Rede iſt. 
In Gemaͤßheit ſolcher Vorausſezung ſoll die Grundſteuer 
im ganzen Staat nach dem Prinzip der Gleichheit, d. h. 
des gleichen Verhaͤltniſſes zum wahren Werth oder zum reinen 
Ertrag der einzelnen Gruͤnde, regulirt werden. Dieſe Regulir⸗ 
ung jedoch iſt ein ſehr ſchwieriges Geſchaͤft, und wird die ihr 
zu Grunde liegende Idee wohl nie mehr als annahernd 
verwirklichen. Der Maßſtab einer zuverlaͤſſigen, für alle Lan⸗ 
destheile und fuͤr alle Gattungen der Gruͤnde gleich richtigen, 
Schaͤzung iſt ſchwer aufzufinden. Der reine Ertrag des Bo— 
dens richtet ſich — wenn, was allererſt nothwendig iſt, ſein 
Flächeninhalt beſtimmt worden — nach der Guͤte und 
Lage der Scholle, nach dem Preis der zu derſelben Bearbeit⸗ 
ung noͤthigen Vorauslagen und nach dem Preis der Era” 
zeugniſſe. Die Guͤte der Scholle iſt, ſey es abſolut, 
ſey es relativ, d. h. in Beziehung auf verſchiedene Arten von 
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Crescentien, zumal aber vergleichungsweis von einer Scholle zur 


andern und mit \ Beruͤckſichtigung der Verſchiedenheit der Lagen, 


außerft fehroer zu ermitteln oder auf zuverlaſſige Weiſe zu bes 


ſtimmen; die Größe der Voraus lagen aber, die zum Anz 
baue nothwendig ſind, und der Preis der Erzeugniſſe 
hängen von fo vielen komplizirten und vielfach wechfelnden 
Verhältniſſen und Umſtänden ab, daß eine, auf ſolche Grund— 
lagen gebaute Schäzung immerdar ſchwankend, von willkuͤhr— 
lichem Ermeſſen abhängig und darum auch, je nach der Ur« 
| theilsfaͤhigkeit der verſchiedenen Taxatoren, in ihrem Ergebniß 
böchft verſchieden, zumal von Provinz zu Provinz, (oft ſelbſt 
von Ort zu Ort oder von einem Grund zum andern) ſeyn 
wird. Daher koͤmmt es auch, daß jede neue Regulirung der 


‚Grundfener, fo ſorgfaͤltig man dabei zu Werke gehe, und bei 


aller Muͤhe und allen Unkoſten, die man darauf verwende, 
dennoch ſtaͤts ein Heer von, großentheils wohlbegruͤndeten, Re— 
klamationen nach ſich zieht, und daß dadurch die Anſicht Derje— 
nigen, welche die Beibehaltung auch eines offenbar fehlerhaf— 
ten, wenn nur einigermaſſen ertraͤglichen, Kataſters für raͤth— 
licher als die Aufnahme eines neuen achten, eine nicht unwich— 
tige Bekraͤftigung erhält.“ 

Indeſſen giebt es noch eine andere Grundlage der Schaͤz⸗ 
ung, welche, wenn auch theoretiſch minder vollkommen, den— 
noch praktiſch weit minder . laͤßig, und zu weit we⸗ 
nigeren Ungleichheiten fuͤhrend iſt, als die oben beſchriebene. 
Sie beſteht in dem, theils aus wirklich bei beſtimmten Gruͤu— 
den vorliegenden Kauf- und Pacht-Kontrakten, theils aus der 
ſehr leichten Vergleichung ſolcher Gruͤnde mit andern benachbar 
ten, von welchen dergleichen Kontrakte nicht vorliegen, fuͤr eine 
Gemarkung oder Gegend hervorgehenden mittlern Kauf— 
preis oder Pachtſchilling, welcher naͤmlich den wahren 


Werth oder Reinertrag der, zuvoͤrderſt nach ihrem Flaͤ⸗ 


chen inhalt beſtimmten, dann nach den Kulturar 
ten und nach der, aus zu Tage liegenden Kriterien hervorge— 
henden, vergleichungsweis groͤßeren oder geringeren Ertrag⸗ 
barkeit in mehrere Klaſſen abgetheilten Gruͤnde, mit ziem— 
lich befriedigender Genauiakeit angiebt. Denn weit beſſer, als 
die nach den kuͤnſtlichſten Derechnungsweiſen di en Taxa⸗ 
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toren, wiſſen die Cigenthümer Selbst den Reinertrag 
ihrer Gruͤnde zu ſchaͤzen, und eben ſo die Kaufluſtigen. 
Der Preis, woruͤber Kaͤufer und Verkaͤufer oder Verpachter 
und Paͤchter ſich verſtaͤndigen, iſt in der Regel ein dem wahren 
Werth oder Reinertrag angemeſſener; oder es geht ein ſolcher 
wenigſtens aus dem Durch ſchnitt mehrerer Preiſe (zumal 
wenn man die aus beſondern Gruͤnden erkennbar zu hoch oder 
zu nieder ausgefallenen bei der Berechnung wegläßt) mit Zu- 
verlaͤßigkeit hervor. Jedenfalls geben ſolche Preiſe einen An- 
haltspunkt oder Korrekturpunkt, welcher fuͤr jede Kataſtrirung, 
wenn dieſe nicht voͤllig ihren Zweck verfehlen ſoll, ganz unent⸗ 
behrlich iſt. 

Wir muͤſſen uns, Kürze halber auf dieſe wenigen Anden: 
tungen beſchraͤnken. Wer über die Bedingungen, Grundſaͤze 
und Ausfuͤhrungsmittel einer guten Kataſtrirung ſich umſtaͤnd— 
licher zu belehren wuͤnſcht, der findet ſie theils in mehreren 
größeren Werken über die Finanzwiſſenſchaft, (wie bei Stockar 
v. Neuforn, v. Malchus, v. Jakob u. a.) theils in eige⸗ 
nen Anleitungen (wie in Benzenbergs Schrift: „uͤber das 
Kataſter“) ausfuͤhrlich dargeſtellt. 

Wir haben die Grundſteuer als eine gerechte und empfeh— 
lenswerthe Steuer anerkannt. Es ſezt jedoch ſolches Anerkennt— 
niß voraus, daß ſie wenigſtens annaͤhernd gleichheitlich 
aufgelegt, daß alſo ihre Regulirung nach den oben angedeu— 
teten Principien geſchehen ſey und das Kataſter durch fortlau— 
fende Eintragung der Beſiz- und Kultur- Veränderungen in 
Richtigkeit erhalten werde, und dann zumal daß ſie maͤßig, 
und in gerechtem Verhaͤltniß zur Beſteurung der uͤbrigen Ver⸗ 
moͤgensgattungen ſtehend ſey. Um zu erkennen, ob lezteres 
ſtatt finde, iſt aber noͤthig, auch die übrigen, ver moͤge oͤf— 
fentlichen Rechts oder Unrechts, auf dem Grunde laſten— 
den Beſchwerden, und auch den mittelbar auf denſelben fal- 
lenden Abgaben-Druck, mit in die Rechnung aufzunehmen. 
Wenn man nun ein ſolches thut, ſo zeigt ſich freilich, daß — 
mit Ausnahme Frankreichs, wo die Feudal-Laſten und der Ze— 
hent abgeſchafft find — fait allenthalben der Bauer ſchon ohne 
die Grundſteuer viel zu hart belegt iſt, und daß er 
alſo entweder die Befreiung von ſolcher Grundſteuer, oder, was 
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| für ihn noch weit vortheilhafter und dem Rechte entſprechender 
wäre, die Befreiung von dem Zehent und den vielnamigen. 


Feudal⸗Laſten, vermoͤge ſonnenklaren Rechtes zu fordern hat. 
Nur die als rein privatrechtliche Laſten anzuerkennenden 


Abgaben, deren jedoch vergleichungsweis nur ſehr wenige ſind, 
und dann die Zinſe von gemeinen Paſſiv-Kapitalien, waͤren 


bei jener Berechnung außer Anſaz zu laſſen, oder nur in ſo 
fern zu beruͤckſichtigen, als man jene den Berechtigten als 
Mit⸗ oder Theil-Eigenthuͤmern in das Steuer-Kapital ſezte, 
dieſe aber (was freilich nach den beſtehenden Steuerſyſtemen 
nicht geſchieht) bei Feſtſezung des Steuer-Kapitals vom Aktiv- 


Vermoͤgen in Abzug braͤchte und dafuͤr in die Steuer-Rolle 


des Glaͤubig ers ſezte. 

Außer dieſen, eine Berechnung wenigſtens zulaſſenden giebt 
es noch mancherlei indirekte Bedruͤckungen des Landmanns 
durch die beſtehenden Steuerſyſteme, von welchen eine genaue 
Berechnung gar nicht einmal moͤglich iſt. Dahin gehoͤren al— 
lernaͤchſt die, zumal für die Viehzucht druͤckende, Salzſteuer, 
ſodann einerſeits die den Preis der Erzeugniſſe, d. h. den da— 
von dem Landwirth zufallenden Theil, vielfach herabdruͤckenden 
Conſumtions-⸗Steuern, und anderſeits die auf die Be 
duͤrfniſſe des Landmanns, namentlich auf die zum 
Betrieb der Landwirthſchaft noͤthigen Gegenſtaͤnde gelegten, 


demnach ſeine Vorauslagen weſentlich erhoͤhenden, Zoͤlle und 


andere Abgaben. Die zu naͤherer Erforſchung der zwi⸗ 
ſchen Frankreich und England beſtehenden Handelsverhaͤltniſſe 


allerneueſt abgeordnete Brittiſche Commiſſion hat, wie uns die 
Times berichten, dargethan, daß durch den, von der franzoͤ- 


ſiſchen Regierung auf das vom Ausland nun Eiſen ge⸗ 
legten, Zoll die franzoͤſiſchen Landwirthe, weil ſie hiernach ein 
theureres und zugleich ſchlechteres Eiſen fuͤr ihre Ackerbau-Ge— 
raͤthſchaften verwenden muͤſſen, eine jaͤhrliche Einbuße von 
mehr als 4,800,000 Pfund Sterling, alſo beilaͤufig von 20 
Millionen Gulden erleiden. Von ſolchem nur mittelbar oder 
indirekt uͤber die Landwirthſchaft ergehenden Druck nimmt jedoch 


die gemeine Finanz-Praxis keine Notiz, und fie entſagt da— 


durch ſelbſt der Paier einer gerechten en des 


| Grundes. 
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Als fchreiender Gegenfaz der auf den, vom ſauren Schweiß 
des Landmanns geduͤngten, Grund gelegten ſchweren Abgaben 
erſcheint die Befreiung oder nur hoͤchſt milde Beſteurung 
des zu unfruchtbaren Luſtgaͤrten oder Parks verwendeten 
Bodens. Die Gerechtigkeit wie die Staat klugheit erheiſcht, 
jeden Boden nach ſeiner Ertragsfähigkeit mehr als nach 
ſeinem wirklichen Ertrag zu beſteuern und uͤberall nur 
den bei gewoͤhnlichem Fleiß und Eifer davon zu erwartenden 
Ertrag, nicht aber den aus frivoler Luſt verringerten und auch 
nicht den durch ganz beſondere Auſtrengung und Vorauslage 
erzielten hoͤhern Ertrag an Maßſtab der Beſteurung zu neh— 
men. N . | 
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unter den allgemeinen Begriff der Grundſteuer gehört 
auch die Haͤuſerſteuer, wiewohl der lezten . einige be⸗ 
ſondere Eigenthuͤmlichkeiten aͤnkleben— 1 

Die-Beſteurung der Haͤuſer nach dem zu übte Erbauung 

verwendeten Kapitalwerth erſcheint, ſo lange nicht eine auch 
die bloßen Geldkapitalien treffende Steuer beſteht, als 
eine Beſtrafung der dem Gemeinweſen nuͤzlichen oder wenig— 
ſtens zur Zierde gereichenden Kapitals + Verwendung bi- 
haͤuſern und andern Baulichkeiten. Abgeſehen von dieſer In⸗ 
konſequenz ſind jedoch Gebaͤude, einerſeits als dem Staats— 
ſchuz empfohlene Sachen, anderſeits als Grundlagen eines 
wirklichen oder wenigſtens moͤglichen Einkommens ihrer Be⸗ 
ſizer, ein paſſender Gegenſtand der Beſteurung. In erſter Be⸗ 
ziehung jedoch kann die Steuerforderung nur eine ſehr maͤßige 
ſeyn, da der Schuz der Gebaude keine ſehr koſtſpieligen Staats⸗ 
anſtalten erheiſcht. (Die Feuer-Aſſekuranz namlich wird gegen bes 
ſondere Bezahlung geleiſtet.) In der zweiten Beziehung aber koͤnnen 
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die Gebäude nur, in fo fern fie wirklich einen Ertrag ge 


währen, in den Steueranſchlag kommen. Als geeignetſter An⸗ 


ſchlag dafuͤr erſcheint der nach einem Durchſchnitt zu berech- 
nende (entweder wirklich bezogene oder doch, ſo fern der Eigen- 


thuͤmer vermiethen will, in der Regel zu beziehende) Mieth— 
zins des Hauſes, mit Einſchluß desjenigen, welchen der Ei— 
genthuͤmer zu bezahlen haͤtte, wenn er das bewohnte eigene 
Haus von einem Fremden gemiethet haͤtte. Eine billige Ver⸗ 

minderung ſolches An ſchlags, einerſeits wegen der nie zu ver— 
meidenden Ungewißheit einer zur Vermiethung ſich darbieten— 
den Gelegenheit und anderſeits wegen der nach einem Durch— 
ſchnitt zu berechnenden Erhaltungskoſten des Gebaͤudes, muß 
‚allerdings ſtatt finden, und in Staͤdten oder Ortſchaften, worin 
zur Vermiethung nur wenige Gelegenheit ſich darbietet, auch 
der Anſchlag der Selbſtbewohnung des Hauſes nicht hoͤher ge— 
macht werden, als dem durchſchnitilich zu berechnenden Be— 
duͤrfniß einer Familie entſpricht. Was aber die landwirth— 
ſchaftlichen Gebaͤude betrifft, ſo ſteckt ihr Kapitalwerth in 
der Regel ſchon in jenem der Grundſtuͤcke, deren Bewirth— 
ſchaftung ſie gewidmet ſind und kann alſo, wenn der Steuer— 
anſchlag der lezten richtig gemacht iſt, nicht wohl abermal in 
Anſaz gebracht werden. Selbſt die Wohnung des gemeinen 
Landmanns, die in der Regel ſehr beſcheiden oder duͤrftig iſt, 
gehoͤrt zur landwirthſchaftlichen Einrichtung oder zu den Vor⸗ 
auslagen des Landbaues, weil der Bearbeiter des Bodens auch 
einer Wohnung bedarf und der Ertrag des landwirthſchaftlichen 
Gewerbes, wenn man ſolche Wohnung als Voraus lage in Ab— 
zug braͤchte, um eben fo viel geringer ausfallen wuͤrde. 


Aehnliches iſt auch von Fabrikgebaͤuden zu ſagen, mit 


Ausnahme des Theiles derſelben, der etwa zu ſplendiderer 
Wohnung des Fabrikherrn beſtimmt iſt. Die uͤbrigen, blos 
der Fabrikation dienenden, Theile ſind als Gewerbseinrichtung 
zu betrachten, und ihre Beſteurung unterliegt ſonach den ung 
die Gewerbſteuer maßgebenden Grundfäzen. 
Luſtgebaͤude, als Schlöffer, Landhaͤuſer u. dgl., „ uns 
Alliegen: zwar billig einiger, jedoch nur einer ſehr maͤßigen 
eee weil ſie in der Regel nicht wen MER: oder 
Rot t eck 's te IN | | 24 
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ſonſt nuzbringend verwendet werden koͤnnen, demnach bei 
ihnen ein ganz anderes Verhaͤltuiß obwaltet, als bei Luſt⸗ 
garten, die da blos durch den Willen des ö un⸗ 
9 a 4 vis 
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Von der Kapitalien- und Renten Steuer. 


Wir aden Fine blos die 6 eld Kapha im Auge, weil 
die in den Gewerben oder im Handel ſteckenden (d. h. die 


von dem Gewerbsmann ſelbſt hineingeſteckten) mit zu den Grund⸗ 


lagen der Gewerbſteuer gehören. Gegen die Beſteurung der 
Geldkapitalien nun erhebt ſich eine große Mehrzahl der Stimmen 
ſowohl der Schriftſteller, als auch, und lezteres ganz vorzuͤglich, 
der praktiſchen Finanzmaͤnner. Man macht gegen fie ein ganzes 
Heer von Bedenklichkeiten oder Einwendungen geltend, deren Sum⸗ 
me ungefaͤhr dahinauslaͤuft, daß die Kapitalienſteuer praktiſch 
unaus fuͤhrbar, d. h. zu einem ihrer Idee entſprechenden 
Ertrag entweder gar nicht oder doch nur mit den groͤßten 
Schwierigkeiten und durch die gehaͤßigſten Mittel zu bringen 
ſey, ſodann daß ſie in Bezug auf den Zweck, den man ſich 
bei ihr vorſezt, unwirkſam und e noch in ie 
Beziehung ſchaͤd lich ſey. 

Bei unbefangener Betrachtung der Sache 8 dieſe 
Bedenklichkeiten alle theils unbegruͤndet, theils wenigſtens von 
nur untergeordneter Bedeutung; auch werden ſie allerdings von 
ah am eifrigften vorgetragen, welche Selbſt Kapitali⸗ 
ſten ſind. Es iſt aber einleuchtend, daß die Freilaſſung eines 
ſo großen Theiles des Nationalvermoͤgens als faſt allenthalben 
das Geldkapital bildet, wofern man nicht eine unbedingte 
Nothwendigkeit ſolcher Freilaſſung oder eine voͤllige Unmdͤg⸗ 
lichkeit von deſſen wirkſamer Beſteurung nachweist, eine 
ſchreiende Ungerechtigkeit gegen die Inhaber der uͤbrigen 
Theile des Nationalvermdgens iſt, und daß zugleich durch 
jene reilaſſung das gemein Mien eine große Meß von 
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pekuniaͤren Hilfsmitteln verliert, die es durch angemeſſene Ber 


ſteurung der Kapitalien gewinnen koͤnnte. Es gewährt einen 


faſt empoͤrenden Anblick wenn man den Kapitaliſten, der 
ohne Muͤhe und Arbeit von den Zinſen ſeiner, vielleicht Hun⸗ 
derttauſende, vielleicht Millionen betragenden, Kapitale in ſchwel— 
geriſchem Ueberfluſſe lebt, in dieſer Eigenſchaft nichts, auch 
gar nichts, an den, ihm ſein reiches Beſizthum ſchuͤzenden 
Staat oder auch an die Gemeinde, deren Anſtalten ihm tau— 
fendfachen Genuß oder Beduͤrfniß- Befriedigung verſchaffen, 
bezahlen ſieht, indeſſen der arme Inhaber eines verſchuldeten 
Bauernguͤtchens oder Hauſes oder ihn kuͤmmerlich ernaͤhrenden 
Gewerbes, um die ihm aufliegende harte Steuer zu entrichten, 
oft zu den verzweifeltſten Mitteln greifen muß. Doch wir 
wollen die angefuͤhrten Bedenken pruͤfen: ä | 

Allerdings ift die Verfertigung eines vollſtaͤndigen 
Kataſters uͤber die Geldkapitalien eine hoͤchſt ſchwierige, ja 
mit der Zubverläßigkeit, wie fie bei dem Grund» Katafter ſtatt 
findet, ganz unmoͤgliche Sache. Von ganz freien oder unkon⸗ 
trollirten ſelbſteigenen Faſſionen der Kapitaliſten iſt wenig 
Treue zu erwarten; und inquiſitoriſche Maßregeln ſind 
mit Recht verhaßt. Doch liegen ſehr viele Kapitalien, na— 
mentlich alle gerichtlich verbrieften oder hypothezirten, dann 
zumal alle beim Staat oder bei Gemeinden anliegenden ohne— 
bin zu Tage; und es koͤnnten durch die einfache Verordnung, 
daß ohne Beſcheinigung über die Aufnahme eines Schuldpo⸗ 
ſtens in die Steuerrolle keine Gerichtshilfe gegen den Schuld— 
ner zu ertheilen ſey, ſelbſt die bloßen Chirogrophar-Schulden, 


wenigſtens in ihrer Mehrzahl, ans Licht gebracht werden. 


Wenn auch nur die hypothezirten oder auf gerichtlich aufges 


nommene Urkunden ſich gruͤndenden Kapitale der Steuer un⸗ 
terworfen wuͤrden, ſo waͤre ſchon das Nothwendigſte erreicht; 


ja es mag, bei der großen Beweglichkeit der Chirogrophar— 
Schulden, die Freilaſſung der lezten oder wenigſtens die Auf⸗ 
zeichnung derſelben nach bloßen Faſſionen ſelbſt als raͤthlich er: 
ſcheinen, da ohuehin der Umſtand, daß der Staatsſchuz fuͤr 
ſolche Forderungen minder koſtſpielig und wirkſam als fuͤr hy⸗ 
pothezirte iſt, auch ihre geringere Beſteurung ſo wie die min⸗ 
dere S Strenge Wos ett . we 
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Aber es bieten fich bei der Kapitalien⸗-Steuer noch mehrere 
andere Fragen von gleich großer Schwierigkeit als Wichtigkeit 
dar, insbeſondere die von der Beſteurung der Staat s-Glaͤu⸗ 
biger als ſolcher, zumal der auswaͤrtigen, und ſodann die 
von der Beſteurung der im Ausland anliegenden aber ein— 
heimiſchen Glaͤubigern angehörigen (öffentlichen oder Privat-) 
Kapitalien, und der, Fremden angehörigen, ee ene 
gen gegen einheimiſche Schuldner. 

Gegen die Beſteurung der Staats- „Bote nnen oder 
Renten — in fo fern von einheimiſchen Glaͤubigern die 
Rede iſt — kann von Seite des Rechts durchaus kein Be⸗ 
denken obwalten, da ja der Staat dabei nicht als Schuldner, 
ſondern als (vermoͤge allgemeinen, d. h. gegen alle zahl: 
ungsfaͤhigen Staatsangehoͤrigen gehenden Titels) 
Steuer Berechtigter auftritt, und es ſich natuͤrlich nur 
von einer ſolchen Steuer handeln kann, welche der auf die 
Privatkapitalien zu legenden gleich und mit den auf 
alle übrigen Vermoͤgenstheile gelegten im richtigen 
Verhaͤltniſſe ſtehend if. Etwas anderes iſt in Bezug auf 
die auswärtigen Staatsglaͤubiger zu ſagen, als welche 
namlich mit unſerm Staat blos in dieſem Kontraft-Verhälte 
niß, nicht aber in jenem der Unterthaͤnigkeit oder Schuzgenoſ— 
ſenſchaft ſtehen. Denn ſie verlangen von unſerm Staate keinen 
Schuz für die ihnen gebuͤhrenden Renten, ſondern lediglich das 
Worthalten in Bezug auf deren Aus bezahlung. Ihr eige⸗ 
ner Staat ſchuͤzt ſie hernach im Beſiz und in der Verwendung 
ihrer von dem Unſrigen empfangenen Renten. Nach erledigter 
Re chts⸗ Frage bleibt dann noch die Frage der Klugheit 
uͤbrig, ob naͤmlich durch Beſteurung ſolcher Staats⸗Renten 
nicht der Staatskredit geſchwaͤcht oder die Nothwen— 
digkeit, bei kuͤnftig zu machenden Anleihen, ſich laͤſtigere Be— 
dingungen gefallen zu laſſen, erzeugt werde. In Bezug auf 
inlaͤndiſche Glaͤubiger jedoch iſt auch dieſe Bedenklichkeit 
von geringem Belang, da, wenn alle Privatkapitalien und 
auch die in der Induſtrie und im Handel ſteckenden der Be— 
ſteurung unterliegen, jene der Staats-Renten keine abſchreck⸗ 
ende Wirkung mehr aͤußern kann. In Bezug auf die aus⸗ 
land iſch en ige aber hat die Frage, wenn man ſchon 
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vom rechtlichen Standpunkt aus die Beſteurung derfelben ver: 
wirft, Feine Bedeutung mehr, in fo fern nämlich die auslaͤn— 
diſchen von den inlandifchen Glaͤubigern deutlich unterſchieden 
werden koͤnnen, was freilich bei den Obligationen oder Renten— 
ſcheinen au porteur der Fall nicht iſt. Kapitalien der lezten Art 
(überhaupt alle, deren Eigenſchaft als auswaͤrtige Schuld nicht 
unverkennbar — und vermöge urfprünglichen Titels zu Tage 
liegt) muͤſſen nun freilich, um Unterſchleife zu verhuͤten, ohne 
Ausnahme beſteuert werden; aber da jeder Fremde, wenn er 
dergleichen Papiere ſich anſchafft, ſolches Verhaͤltniß kennt, 
demnach freiwillig der Laſt ſich unterwirft, ſo geſchieht ihm 


kein Unrecht. Sollten übrigens bei Kontrahirung von Anlei- 


hen in Anbetracht der vorausſichtlich eintretenden Beſteurung 
etwas härtere Bedingungen von Seiten der Darleiher geſezt 


werden, ſo wuͤrden dieſelben, wofern ſie nicht weiter gingen, 


als ihr Grund, als ein blos durchlaufender Poſten dem finan- 


ziellen Intereſſe unnachtheilig und jedenfalls, verglichen mit der 
Wichtigkeit des Prinzips, in gar keine Betrachtung zu ziehen 
ſeyn. f 
Bei Privat⸗Kapitalien, die im Inlande anliegen, 
konnen auslandiſche wie inländifche Gläubiger von 
Rechtswegen gleichmäßig behandelt werden. Denn gleichwie der 
Fremde von ſeinem auf unſerm Gebiet gelegenen Grundei— 


gent hum dieſelbe Steuer wie der Einheimiſche zu entrichten 


hat, ſo unterliegt er auch billig ſolcher gleichen Beſteurung 
in Bezug auf das Geld-Kapital. 

Ob die von unfern Bürgern aus dem Ausland bezo— 
genen Kapitalzinſe oder Renten mit Recht zu beſteuern ſeyen, 
iſt ſtreitig. Jedenfalls iſt dabei nicht das Kapital, woraus 
die Renten fließen, mit in die Berechnung zu ziehen, weil 
ſolches Kapital dem Schuz unſeres Staates nicht unterſteht. 
Fuͤr die davon bezogene Rente aber, deren Verwendung oder 
Verzehrung nur unter dem Schuze unſeres Staats ſtatt fin— 
den kann, mag billig einige Steueer gefordert werden. Nur 
iſt freilich ſehr ſchwierig, ſolche Einnahmen zu konſtatiren; 
denn nur wenige Bezieher werden geneigt ſeyn, ſie aufrichtig 
zu fatiren. Auch wuͤrde, von einem allgemeinen Standpunkt 
betrachtet, die Beſteurung ſolcher Renten, falls dieſelben, wie 


} 
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nach unſern Grundſaͤzen (wenigſtens bei den von Privat⸗ 
ſchuldnern bezogenen) allerdings geſchehen darf, ſchon im 


als die Beſteurung der aus dem Ausland bezogenen Grund-Ren⸗ 
ten, wovon bereits das Ausland die gebuͤhrenden Abgaben bezogen. 


| Möge übrigens die Entſcheidung der bei der Kapitaliens 
ſteuer ſich darbietenden beſondern Fragen ſo oder anders aus- 
| fallen, ſo bleibt doch immer gewiß: Die Kapitalienſteuer darf 


in einem der Gerechtigkeit entſprechenden Steuerſyſteme durch⸗ 


aus nicht fehlen. 


Sagt man: Die Kapitalienſteuer ſey unzweckmäßig 
darum, weil die Kapitaliſten ſich fuͤr die zu bezahlende Steuer 


durch hoͤhere Prozente oder andere laͤſtige Bedingungen, die ſie 


dann ihren Schuldnern auflegen, ſchadlos halten werden, ſo 


antworten wir: daß der Geldpreis, alſo der Zinsfuß, von den 
allgemeinen Geſezen des Zuſammenfluſſes, d. h. von dem 


Verhaͤltniß der Nachfrage und des Anbots abhaͤnge, nicht aber 


von der Kapitalienſteuer. Auch iſt in jedem Lande eine große 
tenge von Kapitalien vorhanden (namentlich die der Ober- 
aufſicht des Staates unterſtehenden Gemeinds-, Stiftungs⸗ 


u. ſ. w. Kapitalien), bei welchen die Erhoͤhung des Zinsfußes 


ſchon durch unmittelbares Einſchreiten der Staatsgewalt ver 
hindert werden kann, und, was die uͤbrigen betrifft, ſo iſt bei dieſer 


Steuer von nichts Anderem die Rede, als was bei allen uͤbri— 


gen Steuern ſtatt findet, naͤmlich von dem natuͤrlich eintreten⸗ 


den Bemuͤhen des Steuerpflichtigen, die bezahlte Steuer wo 
moͤglich durch Ueberwaͤlzung auf Andere (namentlich auf die 
Conſumenten im weiteſten Sinn des Wortes) wieder herein 
zu bringen. Ein ſolches Bemuͤhen hat auf die rechtliche Ei— 
genſchaft einer an und fuͤr ſich den Rechtsprinzipien gemaͤßen 
Steuer durchaus keinen Einfluß; und es mag die Staatsge— 


walt dem hier gelingenden, dort fehlſchlagenden Erfolg ſolcher 


Bemuͤhungen geruhig zuſehen. Auf dieſen Punkt uͤbrigens 
werden wir ſpaͤter zuruͤckkommen. 

Glaubt man endlich, daß durch- die Beſteurung der Ka⸗ 
pitalien die einheimiſchen Geldbeſizer bewogen werden koͤnnten, 
ihr Geld auswaͤrts anzulegen; ſo antworten wir darauf, 


daß einmal die Steuer — gegen unſere Anſicht — ſehr hoch 


Ausland beſteuert worden ſind, rechtlich eben ſo unzulaͤſſig ſeyn, 
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ſeyn müßte, um (unter Vorausſezung einer guten Juſtiz und 


Rechtspolizei im eigenen Lande) ein beſtimmendes Motiv zur 


vielfach bedenklichen, auch mit Unkoſten verknuͤpften Anlage 


des Geldes im Auslande darzubieren, und dann, daß jeden— 


0 falls ſolche Anlage nicht eben unbedingt ein Uebel ſey, weil 


ja moͤglicherweiſe des Geldkapitales genug, ja ſelbſt zu viel 
im Lande ſeyn kann und uͤbrigens der Eingang der fremden 
Zinſe leicht einen uͤberwiegenden Erſaz fuͤr die entgehende ein— 


heimiſche Beunüͤzung des Kapitales (wozu vielleicht gar keine 


hinreichend belohnende Gelegenheit mehr vorhanden war) 


U 


darbietet. 


— 


0 


Von der Fahrniß⸗Steuer. 


— — 


Wenn, wie das Prinzip es erheiſcht, alle Vermoͤgensſtuͤcke 
der Beſteurung zu unterwerfen ſind, ſo muß auch von Fahr— 


niſſen, als von gefammelten oder aufgeſpeicherten Vor raͤ— 
then, ſodann von Mobilien, Geraͤthſchaften und Koſt⸗ 


barkeiten aller Art, ohne Unterſchied ob zum Beduͤrfniß 
oder zum Luxus gehoͤrig, eine Steuer verlangt werden. Das 


ſtrenge Recht anerkennt allerdings eine ſolche Forderung; Bil— 


ligkeit jedoch, auch ee und Pol litik, beſchraͤnken oder 


ermaͤßigen dieſelbe. 


Geſammelte, zuruͤckgelegte oder eröbrigte Vorräthe von 


Produkten des Ackerbaus oder der Induſtrie moͤgen, wofern 


nicht ſolches Sammeln oder Zuruͤcklegen die Eigenſchaft eines 
eigenen Gewerbes oder Handels annimmt, ſchon aus dem 
Grunde außer allem Steueranſaz bleiben, weil ſie ja vermit— 
telſt der Grundſteuer oder der Gewerbſteuer ſchon einmal mit 
einer Abgabe belegt und dadurch zum freien, dem Staate nicht 


mehr pflichtigen Eigenthum des Produzenten geworden ſind. 


Nur wenn fie eigentliche Gewerbs-Kapital werden, 


fängt ein neuer Titel der Beier für fie an. 


* 
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Aber ſonſtiges Fahrniß⸗ Vermögen, Hana ile 
Geräthſchaften, Luxusartikel aller Art, auch baares Geld und 


Koſtbarkeiten, ſollen ſie alle ſteuerfrei bleiben? Selbſt die 3 N 
Theorie vom nachhaltigen Ertrag und von der Freilaſſung des 


Lebensbedarfs ſtreitet bei vernuͤnftiger Auslegung nicht unbe⸗ 
dingt gegen die Beſteurung ſolcher Fahrniſſe, und nach unſern 
Grundſaͤzen kann die Befreiung nur alsdann oder in fo fern 
ſtatt finden, als wirklich die Steuerforderung unerſchwinglich 
oder auch nur im Mißverhältniß zu andern Steuerarten ware, 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß Mobilien, welche zu einer Ges 
werbseinrichtung, d. h. zum fixen oder zum Betriebs-Kapital 
eines Gewerbes gehoͤren, nicht hier, fondern bei der Gewerb— 
ſteuer in Betrachtung kommen. Aber auch andere Fahrniſſe 


von was irgend für einer Art, wofern ihr Beſizer nach ſeinen 


übrigen Verhaltniſſen zur Verguͤtung des für fie geforderten 
Schuzes faͤhig iſt, und nicht ſchon unter einem andern Titel 
die Bezahlung fuͤr ſolchen Schuz geleiſtet hat, unterliegen bil— 
lig einer maͤßigen, d. h. einer den früher aufgeſtellten Grund⸗ 
fäzen von der Kapitaliſirung der Steuergegenſtaͤnde entſprechen— 
den Beſteurung. Freilich waͤre es abgeſchmackt, hier eine ge— 
naue Verzeichnung und Taxation aller Fahrniſſe zu fordern; 
aber keinem beſondern Anſtande koͤnnte es unterliegen, wenn 
etwa einige, nach der ſummariſch zu ſchaͤzenden Groͤße des in 
den Mobilien ſteckenden Kapitales zu unterſcheidende, Klaſſen 
oder Abſtufungen feſtgeſezt wuͤrden, in welche ſich zu fatiren 
den Einzelnen (unter Vorbehalt der Berichtigung bei ganz auf— 
fallender Abweichung) uͤberlaſſen bliebe, und wovon die unterſte 
von der Beſteurung frei bliebe, die andern aber nach einem 
jedenfalls ſehr maͤßig beſtimmten Beitragsfuß in die Steuer 
gezogen würden, Nicht von ſolchen Mobilien, ſondern wer 
gen derſelben wuͤrde dergeſtalt die Steuer gefordert von Solchen, 
welche ſie zu bezahlen faͤhig ſind, und es wuͤrde hiernach dem 
Prinzip Genuͤge geleiſtet, ohne irgend eine Haͤrte oder Be⸗ 
druͤckung. 


Von der Gemwerb:Stener, 


1 


Unter allen direkten Steuern iſt die Gewerb-Steuer 
diejenige, deren dem Recht, d. h. der Idee der Gleichheit oder 
richtigen Verhaͤltnißmaͤßigkeit entſprechende Regulirung den 
meiſten Schwierigkeiten unterliegt. Schon an und fuͤr 
ſich iſt die Vergleichung des, wenn auch auf fortdauernder 
Arbeitsfaͤhigkeit oder Kunſtfertigkeit gegründeten, dennoch immer 
von mancherlei Zufaͤlligkeiten abhaͤngigen Einkommens aus 
einem Gewerbe mit demjenigen, welches aus einem ſaͤchlichen 
Beſizthum fließt, eine dem ſubjektiven Ermeſſen, mithin der 
Willkuͤr ſehr bedenklichen Raum gebende Sache; dann aber iſt 
die Schäzung jenes Einkommens, felbft auch entfernt nicht, 
jener Zuverlaͤßigkeit empfaͤnglich, wie die Schaͤzung des Ein— 
kommens aus Grund und Boden oder aus AftivFapitalien, 
Bei der unendlichen Verſchiedenheit der Gewerbe iſt auch eine 
durchgreifende, allgemein giltige Regel fuͤr die Schaͤzung ihres 
Ertrags nicht wohl aufzufinden, ſondern das Meiſte (mit Aus— 
nahme blos der mit fixen Beſoldungen bezahlten Arbeiten) nur 
auf mehr oder minder wahrſcheinlichen Muthmaßungen beru— 
hend. Es herrſcht demnach auch großentheils in der Praxis 
in Bezug auf Beſteurung der Gewerbe eine große Willkuͤr vor, 
und die bisher (meiſt jedoch erſt in der neueſten Zeit angewand— 
ten) Bemühungen, einen Maßſtab von befriedigender Richtig— 
keit aufzufinden, haben ihren Zweck nur ſehr unvollſtaͤndig er— 
reicht. Doch kann mit Billigkeit ein Mehreres nicht gefordert 
werden, als daß die Finanz-Geſezgebung nach dem ihr hier 
vorgeſteckten Ziele mit treuem Eifer ſtrebe, und wenigſtens an- 
naͤhernd dasjenige zu verwirklichen ſuche, zu deſſen vollkom— 
mener Verwirklichung die Mittel zur Wit nuch nicht aufges 
funden find. 

Unter den Begriff der Gewerbe oder des e aus 
Gewerbthaͤtigkeit fallen gar viele und ſehr verſchiedene 
Beſchäftig ungen und Erwerbsquellen. Arbeitslohn, 


| 
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und zwar nach den mancherlei Abſtufungen der gemeinern und 
der kuͤnſtlichern, der blos körperlichen und der geiſtigen Arbeit, 
ſodann der Unternehmungsgewinn und dazu noch der 
Ertrag des in das Gewerbe geſteckten oder zu deſſen Betrieb 
nothwendigen fixen und umlaufenden Kapitales treffen 
dabei zuſammen und greifen in einander, wodurch, da die Be— 
ſteurung ſo verſchiedener Quellen auch nach entſprechend ver— 
ſchiedenen Prinzipien geſchehen muß, die Schwierigkeit des 
Geſammtanſchlages ſich nothwendig erhoͤht. Die Unterſcheidung 
jener Quellen iſt dabei jedenfalls nothwendig, aber oftmals 
ſehr ſchwer zu ermitteln, wie viel der einen und wie viel der 
andern zuzuſchreiben, d. h. alſo, wieviel von dem Ertrag als 
Arbeitſold, wieviel als Unternehmungsgewinn— und wieviel als 
Kapitalzins, und wieviel endlich als aus mehreren folcher. Fak- 
toren zuſammengeſeztes Einkommen zu betrachten iſt. Wir 
wollen uͤbrigens der Vereinfachung willen den Arbeitſold und 
den Unternehmungsgewinn, da beide von der Perſoͤn lichkeit 
des Arbeiters oder Unternehmers ausgehen, unter eine Rubrik 
zuſammenfaſſen, und als die andere den aus einer beharrlichen 
Sache, naͤmlich aus dem zu dem Gewerbe verwendeten Ka— 
pitale fließenden Zins aufſtellen; ohne jedoch dabei zu ver⸗— 
kennen, daß auch die Arbeitsfaͤhigkeit und die Kunſtfertigkeit 
oder das Talent als fixes Kapital, nach der weitern Bedeut⸗ 
ung dieſes Wortes, betrachtet werden koͤnnen. | 

Die Gewerbſteuer würde nach unfern, bereits oben ($. 23) 
angedeuteten allgemeinſten Grundſaͤzen zur Grundlage zu neh⸗ 
men haben: 1) Das zur Betreibung eines Gewerbes noth— 
wendige fixe Kapital, beſtehend etwa in Gebäuden, Mas 
ſchinen und bleibenden Gewerbseinrichtungen aller Art; ſodann 
2) das zum wirklichen Umtrieb noͤthige bewegl iche oder um— 
laufende Kapital, beſtehend zumal in dem Anſchaffungs⸗ 
preis der zu verarbeitenden Stoffe oder fuͤr den Handel be— 
ſtimmten Waaren, in den auf dke Erhaltung oder Erneuerung 
der Gebäude, Maſchinen und Geraͤthſchaften zu verwendenden 
Unkoſten und in dem den angeſtellten Arbeitern zu bezahlenden 
Lohne; endlich 3) in dem den Gewerbtreibenden oder Unter 
nehmern Selbſt, nach einer Durchſchnittsberechnung, jährlich 
zufallenden Arbeitslohn und Gewinnſt. 
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Das fire Kapital, angeſchlagen jedoch nicht nach dem 

wirklichen Errichtungs- oder Kaufs-Preis der vielleicht allzu 
ſplendid hergeſtellten Gebaͤnde oder Maſchinen u. ſ. w., ſon⸗ 
dern nach dem Kapitalwerth der fuͤr den Betrieb eines in 
Frage ſtehenden Gewerbes nach deſſen wirklich vorhandenem 
Umfang in der That nothwendigen Einrichtung, ſoll nach 
den fuͤr die Grundſteuer oder Kapitalienſteuer geltenden Prin— 
zipien behandelt, ſomit nach ſeinem vollen, eben bezeichneten 
Nominalwerth in die Steuerrolle aufgenommen werden. Ebenſo 
auch das unmittelbare Betriebs- oder umlaufende Kapi— 
tal, welches naͤmlich, obſchon alljaͤhrlich verwendet und nur 
in veraͤnderter Geſtalt wieder zuruͤckkehrend, dennoch in der Idee, 
nämlich als Kapitalſumme, ein Beharrliches, demnach dem fixen 
Kapital gleich zu Achtendes iſt. Sind dieſe beiden Kapitale 
das Eigenthum des Gewerbsmannes oder Unternehmers, ſo 
wird natuͤrlich ihm die Steuer dafuͤr zur Laſt geſchrieben. Hat 
aber ein Anderer ſie ihm vorgeſchoſſen (als Darleiher, nicht 
aber als Gewerbs- oder Handels-Geſellſchafter), fo ſollte frei— 
lich nach unſern Grundſaͤzen dieſer Lezte davon die Steuer 2 
entrichten. Jedenfalls aber muͤſſen die Zinſe dieſer Kapitale 
als nothwendige Vorauslage von der Summe des jäaͤhrli— 
chen Roh⸗Ertrags oder der jährlichen Roh-Produkte eines Ges 
werbes abgezogen werden. Was nach ſolchem Abzug noch uͤbrig 
bleibt, iſt ſodann Arbeitslohn nnd Unternehmungs— 
oder Induſtrie-Gewinn, welcher aber, weil nicht weiter 
auf einem ſaͤchlichen Beſizthum, ſondern nur auf perſoͤnli— 
cher (demnach von Zufällen abhaͤngiger, auch nicht als Schul— 
digkeit zu fordernder und jedenfalls mit dem Tod erloͤſchender) 
Aurbeits-Kraft, Luft und Fertigkeit ruhend, nach einem weſent⸗ 
lich geringern Fuß zu kapitaliſiren iſt, als eine vermoͤge eines 
dinglichen Beſiztitels bezogene Rente. 

Mehrere Schriftſteller und zumal auch Jakob, in ſeinem 
ſonſt vielfach mit Recht geprieſenen Werke über die Finanz 
wiſſenſchaft, verlangen, daß von dem Arbeitslohn (oder Unter— 

nehmungsgewinn) neben den eigentlichen Vorauslagen auch 
noch abgezogen werde die für den Lebens unterhalt, ja, wie 
man hinzuſezt, ſelbſt für den ſtandes maͤßigen Lebensun— 
terbalt des Arbeiters oder Gewerbsmanns, alſo namentlich 
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auch des Kuͤnſtlers, des Schriftſtellers, des Staatsdieners 
u. ſ. w. noͤthige Summe. Aber dieſes Verlangen hat, weil 
ganz allgemein ausgedruͤckt, gar kein Rechtsfundament, und 


ſteht zugleich in ſchreiendem Widerſpruch mit den in Bezug 


auf andere Steuern, zumal auf Grund- und Haͤuſer⸗Steuer 
anerkannten und auch in der Praxis allgemein geltenden Prin⸗ 


zipien. Bei dem armen und etwa wegen Krankheit oder Als 


ters arbeitsunfaͤhigen Beſizer eines Grundes oder Hauſes wird 
an keinen Abzug des zu ſeinem Lebensunterhalt oder gar zu 


feinem ſtandesmaͤßigen Lebensunterhalt noͤthigen Betrages ges 
dacht. Er muß ſeine Steuer zahlen, ſo hart es ihm falle, 
und zu ſo großen Entbehrungen es ihn zwinge. Gleichwohl iſt 


er Staatsgenoſſe wie der Arbeiter und erfreut ſich keines wohl— 
thaͤtigeren Schuzes als dieſer. Warum ſoll nun gerade nur 
dem Arbeiter, und zwar nachdem ſein Einkommen nach ei— 


ner blos durchſchnittlichen Berechnung des Arbeit-Fleißes 
und Ertrages feſtgeſezt worden, die zum Lebensunterhalt einer 
Familie (denn dieſes verlangt Jakob ausdruͤcklich) oder gar 


zum ſtandes maͤßigen Unterhalt derſelben noͤthige Summe 


frei von aller Beſteurung bleiben, ſelbſt wenn er noch ne ben 


ſeinem Arbeitſold einen wie immer großen ſonſtigen Ertrag 
von Grund- oder Kapital-Beſiz genoͤße, waͤhrend man den 


vielleicht verſchuldeten und blutarmen, weil naͤmlich auch den 


arbeitsunfaͤhigen, Inhaber eines kleinen Beſizthums uns 
nachſichtlich zur Steuer verdammt? Die Unhaltbarkeit ſolcher 
Forderung, zumal was die ſtandesgemaͤße Erhaltung be— 
trifft, ſpringt in die Augen; aber auch in Bezug auf die ab— 
ſolut nothwendige Unterhaltungsſumme iſt einleuchtend, daß 
die ausſchließend blos zu Gunſten der Arbeiter erhobene 
Forderung der Freilaſſung ſolcher Summe keineswegs aus 
Gründen der Humanitaͤt oder des Rechtes, ſondern blos 
aus jenen der kalt und engherzig berechnenden National— 
wirthſchaft gefloſſen iſt. Nicht als Menſch, nicht als 
Buͤrger, ſondern blos als producirender Arbeiter ſoll 
der Befreite ſolche Gunſt genießen; den durch Gebrechlichkeit 
oder Alter Unfaͤhigen verſagt man dieſelbe! Wir verlangen, 
daß jedem Staatsbuͤrger, mithin nicht blos dem Gewerbs— 
mann, ſondern auch dem Beſitzer, nicht eben unbedingt die 
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für feinen und feiner Familie Gärten noͤthige (oder 
gar zum ſtandes maͤßigen Unterhalt noͤthige) Summe frei— 
gelaſſen werde, ſondern nur, daß an Keinen, ohne Unterſchied 
ob Beſizer oder Arbeiter, eine Forderung geſtellt werde, die er 
nicht befriedigen kann, ohne an feinem noͤthigen (nicht eben 
ſtandesmaͤßigen) Lebensunterhalt Abbruch zu leiden. Auch der 
Aermſte, nach dem Maß des ſaͤchlichen Beſizthums, kann — 
wenn er arbeitsfaͤhig iſt — etwa durch groͤßere Anſtrengung 
der Arbeitskraft, oder durch einige Beſchraͤnkung der Verzehr— 
ung die zur Bezahlung einer maͤßigen Steuer noͤthige Summe 
aufbringen; und es waͤre abgeſchmackt, ihn nur darum, weil 
fein Kapital in der Arbeitskraft beſteht, freizufprechen, und 
dagegen Denjenigen, deſſen einziges Kapital ein kleines Feld 
oder verſchuldetes Haͤuschen iſt, und der nebenbei durch Ar— 

beit nichts verdienen kann, in die Steuer zu ziehen. Es ſind 
ubrigens die fuͤr die Freilaſſung des noͤthigen Lebensunterhalts 
(gewiſſermaſſen für das beneficium competentiae) maßgeben⸗ 
den Grundſaͤze ſchon oben (F. 20) entwickelt worden; wir be— 
ziehen uns hier wiederholt darauf und behaupten biernchh, daß 
vernuͤnftiger Weiſe niemals bei einer iſolirt zu regelnden 
einzelnen Steuergattung davon die Rede ſeyn kann, ſondern 
nur bei der Zuſammenziehung aller, einem Steuerpflichtigen 
zuſtehenden Einnahmsquellen in ein Steuerkapital, folglich nur 
bei der allgemeinen und alleinigen (Vermoͤgens- und) Ein⸗ 
kommensſteuer. 

Was nun die wirkliche Taxation der verſchiedenen Ar— 
ten von Gewerbs-Einkommen betrifft; ſo iſt dieſelbe bei denje— 
nigen, welche gar kein, oder nur ein unbedeutendes Einrich— 
tungs⸗ und Betriebs-Kapital erfordern, ſondern nur in perfünz 
licher Thaͤtigkeit oder perſoͤnlichem Verdienſte beſtehen, nicht 
ſchwierig. Wieviel der gewoͤhnliche Taglohn das Jahr hindurch 
fuͤr den gemeinen Tagloͤhner, oder auch der, nach dem Maß 
der Kunſtfertigkeit oder des aus andern Gruͤnden fuͤr hoͤher 
geachteten Arbeitswerthes ſich gleichfalls erhoͤhende, Sold be— 
trage, iſt theils klar vorliegend, theils leicht zu ermitteln. Die 

Kapitaliſirung des Arbeitlohns überhaupt kann aber, da 
ihm einerſeits kein harrendes Beſizthum zu Grunde liegt, und 
anderſeits der wirkliche Verdienſt immer von mancherlei Zu— 
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faͤlligkeiten abhaͤngig bleibt, nur nach einem gegen die Kapita⸗ 


liſirung der von einem dinglichen Beſizthum oder Recht ab⸗ 
fließenden Renten weſentlich verringerten Anſchlag — etwa zum 
vierten, hoͤchſtens zum dritten Theile deſſelben — geſchehen; 
lezteres etwa in dem Falle, daß — wie in der Regel bei den 
Beſoldungen der Staatsdiener — der Fortbezug des Soldes 
auf die Lebenszeit des Arbeiters rechtlich geſichert iſt. 

Wie aber wird, wenn das Einkommen des Gewebes gan, 
nes ein aus Arbeitſold, Unternehmungsgewinn und Kapitals | 


zins gemiſchtes iſt, daſſelbe zu berechnen und zu kapitali⸗ 


ſiren ſeyn? — Offenbar iſt zuvörderſt das fixe und Betriebs— 
Kapital nach feinem vollen Betrag in die Schaͤzung aufzuneh- 


men; nur wird freilich die Groͤße deſſelben, insbeſondere was 


das Betriebs⸗Kapital betrifft, oft ſchwer zu erkennen ſeyn. 


Die Zeitdauer, binnen welcher die Vorauslage wieder hereinge— 
bracht, das Kapital alſo neuerdings umgeſezt werden kann, iſt 
namlich nach Umſtaͤnden und Gewerbsgattungen äußerſt vers 
ſchieden, und natürlich wird, wenn folcher Umſaz z. B. ſechs⸗ 
mal im Jahre geſchieht, ein ſechsmal kleineres Kapital erforder⸗ 
lich ſeyn, als wenn er nur einmal ſtatt findet. 

Was nun das Gewerbe über die Ruͤckerſtattung des lau⸗ | 
fenden und über die gewöhnliche Verzinſung des fixen und lau: 


fenden Kapitals, fo wie über den dem Unternehmer nach oben 


angedeutetem Verhaͤltniß gebührenden Arbeitslohn noch weiter 
abwirft, iſt Unternehmungs-Gewinn. Derſelbe kaun 
zwar auch theils als erhoͤhter Kapitalzins, theils als größerer 
Arbeitslohn betrachtet werden; doch iſt jener höhere Zins eben 


die billige Vergeltung des mit Geſchicklichkeit geleiteten oder 


vom Gluͤck beguͤnſtigten, jedenfalls doch auch Gefahr des Ver— 
luſtes mit ſich fuͤhrenden, Unternehmens, und der groͤßere Ar— 
beitslohn gleichfalls nur Frucht der Geſchicklichkeit oder des 
Gluͤckes. Die Beſteurung deſſelben folgt billig den fuͤr den 


gemeinen oder gewoͤhnlichen Arbeitslohn aufgeſtellten 


Grundſaͤzen, oder fordert vielmehr noch eine weitere Verringer— 
ung nach Maßgabe der groͤßern Unſicherheit — auch nach der 
vielfach wechſelnden und daher nur durchſchnittlich zu berech⸗ 1 
nenden Groͤße — jenes Gewinns. Die Summe des jährlichen 1 
Unternehmungsgewinns würde ſich übrigens für ein Jahr ziem— 
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lich klar herausſtellen, wenn man von dem Brutto— Werth der 
Gewerbs⸗Erzeugniſſe oder Handels-Erlöfe dieſes Jahres neben 
den Vorauslagen noch die oben bemerkten gemeinen Kapital⸗ 
zinſe und einen ſo großen Arbeitlohn, als fuͤr die Leitung des 
Gewerbes etwa an einen Fremden muͤßte bezahlt werden, abzoͤge; 
was freilich, je nach der Beſchaffenheit des Gewerbes, wieder 
mancherlei Schwierigkeiten mit ſich fuͤhrt und auch verſchiedene 
Schäzungsweiſen, als nach der Zahl der gefertigten Arbeit— 
ſtuͤcke, nach der Menge des verbrauchten Materials, nach der 
Zahl der Gewerbsgehul fen oder Fabrikarbeiter u. ſ. w. noͤthig 
macht. 
Ein Eingehen in ein größeres Detail läge außerhalb unſeres 
Zweckes. Die voranſtehenden Andeutungen enthalten die von 
der Geſezgebung zu beruͤckſichtigenden Hauptpunkte; die Aus⸗ 
führung iſt dann Sache der woh. lgewählten und wohlinſtruirten 
Commiſſarien und Schaͤzer. 

Auch die Landwirthſchaft iſt ein Gantzebe und unter⸗ 
liegt alſo billig einer gleichfalls nach den aufgeſtellten Grund— 
fazen zu beſtimmenden und neben der Grundſteuer zu ent 
richtenden Gewerbeſteuer. Doch freilich kann, ſo lange die 
ganz exorbitante Zehent-Steuer beſteht, von einer noch weitern. 

Gewerbſteuer ohne grauſame Verkehrtheit keine Rede ſeyn. 
Sonſt wuͤrden ſich theils in der Morgenzahl, theils im Vieh— 
ſtand, theils im Pachtſchilling, theils in der Geſinde- oder Ar— 
beiter⸗Zahl u. ſ. w. die noͤthigen Anhaltspunkte zur wenigſtens 
beiläufigen Schaͤzung ſowohl des billigen bee als 
des Anternehmungsgewinns des Bauers finden. 


* 


S. 31. 
Von der Beſoldungs- und Maßen nes 


Im weitern Sinn iſt die Beſoldungsſteuer (ohne 
Unterſchied ob für oͤffentliche oder für Privat⸗Dienſte) ſchon in der 
Gewerbſteuer enthalten, und ebenſo die Steuer auf das 
aus freier, geiſtiger oder kuͤnſtleriſcher Thaͤtigkeit 


EN 
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fließende Einkommen, als EN den Verdienſt der Aerzte Sach⸗ Lo 


walter, Schriftfteller, Tonfünftler, Maler, Schauſpieler u. ſ. w. 
Gewoͤhnlich jedoch unterſcheidet man ſolche Arten des Erwerbs 
von den im engern Sinne ſogenannten Gewerben und ertheilt 
demnach auch ihrer Beſteuerung einen beſondern Namen. Die 
Grundſäze fuͤr eine ſolche ſind jedoch ſchon in der voranſtehen— 
den Ausfuͤhrung enthalten; nur bleiben noch einige wenige be— 
ſondere Betrachtungen uͤbrig. 

Die Beſoldungen und ebenſo die Penſibnen liegen in 1 5 
Betrage ganz deutlich vor, und beduͤrfen daher keiner weitern 
Schaͤzung. Ihre Kapitaliſirung hat nach den fuͤr den Arbeits— 
lohn uͤberhaupt aufgeſtellten Regeln zu geſchehen. Es wird 
jedoch noch eine weitere Verringerung eintreten, oder ein nied⸗ 
rigerer Steuer-Anſaz beſtimmt werden muͤſſen, wenn oder in 
ſo fern ein Theil der Beſoldung (und daſſelbe gilt auch von 
den Honorarien der Aerzte, Sachwalter, Schriftſteller u. ſ. w.) 
nicht eben wegen der Anſpruͤche auf einen ſtandesgemaͤßen 
Unterhalt, denn der Stand macht in Bezug auf die Steuer: - 
pflicht keinen Unterſchied, ſondern wegen der zur guten oder 
anftändigen Führung des Amtes (oder zu wuͤrdiger 
Dienſtleiſtung und fruchtbringender Thaͤtigkeit) noͤthigen Wor— 
auslagen, als an Buͤchern, oder andern literariſchen oder 
kuͤnſtleriſchen Hilfsmitteln, die Freilaſſung, eben als Voraus⸗ 
lage, mit Recht anſpricht. Aber noch laͤßt ſich uͤberhaupt fra⸗ 
gen, ob die Beſteurung der Staatsdiener-Beſoldung zweck 
maͤßig, d. h. wirklichen finanziellen Vortheil bringend, ſey? 
Wenn der Staat keinem ſeiner Diener einen groͤßeren Gehalt 
verleiht, als zu dem im Intereſſe des Dienſtes ſelbſt zu fichern- 
den gemeinen und ſelbſt ſtandesmaͤßigen Unterhalt noͤthig iſt, 
ſo wird er, falls ſolche Beſoldung durch die Steuer verringert 
wird, ihren nominellen Betrag entſprechend wieder erhoͤhen 
muͤſſen; und er hat alſo mit einer Hand eingenommen und 
mit der andern ausgegeben, folglich durch die Steuer nichts 
gewonnen. Es ſcheint hiernach, daß — voruͤbergehende Faͤlle 
einer fuͤr außerordentliche Staatsbeduͤrfniſſe auszuſchreibenden 
außerordentlichen Steuer abgerechnet, oder auch etwa die 
Faͤlle ausgenommen, wo wegen eingetretener Preisverminder— 


ung der Lebensbeduͤrfniſſe die Beſoldungen in der That, höher | 
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ſtehen, als ihr nach andern Preiſen feſtgeſezter Nominal⸗Be⸗ 
trag mit ſich bringt — die Beſoldungsſteuer, d. h. alſo daß 
die als ſtaͤndige Auflage ausgeſchriebene Beſoldungsſteuer 


wirklich ihres unmittelbaren Zweckes verfehlen muͤſſe. Dieſe 


Gruͤnde jedoch ſind nicht auf Privat-Beſoldungen anwendbar, 
und werden auch bei den oͤffentlichen durch die Betrachtung 
uͤberwogen, daß, wenn gleich ihre Beſteurung keinen unmit— 
telbaren pefuniaren Vortheil bringen ſollte, gleichwohl durch 
ſie der Grundſaz von der ausnahmslos allgemeinen Steuer— 
pflicht eingeſchaͤrft, und die durch die Befreiung der Beamten 
veranlaßte Scheelſucht der uͤbrigen Staͤnde aufgehoben wird. 
Die Verdienſte der Aerzte, Advokaten u. ſ. w. koͤnnen 
kaum anders, als durch Faſſionen der Betheiligten feſtge— 
ſetzt werden. Theils das Ehrgefuͤhl, theils die Eitelkeit werden 
von allzuniedrigen Faſſionen in der Regel, ohne Einſchreiten 
der Behoͤrden abhalten. Sollten dergleichen dennoch in auf— 
fallendem Maße ſtatt finden, ſo wuͤrde auch hier das Ermeſſen 
einer wohl— organiſirten Schaͤzungskomiſſion berichtigend ein⸗ 
treten. 


— 


Auch Apanagirte, auch von Leibrenten Lebende, 


uͤberhaupt alle aus andern Quellen als aus dem Ertrag eines 


Beſizthums oder eines Gewerbes ihr Einkommen Bezichende 


konnen der ſo eben beſprochenen Klaſſe beigezahlt werden (die 
von Renten, welchen ein Beſiz oder ein dingliches Recht zu 


Grunde liegt, Lebenden fallen theils der Grundſteuer, theils 


der Kapitalienſteuer anheim). Es fragt ſich hier nur noch, ob 


die Beſteurung der hier unter einer Rubrik zuſammengefaßten 
Einkommens⸗Quellen gleichmäßig, d. h. lediglich dem geo⸗ 


metriſchen Verhaͤltniſſe folgend, geſchehen ſolle, oder ob eine 


Steigerung des Beitrags nach gewiſſen feſtzuſezenden Ab— 
ſtufungen oder Klaſſen (in welchem Fall alsdann die frag— 


liche Steuer den Namen Klaſſenſteu er erhaͤlt) ſtatt finden 


ſoll. Die Gerechtigkeit ſtreitet gegen klaſſenweiſe Erhöhung 
der Steuer⸗Quoten, zumal ſo lange nicht auch bei allen andern 
Gattungen des Einkommens (naͤmlich bei den aus Grund und 
Boden oder aus Geldkapitalien, oder aus Gewerben fließenden) 


die nämliche Abſtufung feſtgeſetzt, oder vielmehr, ſo lange 5 
Rotte a's eh Se lehre IV. 2 
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die alleinige Vermöͤgens⸗ und Einkommens + Steuer eingefuͤhrt N 1 
iſt. Ja ſelbſt, wo die lezte beſtuͤnde, wäre Die Steigerung der 


Steuer-Quoten oder Procente eine Verwechslung der Zahlungs- 
Faͤhigkeit mit Schuldigkeit. Nur unter dem Titel und 
inſofern mag eine ſtufenweiſe Erhoͤhung zu rechtfertigen ſeyn, 
als man die fuͤr die hoͤchſte Stufe feſtgeſezte Quote zur nor⸗ 
malmaͤßigen Schuldigkeit erklaͤrte (und zu folder Erklaͤr⸗ 


ung durch die Uebereinſtimmung mit dem übrigen Steuer⸗ 


Syſtem berechtiget waͤre) und fuͤr die niedrigern Klaſſen ſodann 
eine größere oder kleinere Verringerung aus Gründen der 
Humanitaͤt oder auch der Politik ſtatuirte. | | 

Von demſelben Standpunkt iſt auch diejenige Klaſſen⸗ 
ſteuer zu beurtheilen, welche das geſammte Vermoͤgen 
oder Einkommen der Steuerpflichtigen zur Grundlage hat, 
und wozu man nicht ſelten in Faͤllen außerordentlichen Staats— 
bedarfs ſchreitet, nicht eben um mit Aufhebung der uͤbrigen 
beſondern Steuerarten blos ſolche allgemeine Steuer zu be— 
ziehen, ſondern um neben jenen noch eine weitere außeror⸗ 
dentliche Einnahme fuͤr die Staatskaſſe zu bewirken. Solche 
blos zur Aushilfe und neben den beſondern Steuerarten er— 
hobene Vermdͤgens⸗ und Einkommens⸗Steuer iſt übrigens ent⸗ 
weder ein Eingeſtaͤndniß der fehlerhaften Regulirung jener an⸗ 
dern Steuern, oder aber eine durchaus z weckloſe, doch dabei 
koſtſpielige und manche Beſchwerniß mit ſich fuͤhrende, Operation, 
deren Frucht naͤmlich eben ſo gut und beſſer durch eine ver— 
haltnigmäßige Erhöhung jener andern Steuergatt⸗ 
ungen koͤnnte hervorgebracht werden. Eine Ausnahme von 
dieſer allgemeinen Beurtheitung werden wir 1285 aufführen, 
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$. 32. 
Von der Kopfſteuer. | 


— ———— 5 


Die Kopfſteuer koͤnnte als alleinige Steuer hoͤchſtens 
in einem Staate empfohlen oder gerechtfertiget werden, worin 
eine ganz gleiche oder doch der Gleichheit ſehr annaͤhernde 
Vermoͤgensvertheilung ſtatt faͤnde. Unter andern Verhaͤltniſſen 
— ſomit uͤberall, wo irgend einige Civiliſation beſteht — truͤge 
ſie das Gepraͤge entweder der noch voͤlligen Kindheit der Finanz— 
kunſt oder des rohen Despotismus an ſich. Anders jedoch er— 
ſcheint die Sache, wenn man die Kopfſteuer als eine neben 
den Vermdoͤgensſteuern einzufuͤhrende betrachtet. Hier kann 
namlich vom Standpunkt des ſtrengen Rechtes durchaus 
nichts gegen ſie erinnert werden, da ja neben dem Schuz des 
Vermoͤgens jeder Buͤrger auch welchen fuͤr ſeine Perſon und 
für feine Familie empfaͤngt, und dieſer lezte Schuz ſicherlich 
eine ganz vorzuͤgliche Wohlthat des Staatsvereins iſt. Vor⸗ 
ausgeſetzt alſo, daß die Vermoͤgensſteuern im richtigern 
Verhaͤltniß vertheilt und die Armen von der Kopfſteuer 
(ſo wie von jeder andern) aus Humanitaͤtspflicht befreit 
wuͤrden, koͤnnte man allen uͤbrigen Buͤrgern dieſelbe allerdings 
ohne Verlezung auflegen; nur muͤßte ſie nicht groͤßer ſeyn, 
als zur Deckung des zum Schuze der Perſonen zu machenden 
(freilich ſchwer zu berechnenden, doch nach verſtaͤndigem Er— 
meſſen wohl annaͤhernd zu ſchaͤzenden) Staatsaufwandes noͤthig 


iſt. Nimmt man davon Umgang, ſo wird dadurch den minder 


1 Vermoͤglichen eine Gunſt erzeigt, was zwar auch ſehr zu 
billigen, doch nimmer eine Rechts forderung iſt. 

Uebrigens beſteht, trotz aller Gehaͤſſigkeit welche auf dem 
Namen der Kopfſteuer liegt, dieſelbe in der That in den 
meiſten Steuerſyſtemen, und zwar in weit groͤßerem Betrage, 
als wir oben für billig erklaͤrten. Die auf die Nothwendig⸗— 
keiten des Lebens gelegten Conſumtionsſteuern naͤm⸗ 
lich und ganz beſonders die Salz-Steuer ſind in ihrer Weſen— 
heit und Wirkung wahre Kopfſteuern, daher im Widerſpruch 
mit der unbedingten eg der legten. 
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2) Indirekte Steuern. A. Ueberhaupt. u 


———— 


** 


1 


Wir gehen uber zu den indirekten Steger deren aus; 4 
fühetiche Pruͤfung jedoch ein eigenes Buch erheifchen würde, da ⸗ 


her wir uns abermal auf die Andeutung blos der Haupt⸗ f 
punkte beſchraͤnken muͤſſen. 5 

Indirekte Steuern nennen wir diejenigen, welche ent⸗ 
weder von einer andern Perſon, als welcher nach der In⸗ 
tention des Geſezes die wirkliche Steuerzahlung zur Laſt fallen 
ſoll, unmittelbar erhoben werden, oder aus einem andern 
Titel, als welcher unmittelbar die vernünftig anzuerkennende 
Steuerſchuldigkeit begruͤndet, oder auch beides zuſammen, 
jedenfalls aber in der Vorausſezung, daß entweder die Steuer 
ſich mittelſt des Verkehrs auf den eigentlichen Schuldner über © 
wälzen werde, oder daß der aus einem an und für fih un⸗ 
ſtatthaften Titel Beſteuerte — gleichwohl aus einem andern und ö 
gerechten Titel das Geforderte ſchuldig ſey. | 

Die lezte Vorausſezung findet zumal bei der Verzehr⸗ 
ungs⸗Steuer ſtatt. Denn wiewohl Einige ſind, welche 
die Verzehrung an und fuͤr ſich als gerechten Titel der Steuer⸗ 
ſchuld betrachten; ſo wird doch wohl ſolche, Abgeſchmacktheit nie 
ausgebreiteten Beifall finden, ſondern vielmehr die Idee ſich in 
Herrſchaft erhalten, daß nicht die Verzehrung au fich, 
wohl aber das Vermoͤgen, worauf die Verzehrung hindeutet, 
ſteuerpflichtig macht. So wird etwa auch zur Rechtfertigung 
der Poſt-Taxe oder des hohen Straßengeldes u. ſ. w. 
angefuͤhrt, daß die Benuͤzung der Poſten oder Straßen u. ſ. w. 
im Verhaͤltniß zu der Ausdehnung eines Gewerbes ſtehe, daß 
ſomit ſolche Taxen ihrer Weſenheit nach blos Zuſaͤze zur Ge⸗ 
werbſteuer ſeyen. Auf den meiſt völligen Ungrund ſolcher Vor— 
ausſezungen werden wir ſpaͤter zuräcdfommen. Was aber die 
Vorausſezung von der mittelſt des Verkehrs zu bewirkenden 
Ueberwälzung der Steuern von einer Klaſſe auf die andere, 
oder von einem Individuum auf das andere betrifft, fo erheiſcht 
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dieſe Häufig rücht und mißbrauchte Idee eine naher 
Pruͤfung. 
Allerdings, wenn man ganz verſi chert ſeyn koͤnnte, daß | 
eine von der Klaffe a. oder dem Individuum a. ohne einen 
wider dieſelben lautenden Rechtstitel geforderte Steuer von ih— 
nen vollſtaͤndig, und zwar noch ſamt dem Ruͤckerſaz des durch 
die gezwungene Vorauslage erlittenen Schadens, auf Diejenigen 
ue uͤberwaͤlzet werden, welchen eigentlich die Steuerſchuldig— 
keit obliegt und zwar genau nach dem Maße ſolcher Schuldig— 176 
keit: ſo würde die Zumuthung der Vorauslage rechtlich unbe— RR 
denklich und zur Billigung durch den vernünftigen Gefammt- 
willen geeignet ſeyn. Daß man ſich aber bei ſolchen Voraus: 
ſezungen keineswegs auf dem Felde der Gewißheit, ſondern auf 
jenem der vagen Muthmaßung oder bloßen Dichtung, “N 
ja der offenbaren Widerſpruͤche befindet, geht ſchon aus den 4 
ſich wechſelſeitig zerſtoͤrenden Vorſtellungen hervor, 2 hier⸗ 
uͤber im Schwunge ſind. . 
Einige nämlich behaupten geradezu, daß alle Steuern ohne 
Unterſchied, mögen fie beſchaffen ſeyn, wie fie wollen, woferne | 
fie nur eine geraume Zeit hindurch andauern, dergeſtalt in die | 
Eigenthums- oder Erwerbs + Verhältuiffe und in die Preife der 
Sachen und Arbeiten ſich verwachſen, daß am Ende immer 
nur Derjenige definitiv zahle, welcher zahlen kann und in 
ſo fern er es kann, d. h. in fo fern er Wermoͤgen hat. Wäre 
dieſe Vorſtellung richtig, ſo wuͤrde es allerdings Schade ſeyn 
um die viele Mühe, welche Theoretiker und Praktiker bisher 
ſich gaben, ein den Forderungen der Gerechtigkeit wie der 
Staatswirthſchaft entſprechendes Steuerſyſtem zu erfinden. Uebri⸗ 
gens enthalt ſchon die Forderung einer geraumen Zeitdauer 


zu jenem angeblichen Verwachſen das Eingeſtaͤndniß, daß we— EN 
nigſtens in der ſolchem Verwachſen vorangehenden Friſt Unrecht ' 
und Bedruͤckung ohne Zahl und Maß durch ſchlecht berechnete . 
Steuerſyſteme uͤber das Volk ergehen koͤnne; uns es ſtreitet zu— ; 


gleich die fragliche Lehre gegen die rechtliche Möglichkeit einer 
jeden Veraͤnderung des einmal beſtehenden Steuerſyſtems, weil * 
eine ſolche nothwendig, fo lange nicht das neue Verwachſen— 
geſchehen iſt, ſtoͤrend und verlezend in die bereits zu Recht be— | 
fiehenden Eigenthums⸗ und Erwerbs-Verhaͤltniſſe eingreifen | 
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muß. Endlich lehrt 110 BR die vielfachſte und eindringliäe 7 
Erfahrung von der Verderblichkeit gewiſſer Steuergattungen 
und von der Unſchaͤdlichkeit anderer die völlige Unhaltbarkeit 


jener Behauptung, ſobald ſie ſich als eine allgemein giltige 
darſtellen und nicht dahin beſcheiden will, daß ſie blos einige 


Koͤrnchen Wahrheit enthalte, d. h. daß wohl mitunter 


oder einigermaßen jenes Verwachſen zur Heilung oder 
Milderung der Gebrechen einer Finanzgeſezgebung ſtatt finden 
koͤnne, im Ganzen aber nie. 4 

Von der Lehre der Phyſ 1 daß alle Steuern, 1 
welches Namens und Charakters ſie ſeyen, nothwendig auf 
Grund und Boden zuruͤckfallen, haben wir ſchon fruͤher 
(National-Oekonomie $. 16.) geredet. Sie iſt eben fo unrich⸗ 
tig, als die unmittelbar zuvor angefuͤhrte, d. h. ſie iſt im 
Ganzen falſch, wenn auch mitunter, d. h. bei gewiſſen Steuer⸗ 
gattungen oder einigermaßen d. h. theilweis, jenes een 
auf Grund und Boden nicht zu läugnen iſt. 

Vielen Kredit hat eine dritte Lehre gefunden, daß naͤm⸗ 
lich eine jede, wie immer benannte oder auf was irgend fuͤr 
einen Gegenſtand unmittelbar baſirte, Steuer nothwendig als 
Verzehrungsſteuer wirke, d. h. von den Produzenten 
nur vorgeſchoſſen und definitiv nur von den Conſu⸗ 
menten getragen werde. Dieſe Meinung koͤmmt der zuerſt 
angefuͤhrten ziemlich nahe; aber es wuͤrde aus ihr, wenn ſie 
wahr waͤre, allernaͤchſt fließen, daß die Einfuͤhrung eigener 
Verzehrungsſteuern neben den direkten uͤberfluͤſſig ſey, 
indem ja die lezten den Zweck der erſten bereits erfuͤllen wuͤr⸗ 
den. Oder auch es wuͤrde daraus fließen, daß man eigentlich 
die Verzehrungsſteuern mit dem Namen der direkten, naͤm⸗ 
lich unmittelbar den eigentlichen Zahler treffenden, belegen ſollte, 
während die jezt ſogenannten direkten die Benennung der ind⸗ 
rekten verdienten. Daß aber die ganze Behauptung fal ſch ſey, 
geht ſchon daraus hervor, daß Niemand in der Eigenſchaft als 
Verzehrer, ſondern nur in jener als Beſizer oder Erwerber 


zu zahlen im Stande iſt, und dann auch daraus, daß faſt je— 4 


der Verzehrer hinwieder auch Produzent ift und ſomit den Werth 
ſeiner Verzehrung als eine Vorauslage betrachtet, die er ſodann 
wieder beim Verkauf ſeiner Erzeugniſſe oder ſeiner Arbeit durch 
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Preiserhöhung herein zu bringen ſtrebt. In der That bewirkt 
wenigſtens die den gemeinen Arbeitern obliegende Verzehrungs— 
ſteuer eine Erhöhung des Arbeitlohnes, uud dieſe Erhöhung 
theilt ſich allen weitern Fabrikaten und Dienſten mit. Der 
Ueberwälzung von Einem auf den Andern wäre fomit gar 
kein Ende, oder es wuͤrde ſich zulezt zeigen, daß Niemand 
die Steuer definitiv bezahle, als die Kapitaliſten oder Ren⸗— 
teninhaber und zwar nur diejenigen derſelben, welchen kein 
Mittel zu Gebote ſteht, durch Erhöhung der Zinſen- oder Ren— 
ten» Forderung ſich für die bezahlte Steuer ſchadlos zu ſtellen. 
Man kann auch nicht ſagen, daß blos der arme Verzehrer den 
Betrag der Verzehrungsſteuer wieder hereinzubringen gendͤthiget 
ſey, denn nicht auf die Nothwendigkeit koͤmmt es hier an, 
ſondern auf das Vermoͤgen oder die Macht. Wenn naͤmlich 
der arme Gewerbsmann (und ebenſo der arme Bauer) es in 
ſeiner Macht hat, den Betrag der von ihm bezahlten Verzehr— 
ungsſteuer auf den Preis ſeiner Erzeugniſſe zu ſchlagen, d. h. 
auf die Conſumenten ſeines Erzeugniſſes zu uͤberwaͤlzen, ſo 
kann es der reiche Produzent auch, und wenn dieſer es vers 
ſchmaͤht, ſo muß der Arme nachfolgen, wenn er nicht wegen 
Vertheurung ſeiner Waare die Abnehmer verlieren will. Man 
geraͤth alſo nothwendig auf Abſurditaͤten, wenn man die Idee 
der Ueberwaͤlzung der Steuer auf irgend eine Klaſſe der Beſizer 
oder der Verzehrer zur Baſis eines Steuerſyſtems macht. 
Die Wahrheit iſt: ein jeder Beſteuerte hat zwar das nas 
tuͤrliche Beſtreben, die ihm aufgelegte Steuer wo moͤglich 
auf Andere zu uͤberwaͤlzen (oder vielmehr nur das allgemeine 
Beſtreben, einen moͤglichſt hohen Preis für feine Erzeug— 
niſſe oder Arbeit zu erhalten); das Gelingen ſolches Beſtre— 
bens aber haͤngt von tauſenderlei Umſtaͤnden und wechſelnden 
Verhaͤltniſſen ab, deren zuverlaͤßige Berechnung durch— 
aus unmoͤglich iſt. Nicht einmal von Klaſſen zu Klaſſen 
und noch weit weniger von Individuen zu Individuen findet 
jemals ſolche Ueberwaͤlzung ſicher oder im richtigen Verhaͤlt— 
niſſe ſtatt; und es mag oftmals geſchehen, daß, wenn auch 
dem unmittelbar mit der Steuer Belegten die Ueberwaͤlzung 
gelingt, dieſelbe alsdann nur zu noch weiterer Bedruͤckung ei— 
ner ohnehin ſchon allzuſchwer belaſteten Klaſſe ſtatt findet. In 


tenden Steuern ſtatt, nicht aber bei den auf Beſizthum oder 
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der Regel findet jedoch eineMeberwälzung nur bei den von ein * EE 3 | 
nen — nach dem Stuͤck oder nach Maß und Gewicht beſtimm⸗ 
ten — „ die im Verkehr ſtehen, oder von ebenſo ganz 
beſtimmten einzelnen Handlungen oder Dienſten zu entries 


Einkommen überhaupt und als ſolches gelegten Steuern. 
So bringt allerdings der Gaſtwirth das Ohmgeld, der Fler 
ſcher die Fleiſch-Acciſe, der Kaufmann den Zoll durch 
verhaltnißmaͤßig erhöhten Verkaufspreis Loft auch durch 
Abzug am Ankaufs-Preis) wieder herein; eben fo laßt der 
Fuhrmann das Straßengeld und der Advokat die Ges 
richtstaxen ſich von Denjenigen erſezen, welchen ſie dienten. 
Nicht aber geſchieht ſolches bei der uͤberhaupt zu entrichtenden 
Gewerbſteuer oder Grundſteuer und auch nicht bei der 
von Gegenſtaͤnden des eigenen Gebrauchs gezahlten Ver⸗ 
zehrungs-Steuer. Solche Steuern nämlich bringt der 
Landmann, der Fabrikant, auch der Lohnarbeiter nie⸗ 

mals als fuͤr Andere bezahlte Steuer, wofuͤr ihm daher der 
Erſaz gebuͤhrte, wieder herein, ſondern ſie iſt ein Theil ſei— 

nes gemachten Gewinnſtes, uͤberhaupt feines reinen Ein 

kommens, welchen Er Selbſt dem Staate zu geben ſchul— 

dig iſt und auch gerne gibt, wofern nur, nach den uͤbrigen 

Verhaͤltniſſen, der ihm bleibende Einkommenstheil 

nicht allzuklein iſt. Er ſchießt alſo nicht nur vor, ſondern er 

zahlt definitiv, geht aber freilich dabei zu Grunde, wenn 
die Forderung zu groß war. Eben ſo geht Derjenige zu 

Grunde, welcher zwar in der That nur vorſchießt, aber 

wegen unguͤnſtiger Umſtaͤnde — namentlich wenn wegen der 

nothwendigen Preiserhoͤhung die Abnehmer ſich vermindern — 

den Vorſchuß nicht mehr hereinbringen kann. Es iſt alſo 

überhaupt ein gefaͤhrliches Unternehmen, auf ſo vage und tau— 

ſendfach truͤgliche Vermuthungen, wie die von der Ueberwaͤl— 

zung der Steuern find, ein Syſtem der Beſteurung zu gruͤn⸗ 
den. Oftmals naͤmlich wird die Ueberwaͤlzung ganz unmoͤglich 

oder nur unter beſonderer Gunſt der Umſtaͤnde thunlich ſeyn, 

und oftmals wird ſie ſtatt einer Heilung des Unrechtes eine 

Erſchwerung deſſelben hervorbringen. 

Cs ſey demnach der Grundſaz der Sinasecsgbung im 
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* BURN nur ſolche Steuern aufzulegen, welchen ein un: 
mittelbar gerechter Titel gegen die zur Zahlung Ange— 
wieſenen zum Grunde liegt oder bei welchen wenigſtens die 
beſprochene Ueber waͤlzung zuverlaͤßig und im richtigen 
Verhaͤltniß auf Diejenigen ſtatt finden muß, welche die ei⸗ 
gentlichen Steuerſchuldner ſind. Allgemeine, vage Vorausſez— 
ungen oder Vermuthungen, welchen tauſend- und tauſendmal 
im Einzelnen die Erfahrung widerſpricht, ſind keine Rechtfer— 
tigung fuͤr eine nach ihrem unmittelbaren Titel „ tige 
1 | a 


4 
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Fortſe z üun g. 
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Zu Öunften der indirekten Steuern ſprechen zumal 
die nachſtehenden, mehr oder minder ſcheinbaren, doch jedenfalls 
nicht ganz ungewichtigen Gruͤnde: 
4. Die indirekten Steuern werden in der Regel von Den⸗ 
jenigen, welche fie definitiv zahlen, alſo zumal von den Con— 
ſumenten, meiſt nur allmaͤlig oder in wenig merklichen 
Raten entrichtet und zwar nur wenn ſie bei Geld ur und 
nur nach Maßgabe ihres eigenen Willens, d. h. wenn 
auch beſtimmt durch Beduͤrfniß oder Luſt, doch nicht durch 
aͤußere Gewalt unmittelbar genoͤthiget. Sie ſind daher weniger 
empfindlich; ja ihre Zahlung geſchieht oft faſt unvermerkt, waͤh— 
rend jene der direkten Steuer nach ihrem vollen Betrage dem 470 
Zahlenden vor Augen ſchwebt, und ihm oftmals, weil in groͤ— 
ßern Raten, und nicht ſelten zur ungelegenen Zeit abgefordert, | | 
ſehr hart fällt, iR 
2. Auf dem Wege der indirekten Beſteurung kann eben dar- 
| um weit mehr Geld in die Staatskaſſen gebracht werden, als 
jemals durch die direkte Beſteurung moͤglich iſt. Bei dem im 
Laufe der Zeit. fo unermeßlich ö Staatsbedarf ſind 
. alſo die indirekten e unentbehrlich. 


W 
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3. Da es untidglich oder wenigſtens ſehr . fe * * 
Theile des Vermoͤgens oder Einkommens mit direkten Steuern 
zu belegen; ſo bieten die indirekten ein erwuͤnſchtes Mittel dar, 
auch Denjenigen beizukommen, welche, falls blos die direkten 
Steuern beſtuͤnden, der ihnen mit Recht obliegenden Steuer: 
pflicht ganz oder zum Theil enthoben blieben. Die indirekten 
Steuern dienen hiernach zur Ver vollſtaͤndigung oder Heil 
ung der mangelhaften direkten Steuerſyſteme. 

4. Auch find fie dem in ihnen vorwaltenden Prinzip, 
oder wenigſtens ihrer vorherrſchenden Wirkung nach mit jener 
der direkten Steuern uͤbereinſtimmend, weil naͤmlich die Ver— 
zehrung, worauf die meiſten indirekten Steuern ſich richten, 
in der Regel nach Maß des Vermoͤgens ſtatt findet, die 
Verzehrungsſteuer alſo naturgemaͤß zugleich auch wahre Ver⸗ 
moͤgensſteuer iſt. 

5. Endlich koͤnnen durch die indirekten Steuern auch Bi 
Fremden in's Mitleiden gezogen, und dadurch die Laſt der 
eigenen Staats-Angehoͤrigen erleichtert werden. | 

In diefen Gründen iſt allerdings viel Wahres enthalten, 
und es möchte, wenn nur von mäßigen Steuerforderungen 
die Rede waͤre, auch ein verſtaͤndiger Geſammtwille ſich durch 
ſie dazu beſtimmen laſſen, wenigſtens einigen Gattungen der 
indirekten Steuern ſeine Zuſtimmung zu ertheilen. Aber, bei 
der Ausdehnung, welche das Prinzip der indirekten Steuern 
allmaͤlig gewonnen hat, bei der Grenzenloſigkeit ſeines An— 
ſpruchs, und bei der Vereinigung ſeines Druckes mit jenem 
der neben ihnen beibehaltenen ſchweren direkten Steuern, thut 
eine naͤhere Pruͤfung jener Gruͤnde, oder eine Vergleichung ih— 
res Gewichtes mit jenem der Gegengruͤnde dringend noth. 

Was nun den erſten der angefuͤhrten Gruͤnde betrifft, ſo 


kann deſſen Gewichtigkeit nicht gelaͤugnet werden. Eine in 


kleinen Raten zu leiſtende, mit der Entrichtung des Kauf— 
preiſes für tagtaͤgliche Beduͤrfniſſe verbundene, Zahlung iſt al— 
lerdings weniger empfindlich, als eine vom Steuer-Erheber 
als ſolchem auf einmal erhobene beträchtliche Forderung. Doch 
kann auch die indirekte Steuer in kleinen Raten erhoben wer— 
den, und auch eine in kleinen Raten, aber alltaͤglich zu leiſtende 
Zahlung mag nach ihrem Geſammt-Gewicht erdruͤckend, wenn 
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ſolches 555 den Zahlenden IM unmittelbar vor Augen ſchwe— 
bet, wirken. Was aber die angebliche Freiwilligkeit der 
Zahlung bei Verzehrungs-Steuern betrifft, ſo iſt dieſelbe ein 
reines Blendwerk. Hunger und Durſt ſind wohl eben ſo maͤch— 
tige Preſſer, als die gerichtlichen Exequenten, und man hun— 
gert und duͤrſtet, oder ißt und trinkt nicht eben, wenn man 
bei Gelde iſt, ſondern, wenn die Natur Trank oder Speiſe 


fordert. Von dieſer Seite iſt die indirekte Steuer am wenig- 


ſten zu vertheidigen. Freilich, bei Luxus-Artikeln iſt die 
Verzehrung großentheils freiwillig (wiewohl auch hier mitunter 
eine Noͤthigung durch Standesſitte ſtatt findet); aber gerade 
darum iſt die auf ſie gelegte Steuer von nur geringerem und 
minder zuverlaͤßigem Ertrag. Nur von gemeinen Beduͤrfniß— 
artikeln kann ſie zugleich ergiebig und ſicher ſeyn. 

Auf den zweiten Grund erwiedern wir, daß allerdings 


nach den beſtehenden fehlerhaften direkten Steuerſyſtemen 


nicht Alles hereingebracht werden koͤnnte, was die Befriedigung 
der geſteigerten Staatsbeduͤrfniſſe erfordert. Aber durch eine 
Verbeſſerung des Syſtemes der direkten Steuern wuͤrde beſſer 
geholfen werden, als durch deſſelben Vereinbarung mit dem 
prinziploſen Syſteme der indirekten. 

Der dritte Grund iſt der ſchwaͤchſte von allen. Denn 
wenn nach unſern direkten Steuerſyſtemen, wie freilich ſehr zu. 
beklagen iſt, ſehr zahlreiche Klaſſen wohlhabender Buͤrger, theils 
gar nicht, theils nur unverhaͤltnißmaͤßig in die Steuer gezogen 
ſind, ſo liegt die geeignete Abhilfe darin, daß man ſie, die 
bis her Befreiten, in gebuͤhrendem Maße beſteure, nicht 
aber darin, daß man nun ohne Unterſchied die ſchon bisher 
zuviel, oder wenigſtens genug Beſteuerten, wie die bisher noch 
gar nichts oder allzu wenig Zahlenden mit einer Alle gleichmaͤ— 
ßig treffenden Steuer belege, wodurch naͤmlich die erſten zur 
Ungebuͤhr weiter beſchwert, und die lezten gleichwohl nur zur 
Zahlung eines Theiles ihrer Schuldigkeit angehalten werden. 
Beſſer waͤre es, wenn man den bisher Befreiten (namentlich 
etwa den Kapitaliſten oder Beſoldeten u. ſ. w.) eine, wenn 
auch nicht ſcharf berechnete, ſondern etwa blos auf freie Faſſion 
begruͤndete direkte — wie immer zu benennende — Steuer auf— 
legte, als daß man, um ihnen einigermaßen beizukommen, ſich 
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des grauſamen Mittels bediente, auch alle uebrigen, die bereit 
genug, oder mehr als genug zu tragen haben, mit Jenen 
gleichmaͤßig einer weitern Steuer zu unterwerfen. Durch das 
lezte Mittel werden die Ungleichheiten der Beſteurung keines⸗ 
wegs geheilt, ſondern vermehrt und erſchwert. N 
Gegen den vierten Grund behaupten wir mit Nachdruck, 
daß es ein bares aber zugleich hoͤchſt beklagenswerthes Vo r⸗ 
urtheil ſey, wenn man ſchlechthin annimmt, die Verzehr⸗ 
ung richte ſich nach dem Vermoͤgen, namentlich die Ver⸗ 
zehrung derjenigen Gegenſtaͤnde, worauf gewöhnlich die indirek⸗ 
ten Steuern gelegt ſind oder uͤberhaupt gelegt werden koͤnnen. 
Gerade die luxurieuſeſten oder koſtſpieligſten Genuͤſſe des Reichen, 
(z. B. feine Prachtgebaͤude und Ziergaͤrten, ſeine uͤppige Haus⸗ 
einrichtung und Equipagen, ſeine Geſchmeide, Kunſtwerke u. dgl. 
auch ſeine theuren Bekanntſchaften nnd Verbindungen, feine 
Luſtreiſen und andere theils mehr theils minder geſchmackvolle 
Verſchwendungen) find von den indirekten Steuern theils gar 
nicht beruͤhrt, theils nur wenig oder mitttelbar; und von den 


5 


Gegenſtaͤnden des gemeinen Beduͤrfniſſes verzehrt er (wenigſtens 


fuͤr ſeine eigene Perſon) oft nicht einmal ſo viel, als der Arme; 
oder auch ſeine Stellung erlaubt ihm, ſich dabei ſogar der 
Steuer zu entziehen. Waͤhrend z. B. der Arme ſeinen noͤthigen 
Labetrunk nur im Wirthshaus, vertheuert durch Ohmgeld und 
Acciſe, erhalten kann, keltert der Reiche ſeinen ſelbſtgepflanzten 
‚edlen Wein frei von beiden ein, und trinkt ihn dergeſtalt uns 
verſteuert. Man kann nicht genug die — zwar einleuchtende, 
doch von den Freunden der indirekten Beſteurung unbeachtete — 
Wahrheit wiederholen: daß das Vermoͤgen unendlich um 
gleicher vertheilt ſey, als das Beduͤrfniß oder ſelbſt der 
Genuß, daß alſo die auf die Verzehrung gelegte Steuer im 
unendlich groͤßeren Verhaͤltniß auf den Armen oder nur gering 
Bemittelten laſte, als jene, die nach dem 2 mögen. eingeforz 
dert wird, | 

Der fünfte Grund endlich iſt — eg eh zum Theil 
— wahr, doch nicht entſcheidend. Mehrere Gattungen der in— 
direkten Steuern — z. B. die auf Nahrungsmittel gelegte Ac⸗ 
ciſe und das Ohmgeld — werden von den Fremden wie von 
den Einheimiſchen, ja zum Theil noch in groͤßerem Maße als 
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von dieſen getragen. Andere Arten jedoch — wie namentlich 
die Zoͤlle, durch die man meiſt vorzugsweis die Fremden zu 
treffen meint — taͤuſchen oft die Berechnung und fallen in der 
That vielmehr den Einheimiſchen ſelbſt, mittelbar oder unmit— 
telbar, zur Laſt. Wenn uͤbrigens, wie Viele behaupten, auch 
die direkten Steuern mittelbar auf die Verzehrer fallen, ſo er— 
ſcheinen die indirekten Steuern zu ſolchem Zwecke unndͤthig. 
Jedenfalls iſt es unbillig, daß man von den Fremden ein 


Mehreres erpreſſe, als ſie etwa nach Maßgabe des ihnen bon | 


unſerer Seite angedeihenden Schuzes zu bezahlen natürlich 
ſchuldig find; und das gegentheilige Prinzip kann oftmals Re⸗ 
torſionen herbeiführen, deren Nachtheil den aus der Beſteurung 
gezogenen unmittelbaren Gewinn weitaus überwiegt. 

Wir geben zu, daß durch dieſe Betrachtungen das Gewicht 
der fuͤr die indirekten Steuern ſtreitenden Gruͤnde nicht voͤllig 
aufgehoben iſt. Aber es gibt noch weitere poſitive und ſehr 


ſchlagende Verwerfungsgruͤnde, von welchen wir wenigſtens ei- 
nige der näachftliegenden anzufuͤhren haben, um die Frage mit 


einiger Vollſtaͤndigkeit zu beleuchten, und unſere gegen die 
indirekten Steuern lautende Stimme zu rechtfertigen. 


Auch von den Freunden der indirekten Steuer wird aner— 


kannt, daß ſie in der Regel weit koſtſpieliger zu verwal— 
ten, weit weniger zuverläßig im Ertrag und bei der 
Einhebung mit unendlich mehr Verdruͤßlichkeiten, Ge— 
haͤßigkeiten und Plackereien verbunden ſind, als die direkten. 
Eben ſo daß ſie unendlich mehr Anlaß zu Defraudationen 


geben, wodurch einerſeits ſcharfe inquiſitoriſche Maßre⸗ | 


geln und oft tyrannifche Strafen veranlaßt und anderfeits der 
Volkscharakter verſchlechtert, und durch die uͤberhand— 
nehmende Verſuchung zu geſezwidrigem Handeln Rechtsſinn, 
Moralitaͤt und Gemeingeiſt untergraben werden. Auch Haß 
gegen die Regierung erzeugen leicht die indirekten Steuern, 
und der Krieg der Schmuggler gegen die Mauthen iſt ſchon 
‚dfters das Vorſpiel der gefaͤhrlichſten Aufſtaͤnde geweſen. Soll⸗— 
ten aber auch, was kaum gedenkbar iſt, dieſe ſchweren Nach— 
theile durch beſſere Auswahl der Beſteurungsgegenſtände und 


durch vervollkommnete Einrichtungen und Anſtalten gehoben 


oder doch weſentlich vermindert werden koͤnnen; ſo bliebe gleich— 
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wohl noch derjenige Verwerfungsgrund der indirekten Steuern 
uͤbrig, der nach unſerer Anſicht ſchon allein entſcheidend und 
auch durch die groͤßten finanziellen Vortheile nicht aufzuheben 
iſt: die indirekten Steuern naͤmlich, nach ihrer vorherrſchenden 
Beſchaffenheit und ihren vorzüglichſten Gegenſtaͤnden, find un: 
gerecht, d. h. nothwendig eine Verlezung unzaͤhliger Eins 
zelner oder auch ganzer Klaſſen mit ſich fuͤhrend und daher dem 
wahren Geſammtwillen nothwendig widerſtrebend. Die 
indirekten Steuern ſprechen die ganz abenteuerliche Anmaßung 
der Staatsgewalt aus, gewiſſe, nach Belieben aufgegriffene 
(alſo, wenn es belieben ſollte, auch alle und jede) durchaus 
rechtmaͤßige Handlungen (3. B. das Briefſchreiben) ja ſelbſt 
nothwendige Lebensverrichtungen (wie Eſſen und Trinken) zu 
verbieten, d. h. Bedingungen dafür zu ſezen, oder Ta- 
ren darauf zu legen, deren — willkuͤrlich beſtimmte — Schwere 
fuͤr die Aermern oft einem wirklichen Verbote gleich kommend, 


für Alle aber eine durchaus unbefugte Erforſchung, Stör | 


ung, Verkuͤmmerung, von naturgemaͤß der unantaſtbaren 
perſoͤnlichen Freiheit eines Jeden angehoͤrigen Handlungen, Be⸗ 
duͤrfnißbefriedigungen oder Genuͤſſen iſt. Die indirekten Steuern 
ſind weiter, ihrer entferntern Wirkung nach, fuͤr alle bereits 
durch die direkte Steuer in's Mitleid Gezogenen nichts anderes, 
als eine Erhoͤhung eben dieſer direkten Steuer, weil 
ſie blos aus dem Ertrag des Beſizthums oder Gewerbes bezahlt 
werden koͤnnen. Aber die Gleichheit, welche bei der direk— 
ten Steuer zu erzielen leicht, wenigſtens moͤglich iſt, faͤllt dann 
bei der indirekten nothwendig hinweg, weil ihr wirklicher Druck 
von tauſendfach verſchiedenen und ſchnell wechſelnden Verhaͤlt— 
niſſen abhaͤngt, deren Berechnung oder Beachtung nach der 
Natur ſolcher Steuern ſchlechthin unmöglich iſt. Von einem 
Steuernachlaß aus dem Titel der Armuth kann bei den meiſten 
indirekten Steuern natuͤrlich keine Rede ſeyn, und ſelbſt der 
Bettler muß ſie bezahlen, in dem durch ſie erhoͤhten Preis ſei— 
ner aus dem Armen: Pfennig beſtrittenen Lebensbeduͤrfniſſe. 
Mehrere Gattungen dieſer Steuern, welche angeblich den Ver— 
zehrer treffen ſollen, fallen vielmehr ganz auf den Pro 
duzenten zuruͤck, welcher dann naͤmlich einen, um den Be— 
trag der Steuer geminderten, Kaufpreis ſeiner Erzeugniſſe ſich 
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gefallen laſſen muß. Und wo die Steuer wirklich den Verzeh— 


rer trifft, ſo bewirken Alter, Krankheit, Kinderzahl oder auch 
Zahl von Gewerbs-Gehilfen, Gewohnheit und andere Verhaͤlt— 
niſſe, ſo ungeheure, mit dem Maß des Vermoͤgens ganz und 


gar in keinem Verhaͤltniß ſtehende Verſchiedenheiten, daß 


die an jede Steuer-Geſezgebung zu richtende Hauptforderung, 
namlich der Gleichheit, hier durchaus keine Ausfuͤhrbarkeit, ja 


gar keinen Sinn mehr hat. Auch über den Betrag ſolcher 


Steuern, naͤmlich wie viel davon, ſelbſt nur nach einer Durch— 
ſchnittsberechnung von einzelnen Bezirken, Klaſſen oder Perſo— 
nen in der That (d. h. nicht blos als Vorauslage, ſon— 
dern definitiv) zu tragen ſeyn wird, iſt eine auch nur an— 


naͤhernd befriedigende Berechnung unmoglich; und es kann aus 


allen dieſen Gruͤnden der vernuͤnftige, inner der Grenzen ſei— 
ner Kompetenz ſich haltende Geſammtwille ſolchen Steuern 


feine Zuſtimmung nimmer geben. Sie bleiben alſo, 


ohne Unterſchied, ob von einem Autokraten diktirt, oder von 
einer Staͤnde-Verſammlung bewilligt, blos ein von der Ge— 
walt eingeforderter Tribut, eine faktiſch aufliegende Belaſt— 
ung, nicht aber eine, in den Begriff einer im Rechtsſtaat zu— 
laͤßigen Abgabe fallende, Steuer. Ihr einziges Prinzip iſt das 
des Habhaftwerdens oder Packens (wie insbeſondere die 
nicht auf die Verzehrung, ſondern auf gewiſſe willkuͤrlich dafür 
ausgewaͤhlte Handlungen oder Begebenheiten gelegten 
darthun), und ſolches Prinzip iſt nach ſeiner Natur dem 


Rechts⸗Geſez unzugaͤnglich, weil blos der Willkuͤr, Ae 


der Gewalt als ſolcher angehoͤrig. 

Freilich treffen dieſe Vorwuͤrfe die indirekten Steuern nur 
alsdann in vollem Maße, wenn dieſelben hochgeſpannt und 
auf Gegenſtaͤnden des gemeinen Beduͤrfniſſes liegend ſind. Ei— 


nige, nach Gegenſtand oder Betrag weniger fuͤhlbare indirekte 


Steuern moͤchte nach Umſtaͤnden der Geſammtwille ſich ge— 
fallen laſſen, und oftmals moͤgen auch aͤußere oder uͤberhaupt 
von ſolchem Willen unabhaͤngige Verhaͤltniſſe deren zeitliche 
Genehmigung errchtfertigen. 


Wir gehen zur Pruͤfung der 0 gk egen der 5 
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SB, Von einzelnen Gattungen der indirekten Steuern. 
Insbeſondere von der Aceiſe. 


j Re - 

Die indirekten Steuern, eren Anzahl nach den meiſten 1 
beſtehenden Finanzſyſtemen Legion iſt, laſſen ſich dem Begriff 
nach zumal auf zwei Hauptgattungen zuruͤckfuͤhren. 
Sie ſind naͤmlich entweder Verzehrungs-Steuern, oder 


aber es find Abgaben, die auf gewiſſe Handlungen oder 


Begebenheiten gelegt ſind. Beide Gattungen laſſen ſich 


wieder unterabtheilen, namentlich die Verzehrungsſteuern einer? 


ſeits nach den beſondern Gegenſtaͤnden, auf die ſie gelegt ſind, 
und zumal nach dem Unterſchied, ob es Gegenſtaͤnde des Ber 
duͤrfniſſes oder aber des Luxus ſind, anderſeits auch nach 
dem Umſtand, ob die Steuer unmittelbar von den Ver⸗ 
zehrenden ſelbſt eingehoben wird, oder nur mittelbar, naͤm⸗ 
lich bei dem Producenten oder dem Kaufmann, oder irgend 
einer andern Mittels-Perſon, welcher ſie dann erſt von dem 
Conſumenten wieder erſtattet wird. Die Handlungen oder 
Begebenheiten aber, welche die indirekte Beſteurung ergreift, ſind 
entweder ſelche, welche zugleich eine Benuzung von Staats- 
Anſtalten mit ſich fuͤhren, oder uͤberhaupt mit dem Vorem⸗ 
pfang einer beſondern Dienſtleiſtung oder Wohlthat von Seite 
des Staates verbunden ſind, oder aber ſolche, die es nicht 
ſind, und die demnach rein im finanziellen Intcreſſe mit Ab⸗ 
gaben belegt werden. 8 d 

Die in der Praxis vorkommende Klaſſifikation der Ein⸗ 
theilung der indirekten Steuern folgt eben nicht genau jener 
wiſſenſchaftlichen oder logiſchen Eintheilung, fondern faßt oft 
nach dem Begriff verſchiedene Gattungen unter einem und 
demſelben Namen zuſammen, oder weiſet dem Weſen nach 
gleichen Steuern verſchiedene Faͤcher an. Auch weichen hierin 
die verſchiedenen Finanzſyſteme von einander vielfaͤltig ab, und 
es dienen nicht ſelten die naͤmlichen Benennungen hier und 
dort zur Bezeichnung ganz verſchiedener Steuern. | 

Wir wollen — hier der Praxis mehr, als den 1 1855 5 
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Theilungsgründen folgend, die indirekten Steuern nach den 


drei Klaſſen: 1) der Conſumtions⸗ Steuern im engern Sinne 


oder der Acciſe, 2) der Zölle, 3) der die Steuernatur au 
ſich tragenden Einkuͤnfte von ſogenannten Regalien einer 
flüchtigen Betrachtung unterwerfen. 

Die Acciſe, deren Name einen von den Etymologen ver⸗ 


ſchiedentlich erklaͤrten Urſprung und deren Begriff in der Praxis 


einen vielfach verſchiedenen Umfang hat, mag nach der bei ihr 
wenigſtens vorherrſchenden Bedeutung hier als gleichbe— 
deutend mit Verzehrungs-Steuer im engern Sinn die— 
ſes Wortes genommen werden. Nach dieſer Bedeutung hat 
fie die von uns früher angeführten Gründe für und gegen ſich, 
wird aber jedenfalls Billigung oder Mißbilligung in groͤßerem 
oder kleinerem Maße verdienen, je nachdem ihre Seaurfiange 
gewaͤhlt und ihre Tarife geregelt ſind. 


Soll die Conſumtions⸗ Steuer der von ihren Vertheidigern 


ihr unterlegten Idee einer mittelbaren Vermoͤgens⸗ oder Ein- 
kommens⸗Steuer wenigſtens annaͤhernd entſprechen, ſo muß ſie 
die allgemeinen Nothwendigkeiten des Lebens nur ſehr 


gering, die lururidfern Genuͤſſe dagegen, oder die in 


der Regel nur bei Reichen vorkommenden Beduͤrfniſſe in ver— 
haͤltnißmaͤßig erhoͤhtem Maße treffen, doch immerdar ſo, 
daß ihre Hoͤhe nicht von dem Genuſſe abſchrecke, und dadurch 


die Produzenten durch Verminderung des Abſazes druͤcke. Auch 


muß ſie von der Art ſeyn, daß ihre Erhebung ohne allzu ge— 


haͤßige oder plagende Control-Maßregeln ſtattfinden 


koͤnne, und auch daß fie nicht zu Defraudationen ermun— 
tere. Es ſind dieſes freilich Forderungen, deren Erfuͤllung ſehr 
ſchwierig iſt, und wobei man zufrieden ſeyn muß, wenn ihnen 
nicht ganz diametraliſch entgegengeſtrebt wird. | 

Die Getreide-⸗Acciſe, gewöhnlich als ſogenannte 
Mahl⸗Steuer erhoben, empfiehlt ſich durch die Sicherheit und 
Groͤße ihres Ertrages, weil das Brot das allgemeinſte Ber 
duͤrfniß iſt. Auch kann durch Erhoͤhung der Taxe auf die mehr 
von den Reichen verzehrten Getreidearten und Erniedrigung 


der auf die mehr den Aermeren zur Speiſe dienenden Einiges 


für die Realiſirung der in Frage ſtehen den Grundidee geſche⸗ 
Rot teck's r IV. 235 
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hen. Doch iſt ar 1 zu machende Berechnung — und 
ſchwankend, und man vergißt dabei auf unverantworliche Weiſe 
der Frage, ob nicht dieſe Acciſe auf den Produzenten, d. ur 
auf den armen Bauer zuruͤckfallen koͤnne, welchem jezt der 
Conſument nur einen geringern Preis zu bieten geneigt oder 
im Stande iſt, weil er auch noch weiter die Acciſe zu bezahlen hat. 

Daſſel be Bedenken tritt billig, ja noch in hoͤherem Grade, 
bei der Fleiſch-Acciſe ein, welche hiernach entmuthigend fuͤr 
den Viehzuͤchter und hiedurch verderblich für die geſammte 
Landwirthſchaft wirken kann. 

Faſt überall und ſchon ſeit der längſteh Zeit haben die 
Finanzmaͤnner ihre Spekulation auf das Getraͤnke gerichtet. 
Wein, Bier und Branntwein, weil der Durſt jeden 
Preis fuͤr die Stillung zu bezahlen geneigt iſt, boten ſich als | 
die dankbarſten Gegenſtaͤnde der unter verſchieden Namen, als 
Acciſe, Ohmgeld, Malz— Aufſchlag u. ſ. w. einzuheben⸗ 
den Steuer dar, und bald geſellte man, weil man überhaupt 
die Fluͤſſigkeiten als ſolche ‚für ganz geeignete Beſteurungsge⸗ 
genſtaͤnde achtete, auch noch Eſſig und Oel den andern bei. 
Waͤre es ausfuͤhrbar geweſen, man hätte auch das Waſſer 
der Acciſe unterworfen, und der Rechtstitel dafuͤr waͤre nicht 
ſchwerer aufzufinden, als fuͤr die uͤbrigen Getraͤnke. Zu Gun⸗ 
ſten dieſer Acciſe laßt ſich blos ſagen, daß fie einen reichen 
Ertrag abwirft. Sonſt aber ermangelt ſie eines jeden Rechts⸗ 
fundaments und trifft entweder auf ungebuͤhrliche Weiſe die 
oftmals armen, aber doch eines Labetrunks bendthigten 
Conſumenten und oͤfter noch die Produzenten, welchen 
der Kaͤufer dasjenige am Kaufpreiſe abzieht, was er als 
Acciſe zu bezahlen hat. Ja, es begiebt ſich noch weiter, 
daß einerſeits durch die wegen der Acciſe (oder der ihre 
Stelle einnehmenden Patent» Steuer) eintretende Verminder⸗ 
ung der Weinhaͤndler oder Käufer und anderſeits durch die, 
der Erleichterung der Acciſe willen, gemachten niedrigern An⸗ 
gaben des Weinpreiſes, welcher ſodann von andern Kaͤu⸗ 
fern als wirklicher Preis geltend gemacht wird, der Erlös, 
welchen der Weinbauer, falls keine Acciſe beſtuͤnde, mit Zu⸗ 
verſicht haͤtte erwarten koͤnnen, ſich bedeutend verringert, 
und daß demnach gerade er, zu deſſen, als Zahlers der di⸗ 
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rekten Steuer, angeblicher Erleichterung man die Aceiſe eins 
fuͤhrt, derſelben Gewicht allein oder vorzugsweis zu empfinden 
hat. Eine gegen das Ohmgeld der Wirthe ſtreitende Betracht⸗ 
ung haben wir bereits oben (F. 3%.) aufgeſtellt. j 
2 Auch die Branntwein-Acciſe trifft nach ihren natuͤr— 
lichen Wirkungen weit mehr die Produzenten oder die Land⸗ 
wirthe, als die Conſumenten; die Bier-Aceiſe aber liegt vor⸗ 


zugsweis auf den gemeinen, alſo im Durchſchnitt aͤrmern. 
Klaſſen. Eſſig⸗ und Oel⸗Acciſe find nichts anderes, als 


kleinlichte Beraubungen, und welche demnach auch desjenigen 
beſchoͤnigenden Grundes ermangeln, welchen man ſonſt fuͤr die 
eintraͤglichern Acciſe⸗Arten anfuͤhrt. ; 5 

Auch vom Tobak, von der Seife, vom Holz und 
von andern Bedärfniff en wird in vielen Laͤndern eine Acciſe 
eingefordert, uͤberall ohne Rechtsgrund und im Widerſtreit 


mit der Humanitaͤt. Es giebt überall Tauſende, welchen ohne 
hin ſchwer oder faſt unmoͤglich iſt, ſich die Befriedigungsmit⸗ 


tel ihrer nothwendigſten Beduͤrfniſſe anzuſchaffen; dieſe Befrie— 
digung nun durch eine kuͤnſtliche Vertheurung noch weiter zu 
erſchweren, iſt ungerecht und nach Umſtaͤnden tyranniſch. 


Die Salz⸗Acciſe kann nach den bereits oben (H. 32.) vor⸗ 


gekommenen Betrachtungen hoͤchſtens als Kopfſteuer, niemals 
aber als angebliche Vermögensfieuer gerechtfertiget werden. 


Es bleiben hiernach nur die auf Luxus-Gegenſtaͤnde zu | 


legenden Verbrauchsſteuern uͤprig, als z. B. auf Equipagen und 


Dienerſchaft, auf fremde Weine und Puzſachen u. dgl. m. 
Doch fallen auch ſolche Steuern großentheils mittelbar auf die 
aͤrmere Klaſſe zuruͤck, und es ließe ſich das, was ſie ertragen, 


leicht durch eine direkte, wenn auch nur auf bloße Faſſionen 
begründete Vermögens + oder Einkommens⸗Steuer einbringen. 

Unter dem Namen der Acciſe kommen mitunter auch 
noch einige andere Steuern vor, die ihrer Natur noch eher 


den direkten als den indirekten beizuzaͤhlen find. Dahin gehoͤ⸗ 


ren namentlich die Immobilienverkaufs-Acciſe, auch 
die Geſchenks⸗ und Erbſchafts⸗Acciſe. 


Die erſte, da fie unmittelbar den. Kaufwerth der Immo 
bilien, . den dem enkhünter davon zufallenden Preis, 


8 


| 121 nur um den vollen Betrag der bei der Er Berg zu 
bezahlenden Acciſe, ſondern, weil auch bei jeder folgenden Ber 
ſizveraͤnderung (etwa den Fall der an die allernaͤchſten Ver⸗ 


wandten geſchehenden Vererbung ausgenommen) derſelbe Be⸗ 


trag zu entrichten iſt, noch unbeſtimmbar weiter verringert, 
ift bei ihrer Einführung in der That nichts anderes, als 
ein an allen Grundeigenthuͤmern begangener Raub, und in 
ihrer Fortdauer eine ſich unaufhoͤrlich wiederholende, allen 
Grundſaͤzen der Gleichheit Hohn ſprechende, Vermoͤgens⸗ 
Steuer, gelegt naͤmlich blos auf eine einzelne Gattung des 
Beſizthums und ſelbſt in Bezug auf dieſe Gattung oder auf die 
Klaſſe ihrer Beſizer fuͤr die einen zehnmal druͤckender als fuͤr 
die andern. Die Gruͤnde der vornehmen und reichen Familien 
gehen leicht in vielen Geſchlechtsfolgen vom Vater auf den 
Sohn, folglich unverſteuert, uͤber, waͤhrend andere Gruͤnde in 
derſelben Zeit vielleicht zehnmal durch Veraͤußerung der Acciſe \ 


a verfallen, wohl auch dem dürftigen Beſizer ſein Gut etwa im 


Exekutionswege verkauft und durch die Acciſe ein bedeutender, 
theils ihm Selbſt, theils ſeinen Glaͤubigern zum herben Ver— 
luſt gereichender, Mindererlös veranlaßt wird. Die Immobi⸗ 
lienveraͤußerungs-Acciſe (wohl zu unterſcheiden von maͤßigen 
Gebuͤhren fuͤr den Kaufbrief und den Eintrag in's Grundbuch) 
findet in einem das 1 15 achteuden ae feinen. 
Pla z. 5 
, Die Geſchenks— „und Erbſchafts— Acciſe Ge 
uͤbrigens wie die unmittelbar zuvor angefuͤhrte eigentlich den 
direkten, naͤmlich unmittelbar das Vermoͤgen oder den Erwerb 
treffenden, Steuern beizugeſellen ſind) haben den ſcheinbaren 
Grund für ſich, daß einerſeits von einem unter rein lukrati— 
vem Titel erlangten Gut eine Steuerzahlung oder erlittener 
Abzug minder ſchwer fallend iſt, als wenn er uͤber ein muͤh⸗ 
ſam erworbenes oder ſchon ſeit langer Zeit beſeſſenes verhaͤngt 
wuͤrde, und anderſeits, daß, da das Erbrecht — etwa jenes unter 
den naͤchſten Verwandten, die als in einer Art von Guͤtergemein⸗ 
ſchaft lebend betrachtet werden koͤnnen, ausgenommen — rein 
poſitiver Natur iſt, der Staat, welcher durch Statuirung eines 
ſolchen auf das ihm gewiſſermaßen Selbſt zuſtehende Recht der 
Beſizergreifung von Verlaſſenſchaften wie von anderm herren 


„ 


e 


loſen Gut freiwüüig Verzicht biet, ſolche Verzichtleiſtung 
auch beſchraͤnken oder einige Verguͤtung dafuͤr fordern koͤnne. 
Allein der Staat gewinnt durch die Statuirung des Erbrech— 


tes, welches ein fo mächtiger Sporn des Erwerbens oder Zus 


ſammenhaltens iſt, ohnehin ſchon ſo unermeßlichen Vortheil, 
daß er keine weitere Bezahlung dafuͤr anzuſprechen Grund hat. 
Und noch weniger hat er einen ſolchen Grund bei Geſchenken, 
indem das Schenken ein natuͤrliches Recht eines jeden Eigen— 
thuͤmers, nicht aber ein erſt vom Staat verliehenes iſt, das 
Hinzudraͤngen der Staatsgewalt alſo, um einen Theil des 
SGeſchenkten vorhinein fuͤr ſich Selbſt wegzunehmen, mit der 
Wuͤrde, ja mit dem Begriff einer zum Schirm der natürlichen 
Rechte eingefezten Autorität unverträglich iſt. 

Uebrigens laſſen dieſe drei Gattungen der Aceife gar keine 
Beſchraͤnkung ihres Maßes durch irgend ein Prinzip zu. Hier 
iſt alles bare Willkuͤr, und mit dem gleichen Titel wie 5 oder 
40 koͤnnen auch 20 oder 50, ja 90 Prozente verlangt werden. 
Eine Steuer aber, deren Prinzip nimmer das Recht, ſondern 
blos die Willkuͤr, nimmer die wirkliche Schuldigkeit des Zah⸗ 


lenden, ſondern blos die Gewalt des e iſt, kann im 


| ANNO af Stelle finden. 


Von den Zoͤllen. 


Auch die Zölle, namentlich die Einfuhr-Zölle, haben 


großentheils die Eigenſchaft der Conſumtionsſteuern, und ge⸗ 
hoͤren in ſo weit mit der Acciſe in eine Klaſſe, nur mit dem 
Unterſchied, daß die Acciſe die Conſumtion einheimiſcher 
Gegenſtaͤnde, der Zoll dagegen jene der auswärtigen trifft. 
Auch iſt die Acciſe gewoͤhnlich auf eine vergleichungsweis ge— 
ringe Anzahl von Gegenſtaͤnden beſchraͤnkt, ae die Zölle 
faſt alle ohne Unterſchied treffen. 
Bei deu Zoͤllen ene ſind neben jener erſt erwähnten 
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auch noch verſchiedene andere eigenschaften ne Oft 
mals naͤmlich haben ſie die Natur einer Gewerbſtener, 
oftmals auch die einer auf die Fremden als ſolche kuͤnſtlich 

uͤberwaͤlzten Laſt. Vorzugsweis die Ausfuhr- und Durch⸗ 
fuhr⸗Zoͤlle, nicht ſelten aber auch die Einfuhr-Zölle haben 
dieſe doppelte Eigenſchaft oder eine von Beiden an ſich; gar 

oft aber iſt die eigentliche Wirkung weitaus von derjenigen 
verſchieden, welche die Staatsgewalt dabei beabſichtigte. Außer⸗ 
dem aber haben die Zoͤlle noch den weitern (oft im Ernſt, ge— 


meinten, mitunter auch blos als Vorwand zur Gelderhebung 5 


benuͤzten) Zweck der Handelsleitung, insbeſondere der 
Beſchuͤzung der einheimiſchen Produktion und der einheimiſchen 
Handelsthaͤtigkeit gegenüber der Fonfurrirenden Fremden. 

Von den Zöllen als Mitteln der Handelsleitung haben 


a wir hier nicht weiter zu ſprechen. Die Grundſaͤze, die ir 


in Anſehung ihrer fuͤr maßgebend erkennen, haben wir ſchon 
früher (National⸗Oekonomie $$. 42 ff.) aufgeſtellt. Es bleibt 
uns alſo blos die 1 SUnG der Zoͤlle von finanzieller 
Seite betrachtet, d. h. als eigentlicher Steuern, übrig. 
Von dieſem Standpunkte nun ſind die Zoͤlle, in ſo fern 


ſie Conſumtionsſteuern ſind, demſelben Urtheil unter⸗ 


worfen, wie die Conſumtionsſteuern uͤberhauckt. Nur mochte, 
weil die Conſumtion auslaͤndiſcher Produkte in der Regel eine 
luxuridſere als die der einheimiſchen iſt, oder in ſo fern ſie 
ſolches iſt, der Zoll vor der Acciſe den Vorzug verdienen. Es 
verſteht ſich dabei von ſelbſt, daß nur von den gegenuͤber dem 
wahren Ausland errichteten Zoͤllen, nicht aber von den von 
Provinz zu Provinz oder von einem Theil eines Bun⸗ 

desgebietes zum andern zu entrichtenden die Rede ſeyn kann, 
auch daß die Zoͤlle nach ihrem Maße nicht im Mißverhaͤltniß 
ſtehen ſollen ai den für Die Verzehrung einheimiſcher Gegen— 
ſtände beſtimmten Anſaͤzen. 

Der Zoll als Produktions- folglich theils Grund⸗ 
theils Gewerbeſteuer unterliegt gleichfalls den fuͤr die 
Grund- und Gewerbeſteuer uͤberhaupt giltigen Prinzipien. 
Doch iſt die Eigenſchaft als ſolche, der Intention nach direkte, 
Steuer bei Zoͤllen ſelten die vorherrſchende und wohl niemals 
die einzige. Daher wird eben die Berechnung ſchwierig und 
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unzuverläſſig, und die Wirkung des Zolles abhängig von mancher? 5 
lei, oft gar nicht zu erkennenden oder vorauszuſehenden Um: 9 


ſtaͤnden. Eine unmittelbare Erhöhung der Grund- oder Ges 
werbſteuer, wofern man meint, daß eine oder die andere ver⸗ 
haͤltnißmaͤßig noch zu niedrig ſey, erſcheint hiernach weit zweck⸗ 
maͤßiger als jene indirekte und in's Blaue a Erpöhung 
durch Zoͤlle. re 


Die Beiziehung der Fr emden zur A unſerer — 4 
Staatslaſten beruht freilich nicht auf einer gegen dieſelben be— 
ſtehenden Rechtsforderung. Unſerm Gemeinwefen find die 5 i 
Fremden keinen Beitrag ſchuldig. Doch wird ihnen dabei | 
auch kein Zwang angethan, ſondern blos faktiſch die eigene g 
Stellung dazu benuͤzt, um von ihnen — durch Aufſtellung 
von Bedingungen fuͤr Ausfuhr, Einfuhr. und Durchfuhr, die 
wir ruͤckſichtlich jener Fremden ganz zu verbieten das ſtrenge 
Recht gehabt Hätten — eine gewiſſermaſſen freiwil lig e Beiſteuer 
zu erhalten. Doch ſtreitet die „ Tributs, 
wofern nicht befondere Rechtfertigungsgruͤnde (als ein wahres 
Intereſſe der Staatswirthſchaft oder auch eine erlaubte Retor— 

ſion) dafuͤr vorliegen, ſondern blos der Einnahme wil⸗ iM 
len die Forderung gemacht wird, gegen die von einer edleren 1 
Politik allerdings zu beachtendekos mopolitiſche oder Hu ma⸗ 
nitats- Pflicht, ja in den Fällen, wo es ſich um Befahrung 
der ſchon von der Natur geſchaffenen Waſſerſtraſſen handelt, 

wirklich auch gegen das Recht. Oft wird auch, beſonders na 

wenn durch die Höhe des Zolles der Verkehr bedeutend ge— N 
hemmt, oder den einheimiſchen Conſumenten die Befriedigung 
wahrer Beduͤrfniſſe verkuͤmmert wird, dasjenige, was man 
den Fremden aufzulegen vermeinte, im Grund von den eigenen 
Staatsangehoͤrigen getragen, oder doch der unmittelbare finan⸗ 
zielle Gewinn durch mancherlei mittelbar künefenden Nachtheil 
1 


| Nach allem dem erſcheinen die Zdlle, wiewohl Ber 7 
Wars faſt allenthalben eine reiche Einnahme abwerfend und as 

als eine der mit groͤßtem Vortheil auszubeutenden Steuergat⸗ | 
— betrachtet / nen vom theoretiſchen Standpunkt faſt⸗ N 
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durchaus verwerflich und, wenigſtens nach ihren mittelbaren 


oder entfernteren Folgen, auch in der That nachtheil⸗ 


bringend, 6 9 5 


6 


— 


Von den auf Haudlungen oder Ereigniſſe gelegten Steuern. 


Auch mehrere Gatti 6 15 Acciſe, namentlich bie auf 
Smobifiähnerkauf, auf Schenkung oder Erbſchaft gelegte ha- 
ben Handlungen oder Ereigniſſe zum Gegenſtand; und auch 
die Zoͤlle, die da aus Anlaß der Ausfuhr, Einfuhr oder Durch- 
fuhr erhoben werden, haben in fo fern einen gleichen Grund, 
und ebenſo endlich alle an die Thatſache der Verzehrung ſich 
unmittelbar anklammernden Steuern. Wir haben jedoch jene 
Gattungen der Acciſe, des gemeinſchaftlichen Namens willen, 
unter der Rubrik der ſo benannten Steuer betrachtet, den Zoͤl— 
len aber wegen ihrer gemiſchten und darum von jener der uͤbri⸗ 
gen Steuern weſentlich verſchiedenen Natur eine gefonderte Be: 
leuchtung zugewendet. Wir ſammeln daher unter vorliegende 
Rubrik nur die auf noch andere Handlungen als die bereits 
geſondert angefuͤhrten gelegten Abgaben. Die Anzahl ſolcher 
Handlungen iſt unendlich groß, naͤmlich unbeſtimmbar und nur 


von willkuͤrlicher Feſtſez ung abhaͤngig. Wir beſchraͤn— 


ken uns auf die Beleuchtung einiger weniger in der Praxis am 


| haͤufigſten vorkommender Steuern dieſer Art. 


Verwandt mit dem Zoll iſt das Weg- oder Str aſſen⸗ 


Geld (ohne Unterſchied, 90 Rand: oder Waſſer⸗Straſſen). Iſt 


dieſes Geld blos der billig berechnete Erſaz fuͤr den durch die 


Benuͤzung der Straße dem Staate veranlaßten oder uͤberhaupt 


ſolcher Benuͤzung willen noͤthigen Aufwand; ſo iſt vom Stand⸗ 
punkt des ſtrengen Rechts dagegen nichts einzuwenden. Doch 
iſt alsdann ſolches. Weggeld keine eigentliche Steuer, ſondern 
eher der Rubrik der im engern Sinne ſo genannten zufälligen | 
Einkuͤnfte angehörig. Uebrigens find auch ſehr gewichtige 
Gründe vorhanden, die Benuͤzung der Straßen ohne alles Ent- 


Ä | a 


gelt frei zu geben, da namlich ihre Befahrung oder ihre Be— 
fahrbarkeit nicht blos den ſie wirklich Befahrenden, ſondern 
uͤberhaupt Allen, d. h. der Geſammtheit, Nuzen bringt, wes⸗ 
wegen die lezte fuͤglich die dafuͤr zu beſtreitenden Auslagen 
übernehmen mag. Fordert man aber gar von den die Straffen 
Befahrenden einen jenen Erſaz uͤberſteigenden Beitrag, 
d. h. eine eigentliche Steuer, ſo hat man mit Verwirrung al— 
ler Begriffe eine mit der Steuerpflicht an und fuͤr ſich gar 
keine Verbindung habende Handlung (nämlich das Befahren 
einer Straße) zum Gegenſtand, d. h. zum faktiſchen Anlaß ei— 
ner Beſteurung gemacht, welche der vernuͤnftigen Intention der 
Straſſenerbauung entgegen und unbefangen betrachtet nichts 
anderes iſt, als unter dem Schirm der ee 9 
Beraubung. 

Die den Fremden als ſolchen aufgelegten Weggelder un⸗ 
terliegen den fuͤr die Zoͤlle in Bezug auf das Verhaͤltniß zu 
Fremden aufgeſtellten Grundſaͤzen. 

5 Eine Art von Weggeld iſt auch die, mehr als die zur 
Erhaltung der Poſt-Anſtalt noͤthige Verguͤtung in Anſpruch 
nehmende, Poſt⸗Taxe, eine uͤber alle Brief-Schreiber oder 
Empfaͤnger errichtete Tributherrlichkeit, an welcher namentlich 
in Teutſchland etliche und dreißig Herren Theil nehmen, jeder 
ſeinen beſonderen Gewinn von jedem ſein Gebiet beruͤhrenden 
Briefe einziehend. Wir haben den ſchreienden Widerſpruch 
ſolcher Taxe mit der Idee oder dem vernuͤnftigen Zweck einer 
Staats⸗Poſtanſtalt bereits bei der Lehre von den Regalien be— 
merklich gemacht. Und in der That laͤßt ſich kaum etwas Wi— 
derſinnigeres denken, als daß eben darum, weil eine Anſtalt 
zur Erleichterung des allſeitigen Verkehrs zwiſchen den Staats— 
genoſſen oder überhaupt zwiſchen den Erd Buͤrgern beſteht, nun 

gerade durch die ſolcher Anſtalt gewaͤhrte (d. h. im Intereſſe 
der Staats⸗Finanz gewährte) monopoliſtiſche Befugniß tanz 
ſend und tauſend Buͤrgern jezt unmoͤglich (naͤmlich zu koſtſpie— 
lig) wird, mit Freunden, Verwandten, Geſchaͤftsgenoſſen ſich 


in leichtem Gedankenverkehr oder auch Gemuͤthsberuͤhrung zu Re 


erhalten, was fie, wenn gar keine Staatspoſt beſtuͤnde, oder 
dieſelbe wenigſtens nicht als Zwangs- Anſtalt gehandhabt 
wuͤrde, ſehr leicht, nämlich um i den vierten Theil des Preiſes, 


n 
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welchen die Staatsanſtalt einfordert, mittelſt freier Prisatun⸗ | 
ternehmungen oder auch rein freundſchaftlicher Dienſte hätten 
bewirken koͤnnen. Eine die Konkurrenz der Privatanſtalten 


ausſchließende Staats⸗Poſtanſtalt, deren man ſich bei empfind⸗ 
licher Strafe bedienen muß, obſchon Einem weit wohlfeilere 3 


Mittel des Verkehrs zu Gebote ſtuͤnden, und welche zugleich, 

des ſchuoden finanziellen Gewinnes willen, durch maßlos ge⸗ 
teigerte Taxen den Verkehr ſtoͤrt und hemmt, iſt ein Werk 
zeug der Beraubung, nicht aber ein für den Rechtsſtaat paſ—⸗ 
ſender Zweig der Steuererhebung. Wenn man aber gar ſolche 
monopoliſtiſche Befugniß oder vielmehr ſolche Tributherrlichkeit 

uͤber Alle, die da Briefe ſchreiben oder empfangen, als ein ei⸗ 
ner Familie angehoͤriges, mit dem Charakter des Privat⸗ 
rechts geſtempeltes Beſizthum betrachtet, und aus dem Grund, 


weil vor mehr als 300 Jahren eine Familie die geſchickte Spe⸗ 


kulation der Poſt⸗Errichtung gemacht hat, alle gegenwärtigen 
und auch zukuͤnftigen Brief⸗ und Paket⸗Abſender und Empfaͤn⸗ 
ger den Sproͤßlingen derſelben abgabepflichtig erklaͤrt und ſolche 
jeltfame Befugniß etwa durch den imponirenden Titel eines 
„Thronlehens“ ehrwürdig zu machen ſucht; ſo wird der 


Verſtändige darin einen der merkwuͤrdigſten Züge zur Charak⸗ 


teriſirung deſſen, was man „hiſtoriſche Rechte“ nennt, er 


kennen, aber auch bei der Vergleichung der aͤngſtlichſten Hei⸗ 


lighaltung ſolcher Rechte mit der ſo oft vorkommenden Ge⸗ 
ringſchäzung, ja Niedertretung der natürlichen, BT... 
der Vernunft begründeten, von den ſchmerzlichſten Gefuͤhlen | 
ergriffen ſeyn. 11 

Auch abgeſehen von dieſen Betrachtungen und das Poſt⸗ 
Regal blos vom Standpunkt eines vom Staat fuͤr ſich aus⸗ 
ſchließend in Anſpruch genommenen Gewerbes beurtheilt, 


erſcheint es aus eben jenen Gründen verwerflich, welche gegen 


ſolche vom Staat ausgeuͤbte Monopole auch in jeder andern 
Sphäre ſprechen. Alle Anmaſſungen diefer Art nämlich, 
außerdem, daß fie die naturgemäß freie Gewerbsthaͤtigkeit al⸗ 
ler Staatsangehoͤrigen widerrechtlich beſchraͤnken, find auch in 
ihrer Eigenſchaft als Steuern (und anderes ſind ſie in der 
That nicht, als erfinderiſch gewaͤhlte Formen zu ſicherer Ein⸗ 
treibung von Steuern auf liſtig dazu auserſehene Verbrauchs 
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Gegenſtaͤnde) durchaus nicht und nimmer zu rechtfertigen. Wir 
wollen beiſpielsweis nur das Tabaks-Monopol anfuͤhren. 
Dieſes Monopol, welches ſich, noch außer der ausſchließenden f 
Fabrikation, einerſeits eine diktatoriſche Beſchraͤnkung des Ta— 
bakbaues und eine willkuͤrliche Feſtſezung des Kaufpreiſes, wo⸗ 
fuͤr die Blätter dem Staat zu uͤberlaſſen ſind, herausnimmt, und 
anderſeits die Conſumenten des Fabrikates durch gleich wellkuͤr— 
lich geſezte hohe Preiſe druͤckt, iſt hiedurch dreifach verlezend, 
und legt, was insbeſondere die lezten betrifft, denſelben eine 
durchaus ungerechte Steuer auf. Denn wahrlich nicht nach 
Maßgabe des Tabak⸗Schnupfens oder Rauchens nimmt man 
an den Wohlthaten des Staats-Vereins Theil, und ebenſo we— 
nig iſt die Menge des, etwa nach angewohntem Beduͤrfniß, 
verbrauchten Tabaks ein auch nur von Ferne richtiger Maße 
ſtab des Vermoͤgens. Steuern dieſer Art fallen naturgemaͤß 
einmal nur auf eine Klaſſe (im vorliegenden Beiſpiel auf die 
jenigen, die ſich des Tabaks bedienen) mit ungebuͤhrlicher Frei 
laſſung der Uebrigen; dann aber belegen ſie in dieſer Klaſſe 
im Durchſchnitt Alle gleich (weil der groͤßere oder kleinere Vers 
brauch ohne Unterſchied bei Armen wie bei Reichen ſtatt fin⸗ 
det), folglich vergleichungsweis die Armen ſtaͤrker als die Rei— 
chen. Selbſt die Preisſteigerung nach der Guͤte des Tabacks 
hebt dieſe Ungerechtigkeit nicht auf, oder fügt ihr vielmehr noch 
eine eigene Härte bei, die namlich darin beſteht, daß jezt dem 
Aermern der Genuß des guten Tabaks, welchen er nach def 
ſen natuͤrlichem Preiſe ſich wohl noch anſchaffen koͤnnte, durch 
die wucherliche Spekulation des Staates unerſchwinglich wird. 
Wir haben unter der Rubrik der Regalien auch von den 

in Gewerbe verwandelten eigentlichen Regierung s⸗ 
rechten geſprochen, namentlich von der finanziellen Benuͤzung 
der Juſtiz⸗ und Polizei-Hoheit. Taxen und Sporteln, 
wenn ſie fuͤr Akte der Juſtiz oder der Adminiſtration verlangt 
werden, in einem Maße, welches den mit Billigkeit zu ſchaͤ— 
zenden Werth der im Intereſſe einzelner Staatsbürger verwen— 
deten beſondern. Zeit und Mühe der Behörden uͤberſteigt, find 
in Bezug auf ſolche Erhoͤhung nichts anderes als Steuern, 
aber faſt durchaus hoͤchſt ungerechte Steuern, weil aber— 
mal zwiſchen der Nothwendigkeit, ſich an die Behörden zu 


— 
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wenden 15 dem Vermdͤgen oder Cine des Betheiligten f 
durchaus kein auch nur annaͤhernd richtiges Verhaͤltniß obwal⸗ 
tet, daher bei ſolcher Art der Beſteurung Tauſende uͤbermaͤßig 
gedruͤckt werden und Tauſende zur Ungebuͤhr frei bleiben. | 

Aber die Erfindungskunſt der Finanzmaͤnner hat häufig 

auch auf Handlungen oder Begebenheiten, wobei das Einſchrei⸗ | 
ten der Staatsbehoͤrden an und für ſich unnoͤthig if, eine 
Steuer gelegt oder das Mitwirken jener Behoͤrden blos aus 
dem Grunde angeordnet, damit bei ſolchem Anlaß eine Steuer 
konne bezogen werden. Man hat polizeiliche Erlaubniß 
fuͤr mancherlei Vergnuͤgungen oder Geſchaͤfte einzuholen gebo⸗ 
ten blos aus dem Grunde, damit bei ſolcher Gelegenheit eine 
Taxe, d. h. eine Steuer, koͤnne eingefordert werden. Man 
hat Diſpenſationen von geſezlichen Beſtimmungen, N 
entweder im allgemeinen druͤckend oder wenigſtens in konkreten 
Faͤllen ungebührlich hart fuͤr die Betheiligten erſchienen, um 
Geld verkauft. Man hat theuer zu bezahlende Conceſſi o 
nen zur Ausuͤbung von natürlich beſtehenden Rechten für nös 
thig erklaͤrt, man hat den Gebrauch des Stempelpapiers 

auch bei außergerichtlichen Geſchaͤften verordnet, und 
mancherlei beliebig ausgewaͤhlte Gegenſtände, als Spielkarten, 
Kalender, Zeitungen und Journale einem oft ſehr theuer zu 
bezahlenden Stempel, unterworfen. Bei allen ſolchen Mitteln 
des Erwerbs fuͤr die Staatskaſſen iſt nimmer vom Recht, 
ſondern blos von der Ertragbarkeit die Rede. Als die 
geeignetſten Gegenftände der Beſteurung erſcheinen keineswegs 
diejenigen, welche einen wenn auch nur annaͤhernd richtigen. 
Maßſtab des Vermoͤgens oder der Theilnahme an den Wohl— 
thaten des Staatsvereins darbieten, ſondern diejenigen, bei de⸗ 
ren Auswahl man verſichert iſt, daß recht Viele in den Fall 
kommen werden, die fragliche Steuer zu bezahlen. Nicht die 
rechtliche Eigenſchaft der Forderung, ſondern blos die Ergie⸗ 
bigkeit einer Steuergattung, die Gewißheit des Hab⸗ 
haftwerdens oder Packens ward fuͤr die Finanzpraris das 
vorherrſchende Prinzip. 

Wir ſehen recht wohl ein, daß und warum dieſe und aͤhn⸗ 
liche rein vernunftrechtliche Anſichten noch eine geraume Zeit 
hindurch als theoretiſche Schwindeleien, als Beweiſe eines 


Mangels an praktiſchem Sinn, oder gar als revolutionaͤre 
Tendenzen von oben herab werden belaͤchelt oder angefeindet 
werden. Aber wir find feſt überzeugt, daß früher oder ſpaͤter 
eine Zeit kommen wird, welche auch in der Sphaͤre der Finanz 
wie in den übrigen Sphaͤren des Staatslebens das Vernunft⸗ 

recht zur een bringen wird. | 
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Bierter Abſch uit t. 


Von den Beſtreitungsmitteln des außerorpentfihen 
Staatsbedarfs. 
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ER. Don den der Gegenwart angehörigen Mitteln. 


Der außerordentliche Staatsbedarf, welcher durch 
unvorgeſehene, oder doch in der Berechnung des laufenden Haus— 
haltes keine Stelle findende Ereigniſſe im Inland oder Ausland 
veranlaßt oder noͤthig gemacht werden kann, muß auf andere 
Deckungsmittel angewieſen ſeyn, als auf welchen die Beſtrei— 
tung des laufenden Bedarfes ruht. Die Mittel, die hier in 


Frage ſtehen, koͤnnen unterſchieden werden in ſolche, welche 


der Gegenwart angehoͤren, und welche der Zukunft 
Die erſten umfaſſen das jezt wirklich fchon der Geſammt⸗ 
heit zu Gebot ſtehende Vermoͤgen, die leztern anticipiren die 
Mittel der Zukunft, d. h. uͤberweiſen die definitive Beſtreit— 
ung den nachfolgenden Geſchlechtern. 5 

Unter den Mitteln der Gegenwart galt ehedeſſen die Samm⸗ 
lung eines Staatsſchaz es fuͤr das Vorzuͤglichſte. Die ver⸗ 
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feinte Natioralwirthſhaſtelchre, die da e was alles 
mit dem in der Schazkammer todt liegenden. Gelde, wenn es 
als produktives Kapital verwendet würde, für Vermehrung des 


Geſammtreichthums koͤnnte bewirkt werden, } ift dieſem Mittel 


abgeneigt, und die konſtitutionelle Politik, welche die Regier⸗ 
ungen gerne abhaͤngig erhalten will von dem Steuervotum der 


Stände, giebt jener Berechnung ein weiteres Gewicht. Mit 


Ausnahme einer mäßigen Summe, welche etwa den ploͤzlich | 


eintretenden außerordentlichen Beduͤrfniſſen ſteuern könne, den⸗ 0 


ken daher die Nationen oder ihre gewaͤhlten Vertreter heut zu 


Tage nicht mehr an die Sammlung eines Schazes. Die Fuͤr⸗ 
0 ſten Selbſt zwar thun es mitunter in ſelbſteigenem Intereſſe 
oder in Beruͤckſichtigung der etwa moͤglicherweiſe eintretenden, 
ihnen oder ihren Haͤuſern Gefahr drohenden, Ereigniſſe. Die 


Nation aber, und ſo auch der im Sinne des N ationalwillens 
regierende Fuͤrſt beduͤrfen der Sammlung eines Schazes nicht. 
Iſt die Nation arm, ſo iſt das Beilegen eines todten Schazes 


allerdings eine dem möglichen Nationaleinkommen geſchlagene | 


empfindliche Wunde; und iſt fie reich, fo iſt der. Schaz uͤber⸗ 
fluͤßig, weil die Kaſſen ihrer Glieder noͤthigenfalls auch fuͤr 


2 


die Beduͤrfniſſe der Geſammtheit geöffnet ſind. Jedenfalls 


aber iſt die Sammlung eines Schazes, der da groß genug 


waͤre, um den nach den beofigen Verhaͤltniſſen gar leicht ein- 


tretenden ungeheuren G eldbeduͤrfniſſen abzuhe elfen, nicht eine | 


mal moͤglich. 


Darum beſteht das naͤchſtliegende Mittel zur Deckung ei⸗ 


nes e Staatsaufwandes in dem Ausſchreiben 


einer neuen Steuer, oder in der Erhöhung der heneits 


beſtehenden. Lezteres hat jedoch, wo ein komplicirtes 
Steuerſyſtem beſteht, ſeine großen Schwierigkeiten. Die Er⸗ 
hoͤhung einer einzigen Steuer bewirkt eine einſeitige Bedruckung 


der Betheiligten, und die Erhöhung aller zuſammengenom men 


wuͤrde, wenn ſie in richtigem Verhaͤltniß geſchehen ſollte, 


hoͤchſt ſchwierige Berechnungen vorausſezen, und waͤre dann 
erſt noch gehaͤſſig und vielfachen Uebelſtaͤnden unterworfen. 
Nur wo die alleinige Vermoͤgens- und Einkommens⸗Steuer ber 


ſtuͤnde, waͤre die einfache Erhoͤhung derſelben ein unbedenkliches ö 
Mittel der Abhilfe. Da dieſe aber zur Zeit noch nirgends ein- 


geführt iſt; fo ish, man, um einen außerordentlichen Auf⸗ 
wand zu decken, beſſer thun, eine ganz eigene Steuer 


dafuͤr auszuſchreiben, als die bereits beſtehenden zu erhöhen: . 
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Dieſe außerordentliche Steuer wird dann fuͤglich auf 


diejenigen Vermoͤgens⸗ oder Einkommens⸗Theile gelegt werden, 
welche bis dahin noch nicht beſteuert waren, z. B. auf Kapi⸗ 
talien oder auf Beſoldungen u. ſ. w., (wenn ſolches bei 
ihnen der Fall iſt) „oder auch auf Luxus- „Gegenſtaͤnde (um 
vorzugsweis die Reicheren zu treffen), oder aber, ſie wird eine 
allgemeine Einkommens- oder Vermögens- Steuer 
ſeyn. Dieſe lezte, weil ſie dann nicht die alleinige, ſondern 
blos eine Supplementar⸗Steuer, alſo blos von geringer Höhe 
ſeyn ſoll, wird nicht eben fo umſtaͤndliche und genaue Berech— 


nungen erfordern, wie wenn ſie die alleinige Steuer waͤre, 


ſondern etwa auf bloßen Faſſionen (und deren Controlirung 


nur durch zu Tage liegende Umſtaͤnde) beruhen, auch etwa in 


der Form einer Klaſſen-⸗Steuer einzuheben ſeyn. f 
Die Vermoͤgensſteuer, wenn ſie als ſtaͤndige Steuer 
beſteht (ohne Unterſchied ob als — mit der Einkommensſteuer 
vereinigte — alleinige oder nur als neben andern Steuern 
erhobene) ſoll der Intention ihrer Erhebung nach nicht aus 
dem Kapitalſtock des Vermoͤgens, fondern aus dem 
Einkommen bezahlt werden. Das Vermdͤgen naͤmlich iſt 
zwar der Titel, woraus ſie gefordert wird, und auch der 
Maßſtab der Forderung, in der Regel aber durchaus nicht 


\ 


das nöthige Zahlungsmittel. Es wirde namlich, wenn 


fie nicht ungebührlich hoch iſt, der damit (ſelbſt fuͤr unfrucht⸗ 
bare Gegenſtaͤnde, wie Luſtſchloͤſſer, koſtbare Mobilien u. ſ. w.) 
Belegte in den meiſten Fallen die Mittel beſizen, ohne An⸗ 


griff der belegten Gegenſtaͤnde die Steuer aus feinem, über 


haupt ſein Beduͤrfniß uͤberſteigenden, Einkommen zu beſtreiten. 
Etwas anders jedoch kann der Fall ſeyn bei der zur Deckung eines 
außerordentlichen Aufwandes erhobenen Vermoͤgensſteuer. 
Denn fo wie im Privat-Haushalt bei vorkommenden Allaͤſſen 
eines außerordentlichen Bedarfs wohl auch der Vermoͤgens⸗ 
ſtock angegriffen und ſeine Wiederergaͤnzung den etwa folgenden 
beſſern Zeiten vorbehalten wird; alſo mag dieß auch im Staats⸗ 
Haushalt geſchehen, oder mag von Staatswegen eine das 
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Vermd gen fe lbſt und nicht blos das Elutommen in . 


Forderung an die Bürger ſtatt finden. Und welcher gute 


Buͤrger wuͤrde nicht gern einen Theil feines Kapitalſtocks auf⸗ 
opfern, z. B. einige entbehrliche Mobilien oder Koſtbarkeiten 


oder auch einen Theil ſeines Ackers verkaufen, oder von feinen. 


Aktio⸗ Kapitalen eines auffünden, um bei einem dringenden ü 
Anlaß feinen verhaͤltnißmaͤßigen Beitrag zur Beſtreitung der 


Geſammt⸗Laſt darzubringen? Steuern ſolcher Art koͤnnen frei⸗ 
lich nur voruͤbergehende ſeyn, denn ihre laͤngere Dauer 
ſtaͤnde in Widerſpruch mit dem hochwichtigen Grundſaz vom 
nachhaltigen Ertrag. Es waͤre jedoch unbillig, auf den 


Kapitalſtock des Privat⸗Vermoͤgens zu greifen, fo lange noch 


oͤffentliches Gut, welches entbehrlich und im Moment 
des Bedarfs zu billigem Preiſe verkaͤuflich waͤre, vorhanden iſt. 


Der Verkauf ſolcher dem Staat angehoͤrigen doch entbehrlichen 


— 


beweglichen oder unbeweglichen Guͤter gehoͤrt hier 
nach unter obiger Vorausſezung gleichfalls unter die Deckungs; 


mittel des außerordentlichen Bedarfs.. ii 


Noch giebt es in der Praxis (zumal der fruͤheren Zeiten. 
oder der roheren Verfaſſungs⸗Zuſtaͤnde) mehrere andere Mittel 
zur Beſtreitung eines außerordentlichen Staatsbedarfs z. B. 
Steuer-Anticipation, Verſchlechterung des Geldes 


und dergl. Einige dieſer Mittel jedoch widerſtreiten der guten 
(mithin der oͤffentlichen ſo wie der Privat-) Wirthſchaft, 


und ſind meiſt Vorlaͤufer des Bankerotts; andere widerſtreiten 
dem Recht und finden wee keine e im en 
ſtaate. | 
Es giebt außerordentliche Ausgaben, welche ganz eigens 
zur Vermehrung des National-Vermoͤgens gemacht werden, 
welche demnach nur Vorauslagen, nicht definitive Aus⸗ 
gaben ſind, und dann noch andere, welche fuͤr Gegenſtaͤnde 
gemacht werden, die allernaͤchſt oder vorzugsweis dem Inter 
reſſe der ſie unmittelbar Gebrauchenden dienen. 
Für Ausgaben dieſer Art iſt das geeignetſte Dedungsmittel 
eben jenes Gut, welches ſie erſchaffen, oder jener Gegenſtand, 
fuͤr welchen ſie gemacht werden. Dahin gehoͤren die Ausgaben 
für Austrocknung von Suͤmpfen, für Rectifikation von Fluß⸗ 
betten, für Erbauung von 1 Bracket eee Kanaͤlen u. ſ. w. 
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Die für ſolche Unternehmungen oder Gegenſtaͤnde zu verwen⸗ 
denden Gelder werden entweder durch Anlehen (welche jedoch 
mit den eigentlichen Staatsſchulden nichts gemein haben), 
“oder durch Aktionaͤre, d. h. Privattheilnehmer aufzubringen 


ſeyn. Das Anlehen wird ſodann getilgt, oder den Aktionaͤrs 


der gebuͤhrende Gewinn verſchafft, durch den Verkauf z. B. 
des mitttelſt der Entſumpfung gewonnenen Grundes, oder 
aber durch einen, eine beſtimmte Zeit hindurch einzufordernden 
Beitrag (3. B. Bruͤckenzoll oder Straßengeld ꝛc.) von Seite 
der die neue Gruͤndung unmittelbar Benuͤzenden. 
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Von den Hilfsmitteln der Zukunft, d. h. von den Staats: 
Schulden. 


Wir verſtehen unter Hilfsmittteln der Zukunft die 


Ueberwaͤlzung einer fuͤr die Gegenwart zu druͤckend erachteten 
oder uͤberhaupt von ihr nicht gerne uͤbernommenen Laſt auf 
die Schultern der Nachkommenſchaft, d. h. alſo das Syſtem 
der Staatsſchulden. Es iſt dieſes ein Gegenſtand von 
unermeßlicher Wichtigkeit, und deſſen erſchoͤpfende Behandlung 
ein eigenes Buch erfordern würde, Wir müffen uns auf die 
Andeutung der dabei in Frage kommenden Haupt⸗ Anſichten 
und Grundſaͤze beſchraͤnken. 

Zuvoͤrderſt iſt nicht zu verkennen, daß — abermals im 


oͤffentlichen, wie im Privathaushalt — das Contrahiren 


von Schulden, d. h. die Beſtreitung nothwendiger oder uuͤz— 
licher Ausgaben mit erborgtem Geld, oftmals hoͤchſt vortheil— 
haft, ja oftmals das einzige Mittel iſt, den unheilbarſten 
Schaden oder gar den Untergang abzuwenden. Beſtaͤnde dieſes 
Hilfsmittel nicht, ſo muͤßte der Staat, um fuͤr unvorzuſehende 
Falle die Hilfs⸗ oder Rettungsmittel ſich zu ſichern, die Samm⸗ 
lung eines Schazes ſich zu einer ae genheit machen, 
Rotteck's . IV: 24 
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und hiedurch ein großes Kapital zum empfindlichſten Nach⸗ 
theil der bereichernden Produktion außer Thaͤtigkeit ſezen. Und 
dann waͤre er erſt noch, falls das geſammelte Kapital den oft 
eintretenden allzuſchweren Verhaͤltniſſen nicht genuͤgte, ohne 
weiteres Rettungsmittel. Die Freiheit, das Daſeyn eines 
Staates, kann abhaͤngen, und haͤngt leider nach den heutigen 
Verhaͤltniſſen leicht nur gar zu ſehr ab von bereiten Geld— 
mitteln. Und nicht nur Abwendung von Unheil oder Schaden, 
ſondern auch Bewirkung poſitiver, oft unermeßlicher Vor⸗ 
theile mag aus Staatsanlehen hervorgehen. . 
Dieſen, je nach den Gruͤnden, aus welchen ein solches 15 
Anlehen gemacht, oder nach den Gegenſtaͤnden, worauf es 
verwendet wird, in konkreten Fallen zu erkennenden Vor⸗ 
theil der Staatsanlehen dürfen wir jedoch nicht verwechſeln 


mit dem nach der Meinung Mehrerer aus den Staatsſchulden 


an ſich, mithin ohne beſondere Ruͤckſicht auf Grund oder 
Verwendung, fließenden Vortheil. Wenn der Staat Schulden 
macht, ſo erleidet — alſo ſagen Einige — das Staatsvermoͤ⸗ 
gen dadurch unmittelbar keine Einbuße. Das Geld des Ka⸗ 
pitaliſten geht dadurch blos in eine andere Hand, hier namlich _ 
in die der Geſammtheit, und bleibt demnach Theil des Natio— 
nal⸗Vermoͤgens, was es früher ſchon war. Aber neben dem⸗ 
ſelben iſt nun vermittelſt des Staatsanlehens ein neuer Ver— 
moͤgenspoſten geſchaffen worden, naͤmlich eben das dem 
Staats⸗Glaͤubiger gegenuͤber dem Staat zuſtehende Aktivka⸗ 
pital, um deſſen Betrag ſomit die Summe des Nationals 
reichthums ſich vermehrt hat. Außerdem aber kann noch weis 
ter in politiſcher Beziehung das Schuldenmachen oftmals 
großen Vortheil bringen, indem natuͤrlich die Glaͤubiger ins 
tereſſirt ſind bei der Erhaltung des Schuldners in Zahlbarkeit, 
wornach alſo ein Staat oder eine zeitlich das Staatsruder in 
Haͤnden habende Partei mitunter in den von ihnen kontrahir— 
ten Schulden der Buͤrgſchaft des Fortbeſtandes oder der 758 
dauernden Herrſchaft finden moͤgen. 
| Von dieſen lezt bemerkten Vortheilen, wiewohl fe nach 
Umſtaͤnden ſehr reell ſeyn moͤgen, haben wir hier, wo blos die 
finanzielle Seite zu erwaͤgen iſt, nicht zu ſprechen. Was 
nun die lezte betrifft, ſo iſt, wie uns ſcheint, klar und kaum 
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zu beſtreiten möglich, daß durch das Kontrahiren der Staaͤts⸗ 
ſchuld an und für ſich das Nationalvermoͤgen (im weiteſten 


Sinn dieſes Wortes) weder Gewinn noch Verluſt erfaͤhrt, ſon⸗ 


dern durchaus in gleichem Stande verbleibt. Das Geldkapital 
iſt blos aus einer Hand in die andere gewandelt und ein hier 
entſtandenes minus durch ein Plus, ſo wie auf der andern 
Seite das entſtandene plus durch ein minus wieder aufgehoben 
worden. Der einheimiſche Darleiher naͤmlich hat zwar ſein 
Geldkapital hinweggegeben, dafuͤr aber eine Aktivforderung ge— 


gen den Staat von durchaus gleichem Betrage (wir ſehen von 


den hierinfalls etwa eintretenden Abweichungen, die ſich ohne— 
hin gegenſeitig gleichfalls aufheben, ab) erhalten, und der 
Staat hat zwar eine fruͤher nicht beſeſſene Summe zu ſeiner 
Verfuͤgung empfangen, aber auch eine gleichnamige Schuld 
dafür ſich aufgelegt. Daffelbe hat er gethan, wenn er das 
Geld von Fremden aufnahm, was alſo im unmittelba⸗ 
ren Ergebniß das naͤmliche iſt “). Die Anſicht wird jedoch eine 
ganz andere, wenn wir auf die Ver wendu ng des aufgenomme— 
nen Geldes blicken. Von denjenigen Anlehen naͤmlich, welche zur 
Hervorbringung eines wirklichen Kapitalwerthes 
verwendet werden, iſt hier nicht eigentlich die Rede. Sie kom— 
men auch ſelten vor und werden in der Regel aus dem Werth 
oder Ertrag des neu geſchaffenen Kapitals wieder getilgt. Die 
Frage bezieht ſich blos oder wenigſtens ganz vorzugsweis nur 
auf ſolche, welche zu wirklichen (ordentlichen oder außerordent⸗ 
lichen) Ausgaben (nicht. Vorauslagen) verwendet werden, 
deren Verwendung alſo im finanziellen oder pekuniaͤren Sinn 


als eine Conſumtion, mithin als Vermoͤgens⸗Ver⸗ 


minderung erſcheint. Dieſem dergeſtalt entſtandenen minus 


ſteht nun kein weiteres plus mehr gegenüber, wodurch es auf⸗ 


gehoben würde. Die Vermoͤgens⸗ Verminderung liegt 
alſo zu Tage, wiewohl fie durch andere und höhere Intereſ— 
ſen, z. B. die Vertheidigung des Staates oder wohl gar ſeine 


| 


) Von dem ungleich größern Vortheil oder geringern Nachtheil 

er einheimiſchen Schulden, verglichen mit den auswärtigen 
reden wir gleich unten. . | 
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Erhaltung, gerechtfertiget werden mag. Wir behaupten hier; 
nach, daß die, wenigſtens in der Regel eintretende, Wirkung 
der Staatsanlehen, wiewohl blos mittelſt ihrer Verwende 
ung, eine Verminderung des Nationalvermoͤgens mit ſich 
führe, was hiernach den erſten oder nächftliegenden Nachtheil 
der Kontrahirung von Staatsſchulden ausmacht. | 
Aber noch viele andere Nachtheile fließen aus 3 Ss 
ben, oder koͤnnen wenigſtens daraus fließen; ja, mehrere ders 0 
ſelben find ganz unabwendbar. | | 
Fuͤr's Erſte iſt die Leichtigkeit, durch Anlehen große Geld⸗ g 
ſummen in die Hand zu bekommen, oftmals ein verführeris 
ſches Mot iv oder eine maͤchtige Ermunterung zu Ausgaben, 
welche im wahren Sfaatsintereffe beſſer unterblieben wären, 
oder welche ſogar unheilbringend oder verderblich ſind. Mans 
che heilloſe Eroberungskriege, manche der ſchlimmſten 
Unternehmungen zur Staͤrkung des Abſolutis mus, oder zur 
Gefaͤhrdung des oͤffentlichen Rechtszuſtandes wären unterblie— 
ben ohne die Hilfe der Staatsanlehen; manche nuzloſe Ver- 
ſchwendung fuͤr Hofluͤſte, fuͤr eitle Pracht, fuͤr glaͤnzendes 
Soldaten ſpiel wäre nicht geſchehen ohne ſie; die Kriege, 
auch wo ſie unvermeidlich waren, wuͤrden weniger ausgebreitet, 
weniger hartnaͤckig, weniger verheerend geweſen ſeyn ohne ſie. 
Aber auch wo das Schuldenmachen nach ſeinen Motiven 
zu rechtfertigen iſt, bleibt es immer ein Uebel. Jede Schuld— 
urkunde naͤmlich vermehrt allernaͤchſt ſchon durch die Laſt der 
Zinſenzahlung und dann in naͤherer oder fernerer Zukunft durch 
jene der Kapitals-Heimzahlung die Buͤrden der Steuer— 
pflichtigen, und iſt gewiſſermaßen eine Anweiſung auf einen 
Theil des Vermoͤgens und des Erwerbs der wirklichen und 
der kuͤnftigen Staats buͤrger, folglich eine Verringer⸗ 
ung der Quelle, woraus der laufende Staatsbedarf zu beſtrei⸗ 
ten iſt, und eine Verkuͤmmerung der Productiv- wie der Ges 
nuß⸗Kapitalien der Nation. Durch die Staats-Schulden wird 
eine Klaſſe von Buͤrgern geſchaffen, welchen alle andern 
tributpflichtig ſind, deren Einkommen naͤmlich keineswegs 
aus einer die Nation ſelbſt bereichernden Quelle (wie nament- 
lich aus Grund und Boden oder aus dem in Gewerb und 
Handel umgetriebenen Kapitalien) fließt, ſondern aus reiner 
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Tributpflicht der andern, was hiernach eine reelle Verminder— 
ung des National-Einkommens bewirkt. Der Reichthum der 
Staats⸗Glaͤubiger gründet ſich auf die Verminderung des 
Reichthums aller uͤbrigen Klaſſen, und mag, wenn das Schul— 
denmachen im großen Style geſchah, durch die demſelben ent— 
ſprechende Belaſtung des Eigenthums und der Erwerbsthaͤtig— 
keit zulezt ſelbſt den Begriff jenes Eigenthums aufs 
heben, und die gewerbfleißige Klaſſe in eine Art von Leib— 
eigenſchaft, d. h. in die Nothwendigkeit, die ſelbſteigene 
perſoͤnliche Kraft und Thaͤtigkeit nur zum Vortheil Anderer 
anzuwenden, bringen. Der wahre Reichthum der Nation, der 
Werth der Gruͤnde und der Ertrag der Arbeiten wird hiernach 
verdraͤngt oder unterdruͤckt durch den — meiſt ſelbſt jedem 
Beitrag zu den Staatslaſten ſich entziehenden — Papiers 
Reichthum; und da es unmoͤglich iſt, die Uebertragung der 
Schuldbriefe, ſelbſt wenn ſie urſpruͤngllch nur auf Inlaͤnder 
lauteten, in die Haͤnde Fremder zu verhindern, ſo kann daraus 
eine noch weit verderblichere, das Mark des Landes verzehrende, 
Tributpflicht gegen das Ausland entſtehen. Hiezu 
kommt nun noch das Unweſen des, wenn einmal die Bahn 
geöffnet iſt, unaufhaltſam fortſchreitenden Handels mit 
Staats⸗Papieren, eines Handels, welcher im Gegenſaz 
zu jedem andern Handel, woraus naͤmlich, wenigſtens in der 
Regel, ſtaͤts auch der Nation ein Gewinn, d. h. eine Reich— 
thums-Vermehrung zufließt, nach ſeiner Natur und Weſenheit 
nichts anderes, als ein Gluͤck-Spiel iſt, (d. h. deſſen ein⸗ 
ſeitige Gewinnſte nur aus Verluſten auf der andern Seite ent— 
ſtehen), und welcher durch die fortwaͤhrenden Schwankungen, 
denen er ausgeſezt iſt, auch auf alle andern Eigenthums- und 
Erwerbs-Verhaͤltniſſe, die da mit dem Cours der Staats— 
Papiere, in unvermeidlichem Zuſammenhange ſtehen, einen 
hoͤchſt ſtoͤrenden Einfluß ausübt. Wenn endlich das Schulden; 
machen, welchem ein Ziel zu ſezen, wenigſtens unter der Herr— 
ſchaft des Abſolutismus unmoͤglich iſt, immerdar weiter fort— 
ſchreitet, ſo fuͤhrt es zulezt zum Staats-Bankerott, ſo⸗ 
mit zu einem ganz unermeßlichen Unheil. 

Alle dieſe Nachtheile ſind theils an und fuͤr ſich fühlbarer 
theils in größerem Maße eintretend, wenn die Schuld eine 
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a uswärtige als wenn ſie eine einheimiſche iſt. Im 
lezten Falle naͤmlich tragen die Glaͤubiger Selbſt auch zur 


Zahlung bei, nicht nur auf dem Wege der indirekten Be⸗ 


ſteurung, ſondern möglicher Weiſe auch auf jenem der direk- 


ten, wenigſtens werden ſie zahlungsfaͤhiger durch die aus den 


Öffentlichen Fonds bezogenen Einfünfte, Ueberhaupt iſt, was fie 


an Zinſen oder am Kapitale bezahlt erhalten, für die 


Nation nicht verloren, d. h. tritt nicht aus derfelben Ge 


ſammtbeſiz; wohl aber jenes, was an das Ausland entrich⸗ 
tet wird. Auſſerdem macht eine große auswärtige Schuld 


leicht auch politiſch abhaͤngig vom Ausland, ja, iſt im Weſen 


nichts e als eine ee 


$. 40. 


Von dem Rechte des Schuldenmachens. 


Hier bietet ſich nun die Frage dar: in wie be iſt der 
Staat berechtiget, Schulden zu machen, d. h. in wie fern ſind 
die von ihm kontrahirten Schulden als rechtsgiltig zu ach⸗ 
ten, demnach aus wirklicher und wahrer Schuldigkeit und 
nicht nur aus politiſchen Gründen heim zu bezahlen? 
Die Frage kann auch noch eine andere Bedeutung haben, nams 


lich: in wie fern ſind Staatsſchulden, wenn man ihre Rechts⸗ 


giltigkeit gegenuͤber der Glaͤubiger annimmt, auch rechtlich zu— 
laͤßig oder unbedenklich in Bezug auf die nachkom menden 
Geſchlechter der Staatsbuͤrger? Dieſe beiden Fragen ſte— 
hen zwar unter einander in einem gegenſeitigem Zuſammen— 


hange; jedoch iſt der Hauptſtandpunkt der Beantwortung hier 


und dort ein verſchiedener. 

Das Recht, Staatsſchulden zu machen, gegenuͤber der 
Glaͤubiger, d. h. das rechtliche Vermoͤgen, gegen ſolche 
Glaͤubiger ſich zu verpflichten, kann wohl im Allgemeinen 
dem Staat, als einer juriſtiſchen Perſoͤnlichkeit nicht er 


chen werden. Ein geiſtreicher Schriftſteller zwar (K. S. Za⸗ 


* 
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| charid), in einer den Poliziſchen Jabrbüchem der Geſchichte 
und Staatskunſt (Sept. und Okt. Hefte vom J. 4830.) eins 


verleibten Abhandlung, hat ſcharfſinnig (oder ſpizfindig?) zu 


beweiſen verſucht, daß Staatsanleihen der Weſenheit nach von 
Auflagen nicht verſchieden ſeyen, und daß demnach die 
Pflicht der Zins⸗ und Kapitals Ruͤckzahlung nicht aus dem 
Vertrag mit dem Glaͤubiger, ſondern blos aus dem 
Geſez der in Bezug auf die Staatslaſten zu handhabenden 
Gleichheit zwiſchen den Staats buͤrgern fließe, und 
daß endlich die Erfuͤllung ſolcher Verbindlichkeit in Bezug auf 
die Glaͤubiger nur auf politiſchen, nicht aber auf ſtreng⸗ 
rechtlichen Gruͤnden beruhe, daß alſo namentlich, wenn 
die Erfuͤllung der Verbindlichkeit mit der Beſtreitung der ei— 
gentlichen Staatsbeduͤrfniſſe in Widerſtreit geriethe, Zins- und 


Kapital» Zahlung unbedenklich koͤnnten ſuſpendirt, ja aufgeho⸗ 
ben werden (wobei dann freilich ſchwer zu erkennen iſt, wie in 


ſolchem Fall die angeblich vom Geſez geforderte Ausgleich— 
ung zwiſchen den Staatsbuͤrgern ſtatt finden koͤnne). Wir 
haben es niemals uͤber uns vermocht, dieſe Lehre fuͤr eine 
ernſthaft aufgeſtellte zu betrachten, ſondern darin blos ein ge— 


niales Wizſpiel, des nicht minder phantaſiereichen als gelehrs 


ten Verfaſſers erkannt. Wir enthalten uns darum auch einer 
foͤrmlichen Widerlegung ſolcher Lehre, um ſo mehr, als, 
bei der unermeßlichen Verſchiedenheit unſerer Grundanſichten 
vom Recht Überhaupt, eine weitlaͤufige Abhandlung fchon zum 
Zweck der bloſen Verſtaͤndig ung nothwendig wäre. 


Wir ſagen; der Staat hat das Recht, Schulden zu mas 


chen, weil er eine juriſtiſche Perſoͤnlichkeit und zur 
Wechſelwirkung mit andern Perſoͤnlichkeiten befaͤhiget iſt. So 
wie er Kauf- und Verkauf-Vertraͤge oder Pacht- und Mieth⸗ 
Kontrakte abzuſchließen befugt und geeignet iſt, ſo auch Dar⸗ 
lehens⸗Vertraͤge. Nur in Bezug auf die Form, in wel— 
cher, oder auf die Autoritaͤt, durch welche ſolche Verträge 
zu ſchl ießen ſeyen, wenn ſie Rechtsgiltigkeit anſprechen ſollen, 
mag ein Streit obwalten; uͤber die Rechtsfaͤhigkeit im Allge⸗ 
meinen nie. Ob aber in konkreten Faͤllen ein Schuldver- 


trag rechtsgiltig oder in wie fern er es ſey, und welche Ver- 


haͤltniſſe oder Umſtaͤnde einen Rechtsgrund zur Aufhebung oder 
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Modifizirung des eme bi oder . 


die Wirkſamkeit deſſelben zernichten oder verringern können, Bi 


dies iſt eine andere Frage. 

Die faktiſche, wenn auch nicht die 15 rechtliche, Wirk⸗ 
ſamkeit eines Schuldvertrages — ohne Unterſchied, ob von 
Privat oder von oͤffentlichen Schulden die Rede ſey — iſt 
bedingt durch die Zahlungsfaͤhigkeit des Schuldners. Es 
fragt ſich hiernach bei den Staatsſchulden: welche 7 
mittel ſtehen dem Schuldner rechtlich zu Gebot? 

Das naͤchſtliegende Deckungsmittel iſt das privatrechtlich 


beſeſſene Vermögen der Geſammtheit, die Staats-Dom a i⸗ 


ne. In ſo weit eine Bezahlung der Schuld aus ſolcher Do— 
maine moͤglich iſt, iſt jene nicht nur rechtlich giltig, ſondern 
auch einbringlich. Die Geſammtheit als Schuldnerin iſt 
zur Hingabe alles ihres Eigenthums verpflichtet, in ſo weit 
es zur Befriedigung ihrer Glaͤubiger nothwendig iſt. 

Aber die Geſammtheit, d. h. der Staat, hat noch eine 
andere Quelle ihrer Einnahmen, naͤmlich die Steuerpflicht 


ihrer Angehoͤrigen, und Zachariaͤ will ſogar den Begriff der 


eigentlichen Staatsſchulden beſchraͤnken auf diejenigen, 


welchen ſolche Steuerpflicht zur Grundlage oder Bedeckung 


dient, wahrend er die auf Domainen radizirten mit dem Na— 
men der Regierungs- Schulden belegt. Dieſe Unter⸗ 


ſcheidung jedoch, wie wir beilaͤufig bemerken, iſt wohl nicht 


halebar, auch in der Praxis nicht anerkannt, da man oftmals 
Schulden, welchen beſtimmte Domainen zur Hppothek gege— 
ben ſind, gleichwohl mit Geldern, die durch Umlagen geſam— 
melt werden, abbezahlt und entgegen auch manchmal Schul— 
den, denen ſolche Hypothek nicht gegeben iſt, gleichwohl aus 


dem Erloͤs der Domainen tilgt. Sobald alſo von wirklichen 
Staats-⸗Domainen die Rede iſt (zum Unterſchied von jenen 


des fuͤrſtlichen Hauſes), ſo ſind die auf ihren Ertrag oder auf ih⸗ 
ren Kapitalwerth angewiefenen öffentlichen Schulden nicht minder 
Staatsſchulden als jene, denen blos die allgemeine Steuerpflicht 


zur Bedeckung dient. Die Frage tft alſo nur: wie weit reicht ſolche 


Bedeckung? Oder in wie weit kann ſolche Steuerpflicht 
rechtsgiltig von den Staatsglaͤubigern in Anſpruch genommen 


oder von der Staatsgewalt (ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend) | | 
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zum Pfand eingefezt werden? Hier allerdings iſt zweifel— 


haftes Recht. Eine Grenze der rechtlich moͤglichen Ver⸗ 


pflichtung iſt ſicherlich vorhanden; aber ſie iſt ſchon im Allge— 
meinen zu beſtimmen ſchwer und in konkreten Faͤllen mit Zu— 


verlaͤßigkeit zu erkennen noch ſchwerer. 


A. 


Für's Erſte findet der Grundſaz, quod universitas debetz 
singuli non debent, allerdings auch auf die Staatsgeſellſchaft 
Anwendung. Mit nichten haben die in den Staat Tretenden 
all' ihr Eigenthum und alle ihre Erwerbsfaͤhigkeit ihm zur 
Dispoſition uͤbergeben, ſondern vielmehr nur zum Zwecke der 
Sicherſtellung beider einen Theil derſelben in die Geſammt— 
kaſſe einzuwerfen verſprochen. Wie groß dieſer Theil ſey, iſt 


nun freilich unbeſtimmt und mit juriſtiſcher Schaͤrfe zu be— 


ſtimmen ganz unmoͤglich. Doch mag immer ſo viel behauptet 


werden, daß die durch die Schuldenzahlung, verbunden mit 


den nothwendigen Unkoſten des laufenden Staatshaushalts, in 
Anſpruch genommene Steuerquote niemals ſo hoch ſeyn darf, 


daß ſie den Begriff des Eigenthums oder der freien, 


d. h. dem Erwerber Selbſt nuͤzlichen, Erwerbsthaͤtigkeit 
aufhebe oder nach der vorherrſchenden Erſcheinung unwirkſam 
mache. Ganz vorzuͤglich iſt dieſes klar in Bezug auf die per— 


ſoͤnliche Erwerbsfaͤhigkeit, weil, wenn man ſelbſt dem Staat 


über den geſammten Grund und Boden feines Gebietes 


oder gar uͤber alle darauf befindliche Sachen ein Eigenthums— 


oder ein demſelben nahe kommendes unbeſtimmtes Beſteurungs— 
recht einraͤumen wollte (was jedoch nach unſern Grundſaͤzen 
nicht zulaͤſſig iſt), jedenfalls wenigſtens die Perſoͤnlich— 
keit der nachfolgenden Geſchlechter als rechtlich unzu— 


gaͤnglich den von den Vorfahren einzugehenden Verpflichtungen 


betrachtet werden muß; ſo wie etwa die vom Vater fuͤr Sich 
Selbſt oder vom Vormund fuͤr den Moͤndel privatrechtlich kon— 
trahirten Schulden wohl auf der Erbſchaft oder dem Ver— 
moͤgen des Sohnes oder Muͤndels haften, nicht aber deſſelben 


Perſoͤnlichkeit für die Lebensdauer dienſtpflichtig machen 


koͤnnen. | 
Wenn wir — was noch die für das Recht der Staats- 

glaͤubiger guͤnſtigſte Vorausſezung iſt — das Verhältniß der 

jeweiligen Regierung eines Staates zu der Geſammtheit des 
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Volkes oder wenigftens zu den nachfolgenden Geſchlechtern 
als analog dem Verhaͤltniß des Vormunds zum Mündel 
betrachten; ſo werden dann bei den Staatsſchulden, ſobald 
deren ſehr viele oder ſchwere vorhanden ſind, die höchſt be⸗ 
denklichen Fragen entſtehen: Hat der Vormund innerhalb der 
Grenzen der ihm zuſtehenden Befugniß gehandelt oder hat er 
dieſelbe eigenmaͤchtig uͤberſchritten? Iſt er im Namen des 

Nuͤndels Verpflichtungen eingegangen, welche vorausſichtlich 
deſſelben wahrem Intereſſe, mithin auch deſſelben zu ſuponiren⸗ 


der vernuͤnftiger Zuſtimmung, entgegen liefen? Iſt die, wenn 


auch etwa nach Urſprung oder Form rechtlich bedenkliche, Schuld 
durch eine erweislich vorliegende Versio in rem rechtskraͤftig 
geworden, oder nicht? Und zur Entſcheidung ſolcher Fragen, 
wofuͤr, wenn von gemeinem Vormund und Muͤndel oder auch 
von im Staat befindlichen Korporationen, z. B. Gemeinden, 
die Rede iſt, die Staats Autoritaͤten oder Gerichtshoͤfe die aͤußer⸗ 
lich den Rechtszweifel aufhebenden Erkenntniſſe geben, beſteht 
in Bezug auf den Staat Selbſt keine ſolche hoͤhere Autoritaͤt; 


und es iſt hiernach faktiſch, wie im Naturſtande (in welchem 


ſich allerdings der Staat gegenuͤber ſeiner Glaͤubiger befindet), 
ein Recht oder eine Rechtsregel zwar vorhanden, doch 
darüber zu erkennen oder fie auf den beſtimmten Fall anzu⸗ 
wenden nur der oͤffentlichen Meinung, d. h. dem freien | 
Urtheil der Verſtaͤndigen moͤglich. 

So viel iſt gewiß: wuͤrde man ein unbe chr 
Recht des Schuldenmachens ſtatuiren, ſo koͤnnten durch die 
Laune, den Leichtſinn, die Vermeſſenheit zeitlicher Machthaber 
die geſammte Habe und auch die Perſoͤnlichkeit der nachfolgenden 
Geſchlechter den Staatsglaͤubigern uͤberantwortet werden. Was 
ihnen alsdann noch etwa als Nothmittel zu Gebot ſtuͤnde, 
ware (verſteht ſich als blos ideale Möglichkeit, nicht aber 
als wahrhaft praktiſche) etwa die Aufloͤſung des Staates 
d. h. die Verzichtleiſtung auf eine Erbſchaft, woran 
ſo druͤckende, den Werth derſelben uͤberſteigende Laſten hafteten. 
Sie koͤnnten ſich, ſagen wir, aufloͤſen, verſteht ſich unter Ver— 
zichtleiſtung auf alles wirkliche Staatsgut, welches ſodann den 
Staatsglaͤubigern zur Befriedigung anheim fiele, d. h. alſo 
ſie koͤnnten, als Geſellſchaft, bonis cediren, das Privateigen⸗ 
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thum der Einzelnen ſich vorbehaltend. Oder ſie koͤnnten auch 
etwa das beneficium competentiae geltend machen, d. h. 


noch außer dem Vorbehalt des jedem Einzelnen zuſtehenden 
(namlich nicht ganz außer Wirkſamkeit zu ſezenden) Eigen— 


thums⸗ und perſonlichen Erwerbrechtes, auch noch den zur Bes 


ſtreitung des laufenden Staatsaufwandes noͤthigen Theil des 


Steuerertrages dem Zugriff der Staatsglaͤubiger entziehen, und 


dadurch den reellen Werth der denſelben nominell zuſtehenden 
Forderung nach Umſtaͤnden ſehr tief herabdruͤcken. Freilich 
waͤre dieſes ein wirklicher Staats-Bankerott; aber es handelt 
ſich hier eben darum, ob oder in wie fern ein ſolcher jemals 
rechtlich zulaͤſſig ſey. Es iſt ein großer Unterſchied zwiſchen 
der Behauptung einer ſolchen Zulaͤſſigkeit und jener Zachariaͤ's, 
daß uͤberhaupt die Staatsſchulden keine ſtreng rechtliche Ver— 
pflichtung gegenuͤber der Glaͤubiger erzeugen. Der Bankerott 


ſtreitet die Rechtsgiltigkeit der Forderungen nicht an, fondern 


ſtellt nur die faktiſche Unmoͤglichkeit ihrer Bezahlung 
dar; die Verneinung ſelbſt des urſpruͤnglich ſtrengen Rechts— 
beſtaudes der Staatsſchulden dagegen giebt nicht nur die 
Glaͤubiger dem jedesmaligen guten oder boͤſen Willen der 


Staatsregenten preis, ſondern hebt ſelbſt den Begriff einer 


Staatsſchuld auf. Zur Rechtfertigung der Identifizirung der 
Staatsanlehen mit Auflagen beruft Zachariaͤ ſich auf deren 
Vergleichung mit der vermoͤge des jus eminens von Seite der 
Staatsgewalt zu fordernden Ueberlaſſung jedes Privateigen— 
thums fuͤr noͤthige Staatszwecke. Allein das Gleichniß iſt 
vollig unpaſſend, weil in einem Fall der Staat das beftemmte 


Eigenthum eines beſtimmten Buͤrgers fuͤr ſeine Zwecke 


noͤthig hat, und im andern Fall blos überhaupt eine Summe, 
ohne Unterſchied, aus weſſen Kaffe fie in die ſeinige fließe. 


Dort alſo iſt Machtgebot zuläſſig und die nachfolgende Erz 


ſazleiſtung blos als Heilung des Machtgebotes eintretend. Hier 
aber genuͤgt dem Staat und verlangt deshalb der Staat ein 


freiwilliges Darbringen, welches blos durch Vertrag 


geſchehen kann und demnach wirklich ſtrenges Recht und zwar 


Privatrecht hervorbringt. Nicht als Unterthanen, ſon⸗ 


dern blos als Geldbeſizer ſchießen die Kapitaliſten dem 


Staat die noͤthigen Summen vor, und Auswaͤrtige thun es 
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gleichmaͤßig wie Einheimiſche; und der von Zachariaͤ hervor⸗ 
gehobene Umſtand, daß ja der Staat auch Anlehen erzwingen 
duͤrfe, iſt ſo wenig ein Beweis fuͤr ſeine Behauptung, als der 
Umſtand, daß mitunter das Privateigenthum zwangsweis 
fuͤr Staatszwecke mag eingezogen werden, den weit haͤufiger 
vorkommenden freiwilligen Verkaͤufen von was immer 
für Eigenthumsſtuͤcken an den Staat die Eigenſchaft rein pri— 
vatrechtlicher, d. h. gemeiner Vertrags- Verpflichtungen ent⸗ 
ziehen mag. 

Der Staat alſo iſt allerdings berechtiget, Schulden 
zu machen, und die von ihm kontrahirten Schulden find 
rechtsgiltig; aber es giebt eine mehr oder minder deutlich 
erkennbare und freilich in konkreten Faͤllen der ſchwer zu ſchlich⸗ 
tenden Beſtreitung ausgeſezte Grenze, jenſeits welcher die 
Verpflichtung theils rechtlich ungiltig ern Aa wenig⸗ 
ſtens faktiſch unwirkſam werden mag. 

Dieſe Grenze wird am leichteſten uͤberſchritten, wo in der 
Staatsverwaltung der Abſolutismus einer das Volksrecht 
unterdruͤckenden Regierung beſteht. Zu Befriedigung der Launen 
oder voruͤbergehenden Leidenſchaften, uͤberhaupt blos ſubjektiver 
Intereſſen moͤgen da furchtbare Schuldenmaſſen angehaͤuft, 
und die anmaßliche Tributherrlichkeit nicht nur gegen das 
wirklich lebende Geſchlecht, ſondern auch gegen alle nachkom— 
menden geltend gemacht werden. In dem konſtitutionellen 
Staat, d. h. in demjenigen, worin dem wahren Volks⸗ 
willen ein lebenskraͤftiger Ausdruck gewährt iſt, nicht alſo.“ 
Es wäre zwar möglich, daß die Mehrheit einer Volksverſamm— 
lung, um ſich von der gegenwaͤrtigen Laſt der Beſtreitung eines 
als ſolchen anerkannten Staatsbeduͤrfniſſes zu befreien, ſich ge— 
neigt fuͤhlte, dieſelbe der Nachkommenſchaft zu uͤberweiſen; 
aber zum Gluͤck fuͤr dieſe Nachkommenſchaft bringt es die 
Natur der Dinge mit ſich, daß jede ſolche verſuchte Ueber— 
weiſung gleichwohl mit einem ſehr großen Theil ſeiner Laſt 
ſchon die gegenwärtig Lebenden trifft. Um die Summe 
der jeweils kreirten Staatsſchulden wird augenblicklich der 
Fapitalwerth aller Gruͤnde und alles Beſizthums und auch 
der Ertrag alles perſoͤnlichen Fleißes und Unternehmens ge— 
mindert. Eine Staatsſchuld wirkt (wofern ein den Rechts— 
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prinzipien gemaͤßes Steuerſyſtem beſteht) wie eine auf alles 
Privatbeſizthum und allen perſoͤnlichen Erwerb radizirte und 
distribuirte Privatſchuld; und es uͤbernimmt alſo ein jeder 


dafuͤr ſtimmende Buͤrger oder Volksvertreter einen verhaͤltniß— 


maͤßigen Antheil fuͤr ſich Selbſt und fuͤr die Seinigen. Hierin 
liegt die vortrefflichſte Garantie gegen leichtſinniges Schulden- 
machen oder gegen engher zige Ueberbuͤrdung der Nachkommen— 

ſchaft mit den der Gegenwart angehoͤrigen und daher auch billig 
von der Gegenwart Selbſt zu tragenden Laſten. Wir ſagen 
„billig,“ weil wir in der That mehr nicht als eine Billig— 
keits- oder eigentlicher eine Humanitaͤts-Pflicht der gegens 


waͤrtigen Staatsgeſammtheit gegen die nachkommenden Ger 


ſchlechter erkennen, indem der Begriff einer wahren Rechts— 
ſchuldigkeit auf das Verhaͤltniß zwiſchen jezt lebenden und 
erſt kuͤnftig ins Daſeyn Tretenden natuͤrlich gar keine 
Anwendung leidet, ſondern blos durch eine Rechts-Dichtung 
oder mittelſt einer pofitſs en Geſezgebung 0 uͤber⸗ 
tragen werden kann. 

Alſo niemals wegen eines angeblich durch die gemachten 
Schulden überhaupt verlezten Rechtes der Nachkommenſchaft 
koͤnnen dieſelben als ungiltig erklaͤrt werden, ſondern nur 
wegen der von den Machthabern dabei etwa erkennbar began— 
genen Ueberſchreitung ihrer Vollmacht, welche naͤm— 
lich beſchraͤnkt iſt (einerſeits durch gewiſſe, zumal poſitive, 
Formen, wovon wir aber hier wegſehen, anderſeits aber 
auch materiell) durch den Inhalt des Staatsvertrags 
womit jedoch, je nach Umſtaͤnden, ein ſehr weit gehendes, ein 
die Nachkommenſchaft aufs Schwerſte bedruͤckendes, Schul— 
denmachen vereinbarlich ſeyn kann. Und den Nachkommen 
bleibt in ſolchem Fall nicht viel Anderes uͤbrig, als entweder 
— wie wir oben andeuteten — ſich der uͤbermaͤßig belaſteten 


Erbſchaft zu entſchlagen, oder zu dem beneficium 


competentiae die Zuflucht zu nehmen, ſomit fi zahl— 


ungsunfaͤhig zu erklaͤren. Auf die rechtliche und politiſche Natur 


ſeolcher Inſolvenzerklaͤrung werden wir ſpaͤter zuruͤckkommen, 


und dabei auch von den Mitteln reden, wodurch 955 Noth⸗ 


wendigkeit mag eee werden. 
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| Von den Hauptartn der eule “ 


In der ungeheuren Maſſe der Staatsſchulden, welche feit 
dem Emporkommen einer kuͤnſtlichern Benuͤzung des Staats 
kredits (namentlich ſeit den Zeiten Ludwigs XIV. in Frank⸗ 
reich) uͤber den meiſten Staaten von Europa ſich angehaͤuft 
haben, finden gar mancherlei Wich tedeneee ſtatt, von 
welchen jedoch die meiſten nur auf die Form und nur wenige 
auf das Weſen ſich beziehen. Ü | 

Anfaͤnglich kontrahirten die Regierungen unmittel⸗ 
bar mit denjenigen, welche das Geld herſchoßen; ſpaͤter ber 


dienten ſie ſich verſchiedener Mittelsperſonen, insbeſondere 


der (Feudal-) Stande, ſo lange dieſelben beſtunden, dann 
auch der Bank-Anſtalten, und endlich — was heut zu 
Tag die vorherrſchende Praxis iſt — der dafuͤr gewonnenen 
Banquiers. Dieſer Unterſchied jedoch iſt zwar praktiſch von 
großer Bedeutſamkeit, doch ohne Einfluß auf das Weſen der 
Staatsſchulden. Die hier oder dort beſtehenden beſondern Vers 
haͤltniſſe und Umſtaͤnde muͤſſen zur Auswahl der einen oder 
der andern Form beſtimmen. Ne 
Ob die unverfünftelte Form der einfachen, meh. 
aufkuͤndbaren und landläufig verzinslichen Obligationen 
oder die auf kuͤnſtlicher Berechnung ruhende Form der Lot⸗ 
terien, der Zeitrenten, der Leibrenten, der Tontinen 
u. ſ. w. den Vorzug verdienen, iſt eben Sache des Calculs 
oder der Spekulation. Nach unſerer Anſicht verdient das 
Ungekuͤnſtelte den Vorzug; bei dem Verkuͤnſtelten iſt in der 
Regel auf der einen Seite Taͤuſchung und auf der andern un⸗ 
redlicher Gewinn. Oft iſt auch, was unmittelbar vortheilhaft 
fuͤr den Staat lautet, der That nach gleichwohl ſchaͤdlich, weil 
er dem Glaͤubiger fuͤr das Eingehen ſolcher Bedingungen eine 
oft den Vortheil uͤberwiegende Praͤmie bezahlen muß. Uebri⸗ 
gens iſt klar, daß im Allgemeinen die Unaufkuͤndbarkeit 
von Seite des Glaͤubigers und die freie Aufkuͤndbar— 
keit von Seite des Staates fuͤr den lezten das Vortheil⸗ 
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hafteſte iſt. geitrenten und Leibrenten u. ſ. w. ſind, 
woas den Preis betrifft, nach der ihnen zu Grunde liegenden 
Berechnung zu beurtheilen, als vorausbeſtimmte Art der g 
Schuldtilgung aber nach den für dieſe lezte maßgeben⸗ —— 4 
den Principien. l | 
der neueſten Zeit iſt die Form der ewigen (hen | 
ſtens nur von Seite des Staates aufkuͤndbaren) Renten 4 
ganz vorzuͤglich beliebt worden. Ja, Lafitte (in feiner be- | 
ruͤhmten Rede in der franzoͤſiſchen Kammer von 4855) erklaͤrt | 
diefe Form für die vollkommenſte, und für die Vollendung A 
der Finanzkunſt. Die Beurtheilung dieſer Anſicht hangt von 
jener der ſpaͤter zu beſprechenden Frage von der „ewigen 
Schuld“ ab. (S. F. 46.) 9 5 
Ein weſentlicher Unterſchied der Staatsanleihen beſteht 
darin, ob ſie freiwillige, oder gezwungene ſeyen. Wir 
koͤnnen hier aber nur die freiwilligen im Auge haben, da die 
gezwungenen allerdings unter den Begriff der von der Staats— 
gewalt als ſolcher geforderten Beitraͤge (ſeyen es Steuern, 
ſeyen es Eigenthums-Abtretungen, gehören, und hiernach mit 
den eigentlichen, d. h. auf freiem Vertrage beruhenden) An- 
lehen hoͤchſtens Namen, nimmer aber das Weſen gemein haben. 
Doch eben der Umſtand, daß bei gezwungenen Staatsanleihen 
die Staatsgewalt als ſolche auftritt (mithin nicht blos 
in der Eigenſchaft eines gemeinen Kontrahenten), bringt eine 
noch heiligere Verpflichtung der Ruͤckzahlung, d. h. der vollen 
Entſchaͤdigung für das zu es eingezogen: Eigenthum 
mit fich. ; 
Unter den Begriff von en den Staatsanlehen faͤllt ge⸗ 
wiſſermaſſen auch die Emiſſion des Papiergeldes, in ſo 
fern naͤmlich deſſelben Annahme, ſobald es einmal emitirt und 
etwa mit einem geſetzlichen Kurs verſehen iſt, nicht mehr 
von dem freien Willen der damit zu bezahl enden Staatsbuͤrger 
abhaͤngt. 
Auf das Pap: geld und ſeine rechtliche und politiſche Natur 
werden wir ſpaͤter zuruͤckkommen. 
Man theilt die Staatsſchuld wohl auch ein in die fun 
dirte oder harrende und die ſchwebende oder vorüber» 
gehende, je nachdem nämlich die Intention bei deren Kontra: 


hirung eine die Mittel der Zukunft anſprechende oder eine 

blos auf die bereits vorhandenen Mittel der Gegenwart 
oder auf die Guthabungen von fruͤhern Jahren ſich grün: 
dende iſt. Die ſchwebende Schuld wird blos zur Hebung 


augenblicklicher Verlegenheiten kontrahirt und iſt eigentlich blos 


Verwaltungs -⸗Sache. Die fundirte oder harrende Schuld, 
welche naͤmlich dazu beſtimmt iſt, der Zukunft zu uͤberweiſen, 
was die Gegenwart zu tragen nicht vermag oder nicht geneigt 
iſt, gehoͤrt in die Sphaͤre der Geſezgebung, oder wenigſtens 
— wenn man naͤmlich den ſtrengwiſſenſchaftlichen Begriff eines 
Geſezes auf ſolche Schuldkontrahirung unanwendbar findet — 
in den Bereich der geſezgebenden Gewalt, naͤmlich in 
ihrer Eigenſchaft als uͤberhaupt hoͤchſter Staatsgewalt. 

In der neueſten Zeit iſt zumal der Unterſchied zwiſchen 


Kapitals⸗Darlehen und Renten-Kauf praktiſch wichtig 


geworden. Ob jedoch die eine oder die andere Form vorzuzie⸗ 
hen, eben ſo, ob es vortheilhafter ſey, fuͤr die angelehnten Gelder 
hoͤhere Zinſe und niedrigere Kapitalſummen, oder aber niedrigere 
Zinſe und hoͤhere Kapitalſummen zu verſchreiben, iſt nicht aus 
theoretiſchen, zumal nicht aus Rechts-Prinzipien zu er⸗ 
mitteln, ſondern blos aus der Wuͤrdigung der hier oder dort 
vorhandenen konkreten Verhaͤltniſſe und aus dem, rein 
der Arithmetik anheim fallenden, Kalkul. 

Wichtig, zumal in Bezug auf ſtaatswirthſchaftliche 
Intereſſen, iſt der Unterſchied, ob die Schuldurkunden auf bee 
ſtimmte Perſonen oder nur allgemein auf den jeweiligen 
Inhaber (au porteur) lauten. Die lezten naͤmlich naͤhern 5 
ſich in ihrer Eigenſchaft dem Papiergelde, ſind wenigſtens ein 
den erſtern weit vorzuziehendes Verkehrsmittel und als 
Stellvertreter des baaren Geldes oft von wohlthaͤtiger Wirkſam⸗ 
keit fuͤr Befoͤrderung der (laͤndlichen wie der ſtaͤdtiſchen) Indu⸗ 
ſtrie, oder auch, als Vermehrung der Zahlungsmittel, von vor— 
theilhaftem Einfluß auf die Preiserhöhung der Gruͤnde oder 

überhaupt der verkaͤuflichen Güter. | 

Weitere Unterſchiede beſtehen in a auf die für die 
Rückzahlung feſtgeſezten Bedingungen, dann auf die 
dafuͤr gegebene Sicherheit, als durch ſpezielle Hypothek 
durch Anweiſung beſtimmter Staatseinkuͤnfte fuͤr die 
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zu leiſtenden Zahlungen, durch Creirung eines Tilgungsfonds, 
u. ſ. w. Auch dieſe Unterſchiede jedoch berühren das Weſen 
der Staatsſchulden nicht, ſondern blos Nebendinge. Nur die 
allgemeine — allerdings hochwichtige — Frage von den 
Vortheilen oder Nachtheilen eines Tilgungsfonds nimmt 


eine naͤhere Beleuchtung in Anſpruch. Wir werden ſpaͤter dar⸗ 


auf zuruͤckkommen. 

Von dem ſehr bedeutſamen Unterſchied zwiſchen inlän⸗ 
diſchen und auswärtigen Anlehen haben wir bereits oben 
geſprochen. Obſchon uͤbrigens im Allgemeinen ſehr weſent— 
liche Nachtheile mit den lezten verbunden ſind, ſo kann doch 
blos mit Beruͤckſichtigung der in gegebenen Faͤllen und in be— 
ſtimmten Staaten vorhandenen beſondern Umſtaͤnde und 
Verhaͤltniſſe über den dadurch jeweils begründeten groͤßern 
Vortheil oder Nachtheil der einen oder der andern entſchieden 
werden. Allerdings ſind in der Regel und namentlich alsdann, 


wenn hinreichende Kapitalien im Inlande vorhanden ſind, die 


inlaͤndiſchen Anlehen vorzuziehen, weil bei ſolchen das Paſſivum 
des Staates zugleich ein Activum eines Buͤrgers, mithin in 
ſofern ſich gegen einander aufhebend iſt, und noch mehr darum, 

weil die Heimzahlung auswaͤrtiger Anleihen druͤckender, als die 
der einheimiſchen und weit ſchwerer durch kuͤnſtliche Operationen 
oder gar mit Autoritaͤt abzulehnen oder zu verzoͤgern iſt. Doch 
kann das mittelſt ſolcher Anlehen geſchehende Hereinbringen 
fremden Geldes, wenn die einheimiſche Produktion der im Lande 
vorhandenen Kapitalien nothwendig bedarf, einen groͤßeren 
Schaden verhuͤten oder einen groͤßeren Vortheil gewaͤhren, als 
der auf der andern Seite ſtehende iſt. Uebrigens iſt, nach den 
heut zu Tag gewoͤhnlichſten Formen des Anlehens, gar nicht 
zu vermeiden, daß auch urſpruͤnglich im Inland gemachte 
Anlehen durch den Papierhandel oder überhaupt auf de viel— 
namigen Wegen des Privatverkehrs zu auswaͤrtigen Schulden 
werden und umgekehrt. Auch dieſer Unterſchied iſt alſo heut 
zu 0 von geringerer Bedeutung als EB: 


Roetteck's Vernunftrechtslehre. IV. 25 


— 2 8 Ä esse 
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[ 


Von dem öffentlichen Credit N, 


je 


Alle Hauptſtaaten Europa's und auch mehrere kleinere 
Staaten — ja einige wiederholt — haben ſchon Bankerott ge 
macht, zwar mehr oder minder vollſtaͤndig, auch mehr oder 
minder verſchleiert, doch dem Weſen nach immer Bankerotte, 
Auch mancherlei Finanzoperationen, welche die Regierun⸗ 
gen ganz unbedenklich vornehmen, ſtreifen an ſolchen Bankerott, 
d. h. find Erklaͤrungen entweder der Unfaͤhigkeit oder, was 
noch ſchlimmer iſt, der Ungeneigtheit zur vollkommenen Befrier 
digung der Gläubiger, Deſſenungeachtet finden dieſe Staaten 
immer neues Vertrauen; der Staatscredit iſt faſt unverwuͤſt— 
lich; man ſchreibt die vorgekommenen Verkuͤrzungen der Glaͤu— 
biger entweder einem außerordentlichen Drang der Umftande, 


deſſen Wiederkehr nicht zu beſorgen iſt, zu, oder dem perfonls 


chen Verſchulden eines einzelnen Finanzminiſters, deſſen Nach⸗ 
folger ohne Zweifel gewiſſenhafter ſeyn wird, und traͤgt mit 
immer ſich erneuerndem Vertrauen ſein Geld zum Buͤreau der 
Staatsanlehen. Doch iſt freilich ein großer Unterſchied zu ers 
kennen zwiſchen dem Grade des Vertrauens, welchen man 
dieſer oder jener Regierung ſchenkt und daher auch zwiſchen dem 
Preiſe, fuͤr welchen man — unter ſonſt gleichen Umſtaͤnden 
— der einen oder der andern borgt; und es iſt daher, da nach 
den heutigen Verhaͤltniſſen jede Regierung faſt unausweichlich 


*) Man fehe hierüber das klaſſiſche Werk: „der öffentliche 
Credit von Fr. Nebenius,“ (Zweite Auflage, 1829.) wel⸗ 
chem an Reichhaltigkeit wie Gründlichkeit keines der bisher über 
dieſen hochwichtigen Gegenſtand erſchienenen beikömmt. Wenn wir 
uns gleichwohl in einigen Punkten etwas davon abweichende Anſich— 
ten erlauben, ſo iſt dieſes die Folge unſeres, bei der allgemeinen Be— 
trachtung der nationalökonomiſtiſchen Syſteme und Berech— 
nungen und bei der Aufſtellung von ſtrengen Rechts: Prinzipien 
für die Finanz genommenen, — dort mit der Schule und hier 
mit der Praxis vielfach im Widerſtreit befindlichen — Standpunktes. 
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in den Fall koͤmmt, Anlehen machen zu muͤſſen, auch für jede 
von hoͤchſter Wichtigkeit ſich Credit zu verſchaffen und 
denſelben moͤglichſt zu erhoͤhen. 

Der Credit beruht auf dem Vertrauen vorerſt in die 
Zahlungs fahigkeit, dann aber auch in den guten Willen 
oder die Redlichkeit des Schuldners. Bei Privaten mag 
die Stelle der lezten zum Theil vertreten die Moͤglichkeit oder 
Leichtigkeit des gegen den Schuldner anzuwendenden Zwan— 
ges, welcher bei dem Staate in der Regel wegfaͤllt, weil, wel— 


ches immer die Formen der Staatsanlehen ſeyen, nur ſehr ſel- 


ten oder ausnahmsweiſe dem Glaͤubiger die Imploration der 
gerichtlichen Hilfe geſtattet iſt. Die beiden Grundſaͤulen des 
Staatscredits find alſo das Staatsvermoͤgen und die ans 


erkannte Redlichkeit der Regierung. Alle Verhaͤltniſſe 


oder Begebenheiten, welche mit Erhoͤhung oder Verringerung, 
Sicherſtellung oder Gefährdung des Staatsvermoͤgens (alſo 
auch des Nationalreichthums) in Zuſammenhang ſtehen, ſodann 
alle Akte der Regierung, welche eine größere oder kleinere Ges 
wiſſenhaftigkeit in Erfüllung der eingegangenen Verpflichtun⸗ 
gen darthun, ſind wirkſam fuͤr Erhoͤhung oder Erniedrigung 
des Staatscredits. 

Das Staatsvermoͤgen, überhaupt der doͤkonomiſch 


bluͤhende Zuſtand des Gemeinweſens, haͤngt einerſeits von den 


faktiſch vorhandenen, durch eine kluge Staatswirthſchaſt aber 
in's Unbeſtimmbare zu erhoͤhenden, Elementen des Nas 
tionalreichthums und von einer weiſe geregelten Ordnung 
des eigentlichen Staats-Haushaltes, und anderſeits von 
den — der Vorausſicht oder Leitung der Staatsgewalt oft un— 
zugaͤnglichen — Ereigniſſen ab. In dieſer Sphaͤre alſo 


uͤbt das Schickſal einen ſtaͤts maͤchtigen und oft unuͤberwind⸗ 
lichen Einfluß, namentlich was die auswaͤrtigen Ver⸗ 


haltniſſe oder auch das Schickſal der Schlachten wie der 

diplomatiſchen Verhandlungen betrifft. Das nach ſolchen Er— 

eigniſſen ſich richtende Steigen oder Fallen der Staats— 

papiere druͤckt auf's Genaueſte das jeweilige Steigen oder 

Fallen des Staatscredites aus. Doch kann die Weisheit der 

einheimiſchen und hhktigen ee der Ungunſt des 
25 
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Schickſals zuvorkommend oder heilend entgegen treten, und die, 
ſolche Weisheit mehr oder minder verbuͤrgende, Staats— 
verfaſſung iſt daher von weſentlichem Einfluß auf den Cre— 
dit. In noch engerer Verbindung ſteht ſolche Staatsverfaſſung 
mit dem auf die Redlichkeit der Verwaltung zu ſezenden 

Zutrauen. Eine abſolutiſtiſche Regierung kontrahirt Schul- 
den gar oft leichtſinaig und ohne Noth, entzieht ſich aber auch 
unbedenklich der Erfuͤllung ihrer eingegangenen Verpflichtun— 
gen, aͤndert wohl auch, bei eintretendem Wechſel der regieren— 
den Perſonen oder ihrer Miniſter, ein fruͤher befolgtes Syſtem, 
gewaͤhrt alſo, ſelbſt wenn ſie zeitlich eine gute Bahn verfolgt, 
keine Sicherheit fuͤr die Zukunft. Eine konſtitutionelle, 
d. h. die Volksrepräſentation zum weſentlichen Element ha⸗ 
bende Regierung dagegen macht nur Schulden, wo es wirklich 
Noth thut oder wahren Vortheil bringt und beobachtet die eins 
gegangenen Verpflichtungen gewiſſenhaft, aus Motiven der 
Ehre nicht minder als aus jenen des wohlberechneten Intereſſe. 
Die Staaten, welche ſich einer wahren (nicht blos in taͤuſchen⸗ 
den Formen beſtehenden) Repraͤſentativ-Verfaſſung erfreuen, 
haben vergleichungsweis einen weit groͤßern Credit als die ab- 
ſoluten. Es iſt dieſes ein Umſtand, welcher geeignet iſt, den 
ſolchen Verfaſſungen von den Feinden der Freiheit zugedachten 
Todesſtreich abzuhalten, oder welcher wenigſtens das Beſtreben 
hervorruft, den Schein einer volksthuͤmlichen Verfaſſung mit⸗ 
ten unter den Aumaſſungen und Triumphen des Abſolutismus 
noch eine Zeitlang aufrecht zu erhalten. Das Be duͤrfniß 


des Geldes iſt die lezte Sicherheitswache für die 


landſtaͤndiſchen Verfaſſu ngen. 

Natürlich iſt — beim Staat wie bei Privaten — unter | 
fonft gleichen Umſtaͤnden der mindeſt belaſtete Cre— 
dit zugleich der größte, oder wenigſtens der ausgedehn— 
teſten Benuͤzung Raum gebende, demnach für etwa kuͤnf- 
tig eintretende ſehr große und lang andauernde, außerordents 
liche Beduͤrfniſſe der minder erſchopfliche Deckungsmittel 
darbietende. Schon von dieſem Geſichtspunkt erſcheint die 
Schulden⸗-Tilgung, d. h. die — nach Maßgabe der hiezu 
ohne ſehr fuͤhlbaren Nachtheil aufzubringenden Zahlungsmittel 
— zu bewirkende Entlaſtung des durch Ungunſt fruͤherer 
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Zeiten beſchwerten Credits als eine wahre und unverkennbare 
Wohlthat. 


F. 43. 


Von der Schulden⸗Tilgung 


————— 


Der Staat wie der Privatmann foll, wenn er Schulden 
macht, gleich anfangs und forgfältig auf deren — ſey es ſpaͤ— 
tere oder frühere — Heim zahlung bedacht ſeyn, und die 
Art der Heimzahlung ſoll der eingegangenen Verpflichtung volls 
ſtaͤndig, ohne irgend eine Verkuͤmmerung oder Beeinträchtigung 
entſprechen. Alle Erleichterungsmittel jedoch, welche 
unbeſchadet dem Recht, alſo namentlich mit Einwilligung der 
Betheiligten, in Anwendung gebracht werden koͤnnen, ſind, 
wie ſich's von ſelbſt verſteht, nicht nur zulaͤſſig, ſondern 
raͤthlich. | | 

Zur Sicherſtellung der Heimzahlung eines Anleihens iſt 
ſonſt als das beſte Mittel anerkannt worden, die — der Er— 
findung nach zwar neue, allererſt in England durch Pitt 
in Ausuͤbung geſezte, bald aber in vielen Staaten nachgeahmte 
— Creirung eines beſtimmten Tilgungsfondes fuͤr jede 
beſondere Gattung der Anlehen, oder auch für die geſammte 
Staatsſchuld uͤberhaupt. Ein ſolcher Tilgungsfond beſteht aus 
einer eigens hiefuͤr ausgeſchiedenen (nach unſerer Anſicht — 
wovon jedoch die Praxis abweicht — am fuͤglichſten durch eine 
außerordentliche Steuer oder Steuer-Erhoͤhung zu ge⸗ 
winnende) Einkommensſumme, welche neben der Deckung der 
Zinſe des Anlehens noch zu einer jaͤhrlichen Abzahlung eines 
kleinen Theiles (z. B. des hundertſten, oder auch noch gerin— 
geren Theiles) der Kapitalſumme hinreicht. Vermittelſt dieſer 
theilweifen Abzahlung vermindert ſich allmalig die jährliche 
Zinsſchuld, und mehrt ſich um den gleichen Betrag die fuͤr die 
Kapitalabzahlung disponible Summe, und es mag dergeſtalt, 


wenn der Tilgungsfond urſpruͤnglich auch nur ein Prozent des 
Kapitales neben den Zinſen zu beſtreiten im Stande iſt, bin— 
nen ſechs und dreißig Jahren die ganze (fünf prozentige) Schuld 
getilgt ſeyn. Es iſt dieſes — wie Dr. Price's Berechnung 


Sn darthut — ſo wahr, als der arithmetifche Saz: zweimal zwei 


macht vier; und ſo lange man nichts weiteres von dem Til— 
gungsfond verlangt, als was eben bemerkt worden, ſo iſt es 
faſt abgeſchmackt, die Realitaͤt der durch ihn zu bewirkenden 
Vortheile zu beſtreiten. Gleichwohl hat man in der neueſten 
Zeit angefangen, die Idee des Tilgungsfondes lebhaft zu be— 
kaͤmpfen, und den Glauben an die davon zu erlangenden Vor⸗ 
theile für bloßes Vorurtheil oder Kurzſichtigkeit zu erklaren. 
(ſ. insbeſondere die Schrift: De l’amortissement, par A. de 
Gasparin, Auditeur au Conseil d’etat, et J. Reboul, 
Paris, 1854. und dann auch die oben angefä führte Rede La 
fitte's.) 

Zwar ſcheint die Bildung eines Tilgungs— Fondes iberftäf, 
fig, wenn überhaupt feſtgeſezt, und durch Verfaſſungs- oder 
Verwaltungs-Prinzipien dafuͤr Sicherheit geleiſtet wird, daß 
alljaͤhrlich ein angemeſſener Ueberſchuß der Einnahmen 
uͤber die ordentlichen oder eigentlichen Staatsausgaben ſtatt— 
finde, und daß ſodann derſelbe zur Schulden-Tilgung verwendet 
werde. Allein es iſt ſchwer, die Sicherheit eines ſolchen Ueber- 
ſchuſſes und einer ſolchen Verwendung herzuſtellen, und jeden— 
falls entbehrt man bei ſolcher blos im Allgemeinen feſtgeſezten 
Widmung des Einnahme-Ueberſchuſſes zur Schulden-Tilgung 
die fo vielfach wuͤnſchenswerthe Zuverlaͤßigkeit der Aus 
ſicht, von dieſer oder von jener beſtimmten Schuld binnen 5 
einer genau berechneten Zahl von Jahren befreit zu ſeyn. 

Freilich iſt klar, daß, wenn die Staatskaſſe ein Defizit 
hat, ſo daß zur Beſtreitung der eigentlichen Staatsausgaben 
neben der Dotirung der Amortiſation nothwendig iſt, zu neuen 
Anlehen ſeine Zuflucht zu nehmen, die Amortiſirung zum 
bloßen Gaukelſpiel und, wenn die neuen Anlehen koſtſpieliger 
ſind als die zu tilgenden, zur thoͤrichten Verſchwendung wird. 
In ſolchen Faͤllen wird natuͤrlich, wenn man vernuͤnftig haus— 
halten will, das Amortiſiren ſuspendirt und zu deſſen Fort 
ſezung eine guͤnſtigere Zeit erwartet werden muͤſſen. Wir aber 
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 Baben zumal die Friedens⸗Zeiten im Auge oder uͤberhaupt 

eine ſolche Staatslage, wo es moͤglich iſt, theils durch weiſe 
Erſparungen, theils durch unnachtheilige (d. h. ohne Druck 
erſchwingliche) Steuererhoͤhung, einen der Amortiſirung 
zu widmenden Einnahmen-Ueberſchuß zu bewirken. 
Solche Zeiten und Lagen nicht zu benuͤzen zur Tilgung iſt 
unverantwortlich. 

Uebrigens wird kein Verſtaͤndiger laͤugnen, daß die Bil— 
dung eines Tilgungsfondes eine wirkliche Ausgabe iſt, ohne 
Unterſchied, ob man dazu eine ſchon fruͤher fluͤſſig geweſene 
Einnahmsquelle beſtimme, oder blos den durch geſchickte Fir 
nanz⸗ Operationen zu machenden Gewinn. Es wird alſo kei— 
neswegs — wie Einige aus Mißverſtaͤndniß geruͤhmt haben — 
die Schuld ſolchergeſtalt durch ſich Selbſt getilgt, wohl 
aber durch vortheilhafte Verwendung einer verhaͤltnißmäßig nur 
kleinen Summe. 

Jener zu ſolchem Zweck zu benuͤzende Gewinn kann ine 
beſondere beſtehen in der durch Zinſen-Herabſezung be 
wirkten Erſparniß. Solche Herabſezung jedoch kann unbe— 
ſchadet dem Recht nur mit Einwilligung der Glaͤubiger, oder 
in Verbindung mit dem Anbot, jedem Nichteinwilligenden 
fein Kapital heimzubezahlen geſchehen. Bleibt alsdann die fruͤ— 
here Dotations-Summe für die Zinszahlung unvermindert, ſo 
beſizt man in dem jezt ſich ergebenden Ueberſchuß ein ſich in 
ſtaͤter Progreſſion vermehrendes Mittel der Kapitals-Heim— 
zahlung. | 
Ein weiteres Mittel der Tilgung — überhaupt der Er— 
leichterung — der Staatsſchuld beſteht in der Verwand— 
lung einer wee Art von Verpflichtungen in eine min— 
der laftige. Eine ſolche kann freilich nur mit Einwilligung 
der Glaͤubiger rechtskräftig (d. h. nach dem Vernunftrecht) zu 
Stande kommen; aber es hat die Staatsgewalt nach Umſtaͤn⸗ 
den in ihrer Macht, den Glaͤubigern B Vortheile bei ſolchen Ver— 
änderungen anzubieten, welche für die Geſammtheit ohne Nach— 
theil, oder wenigſtens nur ein geringer Preis fuͤr die durch die 
Veraͤnderung zu erlangenden Vortheile ſind. Ein weites Feld 
bietet ſich hier der finanziellen Kunſt dar; und ſo lange dabei 
die Rechtslinie nicht uͤberſchritten, d. h. den Glaͤubigern nichts 
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gegen ihren eigenen Willen Laufendes zugemuthet wird, kann 
auch nichts dagegen erinnert werden. 

5 Die Heimzahlung der Staatsſchulden geſchieht Eier 
gemäß einer von der Willkuͤr beider Theile abhängigen Auf— 
kuͤndung, oder nach einer zum vorhinein beſtimmten oder 
auch vom Staat willkuͤrlich zu beſtimmenden Reihenfolge, 
oder aber — was heut zu Tage ſehr oft vorkommt — nach 
dem Ergebniß einer Loos ziehung. 


Die Vortheile, welche der Staat bei Veraͤnderung der 


Schuldtitel erlangen kann, beſtehen etwa in der Verwandlung 
aufkuͤndbarer Schuldbriefe (d. h. von Seite der Glaͤubiger 
aufkuͤndbarer) oder bereits zur Zahlung verfallener in ſolche, 
die durch eine laͤngere Zeit unaufkuͤndbar, oder nur von 
Seite des Staates aufkuͤndbar ſind, alſo namentlich auch von 
Obligationen in Rentenſcheine, ſodann in Eintauſchung 
von Papieren eines hoͤhern Zinsfußes gegen ſolche, die nie- 
drigere Zinſen tragen, oder wohl gegen völlig unver⸗ 


zinsbare. Den Glaͤubigern kann dagegen als Verguͤtung 


gewaͤhrt werden, entweder eine ſpezielle Hypothek, oder uͤber⸗ 
haupt eine ſicherere Bedeckung, dann etwa die Ausſicht auf 
einen Lotterie-Gewinn, weiter eine die Leichtigkeit des Ver— 
kehrs oder des Umſazes beguͤnſtigende Eigenſchaft eines 
Papieres, z. B. daß es nicht auf beſtimmte Perſonen laute, 
ſondern ſchlechthin au porteur, oder, was noch wichtiger iſt, 
daß es bei oͤffentlichen Kaſſen, insbeſondere auch etwa bei An— 
kauf von Staatsguͤtern, als baares Geld angenommen 
werde, oder wohl auch uͤberhaupt Anwendung wie baares Geld 


finde. Papiere, welche die lezt bemerkte Eigenſchaft haben, 


bilden fuͤr ſich eine ganz beſondere Klaſſe von Staatsſchulden, 
und ſprechen als ſolche auch eine beſondere Beleuchtung an. 
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Von dem Papier⸗Gelde. 


Das Papier⸗Geld kann einen doppelten, naͤmlich eis 
nen ſtaatswirthſchaftlichen und einen finanziellen 
Zweck oder Nuzen haben. Wenn die Maſſe des im Umlauf 
befindlichen Geldes fuͤr die Beduͤrfniſſe des Verkehrs zu klein 
iſt, ſo kann durch Creirung einer entſprechenden Summe Pa— 
piergeldes jenem Beduͤrfniſſe abgeholfen, der Umlauf belebt und 


dadurch auf alle Zweige der Produktion und des Erwerbs eine 


wohlthätige Wirkung hervorgebracht werden. Aber es bietet 
die Emiſſion des Papiergeldes auch einen unmittelbaren und 
einleuchtenden finanziellen Vortheil dar. Wenn naͤmlich 
der Staat eine gewiſſe Maſſe ſeiner Beduͤrfniſſe mit Papier— 
geld bezahlt, oder eine gewiſſe Maſſe von Staats-Obligationen 
mit Papiergeld einlöst, fo gewinnt er unmittelbar die ganze 
Summe, auf welche das emittirte Papiergeld lautet. Jedes 
Papier dieſer Art zwar iſt in der That ein Schuldbrief, 
zu deſſen einſtiger Tilgung der Staat jedenfalls verbunden, ja 
zu deſſen jeden Augenblick bereiter Auswechslung mit baarem 
Geld er oftmals ſelbſt ausdruͤcklich verpflichtet iſt“). Allein 


) Eine andere Anſicht, welcher ſich auch Nebenius anſchließt, 
will das Papiergeld blos als geſezliches Zahlungsmittel, 
nicht aber als Schuldbrief, gelten laſſen. Allein die erſte Eigen— 
ſchaft hebt die lezte nicht auf, ſondern bringt fie vielmehr erſt hervor 
oder verſtärkt fi. Ein von der Regierung emittirtes Papiergeld, 
womit ſie entweder ihre Gläubiger oder ihre Diener oder ihre Liefe— 
rauten u. ſ. w. bezahlt, iſt einer Schuldurkunde für Dargeliehenes 
oder einer Banknote für deponirtes Geld in der Weſenheit oder wah— 
ren rechtlichen Eigenfhaft gleich; und wenn fie danı mit Au to— 
rität ſolches Papier für ein allgemeines Zahlungsmittel erklärt, fo 
ſezt ſie dem frühern Rechtstitel der Verpflichtung noch einen weitern 
— jedem ſpätern Empfänger unmittelbar, alſo nicht blos als 
Rechtsnachfolger deſſen, der es zuerſt empfing — zu Statten kom— 
menden bei, nämlich jenen der Bürgſchafts-Leiſt ung für das 
der Geſammtheit mit Autorität übergebene Zahlungsmittel. 
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ſo lange die Maſſe des Papiergeldes den Bedarf der Circula⸗ 
tion nicht uͤberſteigt, iſt die Einloͤſung unnoͤthig. Es mag da— 
her nach Umſtaͤnden dieſelbe bis in die fernſten Zeiten verſcho— 
ben bleiben, und bis ſolcher Zeitpunkt eintritt, iſt wenigſtens 
die Schuld eine unverzins liche. Auch mögen die einzel⸗ 
nen, zur Auswechslung dargebrachten, Papiere vom Staat 
abermal ausgegeben, und die ulchehen Einloͤſung Mau 
wieder aufgehoben werden. 

In ſo weit alſo erſcheint die Erſchaffung von Papiergeld 
zwiefach Vortheil bringend. Aber es hat dieſelbe auch 
eine ſehr bedenkliche Kehrſeite, und zwar in dem Maße be⸗ 
denklich, daß alle Staaten, worin noch kein Papiergeld be⸗ 
ſteht, ſich darob Gluͤck wuͤnſchen. Fuͤr's Erſte nämlich iſt, for 
bald einmal Papiergeld u gug en worden, die Verſuchung, 
deſſelben noch mehr und mehr auszugeben, ſo nahe liegend, 
daß ihre Ueberwindung kaum je erwartet werden kann. Eine 
ſo leichte und unkoſtſpielige Weiſe, ſich Geld zu verſchaffen, 
iſt allzu lockend, als daß man ihr, wenn einmal die Bahn 
gebrochen worden, widerſtehen koͤnnte, ſobald irgend ein Ber 
duͤrfniß oder eine Luft ſich einſtellt, zumal unter einer abſolu- 
tiſtiſchen Regierung, oder uͤberhaupt, wo keine genaue Con— 
trole oder Offenkundigkeit der jeweils dergeſta alt emittirten Sum⸗ 
men beſteht. Wenn aber das gehörige Verhaͤltniß des Papie— 
res zum baaren Geld, oder uͤberhaupt zu den umlaufenden 
Zahlungsmitteln auf eine merkbare Weiſe uͤberſchritten wird 
(und die oͤffentliche Meinung wird niemals ſaͤumen, ein ſol⸗ 
ches zu erkennen) ſo iſt das Sinken des Kurſes ſolcher 
Papiere davon die natuͤrliche Folge, wohl auch ein wech ſel— 
volles Schwanken des Kurſes, je nachdem die Umſtaͤnde 
oder Ereigniſſe fuͤr den Staatscredit guͤnſtig oder unguͤnſtig 
ſind. Mit dem eite jenes Sinkens und Schwankens aber 
9 unausweichlich eine Reihe der furchtbarſten Uebel. 
Denn es entſteht dadurch, da naͤmlich ſolche Papiere ein fak— 
tiſch und in der Regel ſelbſt geſezlich beſtehendes allgemeines, 
mit dem Metallgeld concurrirendes oder gar voͤllig an feine 
Stelle tretendes, Zahlungsmittel ſind, auch ein fortwaͤhrendes 
Schwanken der Preiſe aller Dinge, eine heilloſe Verwirrung 
aller Werth- und Vermoͤgens-Verhaͤltniſſe und eine Maſſe 


395 


unauflöslicher Rechts-Widerſpruͤche in Bezug auf Forderung 
und Schuldigkeit, Vergangenheit und Gegenwart, Leiſtung 
und Empfang, ſonach die verderblichſte Einwirkung auf allen 
Erwerb, Verkehr und Handel und unberechenbare Zerſtoͤrung 
von Familiengluͤck. Bei weiter gehendem Sinken des Papier— 
geldes verſchwindet mehr und mehr das baare Geld auf den 
einheimiſchen Maͤrkten und der Handel nach dem Auslande 
wird verluſtvoll geführt oder ſtockt. Aber der Unwerth der 
Papiere, worin der Staat auch feine Abgaben zu empfan— 
gen hat, noͤthiget, um auch nur den laufenden Bedarf zu de— 
cken, zu fortwaͤhrender Vermehrung eben dieſer Papiere; und 
fo ſchwillt allmalig die Maſſe derſelben zu einer Hohe an, 
welche ihre Realiſirung voͤllig unmoͤglich macht. Nun iſt frei— 
lich einerſeits klar, daß ſolche Realiſirung, d. h. ſolche Aus— 
wechslung nach dem Nennwerth, in Anſehung derjenigen Be— 
ſizer dieſes Papiergeldes, welche es in einem gegen den No— 
minalwerth unendlich verringerten Preiſe uͤberkamen, ein ihnen 
gegen alle Billigkeit zugehender Gewinn, ein ihnen zur Be— 
druͤckung der Geſammtheit gemachtes reines Geſchenk 
ſeyn wuͤrde. Aber es laͤßt ſich nicht deutlich beſtimmen, wo 
die Grenze des Billigen ſich befinde, oder wie theuer jeder 
Einzelne das Papiergeld gekauft, oder zu welchem Preiſe als 
Zahlung angenommen habe; und nach ſtrenger Privat-Rechts— 
Schuldigkeit hat der Staat — in der Eigenſchaft als Schuld— 
ner — fuͤr den ganzen Nominalwerth einzuſtehen. (Von den 
ihm dießfalls als Staat zuſtehenden Rechten reden wir unten). 
Ebendaſſelbe, und in noch hoͤherem Maße findet auch ſtatt in 
Bezug auf Staats- Obligationen, welche nicht als 
Geld cirkuliren, ſondern wie immer benannte Kapital-Schuld— 
briefe ſind. Das rechtlich einzig moͤgliche Mittel, ſich — ohne 
foͤrmliche Erklarung eines Staats-Bankerotts — ſolcher Schul— 
den zu einem leidlichen Preiſe zu entledigen, beſteht darin, daß 
die Regierung ſolche Papiere um den geſunkenen Preis, d. h. 
alſo wohlfeil, ankaufe, oder auch bei Kontrahirung einer 
neuen Anleihe an Zahlungsſtatt nach dem Kurs, oder etwas 
weniges hoͤher annehme, und durch Zernichtung derſelben ſich 
von einem Theile der Schuld befreie. Es wird aber in dem 
Maße, als ſolche Operation vorſchreitet, der Kurs der noch 
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vorhandenen Papiere wieder fleigen, demnach der Ruͤckkauf wies 
der theurer werden. Ueberhaupt kann dieſer, bei etwa fortwahr 
rendem Defizit im Haushalt und beim Mangel des für neue 
Anlehen nöthigen Credits ganz a ſeyn. Was iſt 
dann in einem ſolchen Falle zu thun? Iſt eine geſezliche 
Herabſezung des Nominal— Werthes der Staats-Papiere sulaßig.? 
Das heißt alfo, iſt ein Staats-Bankerott (denn folche 
Herabſezu ng iſt nach ihrer Weſenheit nichts anderes) zus 
laͤßig? Dieſe Frage erheiſcht eine von einem allgemeine⸗ 
ren eee ahi Beantwortung. | 


$. 45. 


Vom Staats -Bankerott. 


# 


Es iſt natürlich, daß die Recht und Ehre Liebenden die 
Idee des Bankerotts als beiden zuwiderlaufend, mit Unwillen 
und unbedingt verwerfen. Man behauptet wohl auch, daß, 
ſelbſt vom Standpunkt der Politik oder des zu berechnenden 
Vortheils betrachtet, der Bankerott ein Uebel ſey, weil auch 
der groͤßte augenblickliche Geldgewinn, d. h. die Befreiung von 
der groͤßten wirklich aufliegenden Schuldenlaſt, uͤberwogen werde 
einerſeits durch die vielfache Zerruͤttung, die jeder Staats-Ban⸗ 
kerott herbeifuͤhrt, durch die Verarmung der Staatsglaͤubiger, 
welche dann wieder die Gläubiger der lezten in das gleiche 
Verderben hinabzieht, und dann auch durch den Todesſtoß, 
welchen der Staatscredit durch einen ſolchen Bankerott er— 
leide. Was jedoch den Punkt des Vortheils betrifft, ſo iſt es 
damit bei dem Staatsbankerott faſt wie bei jenem der Priva⸗ 
ten, von deſſen bereichernder, oder wenigſtens der dringendſten 
Noth abhelfender Wirkung, wenn dabei mit Liſt und Gewandt— 
heit verfahren wird, die alltaͤgliche Erfahrung nur zu viele Be⸗ 
weiſe aufſtellt. Das pekuniaͤre Intereſſe des Staates als Ger 
ſammtheit iſt von jenem ſeiner einzelnen Angehoͤrigen verſchie— 
den: eine Bereicherung des erſten auf Unkoſten der lezten iſt 
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nicht nur gedenkbar, ſondern gar oft wirklich vorhanden; und 
es giebt Nothfälle, worin der Bankerott oder wenigſtens das 
Schuldenmachen, welches zum Bankerott fuͤhrt, als einziges 
oder leztes Rettungsmittel erſcheint. Der in Folge des La w' 
ſchen Syſtems eingebrochene Bankerott hat die durch Lu d— 
wigs XIV. Verſchwendung entſtandene ungeheure Belaſtung 
Frankreichs, ob auch mit dem Ruin von Hunderttauſenden, 
doch immer weſentlich erleichtert, und ohne die Aſſignaten 
und Mandaten, deren Tilgung nur durch einen völligen 
Bankerott geſchehen konnte, ware die franzoͤſiſche Republik 
den Streichen der Coalition erlegen. Doch Schade um jeden 
Vortheil, wenn er auf Unkoſten des Rechts und der Ehre er— 
kauft wird. Ob aber wirklich ein jeder Staatsbankerott wider 
Recht und Ehre laufe, kann im Allgemeinen nicht unbedingt 
entſchieden, ſondern es muͤſſen dabei vorlaͤufig einige Unter— 
ſcheidungen gemacht werden. 

Fuͤr's Erſte kann die Nichtbezahlung einer Schuld, 91 
nach Form oder Zweck ihrer Kontrahirung als ungiltig er 
ſcheint, nicht als widerſtreitend den Prinzipien des Rechtes 
oder der Ehre gelten. Doch iſt freilich auf eine ſolche Nicht— 
bezahlung der Name Bankerott nicht anwendbar. Hatte die 
ſpaniſche Procuratoren-Kammer das Guebhardiſche Anleihen 
definitiv verworfen, ſo wuͤrden zwar die Inhaber der betreffen— 
den Papiere, und auch die Anhaͤnger der durch dieſelben repraͤ— 
ſentirten Sache über Bankerott geſchrieen haben; aber die par- 
teiloſe und verſtändige Mit- und Nachwelt hätte es nicht gez 
than. Sodann wuͤrde, von einem unbefangenen Standpunkt 
beurtheilt, auch niemals als Vankerott gelten koͤnnen die Bei— 
ziehung der Staatsglaͤubiger Selbſt, zumal der eim 
heimiſchen (bei den aus waͤrtigen aber ſtellen ſich die im 
F. 28. angedeuteten rechtlichen Bedenken dar) zur Laſt der 
Schuldenzahlung. Nach der Lehre Derjenigen, welche das ge— 
ſammte National-Vermoͤgen (d. h. neben dem eigentlichen Ge— 
ſammtgut auch das Vermoͤgen ſaͤmmtlicher Staatsgenoſſen) 
als natuͤrlich verpfaͤndet fuͤr die Bezahlung der Staatsſchulden 
betrachten, iſt wohl einleuchtend, daß die Inhaber der Kapita— 
lien nicht minder als jene von anderem Gut Mitſchuldner, 
folglich in demſelben Verhaͤltniß wie alle uͤbrigen Beſizer (oder 
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Erwerber) beitragspflichtig zur Schuldzahlung fi nd. . 
Unterſchied alſo, ob man durch eine Einkommens- oder 
durch eine Vermoͤgens-Steuer die Mittel ſolcher Zahlung 
herbeizuſchaffen vorziehe, iſt der Beizug der Kapitaliſten, 
ſomit auch der Staatsglaͤubiger, gerecht, und nur, wenn 
etwa ein Miß ver haͤltniß bei Beſtimmung des Beitrags ein— 
träte, duͤrften die leztern ſich beklagen. Nicht eigens als Staats— 
glaͤubiger naͤmlich wuͤrden ſie beſteuert, ſondern nur uͤber⸗ 
haupt als Beſizer oder Kapitaliſten; und nicht der Staat 
als ihr Schuldner oder vermoͤge Kontrakts Verpflichteter, 
ſondern als Staat machte ſolche Forderung gegen ſie geltend. 
Von einem Widerſtreit derſelben mit der Schuldverpflicht— 
ung kann alſo keine Rede ſeyn, was man uͤbrigens bei der 
indirekten Beſteurung praktiſch anerkennt, folglich auch bei 
der direkten anerkennen muß. Auch die Zachariaͤ'ſche Anz 
ſicht, wornach naͤmlich Staatsanlehen blos zum vorhinein von 
den Geldbeſizern, vorbehaltlich der Abrechnung mit den übrigen 
Buͤrgern, erhobene Abgaben ſeyn ſollen, fuͤhrt zu demſelben 
Ergebniß; und es iſt faſt unbegreiflich, wie man ſich dagegen 
auflehnen kann. Selbſt der politiſche Grund, den man ges 
gen die Beſteurung der Staatsglaͤubiger aufſtellt, daß naͤmlich, 
wo ſolche zu erwarten iſt, die Geldbeſizer nur gegen haͤrtere 
Bedingungen dem Staate darleihen, demnach ſchon zum 
vorhinein fuͤr ihren etwa kuͤnftig zu leiſtenden Beitrag, ſich 
entſchaͤdigen laſſen werden, iſt voͤllig unhaltbar. Denn, wenn, 
wie es ſeyn ſoll, auch die Privatkapitalien beſteuert wer— 
den, jo wird das Verhältniß des Zinsfußes zwiſchen dieſen 
und den oͤffentlichen Kapitalien unverandert bleiben; und jeden— 
falls kann der Wunſch, eine etwas guͤnſtigere Anlehens-Beding— 
ung zu erhalten, kein rechtfertigender Grund fuͤr das Aufgeben 
des ſo unendlich wichtigen Prinzips von der Beitragspflicht 
aller Theile des National-Vermoͤgens ſeyn. 

Wenn man nach dieſem Prinzip in der That und ſtreng 
verfuͤhre; fo ſollte man glauben, daß ein Bankerott gar nie 
mal nndthig ſeyn, ſondern die Schuldzahlung durch eine wech— 
ſelſeitige allgemeine Ausgleichung jeden Augenblick leicht 
erfolgen koͤnne. Nehmen wir an, die Staatsſchuld betrage ½ 
des geſammten Nationalvermoͤgens, ſo iſt dieſes lezte, weil 
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belaſtet mit derſelben, jezt nur noch zu 23 feines vorigen Be 
trags anzuſchlagen; aber das fehlende Drittel, d. h. deſſen 
Werth, befindet ſich in der Hand der Staatsglaͤubiger, 
und mit Zurechnung deſſelben wird der Betrag wieder vollſtaͤn— N 
dig; oder noch eigentlicher: das durch die Beſteurung ers N 
reichbare Vermögen hat ſich um Ya vermehrt. Fiele nun | 
eine augenblickliche Tilgung wörhig, fo müßte fie nach “7 
ſtrengem Rechte dergeſtalt geſchehen, daß jeder Vermoͤgeus— 
beſizer, mit Einſchluß der Staatsglaͤubiger ½ feines 
Vermoͤgens beiſteuerte, d. h. alſo, daß die lezten / ihrer For— 
derung verlören, die übrigen 3/4 aber aus dem Vermögen der 
Nichtglaͤubiger bezahlt würden. 

Praktiſch ift nun freilich dieſe Idee nicht; doch dient 4 
ſie zur Beleuchtung des hier obwaltenden Rechtsverhaältniſſes, 1 
namentlich zu wiederholter Einſchaͤrfung des Unterſchiedes der 
Staatsglaͤubiger als ſolcher von den Staatsglaubigern als 
ſteuer fähigen Staatsangehoͤrigen. Ob jedoch auch 
die aus waͤrtigen Glaͤubiger zu den lezten gezaͤhlt werden 
koͤnnen, muß bezweifelt werden. Auſſerdem aber waͤre eine 
Zahlungsart, welche nicht nur einen maͤßigen Einkommens— 

Theil, ſondern einen beträchtlichen Vermögens: Theil aller 
Staatsangehoͤrigen in Anſpruch naͤhme, ohne Revolution kaum ; | 
durchzuführen, jedenfalls Unheil drohend und, nach Umftanden 
ganz unmoͤglich. Hierin nun liegt noch eine lezte gedenkbare 
Rechtfertigung des Baukerotts. Wenn nämlich die Schulden— 
laſt ſo groß wäre, daß die Einhebung des zu ihrer Tilgung 

noͤthigen Vermoͤgens-Theiles aller Staatsangehoͤrigen ohne ger 
waltſame Erſchuͤtterung oder ohne Gefahr des Umſturzes der 
beſtehenden Ordnung nicht ſtatt se koͤnnte, wenn z. B. eine 
ungeheure Kraftanftrengung zur Vertheidigung des Vaterlandes 
gemacht, aber gleichwohl nicht vom Erfolg gekroͤnt worden 
waͤre, wenn einige Provinzen vom Hauptſtaat losgeriſſen, und 
dieſer durch das Geſez des Siegers zur unheilbaren Schwaͤche 
verdammt worden waͤre: alsdann wuͤrde der Bankerott, d. h. 
die Zahlungs⸗ Unfaͤhigkeit zwar nicht als ein Recht, 
doch als ein Faktum eintreten, und der Staat nunmehr ge— 
gen die Glaͤnbiger als ſolche entweder das beneficium 
Fe geltend machen, oder eine von ihnen im 
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Wege des Vergleichs zu bewilligende Schuld-Verm in⸗ 
derung billig verlangen Tonnen, Denn die Gläubiger haben, 
als ſie das Darlehen machten, die Moͤglichkeit des Eintretens 
ſolcher ungünftigen Berhaltniffe vorausſehen konnen, und bet 
einer Aufloͤſung des Staates, welche leicht die Folge einer 
ruͤckſichtsloſen Eintreibung der unverminderten Schuld ſeyn 
koͤnnte, wuͤrden ſie ja Gefahr laufen, nicht nur einen Theil 
ihrer Forderung, ſondern das Ganze zu verlieren. In 
ſo verzweiflungsvoller Lage moͤchte daher eine Art von Be— 
handlung der Glaͤubiger, d. h. alſo eine Art von Ban⸗ 
kerott, eine Rechtfertigung in der Nothwendigkeit finden, und 
der oͤffentlichen Meinung bliebe dann blos das Urtheil daruͤber 
vorbehalten, ob wirklich die Umſtaͤnde von der Art waren, 
daß ſie jene Behandlung der Glaͤubiger nothwendig machten. 
Uebrigens wuͤrde in einem ſolchen Falle das Beſtreben 
einer rechtliebenden Regierung wenigſtens dahin gerichtet ſeyn, 
die durch jeden theilweiſen wie vollſtändigen Bankerott fuͤr die 
Staatsangehdrigen nothwendig entſtehenden Verluſte moͤg— 
lichſt gleichheitlich auf dieſelben fallen zu laſſen, und zu⸗ 
mal auch die ploͤzliche Erklarung eines allzu großen Verlu— 
ſtes nach Thunlichkeit vermeiden. Die verſtaͤndige Berechnung, 
welche das Volk, der oͤffentlichen Erklärung der Staats-Inſol⸗ 
venz zuvorkommend, über die Zahlungsmittel der Geſammtheit, 
verglichen mit der Maſſe ihrer Schulden, anſtellt, bringt ſchon 
von ſelbſt ein allmaͤliges, mehr oder minder ſchnelles, Sin— 
ken der Staats papiere hervor, und bietet dadurch der 
Regierung das wenigſt verlezende Mittel der Schuldentilgung 
um thunlichſt geringen Preis dar. Wenn naͤmlich der Staat, 
wie wir bereits oben bemerkten, auf dem Papiermarkt als 
Käufer auftritt, und feine Schuldbriefe um den geſunkenen 
Preis einhandelt, und ſodann zernichtet, ſo hat er, weil dieß 
im Wege des freien Kontraktes geſchehen, Niemanden 
dadurch Unrecht gethan, obſchon allerdings eine ſolche Opera— 
tion, wenn ein Privat-Schuldner in Anſehung ſeiner 
eigenen Schuldbriefe fie vornähme, der Weſenheit nach einem 
Bankerott ſehr aͤhnlich waͤre. a 
Es fragt ſich aber, ob der Staat auch durch ein Geſez 

den Werth ſeiner Schuldbriefe im Allgemeinen herabſezen duͤrfe? 
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Der Umſtand, daß etwa die meiſten wirklichen Inhaber folg 
cher Papiere dieſelben um einen weit geringern als den No— 
minalwerth ſich angeſchafft haben, und daher bei der Bezahl— 


ung nach dem Nennwerth durch einen ungebuͤhrlichen Gewinn 


ſich auf Unkoſten der Geſammtheit bereichern, wuͤrden, kann 


eine ſolche Maßregel nicht wohl rechtfertigen, indem fie einer 


ſeits auch diejenigen treffen wuͤrde, die da urſpruͤnglich ihr 
gutes Geld gegen Verſchreibung einer blos gleichen Summe 
hingegeben, oder die auch noch ſpaͤter unter etwa guͤnſtigern 
Ausſichten fuͤr den Staatscredit dieſelben al pari angekauft 
haben. Ueberhaupt geht es den Staat rechtlich nichts an, um 
welchen Preis eine gegen ihn lantende Schuld gerteneit ung 
von deren wirklichem Inhaber angekauft worden. Dieſer Sur 
haber iſt jedenfalls der Rechtsnachfolger desjenigen, welcher 
das Kapital urſpruͤnglich darlieh, und dadurch auf die ganze 
im Schuldbrief ausgedruͤckte Summe ſich ein vollkommenes 
Recht erwarb. Eine Herabſezung dieſer Summe erfordert 
demnach zur rechtlichen Begruͤndung einen ganz andern Titel, 
und derſelbe kann blos in der Zahlungsunfaͤhigkeit des 
Staates oder in der Nothwendigkeit einer Behufs der Zahl— 
ung auszuſchreibenden allgemeinen Vermoͤgensſteuer 
liegen. Die Herabſezung der Staats⸗Obligationen würde 
auf den erſten dieſer Titel, jene des Papiergeldes auf den 
zweiten fuͤglich zuruͤckzufuͤhren ſeyn. Die Herabſezung der 
Staats⸗Obligationen namlich trifft die Staatsglaͤubi⸗ 
ger als ſolche, jene des Papiergeldes aber die Buͤr— 


ger überhaupt. Der Beſiz der Staatsobligationen 
iſt in ganz und gar keinem allgemeinen Verhaͤltniß zur Steuer 
faͤhigkeit der Buͤrger. Es kann ein Millionaͤr (nach Grund⸗ 


beſiz, Fabrikeinrichtung oder Privat-Kapitalien) ganz ohne al⸗ 
len Beſiz von Staatsobligationen ſeyn, und hinwieder mag 
das ganze Vermoͤgen einer Wittwe oder einer Waiſe, uͤberhaupt 
eines duͤrftigen Buͤrgers, in einer oder zwei Staatsobligationen 
beſtehen. Auch kann der Erwerbstitel einer ſolchen Obli⸗ 
gation ein bis an die urſpruͤngliche Emiſſion oder Cxeir⸗ 


ung derſelben reichender, ſonach ihren Nominalwerth un⸗ 
bedingt in Anſpruch nehmender ſeyn. Was aber das Papier 
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geld betrifft, fo iſt es, weil bloßes Geld felten lange im 
Kaſten bleibt, dem Inhaber in der Regel erſt vor Kurzem zu⸗ 
gekommen, alſo in einem wenigſtens annaͤhernd bekannken 
Kurs. Auch der Staat, welcher es emittirte, hat feine ſpaͤ— 
tern Emiſſionen nur nach dem jeweils beſtehenden Kurſe 
gemacht, und alſo auch nur fuͤr dieſen Kurs die Buuͤrgſchaft 
geleiſtet. Und endlich mag das Papiergeld nach einer, im all— 
gemeinen nicht unbegruͤndeten, Vermuthung als in den Kaſſen 
aller Buͤrger wenigſtens beilaͤufig oder annaͤhernd nach dem 
Verhaͤltniß ihres Vermoͤgens vorhanden angenommen 
oder vermuthet werden. Eine Herabſezung deſſelben trifft alfo 
jeden Staatsbürger wenigſtens annahernd nach feinem Ber: 
moͤgensverhaͤltniß, und iſt jedenfalls weit mehr als irgend eine 
der in Ausuͤbung befindlichen direkten Steuern geeignet, 
jenem von dem Recht geforderten Verhaͤltniß zu entſprechen. 
Auch hat ſchon die faktiſch eingetretene allmaͤlige Deprecia⸗ 
tion des Papiergeldes wie eine ſucceſſiv auf die Staatsbuͤrger 
gelegte Steuer gewirkt, uud die geſezliche Verkuͤnd ung 
des geſunkenen Werthes iſt im Grund nur eine Steuer⸗ 
Quittung. Deſſenungeachtet bleibt der geſezlichen Deprecia⸗ 
tion immer die Natur des Bankerotts anklebend, demnach 
kann Niemand, der ſolchen Bankerott unbedingt i ſie 
genehm halten. 

In Folge ſowohl des blos faktiſchen Sinkens als der ges 
ſezlichen Depreciation der Papiere, zumal des eigentlichen Pa⸗ 
piergeldes, treten uͤbrigens nach der großen Verſchiedenheit der 
hier vorkommenden Faͤlle, gar mancherlei ſchwierige Rechts⸗ 
verhältniſſe ein, nicht nur zwiſchen dem Staat und ſeinen 
Gläubigern, ſondern auch zwiſchen Privat» Schuldnern und 
Glaͤubigern, Kaͤufern und Verkaͤufern, Berechtigten und Pflich⸗ 
tigen aller Art. Zu einer, auch nur annaͤhernd befriegenden, 
ſowohl geſezlichen 2 Regulirung als gerichtlichen Entſcheidung 
derſe elben iſt eine förkläufende und beglaubigte Kurs-Notir⸗ 
ung eines der wichtigſten Erforderniſſe. In das Detail der 
hier vor kommenden Fragen uns ee 19 5 ne nicht 
in unſerm Zweck. 
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Von der ewigen Schuld. 


Eine in der neueſten Zeit aufgekommene und zum Theil 
ſelbſt von gewichtigen Stimmen unterſtuͤzte Anſicht geht dahin, 
daß der Staat ſich um die Ruͤckzahlung des Kapitals ſeiner 
Schuld gar nicht groß zu bekuͤmmern brauche, wofern uur die 
Zinſen deſſelben regelmaͤßig entrichtet werden. Die Staats— 
Glaͤubiger naͤmlich, ſagt man, verlangen in der Regel gar 
nichts Weiteres; ja es thut ihnen gewoͤhnlich ſehr leid, wenn 
der Staat ihnen das Kapital heimbezahlt. Es iſt die den 
Geldbeſizern dargebotene Gelegenheit, daſſelbe in den oͤffentli— 
chen Fonds unterzubringen, fuͤr ſie eine große Wohlthat, 


und im Fall eines in der Nation vorhandenen großen Geld⸗ 


reichthums auch Denjenigen nuͤzlich, welche ihre geringere Ka— 


pitalien der Landwirthſchaft oder der Induſtrie zuwenden, weil 


fie nämlich der gefaͤhrlichen Concurrenz der großen Geld Beſi— 
zer dadurch enthoben werden. Fuͤr den Staat ſelbſt aber iſt 
die Uebernahme einer als ewige Rent ezu conſtituirenden Zins— 
zahlung niemals ſo laͤſtig als die Nothwendigkeit der Kapitals— 
Heimzahlung ſeyn wuͤrde, beſonders in dem Fall, wenn das 
durch Anlehen erhaltene Kapital produktiv, d. h. zur Erhebung 
der Landwirthſchaft oder der Induſtrie oder des Handels, na— 
mentlich zu beſondern dahin abzweckenden Unternehmungen, 
wie z. B. Austrocknung von Suͤmpfen, Fluß-Rektifikation, 
Straßen- und Kanal-Bau u. ſ. w. verwendet worden iſt. 
Der jaͤhrliche Vortheil ſolcher Gruͤndungen wird jedenfalls den 


Zinſenbetrag der verwendeten Kapital-Auslage uͤberſteigen, dem 


nach auch die zur Beſtreitung ſolcher Zinſe noͤthige, perenni— 
rende Steuererhebung uͤberwiegen. 


So ſcheinbar einige Theile dieſes Raiſonnements ſeyn mo⸗ 


gen, ſo konnen wit gleichwohl demſelben durchaus nicht bei⸗ 
pflichten. Es iſt nämlich fuͤr's Erſte gar ſelten der Fall, daß 


Staatsſchulden zum Behuf produktiver Verwendung 


kontrahirt werden. Weitaus die meiſten ſind rein al u m⸗ 


404 


tiver Natur. Nach gefchehener Der der geliehenen 
Gelder bleibt in der Regel kein materieller d. h. pekuniaͤrer oder 
zumal finanzieller Vortheil zurück, wenn auch etwa die Abwendung 
einer Gefahr, oder die geſtillte Noth der Gegenwart. Auch iſt, 
wenn von Anleihen fuͤr fruchtbringende Gruͤndungen die Rede iſt, 
das natuͤrlichſte Deckungs- und Tilgungs-Mittel durch die frag⸗ 
liche Gruͤndung ſelbſt gegeben. Aus dem pekuniaͤren Ertrag 
3. B. der Entſumpfung oder des Kanals u. ſ. w. koͤnnen die 
Unkoſten der Unternehmung in meiſt kurzer Zeit wieder her⸗ 
eingebracht und daher die Nachkommenſchaft von derſelben Ber 
zahlung befreit werden. Hier iſt alſo gar kein Grund vorhan— 
den zur Kontrahirung einer ewigen Schuld, d. h. einer blei⸗ 
benden, auf das Geſammt⸗ Vermoͤgen der nachfolgenden Ge⸗ 
ſchlechter zu radizirenden Rente. | 

Was nun aber die Stagtsſchulden überhaupt 7 5 
trifft, ſo fuͤhrt der Grundſaz, daß durch ihre Kontrahirung 
der Staat nur zur Zinſenzahlung, nicht aber zur Ruͤckerſtattung 
des Kapitales verpflichtet werde, oder ſich zu verpflichten habe, 
zu der abſurden, doch bei konſequenter ene en des Grund— 
ſazes unvermeidlichen Folgerung, daß den jeweiligen Inhabern 
der Staatsgewalt die Befugniß zuſtehe, die fuͤr Abwendung 
einer gegenwaͤrtigen Gefahr oder fuͤr Erſtrebung eines gegen— 
waͤrtig zu erreichenden Vortheiles noͤthigen Unkoſten auf die 
Schultern der ſpaͤteſten Nachkommenſchaft zu waͤlzen, und zwar 
in einem ſolchen Maße, daß endlich durch die Summe der 
fuͤr längſt verzehrte Kapitalien zu bezahlenden Zi ufe die Steuer- 
kraft voͤllig verſchlungen, ja 0 Begriff des Eigenthums und 
des ſelbſteigenen Erwerbes voͤllig aufgehoben werde. Wo waͤre 
nämlich bei Annahme des befragten Prinzips die dem Schul⸗ 
denmachen zu ſezende Grenze? Sollten auch einige Friedens⸗ 
jahre voruͤbergehen ohne Anlaß zu weitern Anlehen, ſo tritt 
doch unausbleiblich von Zeit zu Zeit eine Kriegsnoth oder ein 
anderer außerordentlicher Bedarf ein, und die, niemals durch 
Kapitalsheimzahlung verringerte — vielmehr durch fortwaͤhren⸗ 
den Rentenverkauf (nach jener Lehre ſelbſt für den laufenden 
Staatsbedarf, unaufhoͤrlich vergrößerte — Staatsſchuld muß zus 
lezt nothwendig zu einer Hoͤhe ſteigen, Wache die oben, hemerk⸗ 
ten Wirkungen mit ſich fuͤhrt. 
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Allerdings iſt die den Geldbeſizern dargebotene Gelegenheit 
zu fruchtbringender Kapitalanlage für dieſe Beſizer wuͤnſchens⸗ 


werth, und mag auch ſonſt noch mittelbar von mehrfachem 
Nuzen ſeyn. Doch trägt ſie jedenfalls zur Vermehrung des 


Reichthums der ohnehin ſchon Reichen bei und erhoͤht den 


Preis, um welchen die Geld-Beduͤrftigen, namentlich auch die 


kleinen Landwirthe und Gewerbtreibenden, die ihnen noͤthigen 
Kapitale ſich verſchaffen koͤnnen. Aber die allerſchlimmſte Folge 
jenes Prinzips der ewigen Schuld liegt darin, daß dadurch 
Thür und Thor geöffnet wird zu einer bedenklichen Vermehr⸗ 


ung und einer alles Maß uͤberſchreitenden Bereicherung derje⸗ 


nigen Klaſſe von Staatsbuͤrgern, welche ihren Unterhalt oder 
die Mittel des Wohllebens blos aus der Tributpflicht der Ger 
ſammtheit zieht, ja, daß ſolche, moͤglicherweis alles Eigen— 


thum und allen Arbeitsertrag verſchlingende, Tributherrlichkeit 


auf dem Wege des Verkehrs ſelbſt dem Aus lande zufallen 
mag. Wir wollen hier keineswegs die Nuͤzlichkeit der Kapi⸗ 
taliſten für National- und Staatswirthſchaft beſtreiten. Aber 


was bisher gar nicht oder nicht ſcharf genug in's Auge gefaßt 


ward, iſt der große Unterſchied der diesfalls zwiſchen Staats 
glaͤubigern und Privatgläubigern beſteht. Privat⸗ 
glaͤubiger, die da ihre Kapitalien, die Fruͤchte ihrer Induſtrie 
oder ihrer Sparſamkeit oder etwa auch bloß ihr ererbtes Gut, 
beſtimmten Einzelnen als Darlehen geben, erhalten das 


durch einen gerechten Anſpruch auf einen verhaͤltnißmaͤßigen 


Theil jener Fruͤchte, welche der Schuldner mittelſt des ihm 
dargelehnten Geldes erwarb. Jedenfalls ſind ſie gewiſſermaſſen 
als Miteigenthuͤmer des Grundes oder uͤberhaupt der 
Habe desjenigen zu betrachen, welchem ſie ihr Kapital vor— 
ſchoſſen; und die Geſammtheit erleidet durch dieſes Verhaͤltniß 


durchaus keinen Nachtheil, wenigſtens keinen andern, als uͤber— 


haupt aus einer ungleichen Vermoͤgensvertheilung hervorgehen 
mag. Die Staatsglaͤubiger dagegen find nicht die Glaͤu⸗ 
biger beſtimmter Perſonen, welchen ſie zum Frommen 
von derſelben Privatintereſſen (und in der Regel auch noch zu 
mittelbarer Förderung ſtaatswirthſchaftlicher oder nationaldͤko— 


nomiſcher Intereſſen) ihr Geld dargeliehen, ſondern fie find 


Glaͤubiger der Geſammtheit, ſomit aller Sigatsaugehoͤrigen 


ſammt und fonders, ohne Unterſchied, ob aus der Verwendung 
der Anleihe fuͤr dieſelben ein Vortheil entſprang oder nicht, 
und lediglich nach dem Verhaͤltniß des jedesmaligen Ver⸗ 
moͤgensſtandes, nicht aber desjenigen, welcher ſtatt fand zur 
Zeit des gemachten Anlehens. Und doch ſollte von 
Rechtswegen nur dieſes lezte Verhaͤltniß maßgebend ſeyn, 
weil das Anlehen an die Stelle der Steuern, die ſonſt von 
den damaligen Staats buͤrgern hatten. erhoben werden 
muͤſſen, getreten iſt, demnach auch nur dieſen oder ihren Rechts⸗ 
nachfolgern (nach Maßgabe der Erbsportion) zur Laſt gelegt 
werden kann. Wollte man auch — was uͤbrigens eine falſche 
Vorſtellung wäre — die Laſt als eine den Steuerobjekten 
anklebende, als gewiſſermaſſen dingliche, betrachten, ſo 
wuͤrden wohl die Nachfolger im Beſiz ſolcher Sachen, nicht 
aber die durch rein perſoͤnliche Kraft und Thaͤtigkeit ihr 
Einkommen Erwerbenden zu deren Tragung verbunden ſeyn. 
Durch jenes Syſtem wird demnach die Staatsgeſellſchaft in 
zwei Klaſſen getheilt, wovon die eine zur Frohnd- und 
Tribut Pflicht, gegen die andere verdammt und dieſe lezte be— 
rufen iſt, ohne eigene Arbeit, ja meiſt ſelbſt ohne direkte Theil- 
nahme an den Laſten des Gemeinweſens von den Fruͤchten des 
Eigenthums und Erwerbes der Andern zu leben und zu ſchwel— 
gen. Eben dieſelben werden dann durch die Macht des Gel— 
des, leicht die Herren des Gemeinweſens und die wahrhaft 
nuͤzlichen Bürger, zumal die produktiven Arbeiter und die In— 
haber des produktiven Kapitales, ſinken zu Knechten herab. 
Die Geſammtheit, wenn ſolche ihr zugemuthete Laſt all— 
zudruͤckend wuͤrde — und es laͤßt ſich ihrer Anhaͤufung kein 
Ziel ſezen, wenn man obengedachtes Prinzip annimmt — mag 
dann fuͤglich (wenigſtens ſobald die etwa nuͤzlichen Wirkungen 
des fruͤher gemachten Anlehens verſchwunden ſind, der Forder— 
ung der Staatsglaͤubiger jene Einwendungen entgegen ſezen, 
deren wir ſchon früher ($. 40.) gedacht haben, und darin 
einen tuͤchtigen Rechtsgrund zu verhaͤltnißmaͤßiger Herabſe⸗ 
zung der Schuld oder gar zu völliger Zahlungs verwei⸗ 
gerung finden. Jede ſehr alte Staatsſchuld (in ſo fern 
ihr Betrag den Werth des Geſammtguts oder der Domaine 
uͤberſteigt) unterſteht ſolchen Rechtsbedenken, weil allerdings in 
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der Befugniß eines jezt lebenden Geſchlechtes nicht liegen kann, 
den nachfolgenden Generationen bis in die ſpaͤteſte Zeit eine 
Tributpflicht aufzulegen zum Behuf der Beſtreitung einer na— 
turgemaͤß nur den damals Lebenden obliegenden Ausgabe, und 
weil es offenbar ganz abgeſchmackt waͤre, zu behaupten, daß 
mit dem Anwachſen der Staatsſchuld auch die Zahlungsmit— 
tel der Nation zunehmen, ſo zwar, daß eine fort waͤhrend 
ſich erhoͤhen de Zinſenſumme eben darum leicht zu beſtreiten 
ſey, weil die Nation das Kapital derſelben erſpart, d. h. 
weil der Staat den jeweils (zur Zeit der gemachten Anleihe) 
lebenden Buͤrgern den zu deſſen Aufbringung noͤthig geweſenen 
Steuerbetrag erlaſſen, und dafuͤr nur freiwillig 
dargebrachte Gelder gewonnen habe. Auch dieſe Gelder naͤm⸗ 
lich find nicht minder ausgegeben (und zwar meiſt in unfruchtba— 
rer Conſumtion ausgegeben) ſind alſo dem Nationalkapital 
nicht minder entzogen worden, als es bei ihrer Einhebung mit— 
telſt einer Steuerforderung geſchehen waͤre. Nun aber hat die 
Ausgabe erſt noch eine bleibende, jaͤhrliche Laſt im Gefolge, 
wodurch — wenn ſolches Syſtem ausdauernd beobachtet wuͤrde 
— die Faͤhigkeit zur Beſtreitung der laufenden Saatsaus— 
gaben fortſchreitend vermindert und zulezt ganz aufgehoben 
werden kann. ö 
Das Syſtem der ewigen Schuld alſo, was irgend fuͤr 
Vortheile es mit ſich fuͤhre, bedarf nothwendig einer weiſen 
Beſchraͤnkung, wenn es nicht verderblich werden ſoll. Es 
mag ſeyn, daß bis zu einer gewiſſen Graͤnze die Emiß 
ſion von Staatspapieren vortheilhaft auf den Nationalreich— 
thum einwirke und daß die ploͤzliche Tilgung der Staats— 
ſchulden der allgemeinen wie der individuellen Wohlhabenheit, 
uͤberhaupt der Volkswirthſchaft, einen empfindlichen Stoß bei— 
bringen wuͤrde. Aber aus dem erſten Zugeſtaͤndniß folgt nur 
ſoviel, daß eine dem angedeuteten Zweck genuͤgende, nicht aber 
eine denſelben uͤberſteigende Maſſe von Staatspapieren, zu creiren 
ſey. Und aus dem zweiten Zugeſtaͤndniß kann nimmer ein Schluß 
auch gegen die allmählige Tilgung gezogen werden, abgeſehen 
davon, daß das Anerkenntniß des Vortheils eines ganz befreiten 
Staats⸗Credits gar wohl vereinbar iſt mit jenem der Schaͤdlichkeit 
einer ploͤzlichen Befreiung. Uebrigens koͤnnen die Vortheile, die 


aus der Anlage erſparter Gelder in öffentlichen Fonds entſpringen, 


wohl auch durch Banken, ſelbſt durch bloße Privatbanken 


hervorgebracht werden; und dann iſt doch einleuchtend, daß, 
wenn auch eine mäßige Schuldenlaſt an und für ſich unſchaͤd⸗ 


lich iſt, ſie doch immer die Wirkung hervorbringt, eine weis 


tere Vermehrung der Laſt nicht ohne Nachtheil und fortwaͤh⸗ 
rend ſteigende Beſchwerde creiren zu koͤnnen. Da nun die 


Mioͤglichkeit, ja die Wahrſcheinlichkeit des Eintretens von Faͤl⸗ . 
len, welche Staatsanlehen nothwendig machen, uͤberall und 


immer vorhanden iſt; ſo muß auch uͤberall und immer fuͤr ein 
Gluͤck erkaunt werden, noch keine Schulden zu haben oder da— 
von wieder gaͤnzlich befreit zu ſeyn, weil naͤmlich in ſolcher 
Lage noch der volle Gebrauch des — in jedem Staat irgend 
ein Maß habenden, weil nirgends unendlichen — Credits zu 


Gebote ſteht, waͤhrend bei einem ſchon hoch belaſteten Credit die 


Grenze, wo man aufhoͤren muß, viel naher liegt. Wir wuͤn⸗ 
ſchen demnach den e Staaten (es ſind nur ein paar 
kleine), welche noch keine Schulden haben, und denjenigen, 
welchen gelang, ſich von der beſtandenen Schuldenlaſt zu be— 
freien (worin unter den groͤßern Staaten der nordamerika⸗ 
niſche Freiſtaat als einziges Beiſpiel glänzt), aus Ueberzeug⸗ 
ung Gluͤck zu der daraus fuͤr ſie hervorgehenden Bekraͤftigung 
der Sicherheit und Wohlfahrt. Und wir glauben, daß alle 
verſchuldeten Staaten angelegenft darnach ſtreben ſollten _ fich 
ſolcher Schuldenlaſt, wenn auch nicht ploͤzlich, doch wenigſtens 
allmaͤhlig zu entledigen. Schon der Begriff einer ewigen 
Schuld widerſtreitet einem vernünftigen Staatsrecht. Nur die, 
welche die Schuld kontrahirten, oder etwa noch ihre naͤch ſten 
Nachkommen, inſofern ſie mit jenen in einer erkennbaren 
Gemeinſchaft der Intereſſen ſtehen, und demnach als einwilli⸗ 
gend in die Schuld moͤgen geachtet werden, ſind zur Zahlung 
rechtlich verbunden. Eine Verpflichtung der nach einem Jahr— 
tauſend unſer Staatsgebiet bewohnenden Bevölkerung zur Ber 
zahlung oder auch nur zur Verzinſung einer von uns kontra— 
hirten Schuld laͤßt ſich vernunftrechtlich nicht denken. Haben 
wir unſern Gläubigern eine Anweifung an die nach Jahrhun⸗ 
derten erſcheinenden Geſchlechter ausgeſtellt, ſo haben wir zwar 
nicht dieſe Geſchlechter, mit welchen wir in keinem Rechtsver⸗ 
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band ſtehen und die ſich durch Proteftation von der angeblichen 
Schuld frei machen koͤnnen, beleidigt, wohl aber unſere Glaͤu— 
biger oder deren Rechtsnachfolger, welchen wir ſolche rechts— 
unkraͤftige Anweiſung ausſtellten, und welche zur Annahme 
ſolcher Anweiſung nur durch Rechtsunkunde (oder etwa auch 
durch Vertrauen auf gut Gluͤck) beſtimmt werden konnten. 


Tilgung der Schuld alſo iſt eine Forderung des Rechts nicht 
minder als der Klugheit. Nur geſchehe ſie nicht uͤbereilt und 


nicht durch Mittel, welche fuͤr die Geſammtheit allzudruͤckend 
ſind. In Bezug auf die Reihenfolge der Tilgung aber 
wird es zwar am vortheilhafteſten ſeyn, zuerſt die nach ihren 


Bedingungen laͤſtigeren Schulden zu tilgen. In Gemaͤß⸗ 
heit der eben aufgeſtellten Prinzipien jedoch ſprechen die aͤltern 


die Prioritaͤt der Zahlung an. Immerhin aber ſey es das 
Beſtreben der Regierung, den Staatscredit nach Thunlichkeit 
frei, d. h. unbelaſtet, zu erhalten oder den belaſteten, ſo ſchnell 
es ohne weſentlichen Nachtbeit geſchehen kann, wieder frei zu 


machen. 


Ssusıter Ab ſchnit et. 


Von der Herbeiſchaffung des ordentlichen und außer⸗ 


ordentlichen Staatsbedarfs an Naturalie n, 
d. h. Sachen und Kraͤften. 


BZ, 


Eli u leit un g. 


So vervollkommnet das eigentliche Finanzſyſtem, 8. 
ſo Veit durchgefuͤhrt das Syſtem der Verwandlung der nach 
dem urſpruͤnglichen Staatsvertrag zu fordernden Natural— 
leiſtungen in Geldleiſtungen ſey, ſo wird doch immer 


noch das Beduͤrfniß vielfach erſcheinen, auf jene urſpruͤngliche 


Pflicht zuruͤckzukommen, d. h. ein unmittelbares Darbringen 
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von Sachen oder Kraͤften zum Dienſte des Staates in An 
ſpruch zu nehmen. Aber die Rechtsprincipien fuͤr eine wie 
fuͤr die andere Gattung der Forderungen koͤnnen nur dieſelben 
ſeyn. Gleichheit, d. h. Verhaͤltnißmaͤßigkeit, naͤm⸗ 

lich Vertheilung der Laſt nach Maßgabe der Theilnahme an 
den Wohlthaten des Staatsvereins, iſt das oberſte Geſez fuͤr 
alle. Unſere Aufgabe iſt alſo, die Anwendung ſolches Grund- 
prinzips auf die verſchiedenen Hauptarten ſolcher ve ee 
ungen wenigſtens ſummariſch anzudeuten. 

Die Hauptarten ſolcher Naturalleiſtungen ende 4) fie 
ferungen, im weiten Sinn dieſes Wortes, d. h. Darbring⸗ 
ung von Sachen oder von Sachen-Gebrauch zum öffentlichen. 
Dienſt. 2) Staats-Frohn den, d. h. Verwendung von 
gemeinen Kraͤften oder auch Kunſtfertigkeiten, oft auch ver⸗ 
bunden mit Verwendung von Sachen, zum Dienſte des Staa⸗ 
tes. 3) Militaͤr⸗ Pflicht, d. h. Schuldigkeit der Theil⸗ 
nahme an Bildung der Kriegsmacht, naͤmlich der nach ihrer 
Hauptidee nach außen gerichteteten Streitmacht, die jedoch 
auch ausnahmsweiſe, doch immer nur unter hoͤchſt beklagens⸗ 
werthen Umſtaͤnden, im Innern eine Anwendung findet. 

Die lezte Art der Naturalleiſtungen wuͤrde wohl, nach 
der unermeßlichen Wichtigkeit ihres Inhaltes, eine geſonderte 
Behandlung, als eines Haupttheiles der Staatswiſſenſchaft 
in Anſpruch nehmen koͤnnen. Nach dem Plane unſeres Wer⸗ 
kes jedoch, wornach wir uns ganz vorzüglich der Kuͤrze zu be— 
fleißigen haben, muͤſſen wir uns erlauben, die Bildung der 
Kriegsmachtals ein Anhaͤngſel der Finanzwiſſenſchaft zu behandeln, 
d. h. nicht eben vom Standpunkt des — übrigens auch hier wich- 
tigen — Geldintereſſe 's, ſondern von jenem der gleich— 
foͤrmigen Vertheilung der Staatslaſt. 


411 
„S. 48. 
10 Von Lieferungen, 


Der Faͤlle, worin der Staat der von Seite einzelner Klaſ— 
ſen von Unterthanen, zumal von Seite der Bewohner be— 
ſtimmter Bezirke, unmittelbar zu leiſtenden Lieferungen von 
Sachen bedarf, koͤnnen mehrere ſchon in Friedenszeiten 
vorkommen; die meiſten jedoch finden nur im Kriege ſtatt. 
In Friedenszeiten koͤnnen z. B. außerordentliche Ungluͤcksfaͤlle 
durch Waſſer oder Feuer oder Erdbeben u. ſ. w. eine ſo 
ſchnelle und ausgedehnte Hilfeleiſtung in Anſpruch nehmen, 
daß der Staat ſie auf dem gewoͤhnlichen Wege der Anſchaffung 
aus den oͤffentlichen Geldern nicht beizubringen vermag, ſon— 
dern das Benoͤthigte an Rettungs-Geraͤthe, an Nahrungsmit— 
teln, Kleidung u. ſ. w. nur durch unmittelbares Einfordern bei 
den Beſizern ſolcher Gegenſtaͤnde erhalten kann. Vermoͤge des 
jus eminens iſt er auch zu ſolcher Forderung unzweifelhaft 
berechtigt, und Jeder, an welchen die Forderung geſchieht, aus 
Buͤrgerpflicht verbunden, das Verlangte, wenn er es wirklich 
beſizt und irgend entbehren kann, als ein dem allgemeinen 
Wohl zu widmendes Opfer darzubringen. Aber Recht und 
Schuldigkeit koͤnnen offenbar nicht weiter gehen, als der Grund, 
worauf ſie beruhen, naͤmlich als die wirkliche Nothwendigkeit. 
Dieſe Nothwendigkeit aber erſtreckt ſich nur auf die Hingabe 
der Sache, deren der Staat unmittelbar bedarf, keineswegs 
aber auf unentgeltliche Hingabe. Es iſt demnach ein 
ſonnenklares Unrecht, auch die lezte den Lieferungspflichtigen 
zuzumuthen. Vielmehr entſteht durch jene Ausuͤbung des jus 
eminens fuͤr den Staat die heilige Pflicht, Diejenigen, welche 
geliefert haben, nach dem wahren Werth ſolcher Lieferungen 
aus den Mitteln der Geſammtheit zu entſchaͤdigen. Derſelbe 
Grundſaz, welcher, wenn beſtimmten Eigenthuͤmern ein be— 
ſtimmtes Beſizthum fuͤr oͤffentliche Zwecke weggenommen wird, 
die volle Entſchaͤdigung des Eigenthuͤmers vorſchreibt, findet 
auch bei Lieferungen, d. h. Abtretungen von beweglichem Eigen- 
thum, welche ganzen Gemeinden oder Bezirken oder auch Klaſ— 
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fen von Bezirks-Bewohnern aufgelegt werden, feine volle Ans 
wendung, und es bleibt, fo lange oder in fo fern dieſer Schul— 
digkeit kein Genuͤge geſchah, die Lieferung ein bloßer Akt der 
faktiſchen Gewalt. Auch wo das Geſez die fragliche Entſchaͤ— 
digungspflicht ausſpricht, ſoll bei der Vertheilung der Lie⸗ 
ferung een die thunlichſte Gleichheit oder Verhältniß⸗ 
maͤßigkeit (nach dem erſcheinenden oder zu vermuthenden 
Vermoͤgen, zu liefern) beobachtet werden, und ſobald immer 
der ordentliche Weg der Anſchaffung aus Staats mitteln wieder 
betreten werden kann, die Zwangslieferung aufhören." a 


Unendlich häufiger, wichtiger und druͤckender ſind die in 
Kriegszeiten vorkommenden Lieferungen, zumal nach 
der in der neueſten Zeit furchtbar uͤberhand genommenen 
Kriegsmanier, wornach Freund wie Feind fein Recht nach der 
Gewalt ermißt, und die ungluͤcklichen Bezirke oder Laͤnder, 
worin ein — befkeundetes oder feindliches — Heer hauſet, 
mit allem, was darin zu finden iſt, der willkuͤrlichen Erpreſ⸗ 
ſung von Seite der Bewaffneten anheimgefallen ſind. Auf 
die vom Feind veruͤbten Gewaltthaten finden die ſtaatsrecht⸗ 
lichen Grundſaͤze keine Anwendung. Hier hat blos noch das 
Voͤlkerrecht ſeine, freilich in der Regel wenig beachtete, 
Stimme zu erheben. Was aber die fuͤr das eigene oder 
befreundete Heer auszuſchreibenden Lieferungen betrifft, ſo 
muͤſſen ſie, wenn ſie nicht ein wirklicher Raub, und, weil be⸗ 
gangen an eigenen Staatsangehoͤrigen, ein zwiefach verwerf— 
licher Raub ſeyn ſollen, durch die nach billiger Schäzung zu 
leiſtende Entſchaͤdigung zu rechtlichen Akten geſtempelt 
werden. Es iſt abgeſchmackt, zu ſagen, daß die Laſt ſolcher 
Entſchaͤdigung eine fuͤr die Staatskaſſe unerſchwingliche ſeyn 
wuͤrde. Was man einzelnen Provinzen oder gar nur einzelnen 
Klaſſen von Bewohnern ſolcher Provinzen zu tragen zumuthet, 
kann doch wohl fuͤr die große Geſammtheit nicht unerſchwing⸗ 
lich ſeyn; und als himmelſchreiende Grauſamkeit erſcheint es, 
Hunderttauſenden oder Zehntauſenden, die da eben der ſoldati- 
ſchen Gewalt faktiſch preisgegeben ſind, aufzubuͤrden, was man 
von zwanzig Millionen unter der Herrſchaft der Geſeze leben⸗ 
der Staatsbuͤrger zu fordern ſich nicht getraut. Aber am 
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traurigſten iſt die Erfahrung, welche waͤhrend des Revolutions⸗ 
krieges, zumal waͤhrend des ſogenannten heiligen Krieges, viel— 
fach gemacht ward, daß man im eigenen oder im Freundes— 
land ſich noch ein Mehreres erlaubt, als im feindlichen. In 
dieſem nämlich haͤlt die Furcht vor der Aufregung der Be— 
völferung von dem Gewaltsmißbrauch ab; im eigenen Land 
iſt man des Gehorſams gewiß, und keine Furcht haͤlt die Se 
walt im Zaume. 

Ueber die ungeheuern Rechtsverlezungen, die in 5 
Sphaͤre leider allzuoft ſtatt finden, hat der Verfaſſer ſchon vor 
vielen Jahren in einer Schrift, betitelt „ein Wort uͤber die 
heutige Kriegsmanier“ (f. Sammlung meiner kleineren Schrif— 
ten B. II.), feine Anſicht umſtaͤndlich ausgeſprochen. Es fey 
ihm erlaubt, ſich hier Kuͤrze halber blos auf dieſelbe zu berufen. 

Unter den Begriff der Lieferungen mag auch die Ein— 
quartierung, zumal jene, die mit der Verpflegungslaſt 
verbunden iſt, gezaͤhlt werden. Eine unſinnigere Grauſamkeit 
laͤßt ſich nicht denken, als die, einem Hausbeſizer blos darum 
weil er dieſes iſt, und ohne alle Ruͤckſicht auf ſeine andern 
Bermögensverhältniffe, die Leiſtung nicht nur von Dach und 

Fach, ſondern auch von der Ernaͤhrung der ihm ins Quar⸗ 
tier Geſchickten zuzumuthen. Selbſt Dach und Fach, d. h. 
Wohnung, kann der Hauseigenthuͤmer, der ſich etwa, weil er 
vom Miethzinſe leben muß, in den kleinſten Winkel ſeines 
Hauſes zuruͤckzog, wahrend er alle beſſern Räume an wohl— 
habendere Einwohner vermiethete, weit weniger hergeben, als 
dieſe Einwohner; und wenn man von ihm fordert, daß er be— 
hufs ſolcher Quartierlaſt einen anſehnlichen Theil ſeines Hauſes 
unvermiethet laſſe, ſo iſt dieſes eine alles vernuͤnftige Maß 
unendlich uͤberſteigende Haͤuſerſtener. Verlangt man aber gar 
von ihm, daß er nach Maßgabe des, innerhalb feiner unfrucht—⸗ 
baren Mauern befindlichen, Raumes auch die Nahrungsmittel 
fuͤr die darin zu beherbergenden Kriegsleute anfbringe, waͤhrend 
ſein reicher Miethsmann in der ſchoͤnen Etage frei von aller 
Anforderung folder Art bleibt, dann hat die Schamloſigkeit 
der Forderung den hoͤchſten Grad erreicht. Eine Reihe von 
Jahren hindurch iſt ſolches indeſſen die vorherrſchende Praxis 
in dem, durch die Duldſamkeit feiner Bewohner ausgezeichneten 
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Teutſchland (zumal in Suͤd⸗Teutſchland, weil man im noͤrd⸗ 
lichen früher über die hochwichtige Sache nachdachte und 
ſchrieb) geweſen; und einige Modifikationen oder Milderungen, 
welche man hier und dort aus halber Anerkenntniß der hier 
in Frage ſtehenden Rechte anordnete, befriedigen die u. 
Rechtsforderung 5 bei weitem nicht. 


$. 49. 


Von Staats- Frohnde nu. 


Staats-Frohnden gehoͤren wie Lieferungen unter den⸗ 
ſelben hoͤhern Gattungs-Begriff; es ſind eben fuͤr den unmit⸗ 
telbaren Staatsdienſt d. h. fuͤr die unmittelbare Verwendung 
zu Staatszwecken eingeforderte Leiſtungen. Ob dieſelben in 
Dienſten, d. h. in Aufwand von Arbeitskraft oder Kunſtfer⸗ 
tigkeit beſtehen, oder in Darbringung von Sachen, macht 
in der Hauptſache keinen Unterſchied; und wir koͤnnen demnach 
ohne weitere Ausfuͤhrung dieſelben Grundſaͤze fuͤr anwendbar 
auch auf die Staats-Frohnden erklaͤren, welche wir in Bezug 
auf die Lieferungen aufgeſtellt haben. Hiernach ſind Staats- 
Frohnden in Friedens- wie in Kriegs-Zeiten allerdings zulaͤſ⸗ 
ſig, inſofern ein wahres Staas-Beduͤrfniß ihre Einforderung 
heiſcht. Aber ſo wie bei Lieferungen kann auch bei Frohnden 
nur die Leiſtung an und für ſich, nicht aber die unent— 
geltliche Leiſtung aus dem Titel des Staatsbeduͤrfniſſes ge— 
fordert werden. Es muß alſo der Werth ſolcher Frohnden, ſo 
wie jener der gelieferten Gegenftände, den Leiſtenden aus Ges 
ſammt-Mitteln erſezt werden, wenn nicht der Vorwurf der 
Rechtsverlezung jenem Einfordern ankleben ſoll. 

Einige Dienſte mag es freilich geben, welche ohne Rechts 
verlezung auch unentgeltlich koͤnnen verlangt werden, wenn 
naͤmlich entweder nach der Natur des Dienſtes blos von einer 
zum Geld⸗Anſchlag gar nicht geeigneten Bemuͤhung oder Hand? 
lung die Rede iſt, oder auch, wenn durch die unter den Ge— 
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noſſen derſelben Intereſſen angeordnete Reihenfolge, oder Ge— 
genſeitigkeit, des Dienſtes, oder auch nur durch eine in der 
Regel faktiſch eintretende oder mit Grund zu vermuthende 


Gleichſtellung eine weitere Repartition oder Entſchaͤdigung als 


uͤberfluͤſſig dargeſtellt wird. Dergeſtalt mag das Ablegen von 
Zeugniſſen, die Gewalts⸗Anwendung gegen Verbrecher oder Ruhe— 
ſtoͤrer, der Wache-Dienſt in einer Gemeinde, oder die Hilfelei— 
ſtung beim Brand-Loͤſchen u. ſ. w. unentgeltlich verlangt wer— 
den. Aber nicht alſo z. B. Fi Waſſer⸗ und Straßen-Bau, 


bei Hand und Fuhr⸗Frohnden zum Behuf z. B. von Befeſti⸗ 


gungs⸗Arbeiten, von Militaͤr⸗Transporten oder von Kriegs 
Operationen irgend einer Art. Solche Frohnden ſind, ſo weit 


irgend moͤglich, gaͤnzlich abzuſchaffen und durch unmittel⸗ | 
bar aus der Staatskaſſe zu bezahlende Dienfte zu erfezen, oder 


aber es ift wenigſtens aus dieſer Kaffe nachtraͤglich der Er 
ſaz fuͤr die unmittelbar eingeforderten Dienſte zu leiſten. Auch 
uͤber dieſen Gegenſtand enthaͤlt des Verfaſſers oben angefuͤhrte 


Schrift „über die neueſte Kriegsmanier“ die umſtändlichere 


Ausfuͤhrung; und vollſtaͤndiger noch hat derſelbe in einer Reihe 
von Vorträgen, gehalten in den Jahren 1819, 1820 und 1822 
in der badiſchen erſten Kammer und im Jahr 1851 in der 
zweiten Kammer ſeine auf Rechts- und politiſche Gruͤnde ge⸗ 
baute Ueberzeugung daruͤber ausgeſprochen. Um nicht ſich 
Selbſt zu wiederholen, beſchraͤnkt er ſich hier auf die einfache 
Aufſtellung zweier einleuchtender und auch bereits ſeit Mira- 
beau wenigſtens theoretiſch ziemlich allgemein anerkannter 
Grundſaͤze, daß namlich: 1) die Srohnd-Arbeiten in der Regel 
ſchlecht, Zeit, Kraft und ſelbſt auch Geld vergeudend, und 
daher den ſtaatswirthſchaftlichen wie den Privat-Intereſſen viel— 
fachen Nachtheil bringend ſind; 2) daß ſie dem Recht 


widerſtreben, indem ſie nach ihrer Natur unausbleiblich die 


groͤßte Ungleichheit der Belaſtung und die groͤßte Will— 
kuͤr der Einforderung mit ſich führen, wornach fie zumal un— 
ter der Herrſchaft des conftitntionellen Syſtems, d. h. in et: 
nem ſich als Rechtsſtaat geltend machenden Gemeinweſen, in 
der Eigenſchaft als unentgeltliche Leiſtungen, durchaus 
keine Stelle finden koͤnnen. Es hat auch bereits die Erfahrung 
uͤberall da, wo die Abſchaffung der Staats⸗Frohnden ſtatt fand 
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wie dieſes namentlich in Baden ruͤckſichtlich des Waſſer- und 
Straßen⸗Baues geſchah) den großen ſtaatswirthſchaftlichen Vor⸗ 
theil ſolcher dem Rechte dargebrachten Huldigung in's hellſte 
Licht geſtellt, und dadurch den theoretiſch unbeſtreitbaren 
Grundſaͤzen auch noch eine koſtbare praktiſche Bekraͤftigung 
verliehen. Freilich iſt dadurch den Staats-Kaſſen eine bedeu⸗ 
tende Mehr⸗Laſt zugewachſen; aber, auch abgeſehen von der 
Rechts⸗ Befriedigung, welche für den Rechtsfreund ſchon 
allein als der reichſte Erſaz erſcheinen muß, ſo iſt durch die 
Aufhebung einer der ſchwerſten, zumal auf der Landwirth⸗ 
ſchaft laſtenden Bedruͤckungen in national- und ſtaatswirth⸗ 
ſchaftlicher Beziehung ein ganz unermeßlicher Vortheil 
aus jener Abſchaffung der Staats-Frohnden hervorgegangen. 

In fo fern jedoch eine völlige Abſchaffung nicht ſtatt fin- 
den kann — was namentlich bei Nothfaͤllen auch in Friedens⸗ 
zeiten, dann aber zumal im Kriege haͤufig ſtatt findet; — ſo 
muß wenigſtens durch billige pekuniaͤre Schaͤzung der ein 
geforderten Frohnd-Dienſte und durch nachträgliche Vergütung 
derſelben aus den Mitteln der Geſammtheit (den 
es des Staates, oder der Provinz, oder des Bezirks, oder der 
Gemeinde, je nachdem naͤmlich die Genoſſenſchaft der Inter⸗ 
eſſen eine mehr oder minder weit reichende iſt) die nimmer au | 
beftreitende Rechtsforderung len, werden. 
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An h an g. 
Vom Militaͤrweſen. 


8 W178 
Einleitung. 


— U—ͥñ —v—ũ—̃ 


Wir haben in unſerm encyklopaͤdiſchen Ueberblick der 
Staatswiſſenſchaften (ſ. B. II. S. 17) das Militaͤrweſen 
als den Gegenſtand eines Haupttheiles der dͤkonomiſchen 
Politik dargeſtellt, und auch die rechtfertige nden Gruͤnde fuͤr 
ſolche Darſtellung angegeben. So wie aber der nähere Zweck 
dieſes Buches uns bereits öfter zur Abweichung von der, all 
dort nach rein wiſſenſchaftlichen Theilungsgruͤnden gezeichnet. n 
Anordnung, theils im Intereſſe der Kuͤrze, theils in Beruͤck— 
ſichtigung derjenigen Forderungen, welche unſere Leſer vorzugs— 
weis an uns ſtellen duͤrften, erlaubt haben; ſo thun wir es 
zumal auch hier in Bezug auf das Militaͤrweſen. Die 
Militaͤrwiſſenſchaft, wie etwa die Diplomatie, obſchon beide 
dem Kreis der politiſchen, d. h. auf die Erreichung des Staats— 
zwecks gerichteten Wiſſenſchaften angehoͤren, eignet ſich, wenn 
ſie auch nur annaͤhernd vollſtaͤndig behandelt werden, mehr zu 
einem eigenen Fachſtudium, als zu einem bloſen Theile der 
allgemeinen politiſchen Wiſſenſchaft; und was die der Politik, 
naͤmlich dem Staats⸗Recht und der Staats-Klugheit unmit⸗ 
telbar angehörigen Prinzipien für dieſelbe betrifft, ſo ſind dieſe 
mit den fuͤr die Finanz und insbeſondere fuͤr den Theil der— 


ſelben, der ſich mit Herbeiſchaffung des Natu ralbedarfs 
Rotteck's Vernunft rechts lchre⸗ IV. 22 
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des Staates an Sachen und Kräften befaßt, fo ſehr uͤberein⸗ 
ſtimmend, daß fie ganz fuͤglich in der Form eines An han- 
ges zur Finanzlehre moͤgen aufgeſtellt oder vielmehr nur auf 
das hier in Frage ſtehende Beduͤrfniß mögen angewandt wer: 
den. In Erwägung dieſer Verhaͤltniſſe, und weil nebenbei nach 
unferer Stellung und der Richtung unferer Studien dem Mi: 
litaͤrweſen im engern Sinne fremd, haben wir fuͤr zweckmaͤßig 
erachtet, uns hier auf die Aufſtellung blos der allgemeinſten 
Prinzipien uͤber die Bildung der Kriegsmacht zu beſchraͤnken, 
und dieſelbe der Lehre von den Staatsfrohnden, deren Weſen⸗ 
heit namlich mit dem Kriegsdienſt uͤbereinkoͤmmt, unmittelbar 
nachfolgen zu laſſen. Anſtatt der in unſerm encyklopaͤdiſchen 
Ueberblick gemachten Abtheilung der oͤkonomiſchen Politik in 
Nationaloͤkonomie, Finanz- und Militaͤrweſen, haben wir hier- 
nach die Eintheilung in theoretiſche Nationaldͤkon omie, 
ſodann praktiſche Nationaldoͤkonomie, d. h. Staats 
wirthſchaft im engern oder eigentlichern Sinne, und Finanz, 
d. h. Staatswirthſchaft im engſten Sinn, zur Grundlage un— 
ſerer Behandlung genommen. Und es ſchien uns hier noͤthig, 
um Mißverftändniffen zuvor zu kommen, durch die voranſte— 
henden wenigen Worte dieſe Abweichung von der, aus einem 
allgemeinen Standpunkt entworfenen, encyklopaͤdiſchen Anord⸗ 
nung zu rechtfertigen. 


§. 51. 2 


Allgemeinſte Grundſaͤze. 


— a 


Die gewöhnliche, meiſt ohne Beweisgruͤnde, ſchlechthin als 
Axiom vorgetragene, und fo ziemlich durchgängig — wenn 
Hauch oftmals gedankenlos — angenommene Lehre iſt die von 

der allen Buͤrgern, zumal allen Waffenfaͤhigen oblie⸗ 
genden Pflicht, das Vaterland vertheidigen, uͤber⸗ 
haupt die Kriege deſſelben ausführen zu helfen. 
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Dieſe, dem patriotiſchen und dem Ehr-Gefühl fich..empfehlende, „ 

Lehre iſt gleichwohl in ihrer ſtrengen Allgemeinheit theils un— 
klar theils unrichtig, namentlich einerſeits mancherlei Unbe— 
ſtimmtheit in Bezug auf das Vorhandenſeyn der Waffenfaͤhig 
keit und auf die ſehr verſchiedenen Arten der möglichen Theil— 
nahme an der Vaterlands-Vertheidigung Raum gebend, und 8 
anderſeits der gehoͤrigen Unterſcheidung ermangelnd zwiſchen 
moraliſcher oder patriotiſcher, ſodann Ehren- und 
endlich, eigentlicher Rechts: Pflicht. Die Lehre alſo mag wohl 
im Allgemeinen als wahr anerkannt werden, doch nur unter 
Vorbehalt mehrerer naͤherer Be iumenzen und Unterſchei⸗ 
dungen. 

Man ſagt wohl auch mit t Recht: jeder Stagts⸗ Angehörige 
iſt verpflichtet, mit ſeinen Kraͤften und ſeinem Beſizthum dem 
gemeinen Wohle dienſtbar zu ſeyn, d. h. zur Erſtrebung des 
Geſammtzwecks das Seinige beizutragen. Aber von welcher 
Natur iſt dieſe Pflicht, oder bis wohin erſtrecken ſich die ver⸗ 
ſchiedenen Arten von Pflichten, die hier in Frage ſtehen koͤn⸗ 
nen? Es mag nach Umſtänden eine moraliſche oder patrio— 
tiſche Pflicht ſeyn, ſein ganzes Vermoͤgen, ſein ganzes Haben 
und Seyn dem Dienſte des Gemeinweſens zu widmen oder zur 

Abwendung oͤffentlichen Unheils aufzuopfern; es mag auch eine 
Ehrenpflicht, zumal fuͤr den Wohlhabenden ſeyn, im Verhaͤlt⸗ 
niß ſeines erſcheinenden Vermoͤgens auch unaufgefordert, d. h. 
uͤber die Steuerſchuldigkeit hinaus, mit noch weitern freiwilli— 
gen Gaben dem bedraͤngten Vaterlande beizuſtehen: aber die 
ſtrenge Rechtspflicht oder Rechtsſchuldigkeit geht nur auf Theil⸗ 
nahme an den Laſten des Staates nach dem Geſeze der geſell— 
ſchaftlichen Gleichheit, naͤmlich nach Maßgabe der Theilnahme 
an den Staats⸗Wohlthaten. Warum ſollten dieſe Unterſcheid⸗ 
ungen nicht auch anwendbar ſeyn auf die Pflicht der Vater⸗ 
lands⸗Vertheidigung? Die Verpflichtung zum Staatsdienſt 
oder zur Erſtrebung des Staatszweckes kann nicht in einer 
Sphäre deſſelben auf anderen Prinzipien beruhen, als in den 
uͤbrigen; und wir muͤſſen daher, um einen feſten Boden zu 
gewinnen, die Lehre von der Miliz⸗ oder Staatsvertheidigungs⸗ 
Pflicht, auf die naͤmlichen Grundſaͤze zuruͤckfüͤhren, die wir in 
allen uͤbrigen Sphaͤren der dem Staate ſchuldigen Leiſtungen 

I | 
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oder auch Zahlungen fuͤr maßgebend erkennen. Es mag hiers 
nach wohl eine moraliſche Pflicht oder patriotiſche Tus 
gend ſeyn, ſelbſt ohne eigentliche Waffenfaͤhigkeit, für's Water; 
land zu ſtreiten, wie auch wirklich ſelbſt Kranke, Greiſe, Wei— 
ber, ja ſogar Kinder in Augenblicken außerordentlicher Gefahr 
oder Erhebung das Beiſpiel heroiſcher Ausübung ſolcher Pflicht 
oder Tugend fchon oftmals gegeben haben. An der Ehren— 
pflicht des Starken und Kampfgeuͤbten, ſich ſelbſt unaufge⸗ 
fordert den Reihen der Vaterlands-Vertheidiger anzuſchließen, 
oder ſich wenigſtens als Mitkaͤmpfer anzubieten, zweifelt, wenn 
wenigſtens von der Regel die Rede iſt, Niemand. Aber eine 
eigentliche Rechtsſchuldigkeit zu ſolcher ſelbſtthaͤtigen Theil— 
nahme an der Vaterlands-Vertheidigung muß entweder als 
eine ſtreng allgemeine, mithin ganz ausnahmloſe, (in 
ſo fern nicht voͤllige Unfaͤhigkeit ſelbſt zu einer blos ſtellvertre— 
tenden Leiſtung vorliegt) ſtatuirt, oder ſie kann nur als im 
Verhaͤltniß zu der Theilnahme an den Wohlthaten 
des Staats-Vereins ſtehend gedacht werden. Die gewoͤhn— 
liche Lehre blickt jedoch von dieſen beiden Forderungen hinweg, 
und uͤberlaͤßt, nach Aufſtellung eines in vager Allgemeinheit 
ausgedruͤckten Prinzips, die naͤhere Regulirung lediglich der 
poſitiven Feſtſezung. Von dem Saz: jeder Bürger iſt 
ſchuldig, das Vaterland zu vertheidigen, nimmt man zuvoͤr⸗ 
derſt nicht nur die Weiber und die Greiſe und die Schwachen 
oder auch nur Halbſchwachen, und zwar ohne Ruͤckſicht 
auf ihren Vermoͤgensſtand aus; fondern man hält wohl 
auch die angeblich allgemeine Pflicht fuͤr erfuͤllt durch ein ein— 
maliges Loosziehen (wofern naͤmlich die Loosnummer eine 
günftige iſt) und erkennt den einige Friedensjahre hindurch auf 
den Paradeplaͤzen Geſtandenen fuͤr entbunden von der Pflicht 
der Theilnahme an dem etwa darauf folgenden ſchwerſten Krieg. 
Eine Menge von Widerſpruͤchen, Inconſequenzen und Begriffs— 
verwirrungen charakteriſirt faſt alle beſtehenden Geſezgebungen 
uͤber die Militaͤrpflicht, und man erkennt dabei gewoͤhnlich nur 
das Verlangen, einerſeits durch Aufſtellung des Sazes von der 
allgemeinen Miliz Pflicht ſich einer Art von Leibherrlichkeit 
über ſaͤmmtliche zur Wehrbarkeit herangereifte Bürger zu ver— 
ſichern, und anderſeits jede willkuͤrliche Verfuͤgung in Bezug 
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auf Auswahl oder Reihenfolg durch den, vorlaͤufig gegen Alle 
ſammt und ſonders geltend gemachten Anſpruch, wornach alſo 
Keiner, den man ſodann auch willkuͤrlich unter die Waffen 
riefe, ſich beſchwert erachten kann, zu rechtfertigen. | 

Unſere Zeit, welche in alle Sphaͤren des Staatslebens 
und der Staatsregierung die Fackel des Vernunftrechts zu tra— 
gen berufen “tft, wird auch in dieſer Sphäre, die eine der als 
lerwichtigſten iſt, an die Stelle des blinden Herkommens oder 
Vorurtheils oder des wilden Machtgebotes die Diktate der 
rechtlichen Vernunft ſezen; fie wird es einſtweilen wenigſtens 
theoretiſch thun, die praktiſche Ausfuͤhrung der naͤchſtfol— 
genden Generation uͤberlaſſend. 

Die verſchiedenen bisher hiſtoriſch vorgekommenen Arten 
der Kriegsfuͤhrung oder der Bildung der Waffenmacht laſſen 
ſich auf drei Hauptgattungen zuruͤckfuͤhren, naͤmlich ) auf 
das Syſtem der National-Streiter, 2) auf jenes der 
Kriegsknechte, 3) das neueſte Syſtem der Conſcription. 


9. 52. 


Von dem Syſtem der National⸗Streiter. 


—— 


Unter den Begriff der National-Streiter mögen 
von dem Standpunkt, von welchem wir unſere Klaſſifika— 
tion aufſtellten, alle diejenigen geſammelt werden, welche ihr 
ren eigenen Krieg fuͤhren, d. h. alſo, welche entweder 
wirkliche Theilnehmer an der Beſchlußfaſſung des Krieges oder 
Genoſſen derjenigen Intereſſen, um derenwillen der Krieg ge— 
führt wird, find, und aus einem oder den andern dieſer all- 
gemeinen Motive oder Verpflichtungsgruͤnde die Waffen fuͤh— 
ren. Dahin gehört alſo zumal der in den meiſten alten und 
neuen Republiken als Grundſaz geltende Waffendienſt der 
Buͤrger als ſolcher, ohne Unterſchied, ob dabei eine gewiſſe 
Klaſſifikation, etwa nach Alters- oder Vermoͤgens⸗Stufen ſtatt 
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findet, oder auch mehr oder weniger Befreiungen ausnahms⸗ 
weis durch das Geſez ſtatuirt werden. Aber es gehoͤrt, wenn 
wir unſere Eintheilung auf alle in der Geſchichte vorkommen⸗ 
den Erſcheinungen ausdehnen, hieher auch der in der alt-ger⸗ 
maniſchen Zeit haͤufig vorkommende Krieg der freiwilligen 
Geleite, in ſo fern naͤmlich ein ſolches Geleite allererſt in 
Bezug auf einen von den Theilnehmenden Selbſt beſchloſ— 
ſenen oder gewollten beſtimmten Krieg und nicht durch 
bloße perſoͤnliche Verpflichtung gegen einen Fuͤhrer zu irgend 
einem von ihm zu unternehmenden Kriege gebildet ward. Es 
gehört hieher endlich auch noch die Waffenfuͤhrung eigener Krie— 
gerkaſten, in ſo fern dieſelben als bevorrechteter oder gar 
herrſchender Theil der Nation erſcheinen. Wo ſie dagegen eine 
blos dienende Rolle Wcbene da ee ſie dem 8 
Syſteme an. 

Das Syſtem der National- aN in feiner ef Er⸗ 
ſcheinung, naͤmlich als jenes der vermoͤge allgemeiner Buͤrger⸗ 
pflicht zu uͤbernehmenden Waffenfuͤhrung, iſt, fo wie das db 
teſte und auf den natuͤrlichſten Rechtsverhaͤltniſſen beruhende, 
ſo auch das politiſch, d. h. nach Gruͤnden der Zweckmaͤßigkeit 
oder Tuͤchtigkeit allen andern vorzuziehende. Der Gruudſaz: 
„alle aktiven Staatsbürger find Vaterlandsvertheidiger,“ iſt 
dem durch die Vernunft diktirten Inhalt des Staatsvertrags 
ſo gemaͤß und dem gleichmaͤßigen Anſpruch jedes einzelnen 
Buͤrgers auf perſoͤnlichen Schuz fuͤr ſich und ſeine Familie ſo 
angemeſſen, daß ein auf ihn gebautes Kriegsſyſtem allernaͤchſt 
vom Standpunkt des Rechtes, alſo wohl vom Hauptſtand⸗ 
punkt, nicht anders als gebilligt, ja geprieſen werden kann. 
Unter welchen Formen dieſer Grundſaz zur Ausfuͤhrung komme, 
ſey es naͤmlich durch wirklich ausnahmloſes Aufbieten al— 
ler Waffenfaͤhigen zum Dienſt, oder durch klaſſenweiſes 
Aufbieten (etwa auch mit Befreiung der aͤrmern Klaſſen, 
wie in der fruͤhern Zeit Roms), oder durch angeordnete Netz 
henfolge, oder ſelbſt durch die den Kriegshaͤuptern jeweils 
uͤberlaſſene freie Auswahl der Tuͤchtigſten, (wie gleichfalls 
im republikaniſchen Rom): immerdar liegt darin eine Huldig⸗ 
ung für das acht republikaniſche Prinzip, und dem⸗ 
nach der Anſpruch auf Billigung von Seite der Verſtaͤndigen 
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und Freiheitliebenden. Die lezt bemerkte Beſtimmung jedoch 
(nämlich die willkuͤrliche Auswahl, fo wie die nach dem 
neuen Conſcriptionsſyſtem ſtattfindende Beſtimmung durch das 
Loos) alterirt, ſelbſt wo im Uebrigen, namentlich nach der 
Weiſe des Kriegsbeſchluſſes oder nach dem Zwecke des Krieges, 
der Idee von Nationalſtreitern noch Raum gegeben werden 
kann, das reine Syſtem der lezten ſo bedeutend, daß daraus 
eine Mittelklaſſe entſtehet, d. h. daſſelbe mehr oder weni— 
ger dem Syſtem der Kriegfuͤhrung durch ſpeziell verpflich— 
tete Streiter nahe gebracht wird. Unſerm hier beſprochenen 
Syſteme der Nationalſtreiter gehoͤrt, um eine naͤhere praktiſche 
Anwendung von der allgemeinen theoretiſchen Lehre zu machen, 
insbeſondere auch der alt-germaniſche Heerbann und die in 
der neuen und neueſten Zeit wieder aufgekommene Inſtitution 
der Landwehr und des Landſturms, endlich auch jenes 
der Nationalgarden oder Buͤrgerwachen an. 

In fo fern es ſich nur um die einem jeden naturlich 
Wehrbaren oder Waffenfaͤhigen moͤgliche Dienſtleiſtung handelt, 
demnach von einer nur durch beſondere Unterweiſung und 
Uebung zu erwerbenden Fertigkeit oder Kunſt abgeſehen wird, 
erſcheint das Syſtem der Nationalſtreiter, ſo wie wir ſeinen 
Begriff beſtimmt haben, offenbar auch als das politiſch 
wie rechtlich Beſte, ja allein Gute. Es ruft naͤmlich in die 
Waffen alle Waffen⸗Faͤhigen, oder die Befaͤhigtſten, oder übers 
haupt ſo viele derſelben, als das jedesmalige Beduͤrfniß er— 
heiſcht, und zaͤhlt in den Berufenen der Regel nach lauter 
treue und zuverlaͤßige Streiter, weil naͤmlich Genoſſen derjenigen 
Intereſſen, fuͤr welche geſtritten wird, oder vermoͤge natuͤrlicher 
Pflicht zu derſelben Vertheidigung Verbundene. Es iſt weiter 
auf den Grundſaz der Gleichheit gebaut, wornach naͤmlich 
Alle, welche des Staatsſchuzes fuͤr ſich oder die Ihrigen ge— 
nießen, auch an der Vertheidigung des Staates Antheil zu 
nehmen haben; und wenn Ausnahmen von ſolcher im Allge— 
meinen feſtgeſezten Verpflichtung ſtatuirt werden, ſo geſchieht 
es oder ſoll nur geſchehen durch den wahren Geſammtwillen, 
welcher nicht etwa den Ausgenommenen ein, auf ihr perſoͤnliches 
Intereſſe berechnetes oder zu ihrer Gunſt ſtatuirtes, Recht zu 
verleihen gemeint iſt, ſondern blos im Intereſſe der Geſammt⸗ 
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heit Selbſt eine oder die andere Klaſſe von Bürgern vom 
Kriegsdienſte befreit oder wenigſtens aus der vorderſten Kampf— 
reihe entfernt. 


| Das Syſtem der Nationalftreiter gewährt bei kluger A 
durchgreifender Handhabung dem Staat mit vergleichungsweis 
geringen Koſten die zahlreichſte, ja, wenn von einem großen 
Volk die Rede iſt, eine ganz unerſchoͤpfliche Waffenmacht, uns 
uͤberwindlich zumal im Vertheidigungs— Krieg, und gegen— 
uͤber einer blos ſoldatiſchen — wie immer ſtarken — Streit⸗ 
kraft. Zum Angriffs-Krieg allerdings oder zu dem in ferne 
Laͤnder zu tragenden Eroberungs-Krieg erſcheint ſie minder 
tauglich als die lezte: aber gerade hierin liegt, vom cosmopo— 
litiſchen Standpunkt betrachtet, ein Hauptvorzug dieſes Sy— 
ſtems. Ein noch groͤßerer Vorzug aber, vom Standpunkt der 
einheimiſchen Wohlfahrt und Rechtsſicherheit, liegt darin, daß 
die Nationalſtreiter nicht wohl zu gebrauchen ſind gegen die 
Nation Selbſt, d. h. daß fie, obſchon ganz vorzüglich tuͤch⸗ 
tig und allenthalben bereit zur Unterdruͤckung verbrecheriſchen 
Aufſtandes oder boshafter Ruheſtoͤrung, auch naturgemaͤß ent⸗ 
ſchiedenſt uͤberlegen jeder Macht einer bloßen Faktion, doch 
nicht zum Satellitendienſt taugen, nicht zur Niederwerfung 
der Volksgeſammtheit unter ein Despotenjoch, nicht zum Zer— 
ſchmettern einer nur ihr Recht fordernden Nation. 


ö Um die Nationalſtreiter zu tuͤchtigen Kriegern zu machen, 
ſind Unterricht und jaͤhrliche Waffen-Uebungen nothwendig, 
deren Zeit jedoch nur kurz und daher unnachtheilig den Be— 
ſchaͤftigungen und Kuͤnſten des Friedens zu ſeyn braucht. Solche 
Uebungen, ſodann uͤberhaupt die Organiſation und Mobilmach— 
ung des Nationalheeres erfordern genaue geſezliche Vorſchriften 
über Bildung der kleinern und größern Schaaren oder Heeres— 
theile, uͤber die Reihenfolge des Aufgebots, uͤber Ernennung oder 
Wahl der niederen und hoͤheren Anfuͤhrer, uͤber Bewaffnung, 
Kleidung, Verpflegung der Aufgebotenen u. ſ. w. wofuͤr die 
Grundſaͤze allerdings nicht minder politiſch als techniſch ſind, 
doch auch nach der Verſchiedenheit der beſonderen, lokalen und 
nationalen Verhaͤltniſſe, auch jener der Verfaſſung, der Sitten 
und Hauptbeſchaͤftigungen u. ſ. w., mancherlei abweichende Be⸗ 
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ſtimmungen zulaſſen oder fordern. Das Eingehen in ein 
mehreres Detail hieruͤber liegt jedoch nicht in unſerer Aufgabe. 
Man mag zugeben, daß auch unter der Herrſchaft des 
Syſtemes der Nationalſtreiter dennoch, theils fuͤr den laufenden 
Dienſt im Innern, theils zur Bildung eines Heerſtammes, an 
welchen ſodann im Krieg die aufgebotenen Nationalſtreiter ſich 
blos anzuſchließen brauchen, endlich und vorzugsweis bei den— 
jenigen Waffengattungen, welche zur Erlangung der Tuͤchtig— 
keit einer mehreren Ausbildung und laͤngeren Uebung beduͤr— 
fen, (namentlich bei der Reiterei, der Artillerie, und dem 
Genie⸗Weſen) immerhin noch eine ſtehende oder dem Kriegs— 
Handwerk eigens gewidmete, mithin nicht blos aus allge— 
meiner Buͤrgerpflicht, ſondern vermoͤge beſonderer Wid— 
mung dienende Schaar erforderlich iſt. Inſofern ein ſolches 
wirklich ſtatt findet, was uͤbrigens, zumal was das mehr oder 
weniger betrifft, von den verſchiedenen Verhaͤltniſſen des Ortes, 
der Zeit, der Sitten der Verfaſſungen u. ſ. w. abhaͤngt, fo 
muͤſſen eben dieſe kleinere Schaar, oder dieſer Heerſtamm, oder 
auch die hiezu geeigneten beſondern Korps oder Branchen ge— 
bildet werden wie alle uͤbrigen Zweige des Staatsdienſtes, 
namentlich etwa wie die bewaffnete Macht der Polizei oder 
die Gensd'armerie, oder wie uͤberhaupt alle Artikulationen des 
offentlichen Dienſtes, naͤmlich durch freie Werbung, d. h. 
durch Anſtellung von freiwillig ſich Meldenden gegen entſpre— 
chenden Lohn, dann auch durch Gründung von Unterrichts-An⸗ 
ſtalten, als nähern Pflanzſchulen fuͤr die kuͤnſtlicheren oder hoͤ— 
heren Dienſtgattungen. Das Zahl-Verhaͤltniß dieſer geworbenen 
oder eigens angeſtellten Truppen oder Kriegsperſonen zu der 
taffe der Nationalbewaffnung wird jedenfalls nur ein Gerin— 
ges ſeyn duͤrfen; und eine Forderung der edlern, d. h. auf 
Wahrung der Freiheit bedachten Politik bleibt dabei immer, 
durch die Art der Zuſammenſezung, Regulirung und Behand— 
lung dieſer ſtehenden Truppe ihr einen Nationalgeiſt ein— 
zuhauchen oder zu verhindern, daß nicht anſtatt deſſelben ein eng— 
herziger und buͤrgerfeindlicher Soldatengeiſt darin aufkomme. 
Dieſe Betrachtung fuͤhrt uns natuͤrlich zu dem zweiten 
Syſteme, nämlich zu jenem der Kriegsknechte. 


— — — 
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Mit dem Namen der Kriegsknechte ſey uns erlaubt, alle 
Diejenigen zu belegen, welche aus irgend einem beſondern 
Titel, mithin nicht aus jenem der allgemeinen Buͤrgerpflicht 
die Verbindlichkeit zur Waffenfuͤhrung uͤberkommen haben, 
und zwar ohne Unterſchied ob freiwillig oder zwangs— 
weiſe, doch jedenfalls verbunden mit ſelbſteigener Theilnahms— 
loſigkeit am Gegenſtand des Krieges, d. h. gleichmaͤßig dazu 
verpflichtet, welches immer jener Gegenſtand ſey, mithin rein 
als Werkzeuge thaͤtig, nimmer ſelbſteigene Zwecke verfolgend. 

Hieher gehoͤren — abgeſehen von den Trabanten der Des— 
poten und Tyrannen der alten Welt und auch der Mieth-Trup⸗ 
pen verſchiedener Republiken, namentlich Karthago's — aus 
den uns naͤher ſtehenden Zeiten und Voͤlkern zumal die (ge— 
bundenen) Geleite oder Gefolge, und die daraus hervorge- 
gangenenen Streiter aus Lehenspflicht, ſodann die Ban⸗ 
den der ſpaͤtern Condottieri und dann die theils freiwillig 
theils zwangsweis geworbenen Truppen der neuern Zeit. 
Auf dieſe lezten allein haben wir hier den pruͤfenden Blick zu 
werfen, da die beiden andern zur bloßen Antiquitat geworden 
ſind. | 
Wenn die Staatsverfaſſung dafür Buͤrgſchaft leiſtet, daß einer⸗ 
ſeits kein anderer Krieg werde unternommen werden, als welcher 
den Intereſſen und dem Willen der Nation gemaͤß iſt, und 
daß anderſeits keine einheimiſche Verwendung der Kriegsmacht 
zur Gefaͤhrdung der National-Rechte und Freiheiten ſtatt 
finden werde; ſo iſt natuͤrlich der Kriegsdienſt ein edler und 
auf Achtung und Dankbarkeit Anſpruch gebender, demnach 
eines freien und freigeſinnten Mannes allerdings wuͤrdig, ja 
wohl auch nach Umſtaͤnden eine patriotiſche Tugend kund 
thuend. Wenn aber oder in ſo fern jene beiden Bedingungen 
mangeln, ſo wird freilich der — ohne Unterſchied, ob freiwillig 
uͤbernommene oder zwangsweis aufgelegte — Kriegsdienſt ein 
knechtiſcher, ein die Perſon in ein Werkzeug umwandelnder 
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und ein die Gefahr der heilloſeſten Verwendung mit ſich fuͤh— 
render. Gegenuͤber einem durch die ſtrengſte Gehorſamspflicht 
an den Kriegsmeiſter gebundenen, durch Zahl und Waffen ge— 
waltigen Heer von Soldtruppen verlieren Rational-Rechte und. 
Freiheiten alle Bedeutung und Wirkſamkeit, naͤmlich alle Si— 
cherheit des Fortbeſtandes, weil naͤmlich ſie jeden Augenblick 
preis gegeben ſind der auf das Machtwort des Kriegsherrn ein— 
tretenden gewaltſamen Unterdrückung. Kanonenſchuͤſſe gelten 
alsdann für Widerlegung der gerechteften Beſchwerden, und im 
Angeſicht der gefaͤllten Bajonette wagt bald das Volk nicht 
einmal eine Beſchwerde oder Klage mehr. Zwiſchen einem 
durch auswaͤrtige Feindesgewalt nach Kriegsrecht unterdruͤckten 
und einem der einheimiſchen Beherrſchung unterſtehenden Volk 
iſt dann in der That kein Unterſchied mehr, nur daß etwa der 
Zuſtand des lezten noch verzweifelter iſt, weil jeder Wider— 
ſtand nicht blos nach Kriegsrecht niedergeſchlagen, ſondern 
zugleich als Hochverrath grauſam beſtraft wird. Es giebt 
keinen traurigern Anblick, als den eines zu ſolch einer bewaff— 
neten Macht, die ihm fremd und feindſelig geſinnt iſt, zitternd 
aufſchauenden Volkes, keine eindringlichere Schauſtellung einer— 
ſeits des Stolzes und der Allmacht der Gewalt und anderſeits 
der Unmoͤglichkeit irgend einer Rechts-Behauptung, ſomit der 
voͤlligen Verlorenheit des Volks-Zuſtandes, als das ſtehende 
Heer der Kriegsknechte gegenuͤber der wehrloſen, Weil entwaff⸗ 
neten, Maſſe der Nation. 

Maoͤglich indeſſen, daß dieſe Nation die ihr in geſezlichen 
Einrichtungen, namentlich in der Wehrverfaſſung verſagte Ga— 
rantie — wenn auch nicht des Rechts und der Freiheit, ſo 
doch des phyſiſchen Wohlſeyns oder der materiellen Intereſſen 
— wenigſtens zeitlich in der perſoͤnlichen Weisheit oder in den 
landesvaͤterlichen Geſinnungen ihres abſoluten Beherrſchers 
finde, und daß die gemeinſame Ehrfurcht gegen ſolchen Regenten 
oder die zur Gewohnheit gewordene Tugend des leidenden Ges 
horſams jede Gelegenheit zu unterdruͤckender Anwendung der 
Waffenmacht gegen das eigene Volk entfernt halte: aber auch 
alsdann erſcheinen die geworbenen Soldtruppen als ein Unheil, 
weil ſie — außerdem daß ſie in jener Vorausſezung uͤberfluͤſſig 
ſind zur Erhaltung der innern Ruhe — auch in Bezug auf 
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die Vertheidigung nach Außen unvergleichbar weniger kraͤftig, 
zuverlaͤßig und wahrhaft ſicherſtellend ſind als ein National— 
heer. Soldtruppen zwar moͤgen durch den Geiſt ihrer Fuͤhrer, 
durch gute Disciplin, durch kuͤnſtlich geſteigertes Ehrgefuͤhl durch 
perſoͤnliche Luſt am Kampf, oder auch durch Furcht vor Strafe 


zur Erfuͤllung der ſoldatiſchen Pflicht, zu einer dem Heroismus 


aͤußerlich ähnlichen Todesverachtung herangezogen oder zeitlich 
erhoben werden; aber jene edle Begeiſterung, die aus dem Be— 
wußtſeyn, fuͤr Vaterland, Freiheit, Familie und heimiſchen 
Herd zu ſtreiten, entſteht, kann nimmer bloße Kriegsknechte 
durchwehen, die da keine andere Heimath haben als das Lager, 
keine andere Tugend kennen als den blinden Gehorſam, und 
auf das Buͤrgerthum verachtend herabblicken. Uebung zwar 


und foldatifcher Stolz moͤgen einigermaßen jene höhere mora- 


liſche Kraft erſezen; doch ſind ſie nimmer ſo maͤchtig wirkend 
und zuverlaͤßig als dieſe. Die Geſchichte enthaͤlt gar viele 


Beiſpiele von Abfall der Soldtruppen, von ihrem Ueberlaufen 


zu einer andern Fahne, von Richtung ihrer Waffen gegen den 
eigenen Herrn; waͤhrend es unerhoͤrt und undenkbar iſt, daß 
National⸗Heere abfallen von der Sache des Vaterlandes. Zu— 
dem mag auch das ſtaͤrkſte Heer von Sold-Truppen durch das 
Loos weniger Schlachten zernichtet werden, und die Erſchaffung 
eines neuen iſt ſchwer, langwierig und oft unmoglich, während 
das Nationalheer aus den kampfruͤſtigen Soͤhnen des Vater— 
landes nach jedem Unfall ſich leicht wieder ergaͤnzt, und, wo 
die Nation zur Waffenfuͤhrung erzogen iſt, die Nachruͤckenden 
ſofort mit der Tuͤchtigkeit der Gefallenen kaͤmpfen. Das zahl— 
reichſte geworbene Heer iſt eben nur eine beſtimmte Summe 
von Streitern, die durch wiederholte Verminderung leicht uns 
mächtig wird, waͤhrend die Kraft eines National-Heeres einer 
großen Nation unerſchoͤpflich iſt, wie dieſe Nation ſelbſt. Zu 
dem iſt die Errichtung und Erhaltung geworbener Heere von 
fo unfäglicher Koſtſpieligkeit, daß dadurch, wenn ihre 
Maſſen groß ſind, die finanziellen Kraͤfte auch des reichſten 
Staates erſchoͤpft werden muͤſſen, und daß alsdann in den 
übrigen Sphaͤren des Staats⸗Haushaltes, worin ſo mancherlei 
Gegenſtaͤnde einer wohlthaͤtigen und fruchtbringenden Geldver⸗ 
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wendung ſich darbieten, eine traurige, alles Gute laͤhmende 
Kargheit herrſchen muß. 

Der Verfaſſer dieſes Buches hat die mancherlei gegen die 
ſtehenden Heere von geworbenen Truppen ſprechenden Gruͤnde 
ſchon vor zwanzig Jahren in einer eigenen Schrift „Ueber ſte— 
hende Heere und Nationalmiliz“ (ſ. m. kleinere Schriften B. II.) 
auseinander geſezt. Es ſey ihm erlaubt, ſich hier Kuͤrze hal— 
ber darauf zu beziehen. 


I 


§. 54. 1 


ou ber Baunhc Pin ttom 


Das Conſcriptions⸗Syſtem iſt ein Verſuch der 
Verbindung beider vorhin charakteriſirten Syſteme. Es macht 
die Nation, d. h. den ganzen waffenfaͤhigen Theil derſelben, 
kriegsdienſtpflichtig; aber es ſtempelt ſolche Pflicht zu— 
gleich zur ſoldatiſchen, alſo jener der Kriegsknechte aͤhn⸗ 
lichen Verbindlichkeit. 

Das Syſtem der Kriegsknechte oder der geworbenen Trup⸗ 
pen beruhte anfangs auf dem Grundſaz der freien Anwerb— 
ung, d. h. der nur durch freien Willen des unter die Fahnen 
Tretenden entſtehenden Verpflichtung. Bei dem, mit den Fort— 
ſchritten des Abſolutismus und der Eroberungsſucht ſteigenden, 
Bedarf an Kriegsmannſchaft erſchien bald die freiwillige An— 
werbung als unzureichend; auch die durch Liſt oder Privatge— 
walt der ausgeſendeten Werber zuſammengebrachte Mannſchaft 
genügte nicht. Man nahm daher zu geſezlichem Zwang 
ſeine Zuflucht, welcher jedoch anfangs nur gegen die niedrigſten 
Klaſſen oder auch im Weg der Beſtrafung gegen einzelne, der 
Ruheſtoͤrung oder der Ausſchweifung u. ſ. w. Bezuͤchtigte aus⸗ 
geuͤbt ward. Später verlangte man von einzelnen Ge 
meinden oder Bezirken die Stellung einer gewiſſen Anzahl 
von Rekruten, die Wege und Mittel der Stellung ihnen felbt 
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uͤberlaſſend. Almäblig aber ſtellte man die Idee eines allge⸗ 
meinen Anſpruches des Staates, oder ſeines Herrſchers, auf 
den Kriegsdienſt ſaͤmmtlicher waffen faͤhiger Unter⸗ 
thanen auf. Die Conſcription ward erfunden, welche 
jedoch gleichfalls zuerſt nur die untern Klaſſen, vorzugsweis 
die Bauern, traf, was ein ſchreiendes Unrecht war, indem 
dieſe Bauern, wenn ſie auch dem Namen nach für freie Bir 
ger erklaͤrt waren, doch der That nach, nach den tauſendfaͤltigen 
Unbilden des hiſtoriſchen Rechts in den Feſſeln der Leibeigen⸗ 
ſchaft ſchmachteten, wornach alſo jezt die Kriegspflicht, welche 
nach dem fruͤhern germaniſchen Recht nur den Freien und 
den von ihren Lehnsherrn ins Feld gerufenen Vaſallen oblag, 
nunmehr, mit Loszaͤhlung der Freien, auf die Leibeigenen 
fiel. Dieſes ſchreiende Unrecht forderte allerdings Heilung, und 
fie ward ihm, was die Gleichheit zwiſchen den Bürger 
klaſſen betrifft, durch die neueſten Conſcriptions-Geſeze zu Theil, 
welche jedoch keineswegs im Intereſſe jener Rechts-Gleichheit, 
ſondern nur in jenem des Kriegsmeiſters erlaſſen wurden. 
Die große Bedraͤngniß des, gleichzeitig an einheimiſchen Re⸗ 
volutions-Kraͤmpfen leidenden und von Außen durch die ver⸗ 
einte Kraft von faſt ganz Europa bekaͤmpften, Frankreich 
rief das allgemeine Aufgebot der neufrankiſchen Nation hervor. 
Carnot gab dieſem Aufgebot eine den Prinzipien der Repu⸗ 
blik befreundete, Napoleon aber eine rein ſoldatiſche Orga⸗ 
niſation; und auch mehrere Regierungen anderer Laͤnder, zu⸗ 
mal jene ſeiner teutſchen Vaſallen-Staaten nahmen die 
Grundzüge feiner Conſeriptionsgeſezgebung an. Frankreich 
iſt heut zu Tage durch eine weſentliche Reform jenes Geſezes, 
welches Chateaubriand den Codex der Hoͤlle nannte, von 
deſſelben ſchwerſten Plagen befreit; Teutſchland ſeufzt noch 
groͤßtentheils unter ihnen. N 
Nach dieſem Conſcriptions⸗Syſteme naͤmlich iſt die ganze 
nachwachſende maͤnnliche Bevoͤlkerung e 
pflichtig, und zwar dem Herrn der Nation als 
. Aber derſelbe ſezt ſich in Ausübung feiner 
Leibherrlichkeit die Grenze, daß er von jedem Bürger nur 
einmal, naͤmlich bei deſſen Eintritt in das Alter der We ehr⸗ 
barkeit, den Akt der Te A unter dieſelbe verlangt. 


— 


5 | 431 


Dieſer Akt befteht in dem Ziehen einer Loos⸗Numm er, nach 


deren Ergebniß (verbunden jedoch mit dem, der Willkuͤr eis 
nen großen Spielraum gebenden, Ermeſſen der Loos-Ziehungs⸗ 
Commiſſion) der Conſcriptionspflichtige entweder auf eine be- 
ſtimmte Zahl von Jahren in die Waffen gerufen, oder aber 
fuͤr frei erklaͤrt wird. Die vom Loos nicht Getroffenen oder die 
von der Rekrutirungs-Commiſſion wieder frei Gegebenen find 
dann ihrer Milizpflicht los und ledig ihr Leben lang (einigen 


Vorbehalt fuͤr den Reſervedienſt ausgenommen). Einige Be— 


freiungen im Intereſſe der Familien oder aus andern, etwa 
ſtaatswirthſchaftlichen oder auch der Humanitaͤt verwandten, 
Gruͤnden finden dabei noch ſtatt, und jedem, den das Loos 
traf und die Commiſſion annahm, ſteht das Recht zu, einen 
„Einſteher,“ d. h. einen fuͤr ihn Dienenden, zu kaufen. 
Dieſes Syſtem nun traͤgt, ungeachtet das ihm ſcheinbar 
zu Grunde liegenden Prinzips der Rechts-Gleichheit, den Stem⸗ 
pel vielfacher und weſentlicher Rechts-Verlezung an ſich; 
und es kann demnach, ſollte es auch politiſch zehnfach und 
hundertfach empfehlenswerth ſeyn (was es uͤbrigens auch nicht 
iſt) vom Standpunkt einer, vornehmlich auf das Vernunftrecht 
gebauten, Theorie nicht anders als unbedingt verwerflich er— 


ſcheinen. 


Die ſcheinbare Gleichheit naͤmlich, die man als Unterftäs 
zerin dieſes Syſtemes anruft, verwandelt ſich bei naͤherer Be— 
trachtung in vielfache und ſchreiende Ungleichheit. Zuvor: 
derſt iſt es dem Gleichheits-Prinzip entgegen und vielfach un— 
gerecht, daß man alle nachwachſenden Buͤrger und alle Fa— 
milienſoͤhne, die lezten ohne Unterſchied der Familienzahl (von 
der Ausnahme eines Sohnes oder einziger Soͤhne ſprechen wir 
unten) gleich maͤßig in's Loos beruft, was naͤmlich, moͤge 
man nun die Soͤhne als bereits ſelbſtſtaͤndige Buͤrger oder aber 
ihre Väter als Familienhaͤupter in's Auge faſſen, jedenfalls un— 
vereinbar iſt mit dem ſonnenklaren Rechtsgrundſaz, daß jeder 
Staatsangehoͤrige nur nach Maßgabe ſeiner Theilnahme an den 
Wohlthaten des Staatsvereins zur Theilnahme an deſſen La— 
ſten berufen ſeyn. Warum foll der Reiche nicht ein Mehreres 


beitragen zu der Vertheidigung des Staates, als der Arme? 


Wuͤrde der Krieg durch frei geworbene Truppen gefuͤhrt, ſo 
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trüge, in fo fern das Steuerſpſtem ein den aͤchten Grundſaͤzen 
entſprechendes wäre, jeder nach Verhaͤltniß feines Vermdgens 


zu den Kriegslaſten bei; und es kann der Anſpruch auf ſolche 
Verhaͤltnißmaͤßigkeit bei Vertheilung der Staatslaſten nicht auf— 
gehoben werden dadurch, daß man an die Stelle der frei an⸗ 
geworbenen Truppen die vermoͤge unmittelbarer Buͤrgerpflicht 
dienenden ſezt. Die Geſeze Karls M. uͤber den Heerbann, wel— 
che die Dienſtpflicht nach dem Maße des Grundbeſizes regu- 
lirten, ſprechen eine von dem geſunden Menſchenverſtand hier— 
in dem Recht erwieſene Huldigung aus, welche die neueſten 
Geſezkuͤnſtler beſchaͤmen muß. 

Werden die Conſcriptionspflichtigen nicht als ſelbſtſtaͤn— 
dige Bürger, ſondern als Familienſoͤhne unter das Loos 
gerufen, ſo erſcheint dann neben der durch Nichtberuͤckſichtigung 
der Vermoͤgensverhaͤltniſſe begangenen Ungerechtigkeit noch die 
weitere, daß dem Vater von ſechs Soͤhnen ſechs Haͤupter vom 
Kriegsmeiſter geraubt werden koͤnnen, jenem von einem Sohne 
nur einer, und daß jenem, der nur Toͤchter hat (ſo auch dem 
ganz Kinderloſen), durchaus keine Theilnahme an der Verthei— 


digung des Staates zugemuthet wird. Freilich kann, wer nur 


Tochter oder wer gar keine Kinder hat, keine ſelbſterzeugten 
Vaterlandsvertheidiger ſtellen; aber man verlangt dieſes auch 
von demjenigen nicht, welcher Soͤhne hat, da man ihm ja 
das Recht einräumt, anſtatt ſolcher Söhne Andere, namlich 
bezahlte Einſteh er, zu ſtellen, durch welches Recht die ganze 
angebliche Natur der BENDER als einer rein esel ichen, 
wieder aufgehoben wird. 


Dieſes, von der Humanitaͤt wie von der Politik und ſel bſt 


vom ſtrengen vernuͤnftigen Recht (weil naͤmlich nach Umſtaͤn— 
den die Uebernahme des Kriegsdienſtes fuͤr den Einen zehnmal, 
ja hundertmal druͤckender, als fuͤr den Andern ſeyn kann) ge— 
forderte Recht des Einſtellens benimmt dem Conſcrip⸗ 
tionsſyſteme durchaus alles rechtliche Fundament, d. h. ſeine 
Aufſtellung iſt im entſchiedenſten Widerſpruch mit allen zur 
Rechtfertigung jenes Syſtems unbedingt nothwendigen Voraus— 
ſezungen. Gruͤndet ſich der Anſpruch des Staates an den 
Conſcriptionspflichtigen auf ſeine perſoͤnliche Tuͤchtigkeit 
zum Dienſt oder auf ſeine dem Staat nothwendige perſoͤnliche 
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Leiſtung, fo kann vernuͤnftigerweiſe von eiuer durch einen 
Stellvertreter zu verrichtenden Leiſtung keine Rede ſeyn; 
und wird der Staatsanſpruch oder das Staatsbeduͤrfniß durch 
eine Stellvertretung befriedigt, ſo iſt durchaus kein Grund 
mehr vorhanden, ja es iſt ſelbſt abgeſchmackt, die obwohl per: 
ſoͤnlich Untuͤchtigen (oder durch die Gunſt oder die allzu heikle 
Aus wahl der Behoͤrde fuͤr untuͤchtig Erklaͤrten), doch nach ih— 
ren Vermoͤgensverhaͤltniſſen zur Erkaufung eines Stellvertre— 
ters gar wohl Faͤhigen von ſolcher Erkaufung los zu ſprechen. 
Es iſt auch nebenbei das, wiewohl Allen gewaͤhrte, Recht der 
Stellung eines Einſtehers mit nichten ein die Gleichheits— 
anſpruͤche befriedigendes, indem nur die Reichen oder Wohl- 
habenden, nicht aber die Armen es benuͤzen koͤnnen, und die— 
ſelbe Kauf⸗-Summe dem Einen unfuͤhlbar, dem Andern aber 
ſein ganzes Vermoͤgen iſt, abgeſehen davon, daß der unbemit— 
telte Vater von ſechs Söhnen in den Fall kommen kann, die⸗ 
ſelbe Summe ſechsmal zu bezahlen, waͤhrend der kinderloſe 
Reiche frei von jeder Zahlung bleibt. 5 
Die Conſcription bewirkt aber die auffallendſte Ungleich— 

heit nicht nur zwiſchen Individuen und Familien, ſondern 
auch zwiſchen Gemeinden, Bezirken und Provinzen. 
Sind mehrere Gemeinden zu einem Rekrutirungs- Bezirk geſchla⸗ 
gen; ſo mag nach dem Ergebniß des Looſes die eine, aͤrmere, 
Gemeinde das Doppelte der im Verhaͤltniß der Buͤrgerzahl ſie 
treffenden Mannſchaft und die reichere vielleicht nicht die 
Haͤlfte davon zu ſtellen haben, was ſchon in Bezug auf die 
perſoͤnliche Leiſtung hart, noch ungerechter aber in Bezug auf 
das fuͤr Einſteher aufzubringende Kaufgeld iſt. Zwiſchen Be— 
zirken und Bezirken, Provinzen und Provinzen endlich, welche 
ebenfalls, wenn auch in Anſehung der Volkszahl gleich, in 
Anſehung des Vermoͤgens unendlich ungleich ſeyn koͤnnen, ja 
von welchen vielleicht die reichere, wegen Mangels an groß— 
gewachſenen Maͤnnern, wie die Militaͤrbehoͤrde ſie zu erhalten 
wuͤnſcht, nicht einmal die nach dem allgemeinen Repartitions⸗ 
fuß ſie treffende Zahl der Rekruten ſtellt, die aͤrmere dagegen ſol— 
chen Ausfall aus ihren Söhnen erſezen muß, erſcheint hier— 
nach ebenfalls die verlezendſte Ungleichheit, abgeſehen davon, 
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daß auch hier, wie zwiſchen Einzelnen oder Familien, je 
nach der Verſchiedenheit der Beſchaͤftigungen, Nahrungswege 
u. ſ. w., zumal aber der Bevolkerungs⸗ Verhaͤltniſſe, die gefor⸗ 
derte Stellung der Mannſchaft dem einen Bezirk weit ſchwerer 
als dem andern fallen muß. Freilich werden Ungleichheiten, 
wie die lezt bemerkte, bei keinem Syſteme gaͤnzlich zu vermei- 
den ſeyn; das Conſcriptionsſyſtem aber, ſo wie es in vorherr— 
ſchender Praxis beſteht, traͤgt den Stempel der vielſeitig⸗ 
ſten und maßloſeſten Ungleichheit als ganz eigen- 
thuͤmlichen Charakter, als mit ſeinem Weſen unabtrenn⸗ 
lich verbundenes Gebrechen, an ſich und iſt demnach durchaus 
unvereinbarlich mit den Mübed is ehe Forderungen der recht⸗ 
lichen Vernunft. | 


F 


Fortſezung. 
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Vergebens beruft man ſich zur Vertheidigung der Con— 
feription auf ihre Aehnlichkeit mit dem Syſtem der Nati o— 
nalſtreiter, da nämlich auch fie auf dem Prinzip der all— 
gemeinen Verpflichtung aller Waffenfaͤhigen in der Nation zum 
Kriegsdienſt beruht und Ausnahmen nur im Intereſſe der Ge— 
ſammtheit und nur durch frei widerrufliches Geſez ſtatuirt 
werden, und da auch ſie in der Regel alle Fremden ausſchließt, 
die Einheimiſchen aber nach kurzer Dienſtzeit wieder in den 
Schooß der Nation zuruͤck ſendet. Dieſe Aehnlichkeitspunkte 
beſtehen zwar und moͤgen uns mit einigen Maͤngeln des Sy— 
ſtems verſoͤhnen; aber ſie heben die lezten nicht auf, ſondern 
werden vielmehr von denſelben ſo unendlich uͤberwogen, daß, 
wenn ihnen nicht durch weiſe, heilende Geſeze (wie ſie jedoch 
in der Wirklichkeit noch nirgends beſtehen) und durch den Geiſt 
einer freiheitlichen Verfaſſung, beſchraͤnkend oder lindernd ent- 
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gegengetreten wird, die Conſcription als eine wahrhaft unheil— 
volle Einſezung, faſt noch ſchlimmer als jene der geworbenen 
Truppen, erſcheinen muß. 1 
Es hat naͤmlich die Conſcription — ſowie Napoleon 
ſie regulirte, und wie ſie in einigen teutſchen Staaten beſteht — 
die meiſten Nachtheile mit dem Syſtem der Kriegsknechte oder 
der geworbenen Truppen geraein, ja ſie ſteigert noch dieſelben 
in dem Maße als ſie dieſes lezte Syſtem an Ausdehnung 
uͤbertrifft. 
Die Aehnlichkeits⸗Punkte der Conſcription mit dem 
Syſtem der Kriegsknechte ſind zumal die nachſtehenden: 
1) die allgemeine Buͤrgerpflicht zum Kriegsdienſt, als das an- 
gebliche Fundament des Conſcriptions⸗Syſtems, bewirkt nach 
demſelben gleichwohl keine unmittelbare Verbindlichkeit zum 
Eintreten in ſolchen Dienſt. Es iſt hiezu ein ſpezieller 
Verpflicht ungsgrund nothwendig, namlich die gezogene 
Nummer, oder der Ausſchlag des Looſes. Die allgemeine 
Verpflichtung gilt fuͤr befriedigt, wenn man ſich einmal 
zum Looſen geſtellt hat; und hat man eine gluͤckliche Num— 
mer gezogen, ſo bleibt man (die ſeltenen Faͤlle ganz außeror— 
dentlichen Bedarfes ausgenommen) ſein Leben lang frei vom 
Aufgebot zum Dienſt. Es kann hier alſo bei unbefangener Wuͤr— 
digung nicht mehr von Staatsbuͤrgerpflicht oder von Uebernahme 
einer Staatslaſt nach Prinzipien des vernuͤnftigen Geſellſchafts— 
Rechtes die Rede ſeyn (denn wem koͤnnte einfallen, gerade die 
wichtigſte, ſchwerſte und auf das Lebensgluͤck des Einzelnen 
leicht der entſcheidenſten Einfluß ausuͤbende Geſellſchafts-Laſt 
nach dem Loos zu vertheilen, wahrend man die unendlich min- 
der bedeutſame der Steuerzahlung nach ſorgfaͤltig abgewogenen 
Vermoͤgens⸗Verhaͤltniſſen der Steuerpflichtigeu zu vertheilen 
ſich fuͤr verpflichtet anerkennt, wenn gleich die wirkliche Regu— 
lirung der Steuern ſolchem Anerkenntniß gewoͤhnlich nur we— 
nig entſpricht?) ſondern es iſt hier blos eine individuelle 
Verpflichtung in Sprache, welcher man den wohlklingenden 
Namen der Buͤrgerpflicht gibt, die aber dem Weſen nach nichts 
Anderes, als eine ſtatuirte Leibeigenſchaft ſaͤmmtlicher 
waffenfaͤhiger Bürger gegenüber der Stagts⸗Gewalt oder 
28 25 d 
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dem re ift, und deren Verwirklichung in Bezug auf 
das Individuum vom Ausſchlage des Looſes abhaͤngt. 


2 


* Er 


2) Durch ſolchen Looſes-Ausſchlag aber, oder durch die 


in deſſen Gemaͤßheit gebildete Kriegsmacht wird nun die Na— 
tion, d. h. der wahrhafte Theil derſelben, nicht minder als bei 
dem Syſtem der geworbenen Truppen in die zwei Klaſſen der 
Soldaten und Buͤrger zerſpalten, und alle heilloſen Folgen 
einer ſolchen Spaltung herbeigefuͤhrt. 

3) Denn mit nichten handelt es ſich bei den nach der 
Loos⸗Nummer zum Kriegsdienſt Ausgehobenen um die Bildung 
zum Nat io nalſtreiter, ſondern um jene zum Solda⸗ 
ten. Die Bildung zum Nationalſtreiter kann geſchehen ohne 
Beeintraͤchtigung der von jedem Einzelnen zum Nahrungszweig 
fuͤr ſich auszuwaͤhlenden buͤrgerlichen Beſchaͤftigungen. Der 
durch das Conſcriptions⸗Geſez und durch die Loos-Nummer in 
Anſpruch genommene Juͤngling fallt aber dem Soldaten: 
Dienſt anheim, welcher himmelweit verſchieden iſt von der 
bloßen Befähigung zur Vaterlands-Vertheidigung. 

4) Bei der Conſcription nicht minder, als bei dem RE 
Syſtem der geworbenen Heere wird ein großer Theil der wehr— 
baren Maͤnner der Nation ausgeſchloſſen von der Bildung zum 


Kriegsdienſte, ausgeſchloſſen von der Waffenfuͤhrung oder der 


Uebung in Waffen, weil ſolches jezt die ausſchließliche 
Befugniß oder Pflicht der durchs Loos zum Soldaten— 
Dienſt Berufenen iſt. 

5) Dazu kommt nun die rein foldatifche. Berfaf- 
fung, Anordnung und Anwendung des durch die Conſcrip— 
tion gebildeten Heeres, wodurch man deſſelben Glieder aus 
Buͤrger-Soldaten, was ſie nach der angeblichen Idee des 
Syſtemes ſeyn ſollten, fo viel moͤglich in Kriegsknechte 
zu umwandeln ſucht, und dadurch auch wirklich Auftritte, 
wie die juͤngſt in der Straße Transnonain in Paris, hervor 
ruft. Es gibt daher nach dieſem Syſtem, nicht minder als 
nach jenem der geworbenen Heere, einen Soldat en-Stand, 
und das Daſeyn eines ſolchen, im Gegenſaz eines gemein buͤr— 
gerlichen Standes, iſt unvertraͤglich mit den Intereſſen der 
Freiheit. | \ 
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Die Härte des Conſcriptions⸗Syſtems zu mildern find 
zwar mancherlei Ausnahmen von der dadurch im Allge— 
meinen ſtatuirten Pflicht feſtgeſezt worden, theils aus Gründen 
des allgemeinen Wohls, namentlich aus ſtaatswirthſchaftlichen, 
theils aus Humanitaͤts- oder auf das Wohl von Einzelnen be— 
rechneten Gruͤnden. So hat man z. B. die Studirenden oder 
etwa blos die dem theologiſchen Studium ſich Widmenden 
von der Milizpflicht ausgenommen, oder die einzigen Soͤh— 
ne, oder von jeder Familie einen Sohn u. ſ. w. davon be— 
freit. Die meiſten ſolcher Befreiungen ſind zu billigen als Mil— 
derungen des in ruͤckſichtloſer Allgemeinheit allzu hart verlezen— 
den Geſezes. Allein man hat ſolche Befreiungen Einzelner 
ſtatuirt blos auf Unkoſten anderer Einzelner, welche 
nach der Loosnummer den Befreiten zunaͤchſt ſtehen. Dieſe 
Einzelnen ſollen mit ihrer Perſon den ſchweren Preis bezahlen 
fuͤr die im allgemeinen Intereſſe oder nach allgemeiner Billigkeit 
oder Humanitaͤtspflicht ſtatuirten Ausnahmen. Das vernuͤnf— 
tige Recht dagegen wuͤrde verlangen, daß an die Stelle ſolcher 
en andere auf oͤffentliche Unfoften frei anzuwer— 
bende Rekruten geſtellt wuͤrden. Denn nicht einige einzelne 
durch's Loos zu Beſtimmende, ſondern die Geſammtheit 
iſt ſchuldig, für dasjenige einzugeſtehen, was das Geſammt-In⸗ 
tereſſe oder die Geſammt-Pflicht erheiſcht. Uebrigens iſt die 
allgemeine Befreiung ſowohl der einzigen Soͤhne als jeweils eines 
Familienſohnes in ſolcher Allgemeinheit auf unhaltbaren Gruͤn— 
den beruhend. Durch die erſte naͤmlich erleichtert der Staat 
die ohnehin ſchon geringere Laſt der nur einen Sohn beſizen— 
den Väter zur bloßen Ungunſt derer, welche mehrere befizen, 
obſchon das Loskaufen eines Sohnes vermittelſt der Stellung 
eines Erſazmanns leichter iſt, als der Loskauf von mehreren. 
Und vermittelſt der Befreiung eines, namentlich des juͤngſten 
Sohnes in jeder Familie, mag ſolche, durch den Verluſt von 
fuͤnf tuͤchtigen Bruͤdern betruͤbte Familie zum Troſt etwa 
angewieſen werden an den ſechsten Unmuͤndigen oder etwa we— 
gen Kraͤnklichkeit mehr der Pflege Beduͤrftigen als zur Unter⸗ 
ſtuͤzung Geeigneten. 

Nach allem dem iſt die Behauptung gerechfertigt: es liegt 
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in dem Weſen der Conſcription oder in ihrer Gründitte und 
in den Hauptprinzipien ihrer Ausfuͤhrung eine unheilbare 
Rechtswidrigkeit; und nimmer durch bloße Milder⸗ 
ung, Beſchraͤnkung oder Modifikation, ſondern nur durch voͤl⸗ 
lige Aufhebung und durch Vertauſchung gegen ein reines 
und aufrichtiges Syſtem der National-Bewaffnung kann 
dem Uebel geſteuert oder die e befriediget wer⸗ 
den. | 
Indeſſen giebt es 3 wohl auch Mittel und Wege, Wodurch 
die Conſcription dem leztgenannten Syſtem wenigſtens nahe 
gebracht oder auch ſonſt wenigſtens von den ſchreiendſten 
Härten befreit werden kann; und in dem Maße als ſolches ge- 
ſchieht, mag man ſich mit ihr verſoͤhnen, um ſo mehr, da 
die voͤllige Rechtsbefriedigung nicht nur hier, ſondern 
uͤberall im Staatsleben, wohl niemal erreicht werden und nie— 
mal mehr als ein Ideal, oder als ein der mög lichen Unna 
herung ausgeſtecktes Ziel ſeyn wird. 


F. 86 
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Die befragten Mittel und Wege möchten etwa , 
ſtehenden Punkten zu erkennen ſeyn: 

) Die Dienſtzeit der Eonferibirten werde moͤglichſt kurz bo 
ſtimmt, alsdann werden deſto mehr Juͤnglinge nach und nach 
unter die Waffen gerufen, ein deſto groͤßerer Theil der Nation 
alſo wehrbar gemacht werden muͤſſen. Die Entlaſſenen bilden 
ſodann eine Reihe von Jahren hindurch eine natuͤrliche Reſerve, 
und die im Nothfall aufzubietende Seen iſt dann um ſo 
bedeutender. 

2) Im Frieden werde die Dienſtzeit noch weiter verringert 
durch das Beurlaubungs-Syſtem, deſſen Nuͤzlichkeit uͤbri— 
gens ſchon vom finanziellen Standpunkt einleuchtet. 
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3) Feſtſezung der jeweils auszuhebenden Rekrutenzahl 
durch ein Geſez, im konſtitutionellen Staat alſo nur unter 
Zuſtimmung der Staͤnde. Es iſt eine maßloſe und die hei— 
ligſten Intereſſen verlezende Inconſequenz, die Feſtſezung der 
Steuer: Sunme an die Zuſtimmung der Volksrepraͤſentation 
zu binden, und die unendlich koſtbarere Forderung von Men— 
ſchen lediglich der Regierungs-Willkuͤr anheim zu ſtellen. 

4) Gewaͤhrung des Rechts, ſtatt des perſoͤnlichen Dienſtes 
einen Einſteher zu ſtellen; doch zugleich weiſe Regulirung 
dieſes Geſchaͤftes, damit es nicht in eine wucherliche Speku— 
lation ausarte, und aus einer Wohlthat zur weitern Bedruͤck— 
ung werde. Freilich wird — wie wir ſchon oben bemerkten — 
durch dieſes Recht das Hauptfundament der Conſcription zer⸗ 
nichtet; doch iſt eine im Intereſſe der Humanitaͤt begangene 
Inconſequenz beſſer als die ſtarre Verfolgung eines ungerech- 
ten Prinzips. Aber es bietet ſich die Frage dar: Soll etwa 
neben dem Recht, einen Einſteher zu ſtellen, auch eine Pflicht 
dazu ſtatuirt werden in Anſehung Derjenigen, welche perſoͤn— 
lich dienſtuntauglich, doch nach ihren Vermoͤgens-Verhaͤltniſſen 
gar wohl zahlungsfaͤhig find? — Man kann dagegen er: 
innern, daß, wenn auch die Ehre dem Waffenfaͤhigen verbie 
tet, ſich unentgeltlich von Andern beſchuͤzen zu laſſen, oder die 
ihm perſoͤnlich obliegende Pflicht unentgeltlich auf Andere zu 
waͤlzen, auf der andern Seite der Edelmuth verbiete, von dem 
AUnfaͤhigen ein Schuzgeld zu fordern. Man kann den Willen 
deſſelben oder ſeine Geneigtheit zur Uebernahme des Kriegs— 
dienſtes, falls er dazu tauglich waͤre, vorausſezen, und ſoll 
ihm ſeine Untuͤchtigkeit — alſo ſein Ungluͤck — nicht auch 
noch zur Strafe anrechnen. Er hat die Wechſelwahl des 
Tuͤchtigen, naͤmlich zu dienen oder zu zahlen, nicht, und 
wuͤrde alſo durch unbedingte Verfaͤllung zum Zahlen in ſei— 
nem Anſpruch auf Rechtsgleichheit verlezt. Aber auf der an— 
dern Seite beſteht ja eine aͤhnliche Rechtsungleichheit für den 
Armen, der da, wenn er tuͤchtig iſt, unbedingt dienen 
muß, weil er nicht zahlen kann; und dann iſt, ſobald man 
eine Verwandlung der perſoͤnlichen Leiſtung in Zahlung fuͤr 
zulaͤßig, d. h. dem Staatsintereſſe entſprechend, erklaͤrt hat, 
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uͤberall kein Grund mehr vorhanden, den Wohlhabenden von 
ſolcher Zahlung, d. h. von ſolcher ihm gar wohl moͤglichen und 
zur Erleichterung feiner Mitbürger nothwendigen Theilnahme 
an der Laſt der Vaterlandsvertheidigung frei zu ſprechen. Ohne⸗ 
hin giebt es Grade der Unfähigkeit, welche noch Feines- 
wegs fuͤr Ungluͤck oder Elendigkeit gelten koͤnnen, zumal wenn 
die Ziehungs-Behoͤrde nur ausgezeichnet ſchoͤne und groß⸗ 
gewachfene Leute begehrt, und dann auch ſolche Arten der- 
ſelben, in die man durch eigenen freien Willen gerieth, 
z. B. der Stand der Verheirathung, wenn das Geſez nur 
ledige Maͤnner unter die Waffen ruft, oder der Antritt eines 
offentlichen Amtes, oder die a. des theologischen Stu— 
diums n. dgl. m. 

5) Die ſtatuirte Befugniß, den perſonlich zu leiſtenden 
Dienſt durch Geldzahlung zu erſezen, fuͤhrt aber in conſequenter 
Folgerung noch weiter mit ſich den Anſpruch der Geſammtheit 
der Conſcriptionspflichtigen, insbeſondere der vom Loos getrof— 
fenen, auf Theilnahme aller, derſelben Loosziehung Unter⸗ 
worfenen, an Tragung der ihnen nach der geſezlichen Intention 
gemeinſam zuſtehenden, durch das Loos aber auf einige Einzelne 
gewälzten Laſt. Dem ſtrengen Recht nach ſollten freilich auch 
die vom Loos Befreiten, d. h. die Untuͤchtigen und die durch 
geſezliche Gunſt Ausgenommenen, in fo fern fie vermoͤglich 
Gabe zu verhaͤltnißmaͤßigen Beiträgen (etwa nach Vermögens: 

klaſſen) verpflichtet werden. Eine große Erleichterung fuͤr die 
vom Loos Getroffenen wuͤrde jedoch ſchon dadurch bewirkt 
werden, daß wenigſtens die Genoſſen ſolches Loosziehens 
als Genoſſen einer Geſammtverpflichtung behandelt und 
demnach — abermals etwa nach Vermoͤgensklaſſen — zu ſol⸗ 
chen Geldbeitraͤgen verbunden wuͤrden, welche den durch's Loos 
Getroffenen oder auch den freiwillig den Kriegsdienſt Ueberneh— 
menden die billige Entſchaͤdigung fuͤr ihre des Geſammtswohls 
willen uͤbernommene, ſomit im Namen Aller uͤbernommene 
perſoͤnliche Leiſtung gewaͤhrten. Ja, faͤnde ſich's, daß unter 
den Tonſcriptionspflichtigen eines etwa armen Bezirks die zur 
hinreichenden Entſchaͤdigung noͤthigen Beitraͤge nicht koͤnnten 
aufgebracht werden; fo würde die große Staatsgeſammt⸗— 
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heit verbunden feyn, diefelbe aus ihren, d. h. der Geſammt— 
heit Mitteln zu reichen. Wuͤrde dieſe Idee als eine richtige, 
d. h. dem wahren Recht gemaͤße anerkannt, ſo waͤre es nicht 
ſchwer, einerſeits den vom Loos Getroffenen — wenn ſie den 
perſoͤnlichen Dienſt uͤbernehmen, eine ſie vollkommen befriedi— 
gende Entſchaͤdigung angedeihen zu laſſen und anderſeits die 
zum Kriegsdienſte Geneigteſten, alſo wohl auch die Tapferſten, 
den Fahnen zuzufuͤhren. Verſchiedene Formen der Ausfuͤhrung 
ſind hier gedenkbar. Der Verfaſſer hat mehrere derſelben be— 
reits 1822, als damaliges Mitglied der erſten Kammer Badens, 
in Vorſchlag gebracht, und er beruft ſich deßhalb Kuͤrze halber 
auf die gedruckten Protokolle jener Kammer vom beſagten Jahr. 
Ueber die paſſendſte Art der Ausfuͤhrung will er nicht ſtreiten: 
waͤre einmal die Idee im Allgemeinen anerkannt, ſo moͤchte 
nach Lokalverhaͤltniſſen bald die eine, bald die andere Art der 
Ausfuͤhrung die geeignetſte ſeyn. 

Doch Alles dieſes iſt ungenuͤgend, ſo lange nicht die Ver— 
faſſung dafuͤr die Buͤrgſchaft gewaͤhrt, daß keine andern 
Kriege werden unternommen werden, als welche den wahren 
Intereſſen der Nation und alſo dem — entweder ausdrücklich 
erklaͤrten oder doch mit Vernunft vorauszuſezenden — Ges 
ſammtwillen derſelben gemaͤß ſind. Es iſt ſchrecklich, wenn 
eine Nation das Blut ihrer Kinder in Kriegen verſprizen muß, 
die ihrer vernünftigen und Herzens-Neigung völlig zuwider: 
laufend ſind, wenn, nach dem Machtgebot eines etwa erober— 
ungsluſtigen oder von wilder Leidenſchaft, ja von augenblick- 
licher Laune beherrſchten Autokraten, oder nach der, hier ſchwa— 
chen und furchtſamen, dort ehrgeizigen, um die Gunſt Groß— 
maͤchtiger buhlenden, dynaſtiſchen Politik (die etwa an den 
Siegeswagen eines Napoleon ſich anklammert, oder ihre Allianz 
dem Meiſtbietenden verkauft) ein Volk Jahr fuͤr Jahr die 
Bluͤthe ſeiner Jugend als ſchlechtes Kriegswerkzeug hingeben 
oder wie Opferthiere, jezt am Tajo, jezt an der Berezina, 
ſchlachten laſſen muß. Freilich erlaubt die Natur der diplo— 
matiſchen Verhandlungen, uͤberhaupt der auswärtigen Politik, 
eine unmittelbare Theilnahme der Volksrepraͤſentation theils 
gar nicht, theils nur in Dingen, welche des Geheimniſſes min⸗ 
der beduͤrfen und minder dringend ſind. Aber eine indirekte 
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Theilnahme, mittelft nachfolgender Billigung oder Mißbillig— 
ung, oder mittelſt Gewaͤhrung oder Verweigerung der zur 
Durchfuͤhrung eines Unternehmens noͤthigen Mittel an Geld 
und Menſchen kann und ſoll allerdings ſtatt finden. En g⸗ 
land ſtellt uns hiefuͤr ein Beiſpiel auf, welches freilich unter 
einem corrupten Parlament in bloßen Schein ausartet, unter 
einem Reform-Parlament aber, d. h. unter einem durch 
aͤchte Volkswahl A en zur Pe Wirklichkeit 
werden muß. 
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wer Daupttihieil 
der Finanzwiſſenſchaft. f 


Formelle Finanz-Lehre. 


(Von den Bedingungen und Formen der Finanzthätigkeit 
im Allgemeinen.) 


erster Ah cht. 


Von der Feſtſtellung des Staatsbedarfs und 
feiner Deckungsmittel. 


* — 


§. 57. 


Von dem Budget oder Finanzgeſez. 


Finanzgeſeze in weiter Bedeutung koͤnnen alle Ver— 
fuͤgungen der geſezgebenden Gewalt über Finanz-Gegen— 
ſtaͤn de, d. h. alſo über Staats-Ausgaben oder Einnah— 
men genannt werden, (wobei freilich bei gemiſchten Gegen- 
ſtaͤnden, d. h. ſolchen, die zwar eine finanzielle aber auch noch 
eine andere, z. B. polizeiliche, uͤberhaupt nicht okonomiſche, 
haben, die Bezeichnung ſtreitig ſeyn und dadurch namentlich in 
den Staaten, worin bei Finanzgeſezen der zweiten Kammer 
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der vorzüglich entfcheidende Einfluß zuſteht, eine heikle conſti⸗ 
tutionelle Frage entſtehen mag). In engerer Bedeutung jedoch 
wird darunter nur das periodiſch zu erlaſſende Geſez uͤber 
die waͤhrend eines beſtimmten Zeitraumes zu er⸗ 
hebenden Einnahmen und zu beſtreitenden Aus 
gaben verſtanden. Das Budget, wie die Regierung es denStaͤn⸗ 
den vorlegt, enthaͤlt den Entwurf und, nach erhaltener Zuſtimm⸗ 
ung der Staͤnde oder nach erfolgter Vereinbarung der Regierung mit 
den Staͤnden uͤber etwaige Abaͤnderungen, die definitive Feſt— 
ſtellung jener, in eigenen Etats verzeichneten Ausgaben und 
Einnahmen. Nach genauer Begriffsbeſtimmung muß auch 
zwiſchen dieſem feſtgeſtellten Budget und dem Finanz⸗ 
geſez in engerer Bedeutung unterſchieden werden. Es 
ſind naͤmlich die gepruͤften und genehmigten Staatshaushaltungs— 
Haupt » Etats der alleinige Inhalt des Budgets; das Fir 
nanzgeſez dagegen kann noch andere Dinge enthalten, naͤm— 
lich mancherlei Verfuͤgungen, die da noͤthig ſind, um das Bud— 
get nach ſeinem vollen Inhalt zu realiſiren, oder uͤberhaupt 
die Ordnung des finanziellen Haushalts in Ausgabe und Ein— 
nahme zu erhalten. Genau betrachtet iſt das Budget gar kein 
Geſez in ſtrenger Bedeutung des lezten Wortes, namentlich 
ſo wie wir deſſen Begriff (in Band II. Conſtitutionslehre §. 144). 
feſtgeſtellt haben, ſondern theils nur eine Zuſammenſtell— 
ung von Thatſachen oder einfachen Rechnungsergeb— 
niſſen, theils ein ausgeſprochener Entſchluß der Staatsgewalt, 
oder in conſtitutionellen Staaten eine von der Volksrepraͤſen— 
tation der Regierung ertheilte Ermaͤchtigung, binnen einer 
beſtimmten Zeit ſo oder ſo viel auszugeben, oder an Steuern 
zu erheben. Es iſt ein anerkannter oder genehmigter Ueber— 
ſchlag der bevorſtehenden oder zu bewirkenden Ausgaben und 
Einnahmen, und auch in Bezug auf diejenigen Punkte, welche 
nicht bloße Thatſachen oder Rechnungsergebniſſe enthalten, 
weiter nichts als ein Akt der Adminiſtration, der da in 
concreto beſtimmte Summen zur Beſtreitung beſtimmter Be— 
duͤrfniſſe anweist, und ebenſo in conoreto die Quellen ihrer 
Erhebung beſtimmt. Zur Verwirklichung des Budgets, 
namentlich zur Realiſirung der darin aufgeführten Ein nah— 
men, find dann, nebſt der Thaͤtigkeit der verſchiedenen Zweige 
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der Finanzverwaltung, auch eigentliche Geſeze nöthig, namlich _ 
ſolche Akte des Geſammtwillens, welche den Geſellſchaftsglie— 
dern wirkliche Verbindlichkeiten auflegen, und zwar nach generell 
gefaßten Beſtimmungen. Wenn z. B. im Budget die Ein— 
nahms⸗Poſition von ſo oder ſo viel Millionen aus der direkten 
Steuer oder aus irgend einer Gattung der indirekten Steuer 
ſpricht, ſo iſt hiedurch blos das Vorhaben oder der Entſchluß, 
oder die Ermaͤchtigung, aus ſolcher Quelle ſo viel zu beziehen, 
ausgeſprochen, und zugleich die Anſicht von dem gewiſſen 
oder wenigſtens wahrſcheinlichen Ertrag einer fraglichen Steuer; 
damit nun aber derſelbe wirklich erfolge, muß durch ein Geſez 
verfuͤgt werden, wieviel z. B. von einhundert Gulden Steuer— 
kapital, oder von dieſem oder jenem Gegenſtand der indirekten 
Beſteuerung von den Staats-Angehoͤrigen zu bezahlen ſey. 
Dieſe lezte Beſtimmung iſt ganz eigentliches Geſez, die Bud⸗ 
gets⸗Poſition iſt blos Rechnungspoſten. 

Wir hielten ſolche, ob auch nach dem Schulſtaub riechende, 
Unterſcheidungen fuͤr nothwendig, um unſeren fruͤher vom Ge— 
fe; aufgeſtellten Begriff feſtzuhalten, und unſere auch mit con- 
ſtitutionellen Intereſſen in Verbindung ſtehende Anſicht gegen 
Mißvoerſtaͤndniſſe zu ſichern. 

Das Budget alſo iſt an und für ſich kein Geſez, ſon— 
dern eine Rechnung; aber es beruht neben den aus bloßen 
Thatſachen hervorgehenden Ergebniſſen auf einer Anzahl von 
theils adminiſtrativen, theils geſezlichen Verfuͤgungen, deren 
Pruͤfung und Genehmigung demnach derſelben Autoritaͤt zu— 
ſtehen muß, welcher verfaſſungsmaͤßig die Feſtſtellung 5 Bud⸗ 
gets zuſteht. 

Von dieſem Standpunkt aus ergiebt ſich die Wichtig— 
keit des durch das conſtitutionelle Syſtem der Volks-Repraͤſen⸗ 

tation gewährten Rechtes der Genehmigung oder Ver 
werfung des Budgets. Es iſt nämlich in demſelben ent— 
halten auch das Recht der Genehmigung oder Verwerfung aller 
mit dem Budget in Verbindung ſtehenden oder auf daſſelbe zu 
baſirenden Feſtſtellungen der Adminiſtration wie der Geſezgeb— 
Hung. Hierin liegt eigentlich die Seele oder die ganze Kraft 
des Repraͤſentativ-Syſtems in Monarchien. Dieſes iſt, wenn 
nicht die einzige, doch die weitaus e Waffe zur Be⸗ 


446 


- 


hauptung der Volksrechte gegenüber den Thronen, eine in 
wahrhaft ſouverainen Staaten, und wo die Conſtitution mehr 
als ein bloßer Schall iſt, den Sieg des wahren Geſammtwillens 
mithin des Rechtes, jederzeit verbuͤrgende Waffe, die aber bei 
halb ſouverainen Staaten oder bei ſolchen, die ſich faktiſch 
unter die höhere Autorität eines die Volksrepraͤſentationen tief 
unter ſich blickenden Bundes ſtellen, durch Diktate des lezten 
leicht alle ihre Wirkſamkeit und Bedeutung verlieren kann. 
Doch von ſolchen faktiſchen Verkuͤmmerungen der Volksrechte 
oder der Volksrepraͤſentationen darf die allgemeine Lehre weg— 
blicken, ſich lediglich an die Prinzipien des vernuͤnftigen Rech— 
tes und der dieſem Rechte befreundeten aͤchten Politik haltend. 
In Gemaͤßheit dieſer Grundſaͤze hat die Volksrepraͤſen⸗ 
tation ihre zaͤhlende und entſcheidende Stimme zu geben uͤber 
Alles, was mit Staats-Einnahme oder Staats-Ausgabe in 
unmittelbarer Verbindung ſteht, d. h. wovon das Ergebniß 
der Ausgabe- und Einnahme-Verwaltung abhaͤngt. Die lau— 
fenden, durch beſtehende oder neu zu erlaſſende allgemeine 
Verordnungen oder Geſeze bereits geregelten Akte der Finanz— 
Verwaltung beduͤrfen natuͤrlich der beſondern Zuſtimmung der 
Kammern nicht; alles Andere aber, was auf Ausgabe oder 
Einnahme Bezug hat, mithin die allgemeine Regulirung des 
Staatshaushaltes, gehoͤrt mit zur Competenz der Staͤnde. | 
Abgeſehen von ſolchen conſtitutionellen Intereſſen iſt 
die Aufſtellung eines Budgets ſchon im allgemeinen Inte⸗ 
reſſe eines geregelten Staatshaushaltes nothwendig. 
Entwirft fi) doch ſelbſt jeder ordnungliebende Private fein: 
Budget; aber unermeßlich wichtiger iſt dieſes bei dem uner— 
meßlich ausgedehntern Staatshaushalt und vielfach nothwen— 
diger insbeſondere darum, weil die Verwalter des Staatshaus— 
haltes nicht ſo wie die Privat-Haushaͤlter ſchon durch eigenes 
Intereſſe aufgefordert ſind zur Ordnung und Sparſamkeit. 
Ein den Staͤnden oder uͤberhaupt einer zur gruͤndlichen 
Pruͤfung geeigneten Behoͤrde vorzulegendes Budget muß gebaut 
ſeyn auf Thatſachen und auf Rechnungen, welche, wenn 
fie zuverlaͤßig ſeyn ſollen, nicht nur die ſummariſchen Ergeb— 
niſſe, ſondern auch alle ihnen zu Grunde liegenden Speziali— 
täten, ja Individualitaͤten enthalten. Denn die Rich⸗ 
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tigkeit jeder generellen 0 ſezt voraus jene der ſpeziellen, 
und ohne die gewaͤhrte Einſicht und Pruͤfung der lezten kann 
auch kein vernuͤnftiges Urtheil uͤber die erſte, mithin keine auf 
Gruͤnden beruhende Genehmigung oder Verwerfung erklaͤrt 
werden. Den Kammern ſind demnach alle auf den Staats— 
haushalt ſich beziehenden Rechnungen bis zur lezten Spezialitaͤt 
zur Kenntnißnahme vorzulegen oder anzubieten. Außerdem 
aber, und was noch wichtiger iſt, haben die Staͤnde uͤber die 
Groͤße der fuͤr jeden einzelnen Adminiſtrationszweig zu ver— 
wendenden Summe ihre mitentſcheidende Stimme zu geben, 
vorbehaltlich, wie ſich's von ſelbſt verſteht, des der Regierung 
zuſtehenden Rechtes, innerhalb der, durch die bald ſpezielleren 
bald generelleren Bewilligungen oder Credits-Eroͤffnungen ge— 
zogenen, Schranken, dem nach Umſtaͤnden jeweils vorhandenen 
oder während, der Buͤdgetsperiode neu entſtehenden oder ſich 
veraͤndernden und durch ihr vernuͤnftiges Ermeſſen zu beſtim⸗ 
menden, Beduͤrfniß im Einzelnen zu ſteuern, ja ſelbſt, wo Noth— 
faͤlle ſich ergeben, jenen Credit noch zu uͤberſchreiten, in ſo fern 
eine nachtraͤgliche Genehmigung der Kammern aus vernuͤnftigen 
Gruͤnden ſich erwarten laͤßt. | 


. . 


General⸗ und Spezial-Etats. Normol⸗Etat. Jahres⸗Etat. Außer: 
ordentlicher Etat. 


Die Ueberſchlaͤge, welche das Budget ausmachen, oder 
worauf daſſelbe ſo wie das Finanzgeſez ſich gruͤndet, beruhen 
in ihren erſten Elementen auf individuellen Thatſachen oder 
ganz einzelnen Ausgabe- und Einnahme-Poſten, welche dann 
nach irgend einem naͤchſtliegenden Verbindungsgrund oder Gat— 
tungsbegriff unter paſſende Rubriken gebracht werden, woraus 
die Spezial⸗Etats entſtehen. Auf dieſelbe Weiſe wird aus 
den unter einer hoͤheren oder mehr generaliſirenden Rubrik zu 
vereinigenden Spezial-Etats ein General-Etat gebildet, 
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welcher jedoch ein ſolcher nur relativ, d. h. in Beziehung auf 
die ihm untergeordneten oder in ihm enthaltenen Rubriken iſt, 
in Beziehung auf die ober ihm ſtehenden, d. h. nach noch mehr 
umfaſſenden oder noch allgemeineren Rubriken zu machenden 
Ueberſchlaͤge aber nur als Spezial-Etat erſcheint. Nur der 
oberſte, ganz allgemeine, d. h. keinem noch hoͤheren als Beſtand⸗ 
theil einzuverleibende Etat iſt General-Etat im een 
Sinn. 

Die Rubriken, aus welchen die ſpeziellen Etats, sodann 
die relativ generellen bis hinauf zum ganz generellen Etat und 
dieſer Selbſt beſtehen ſollen, find einerſeits nach den lo gi— 
ſchen Geſezen der Eintheilungen und Untereintheilungen, zu— 
mal nach jenen der Vollſtaͤndigkeit, der gegenſeitigen Ausſchließ⸗ 
ung und der leichten Ueberſchaulichkeit, anderſeits aber nach 
den, von den beſonderen — auf Gattung und Maß der Bes 
duͤrfniſſe und Deckungsmittel Einfluß ausuͤbenden — Verhaͤlt⸗ 
niſſen der einzelnen Staaten abhaͤngigen Regeln der Zweck— 
mäßigkeit — namentlich der thunlichen Vereinfachung ohne 
Abbruch der noͤthigen oder nuͤzlichen. Sonderung — feſtzuſezen; 
und es wird dabei ſehr gut, namentlich die Berechnung und 
Ueberſicht weſentlich erleichternd, ſeyn, wenn bei ſaͤmmtlichen 
unter einen Gattungsbegriff zu vereinigenden Spezialetats, die 
thunlichſte Gleich foͤrmigkeit in Aufſtellung und in der 
Folge der Rubriken beobachtet wird. 

Die beiden Hauptrubriken des General-Etats bilden na⸗ 
tuͤrlich Einnahme und Ausgabe, von denen aber wieder 
jede in ihre eigenen Hauptrubriken zerfaͤllt, und zwar nament⸗ 
lich die der Einnahme in jene der Domaͤnen-Verwaltung (ge 
theilt nach den verſchiedenen Hauptgegenſtaͤnden derſelben, als 
Forſte, Landguͤter, Grundgefaͤlle u. ſ. w.), ſodann der Rega⸗ 
lien (in ſoferne derſelben beſtehen, oder auch einige indirekte 
Steuern unter dieſem Namen erhoben werden), weiter der 
Steuern, nach ihrer Haupteintheilung in direkte und ine 
direkte mit ihren weitern Unter-Abtheilungen, und endlich der 
zufaͤlligen Einnahmen, ſo viele deren nicht unter eine 
der vorigen Rubriken zu bringen ſind. Die Ausgabe kann 
etwa getheilt werden unter die Haupt-Rubriken der Schul— 
denzahlung, der Penſionen gleichfalls eine wahre Schul— 
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| denzahlung, ſodaun der Civilliſte und der Apanagen 
(wofür in Republiken die Unkoſten der regierenden Rathe) der 
Landſtaͤnde, des Staats-Miniſteriums oder Staats- 
Rathes, ſodann der verſchiedenen einzelnen Miniſterien, 
fo viele derſelben nach einem jeweiligen Verfaſſungs- oder Dis 
ganiſations⸗Syſteme beſtehen, oder auch der Haupt-Sektio— 
nen derſelben, nicht minder der Provinzial⸗, Bezirks⸗ 
und Lokal⸗ Verwaltungen, endlich des für unvorgeſehene Falle 
zu dotirenden Reſerve-Fonds. | 

Der vorherrſchende oder meiſt durchgreifende Ein: cheilungs⸗ 1 
grund iſt hiernach bei den General-Etats der nach Gegen— | 

fanden; aber bei den ihnen zu Grunde liegenden Special— 

Etats wird nothwendig auch der nach Provinzen, Bezirken 
und ſelbſt einzelnen Ortſchaften angewandt oder mit dem 
erſten verbunden werden muͤſſen, bis endlich die Elementar— 
Etats ganz auf Individualitaͤten von Perſonen und Sache n 
herabſteigen. 

Bei den Einnahms-Rubriken iſt zum Behuf einer klaren 
Einſicht in den Staats⸗Haushalt nothwendig, ihre Totalſumme, 
d. h. die Brutto⸗Einnahme, alſo ohne Abzug der Laſten und 
Verwaltungs-Koſten, nicht aber blos die Re ine Einnahme in 

den Etat aufzunehmen. Die Laſten und Verwaltungs: Kofler — 
bilden dann eine correſpondirende Ausgabe-Rubrik. Zwar halt 
Jakob (Finanz⸗Wiſſenſchaft F. 1278 und 1279) für beſſer, 
daß die Verwaltungen der verſchiedenen Quellen der Staats— 
Einnahmen, wenn ſie in einer Art von Bewirthſchaftung be— 
ſtehen, blos ihre Rein: Einnahmen zur Einverleibung in 
den General-Etat angeben ſollen, vorbehaltlich des von ihnen 
in der Eigenſchaft als Wirthſchafts-Verwaltungen zu fuͤhrenden 
und der hoͤhern Controle zu unterwerfenden Rechnungs-Weſens, 
worin natuͤrlich einerſeits die Brutto-Einnahme und anderſeits 
die Laſten und Verwaltungs-Koſten zu erſcheinen haben. Aber 
es iſt dieſe Methode wenigſtens fuͤr die conſtitutionellen Staa— 
ten, worin der Volks-Repraͤſentation mit dem Budget die voll: 
ſtändige Einſicht in den ganzen Staats⸗Haushalt gewährt wer: 
den ſoll, durchaus nicht zu empfehlen. Ohuehin iſt, finanziell 
betrachtet, zwiſchen der Verwaltung von Domaͤnen oder Rega— 
Rot teck's Vernunftrechtslebre. IV. 29 
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lien 05 jener der Steuern; zumal der indirekten, kein ER 


licher Unterſchied, und hier wie dort ſehr wichtig fuͤr die Beur— 
theilung eines Budgets, uͤberhaupt fuͤr die Controlirung des 
Staats⸗Haushalts, zu wiſſen, in welchem Verhaͤltniß überall, 
d. h. in jeder Rubrik die N ME zur Nein Ein 
nahme ſtehe. 

Vieierlei Schemate für ein Staats⸗Budget laſſen fi 0 ent⸗ 


werfen; der Eintheilungs- und Zuſammenſtellungs⸗ Methoden 


laſſen ſich gar viele erſinnen, und es iſt auch gar nicht moͤg— 
lich, fuͤr alle Staaten, d. h. fuͤr alle moͤglichen Verſchie— 
denheiten der finanziellen Verhaͤltniſſe ein überall gleich gutes 
oder anwendbares Schema aufzuſtellen. Hat man aber ein— 
mal in einem beſtimmten Staat an der Hand der Wiſſenſchaft 
und der Erfahrung eine gute Methode, d. h. eine dem Zweck 


entſprechende, der Etats-Entwerfung aufgefunden, fo iſt ſehr 


raͤthlich, dabei zu verharren, und nicht aus Neuerungsluſt all— 
jährlich wieder andere Methoden der Eintheilung, Zuſammen— 


ſtellung oder Trennung zu verſuchen. Es wird naͤmlich durch! 


ſolche Abaͤnderungen die zur gruͤndlichen Beurtheilung fo noth—⸗ 
wendige Vergleichung eines fuͤr die Gegenwart vorgelegten Etats 
mit den fruͤhern unendlich erſchwert, und namentlich die Volks— 
Repraͤſentation, wo dieſe das Budget zu pruͤfen hat, gar leicht 
in ſchaͤdlichen Irrthum gefuͤhrt. Die Sache wäre wichtig ge— 
nug, um die Entſcheidung durch ein Geſez anzuſprechen; wo 
ſolche aber auch nur durch eine Ordonnanz geſchehen iſt, wie 
namentlich in Frankreich, da bildet ſich durch das fuͤr das 
Budget vorgeſchriebene Fachwerk ein Normal-Etat, deſſen 
Darſtellungs⸗ und Rechnungs-Methode als bindende Vorſchrift 
fuͤr die, Jahr fuͤr Jahr oder von einer Budget-⸗Periode zur an⸗ 
dern zu fertigenden, Etats dient. Es koͤnnten in einen ſolchen 
Normal⸗Etat ſelbſt beſtimmte Summen aufgenommen wer: 
den, als das Maximum oder Minimum der unter den einzel: 
nen Rubriken feſtzuſezenden Ausgaben oder Einnahmen. Doch 
ware ein ſolches, einige wenige Rubriken ausgenommen, fuͤr 
welche das Geſez eine bleibende Beſtimmung getroffen, (wie 
z. B. bei der Civilliſte oder den Apanagen, dann auch etwa 
der Schulden » Zahlung), ohne viele praktiſche Bedeutung, da 
eine abſolute Regierung eine von ihr Selbſt ausgegangene Feſt⸗ 
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ſtellung gar nicht zu beachten hat, und ebenſo auch eine con⸗ 
ſtitutionelle, bei Uebereinſtimmung ſaͤmmtlicher Geſezgebungs⸗ 
Faktoren, ein früher beſtimmtes Maximum oder Minimum je: 
den Augenblick wieder abaͤndern kann. Indeſſen werden gleich 
wohl, wenn auch ein durch alle Rubriken durchzufuͤhrender 
Normal⸗Etat in dieſem Sinne nicht wohl zu realiſiren iſt, ein⸗ | 
zelne geſezliche Beſtimmungen, oder mit Geſezeskraft aufge: 1 
ſtellte Prinzipien uͤber Maß und Schranke gewiſſer Ausgaben, | 
5 B. der neu auszuwerfenden Beſoldungen oder Penſionen u. ſ. w 
immer von Nuzen ſeyn, als Hemmniß der Miniſterial⸗Will⸗ a 
kuͤr und als . fuͤr die Beſchluͤſſe der u Re⸗ 
praͤſentation. \ 

Auf den Grund des Normal-Etats, oder aueh fene der 1 
bleibende Regulirung des Staatshaushaltes vorliegenden ein 
zelnen Geſeze oder Verordnungen, iſt ſodann der Jahres⸗ 
Etat (oder auch der Etat für eine längere Budget-Pe— 
riode) zu entwerfen. Die beſonderen, eben vorliegenden, auf 

den Bedarf oder auf die Deckungsmittel Einfluß habenden, Um— 
ftande rechtfertigen dabei die verhaͤltnißmaͤßige Erhöhung oder 
Minderung der etwa im Normal-Etat nach einer Durchſchnitts— 
berechnung aufgefuͤhrten Summen; und bei etwa, verglichen 
mit dem früheren Jahr, uuveraͤndert gebliebenen Umftänden, 
dient die lezte Rechnung uͤber die wirklich ſtatt gefundene 
Ausgabe oder Einnahme zur zuverlaͤßigſten Baſis. 

Fuͤr Faͤlle eines ganz außerordentlichen Beduͤrfniſſes, 
herbeigefuͤhrt durch Umſtaͤnde oder Ereigniſſe, welche dem lau— 
fenden Staatshaushalt fremd ſind, muß jeweils ein eigener 
Etat aufgeſtellt, und fuͤr deſſen Beſtreitung auch durch eigene 
Deckungsmittel geſorgt werden. Der ganze, als Regel zu be— 
obachtende, Staatshaushaltungsplan geriethe in Verwirrung 
und die Ueberſicht des Rechnungsweſens wuͤrde faſt unmoͤglich, 
wenn nicht ſolche geſonderte Aufſtellung des außerordent— 
lichen Staatsbedarfs ſtatt faͤnde. Der jedes Jahr fuͤr die mit 
Wahrſcheinlichkeit vorauszuſehenden, d. h. kaum je ausbleiben— 
den, Anlaͤſſe eines größern Bedarfs als des im Budget cus— 
druͤcklich feſtgeſezten, oder einer kleineren Einnahme als der 
eben e angenommenen „in e zu haltende Re⸗ 
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ſer ve⸗Fond iſt hiernach, weſentlich verſchieden von dem ei⸗ 
gentlich ſogenannten, nur auf wirklich auſſerordentliche 
und zugleich M an, ſich ir a auf 
ſerordent lichen Etat. 2 


I 


/ RAR TE 


L. 59. 


Von der Feſtſtellung oder Bewilligung des Budgets. 
1 


—— 


Nach dem Grundſaz des Abſolutis mus ſteht es dem 
Herrn und Gebieter zu, nach eigenem Ermeſſen die Staats- 
Ausgaben und Einnahmen zu beſtimmen. Er braucht nicht 
einmal ein eigentliches Budget zu entwerfen; und wenn er es 
thut, fo thut er es blos für ſich Selbſt, d. h. der ihm perſoͤn- 
lich wie jedem Wirthſchafter noͤthigen Ueberſicht der Einnah— 
men und Ausgaben willen. Die Grenze feiner Forderung iſt— 
alsdann lediglich ſein Ermeſſen oder ſeine Gnade oder 
endlich die phyſiſche Moͤglichkeit des Eintreibens. Wenn 
er klug und als Erb⸗Fuͤrſt zugleich fuͤr ſeine Nachkommenſchaft 
bedacht iſt, ſo wird er auch den nachhaltigen Ertrag be⸗ 
denken und aus ſolcher Ruͤckſicht ſeine Forderung maͤßigen, 
und, wenn er human oder gnaͤdig iſt, ſo wird er auch noch 

um etwas dieſſeits der Linie der, unbeſchadet dem nachhalti— 
gen Ertrag, zu ſtellenden Forderung bleiben. Aber mit ſolcher 
Verweiſung an die Klugheit oder Gnade des Gebieters und 
Herren kann ein muͤndig es Volk ſich nicht begnuͤgen; es 
will den Staatshaushalt, d. h. ſeinen Haushalt, Selbſt re—⸗ 
geln, d. h. aus feinen Mitteln für keine andern als für von 
ihm gebilligten Zwecke und in dem von ihm genehmigten Maße 
beiſteuern. 

Selbſt im Mittelalter, in der Herrſchaftsperiode der 
brutalen Gewalt, anerkannte man das Recht des Volkes 
oder ſeiner, wenn auch nur ſpaͤrlich berufenen Vertreter, die 
von der Regierung Ae Abgaben, zu verwilligen g 
oder zu verweigern. In der neueſten Zeit aber hat ſich ein 
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Staatsrecht aufgethan, welches den teutſchen Voͤlkern zwar das 
Recht ſolcher Bewilligung oder Verweigerung in Worten und 
ſelbſt als angeblichen Conſtitutions-Grundſaz für die einzel 
nen Bundesſtaaten verleiht, daſſelbe aber gegenüber 
der Bundesautoritaͤt, woran die Voͤlker nicht den min⸗ 
deſten Theil haben, wieder aufhebt, mithin in der That voͤl— 
lig vernichtet; zumal ſeitdem in den Streitigkeiten zwiſchen 
den Landſtaͤnden und Regierungen eine von den lezten allein 
ernannte ſchiedsrichterliche Behörde entſcheiden fol. Von die- 
ſen faktiſchen, doch wohl nur zeitlichen Unterdruͤckungen des 
conſtitutionellen Staatsrechtes wegblickend und blos die Idee 
des mit einer wahren Repraͤſentativ⸗ Verfaffung ver⸗ 
ſehenen Staates vor Auge habend, ſtellen wir hier einige, der 
achten Politik, mithin dem vernuͤnftigen Geſammtwillen naͤchſt⸗ 
liegende Grundſaͤze für die Prüfung eines Budgets auf, jedoch 
blos in Bezug auf die Staats-Ausgaben, weil, was die 
Einnahmen betrifft, wir daruͤber bereits im erſten Haupt⸗ 
theil der Finanzwiſſenſchaft die nach unſerer Anſicht maßgeben— 
den politiſchen ſowohl als Rechts-Prinzipien vorgetragen haben, 
und weil, wenn es ſich blos um den in's Budget zu ſezenden 
Ertrag der einmal vorhandenen und von der Volksrepräſen— 
tation genehmigten Quellen handelt, dieſes blos Sache des 
Kalkuls, demnach das Streben nach moͤglichſter Genauig— 
keit die noch einzige uͤbrige Obliegenheit iſt. 

Unter den Ausgaben ſtehen billig diejenigen voran, wels 
chen ein beſtimmter Schuldigkeits⸗ Titel zu Grunde 
liegt, oder welche au ein Geſez bereits unabanderlich bes 
ſtimmt find. 

Die Zahlung der Zinſen der oͤffeutkichen Schuld 
und ebenſo die vertragsmaͤßig zu leiſtende Heimzahlung der 
Kapitalien ſelbſt iſt, wofern nicht mit Zuſtimmung der 
Gläubiger eine Abänderung getroffen werden kann, eine Noth— 
wendigkeit nicht nur des Rechts, ſondern (um ſich den ſo wichtigen 
Credit für die Zukunft zu erhalten) auch der Politik. Schulz 
dentilgungs-Plane jedoch, deren Beobachtung nicht zugleich 
kontraktmaͤßig verheißen, ſondern nur durch adminiſtrative 
Verordnung, oder auch durch Geſeze feſtgeſtellt worden ſind, 
binden die geſezgebende Gewalt nicht, und moͤgen daher nach 
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freiem Ermeſſen wieder abgeändert . Frulich iſt dabei 3 
jedenfalls mit vieler Vorſicht zu verfahren damit der Credit 
dadurch keinen Schaden leide. 

Auch Pen fionen, welche bereits kechiskraftig ben 
find, haben die Eigenſchaft einer wirklichen Schuld, und es 
wird der Rechtstitel dabei noch verſtaͤrkt durch jenen der Hu⸗ 
manitaͤt, in ſo fern wenigſtens die Penſionen nur nach Maß 
der Wuͤrdigkeit und des wahren (verſteht ſich bei Staatsdie⸗ 
nern ſtandes maͤßigen) Beduͤrfniſſes verliehen find. Wohl aber 
hat die Staͤnde-Verſammlung ihr Augenmerk darauf zu rich— 
ten, ob gegen die Rechtsgiltigkeit der Verleihungen ſelbſt, nach 
Inhalt oder Form, nichts einzuwenden ſey, und in Anſehung 
der kuͤuftig zu ertheilenden auf Er laſſung geſezlicher Vorſchrif⸗ 
ten zu dringen, welche den unnöthigen Penſionirungen und 
dem Uebermaß der Penſtonen ſteuern moͤgen. 

Auch die Beſoldungen der Staatsdiener find eine 
wahre Schuld. Ihre Größe jedoch mag durch vereinfachte Or— 
ganiſations- und Verwaltungs-Syſteme weſentlich gemindert 
werden. Sinekuren ſollen gar keine ſtatt finden. Die Be⸗ BE 
foldungen jedoch erſcheinen im Budget nicht als ein eigener 
Titel, ſondern zerſtreut unter allen beſondern Verwaltungs- 
Branchen. Auch haben wir von den Grundſaͤzen, wornach ſie 
zu regeln ſind, ſchon fruͤher (B. II. Organiſatiouslehre $. 118. 
geſprochen. 

Ein, nach einmal geſchehener Festſtellung, in der Regel 
waͤhrend der Lebzeit eines Regenten der Diskuſſion nicht ferner 
unterſtehender, Poſten iſt die Civilliſte, und ebenſo die 
Wittwen⸗Gehalte und Apanagen der Mitglieder des 
Regenten-Hauſes, waͤhrend der Lebzeit derjenigen, welchen ſie 
verwilligt worden find. Wohl aber unterſteht die Feſtſezung 
der Civilliſte beim Regierungs-Antritt des Fuͤrſten, eben 
ſo die jeweilige Apanagen-Verleihung und die etwa geſezlich zu 
geſchehende-Feſtſtellung einer allgemeinen Norm für dieſelben 
der Zuſtim mung der Landſtaͤnde. Da jeder neue Regierungs- 
Antritt ein hoffnungsreicher iſt, ſo ſind die Volks⸗Vertreter 
bei Beſtimmung der Civilliſte in der Regel mehr ſplendid als 
karg; und auch in Bezug auf Wittwen-Gehalte und Apana⸗ 
gen ware ſchwer, ein Beiſpiel aufzuweiſen von unbilliger Ver—⸗ 
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was den lezten Punkt betrifft, der dießfalls erhobene Anſpruch 
als ein unbegrenzter, und bei fortſchreitender Vermehrung der 
Sprößfinge eines Regentenhauſes moͤglicherweiſe bis zum Uns 
erſchwinglichen anfteigender, von ſehr bedenklicher Natur, und 
verdient, zumal wenn von einem darüber zu erlaſſenden bleis 
benden Geſeze die Rede iſt, die ernſteſte Erwaͤgung. 

Dagegen iſt nichts billiger und ſelbſt politiſch raͤthlicher, 
als Splendiditaͤt in Beſtimmung der Civilliſte (und etwa 
auch einer im Allgemeinen, etwa als Maximum zu beſtimmen⸗ 
den Unterhaltungs⸗Summe fuͤr das koͤnigliche Haus). In den 
Staaten, worin, wie namentlich in den teutſchen Fuͤrſtenthuͤ⸗ 
mern, die Domaͤne zu einem anſehnlichen Theile wirkliches 
Privateigenthum des regierenden Hauſes iſt, doch 
eine Ausſcheidung ſolches Theiles von demjenigen, welcher 
Staatsgut iſt, noch nicht vorgenommen ward, ſteht dem 
Fuͤrſten ſchon in der Eigenſchaft als Familienhaupt der Rechts- 
anſpruch auf ein dem Ertrag jenes Eigenthums annaͤhernd 
entſprechendes Einkommen zu; und anßerdem heiſcht die Wuͤrde 


des Thrones und die Maſſe der an denſelben ergehenden Ans 


ſpruͤche von Seite Hilfsbeduͤrftiger oder Bedraugter eine, ſolchen 
Anforderungen entſprechende, Ausſtattung. Der Billigkeit und 
dem richtigen Takt der Staͤnde-Verſammlungen iſt anheim ge— 
geben, die allerdings nicht leicht zu treffende Mitte ae 
zu wenig und zu viel aufzufinden. 

Naͤchſt an die Civilliſte reihet ſich, nach der natuͤrlichen 
Rangordnung ſowohl als nach dem Gegenſtand, die Ausgabe 
für die Land ſtände. Die Feinde des conſtitutionellen Sys 
ſtems haben ſich ſchon viele Mühe gegeben, dem Volke die 
ſchweren Unkoſten des landſtaͤndiſchen Inſtituts auf's Eindring— 
lichſte zu Gemuͤthe zu fuͤhren, um daſſelbe lau oder abgeneigt 
gegen dieſes Inſtitut zu machen. Zumal hat man (wie aller— 
neueſt auch wieder im Großherzogthum Heſſen geſchah) die 
Unkoſten derjenigen Landtage, welche wegen des Zerwuͤrfniſſes 
der Regierung mit der Majoritaͤt der Volkskammer fruchtlos 
blieben, als Schreckbilder aufgeſtellt; und die Cenſur hat nicht 
erlaubt zu ſagen, warum ſie fruchtlos blieben, oder auch 
was ſie, ungeachtet des Zerwuͤrfniſſes, wenigſtens als Uebleres 


Weigerung oder Sparſamkeit der Landſtaͤnde. Gleichwohl iſt, 
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verhindernd, genüzt haben. Ein poliriſch muͤndiges Volk 
wird die fuͤr ſeine Vertreter und Fuͤrſprecher aufzuwendenden 


zehntauſend und fünfzigtaufend Gulden nicht für verloren ach— 
ten, während es hundert Tauſende und Millionen bezahlt fuͤr 


den Hof und das Heer. Freilich haͤngt hier Alles (was uͤbri⸗ 
gens bei'm Fuͤrſten und alſo bei der Civilliſte nicht minder der 
Fall iſt) von der Beſchaffenheit der Staͤnde-Verſammlung 
und dem Charakter ihres Wirkens ab. Eine ſchlechte 
2 eine aus engherzigen Privat-Intereſſen oder aus 

Menfchenfurcht das Wohl des Laudes, deſſen Wahrung ihre 
heil igſte Pflicht, ja ganz eigens ihren vernuͤnftigen Begriff ſo 
wie ihre conſtitutionelle Beſtimmung ausmachend iſt, an ein 
abſolutiſtiſches Miniſterium verrathende Kammer iſt freilich 


nicht nur keinen Kreuzer werth, ſondern noch ein poſitives Uns 


heil. Wenn aber ein Volk Selbſt, aus Lauheit, Thorheit, 


Feigheit oder Schlechtigkeit, ſich, ungeachtet das Wahlgeſez 


eine freie Wahl verordnet und moͤglich macht, ſo ſchlechte Ver— 


treter mit eigenem Willen gab; dann beklagt es ſich wohl 
mit Uurecht uͤber die Unkoſten des Landtags, oder dann iſt es 


vielmehr einer landſtändiſchen Verfaſſung uͤberall nicht werth. 


In der Reihe Der Verwaltungsbehörden iſt die 
oberſte und allgemeinſte der Staatsrath oder das Staats⸗ 


miniſterium. Da jedoch feiner Mitglieder in der Regel 


nur wenige ſind, und die meiſten derſelben ſchon in anderer 
Eigenſchaft, 5 als Departements-Miniſter oder Dis 
rektoren u. ſ. w., die ihnen gebuͤhrende Beſoldung beziehen, ſo 
konnen die Unkoſten dieſes Staatsminiſteriums nicht groß ſeyn. 

Von einem Kabinets-⸗Miniſterium aber, nämlich von einem, 
den Regenten blos in den ihm perſoͤnlich obliegenden Funk⸗ 
tionen unterftügenden Rathe, nimmt wenigſtens das con ſti⸗ 
tutionelle Staatsrecht keine Notiz, und verweist dem⸗ 
nach ſeine Bezahlung an die Civilliſte. In e 
ſchen Staaten mag etwas Anderes ſtatt finden. 

Alle uͤbrigen Ausgabe⸗Poſitionen werden fuͤglich nach den 
Miniſterien, in deren Verwaltungskreis fie fallen, abge- 
theilt und unterabgetheilt. Bei der Pruͤfung der überall vor: 
kommenden Anfaze handelt es ſich alsdann, die Richtigkeit 
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vorausgeſezt, um die Nothwendigkeit oder Nuͤzlich⸗ 
keit der Gegenftände, wofür man fie in Rechnung bringt. 
Bei dem Meiniſterium des Auswärtigen wird mit 
Recht, zumal in Bezug auf kleinere Staaten, uͤber die Koſt— 
ſpieligkeit der feierlichen Geſandtſchaften oder der mit 


einem hoͤhern Repraͤſentativ-Charakter bekleideten Abgeordneten 


oder Geſchaͤftsfuͤhrer geklagt. Die Eitelkeit der Staatshaͤup— 
ter, mehr noch die Luͤſternheit der adelichen Familien nach ſol— 
chen glaͤnzenden Geſandtſchaftspoſten, iſt Urheberin der großen 


Laſten, die dadurch auf das Volk gewaͤlzt werden, von wel- 


chen es aber zu befreien, eine ihrer Pflicht eingedenke 8 057 
verſammlung emſig ſtreben wird. 

Zu großer Erſparniß giebt vor allen andern das Krit gs; 
miniſterium, aach der jezt faſt allenthalben vorhandenen 
Beſchaffenheit des Heerweſens, Anlaß. Viele Millionen werden 
hier verſchwendet fuͤr eitle Schauſtellung einer Heeresmacht in 
Friedenszeit oder auch fuͤr Aufſtellung einer gegen das Volk Selbſt 
gerichteten, wenigſtens der Volksgeſinnung entfremdeten Waf— 
fenmacht. So lange hier nicht eine radikale Reform eintritt, 
fo lange man an dem Syſtem der ſtehenden Heere und der daf 
ſelbe auf die hoͤchſte Spize treibenden Cenſcription beharrt, 
iſt an eine weſentliche Erleichterung der Buͤrden, die jezo faſt 
auf allen Voͤlkern des Welttheils laſten, gar nicht zu denken. 

Auch das Finanz-Miniſterium bietet den Stoff 
hoͤchſt wichtiger r Grfparniffe dar, einmal in Bezug auf die 


Verwaltungsweiſen der verſchiedenen Quellen der Staats- 


einnahmen (deren Betrag ganz eigentlich als Ausgabe des Fi— 
nanzminiſteriums zu bezeichnen ſeyn moͤchte), dann aber auch 
in Bezug auf die Statuirunz ſolcher Quellen, deren näm— 
lich keine gewaͤhlt oder geſchaffen werden ſollten, die nach ihrer 
Eigenſchaft e ganz nothwendig einen mit dem Reinertrag im 
kißverhaͤltniß ſtehenden Aufwand erfordern. | 
Auch bei den Miniſterien des Innern und der Juſtiz 
iſt, nach ihrer gewoͤhnlichen Verfaſſung oder jener der ihnen 
angehoͤrenden Sektionen oder untergebenen Behoͤrden, vielfache 
Erſparniß ohne Benachtheiligung des gemeinen Wohles, viel— 
mehr zum Frommen deſſelben möglich. Denkt man ſich jedoch 
die Mißbräuche abgeſchafft, die Organiſation zweckmaͤßig ein⸗ 
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gerichtet und die eher Richtung als eine 8 in ae 


Begriffe liegenden Wirkungskreiſe gemaͤße, ſo iſt Sparſamkeit 4 


oder Kargheit nirgends übler angebracht, als hier. Denn dieſe N 
beiden Miniſterien, oder die unter ihrer Leitung und Oberaufe 
ſicht ſtehenden Verwaltungszweige und Behoͤrden, ſind es ganz 
eigentlich, welche den Hauptzweck der Staaten, Rechtszuſtand 
und Befoͤrderung des allgemeinen Wohles, zum unmittelbaren 
Gegenſtande haben. Die Unkoſten, welche auf eine zweckmaͤßige 
Einrichtung der Gerichtsſtellen und eine gute Verwaltung der Juſtiz 
verwendet, ſo wie jene, welche von den vielen wohlthaͤtigen Zweigen 


der dem Miniſterium des Innern unterſtehenden Adminiſtra⸗ 


tion in Anſpruch genommen werden, tragen reichliche Fruͤchte 
fuͤr das gemeine Wohl, und ſind demnach gut verwendet. Eine 
Volksrepraͤſentation, welche hieran knauſern wollte, wuͤrde das 
wahre Geſammtintereſſe hoͤchlich verkennen. Es verſteht ſich 
jedoch, daß wir zu den wohlthaͤtigen Ausgaben dieſer Miniſte⸗ 
rien diejenigen nicht rechnen, welche fuͤr eine blos im Dienſte 
des Abſolutismus ſtehende, mißtrauiſche, willkuͤrliche und ges 
waltthaͤtige Polizei Ein der engern Bedeutung dieſes Wor⸗ 
tes), zumal fuͤr eine geheime oder gar = eine auffors - 
dernde Polizei gemacht werden möchten. Ja diefer Sphäre 
iſt für eine volksthuͤm! iche Kammer angezeigt, ſich verneinend 
auszusprechen. 


§. 60. 


F or t fe z un . 


um 


Wenn die Richtigkeit der Hauptpoſitionen im Budget von 
jener der denſelben untergeordneten Rubriken und dieſe von 
jener der ihnen zur Grundlage und Rechtfertigung dienenden 
Spezialetats abhaͤngt; fo muß auch eine mit V zernunft geſche⸗ 
hende Genehmigung der Hauptanſaͤze auf jeuer der in ihnen 
enthaltenen Theile, und dieſe auf der Ueberzeugung von der 
Richtigkeit der Spezialetats, worauf ſaͤmmtl u Aale gebaut 
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17 beruhen; und es bat daher die Volksrepräſentatton nicht 
blos uͤber die Geſammtſumme der Ausgaben, und nicht 
blos uͤber die Hauptpoſitionen des Budgets (z. B. uͤber 
die von den einzelnen Miniſterien geforderten Credite oder uͤber 
die fuͤr die Hauptrubriken eines Miniſterialetats ausgeworfenen 
Summen), ſondern auch uͤber die ſpezielleren Anſaͤze, 
welche jenen zu Grunde liegen, zu berathen und zu entſchei— 
den; und es ſind ihr auf Verlangen bis zum lezten Detail 
alle Beweisſtuͤcke, Rechnungen und Ueberſchlaͤge zur Kenntniß⸗ 
nahme und Pruͤfung vorzulegen. Von dieſem lezten Recht je— 
doch wird ſie, um ihre Arbeit nicht in's Unendliche zu verlaͤn— 
gern, keinen mehreren als den zur Bewirkung einer begruͤnde— 
deten Ueberzeugung nothwendigen Gebrauch machen, mithin 
die ohnehin ſchon gehoͤrig beglaubigten Rechnungen, wo nicht 
etwa beſondere Zweifelsgruͤnde obwalten, ohne weitere Prüfung 
als richtig annehmen, und auch in Bezug auf die Verwil— 
ligungen nicht zum kleinſten Detail herabſteigen. Die Ent— 
ſcheidung uͤber die Zweckmaͤßigkeit oder Nothwendigkeit einer, 
innerhalb der vom Geſez im Allgemeinen gezogenen Schran— 
ken in konkreten Faͤllen “re Berhaltniffen zu machenden, Aus— 
gabe bleibt billig der Regierung uͤberlaſſen, welche ohnehin 
nach ihrer Stellung in der Regel leichter und zuverlaͤßiger dar— 
uͤber zu urtheilen im Stande iſt, als die Kammer; und es mi— 
ſche daher die lezte ſich nicht ein in die (ohne Ueberſchreitung 
des geſezlichen Maßſtabes) einem beſtimmten Beamten oder 
Collegial-Mitglied verliehene Beſoldungs— Vermehrung, oder ges 
waͤhrte Geſchaͤfts-Aushilfe, oder in die Anſtellung eines Schrei— 
bers mehr oder weniger in einer Kanzlei oder in die Anſchaf— 
fung beſtimmter Beduͤrfniſſe von geringerem Belang, oder in 
das Detail der Distribution der für eine Anſtalt, deren ſpe— 
zielle Beduͤrfniſſe und Intereſſen die Kammer in der Regel nicht ſo 
gut als die Regierung zu beurtheilen im Stande iſt, im Ganzen ver— 
willigten Dotation oder Dotationsvermehrung. Freilich iſt es ſchwer 


oder unmöglich, die Linie, im Allgemeinen zu beſtimmen, jen- 


ſeits welcher die Spezialitaͤt der Bewilligungen von Seite 
der Kammern unpaſſend und ein ungebuͤhrlicher Eingriff in 
die der Regierung vernuͤnftigerweiſe zuzuerkennenden Befugniſſe 


wird. Ein geſunder Takt und ein parteiloſes Billigkeits-Gefuͤhl 
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auf beiden Seiten wird 00 leicht in konkreten Sitten zur 
Erkenntniß fuͤhren. | 
So weit übrigens die Spezialität re Benilligungen oder 
ihres vernünftig aufzufaſſenden Sinnes geht, fo weit, geht auch 
die Gebundenheit der Regierung. Dieſelbe hat demnach nur 
in der Sphäre ſolcher Bewilligungen oder in Uebereinftimmung 
mit deren Sinn, das freie Verfuͤgungsrecht über die votirten 
Summen, und ſie darf nicht etwa die unter einer Rubrik ge— 
machte Erſparniß zu einer Mehr-Ausgabe in einer andern Ru⸗ 
brik verwenden; und je umfaſſender ſolche Rubriken ſind, deſto 
ſtrenger iſt die bemerkte Pflicht. Verwerflich iſt demnach die 
Lehre jener geſchmeidigen Publiciſten, welche den Miniſtern 
die völlig freie Verfügung über den ihnen votirten Geſammt⸗ 
Credit, demnach das Recht der aus den Erſparniſſen in 
einer Rubrik zu beſtreitenden Mehr-Ausgabe in der andern 
einraͤumen. Denn mit nichten iſt die Budgets - Bewilligung 
oder auch die Credits Eröffnung für ein beſtimmtes Miniſte⸗ 
rium eine Bewilligung in Pauſch und Bogen, ſondern eine 
auf die Genehmigung aller einzelnen in Berathung gezogenen 
Poſitionen hegruͤndete, und daher auch auf ſolche beſtimmte 
e, bedingte. Findet ſich ein Miniſter zu einer 
Mehr-Ausgabe in irgend einer Rubrik veranlaßt, fo hat er 
dieſelbe vor der naͤchſten Staͤnde-Verſammlung zu rechtfertigen 
und deren Genehmigung dafuͤr zu erwirken; die Erſparniſſe in 
andern Rubriken fallen der Staatskaſſe anheim und muͤſſen im 
naͤchſtfolgenden Budget als Einnahmspoſten erſcheinen. 
; Auch nach gefaßten Beſchluͤſſen über ſaͤmmtliche einzelne 
Rubriken ſteht der Staͤndeverſammlung noch die Bewilligung 
oder Verwerfung des Budgets im Ganzen zu. Es iſt die⸗ 
ſes die faſt alleinige, wenigſtens die wirkſamſte Waffe der 
Volksrepraͤſentation gegen ein etwa antinationales, die Con— 
ſtitution und die Volksrechte anfeindendes Miniſterium. Wer 
dieſes Recht in Zweifel ſtellt, wer eine unbedingte Schuldig— 
keit der Volksrepraͤſentation zu Bewilligung, wenn auch nur der 
nothwendigen Regierungs-Ausgaben behauptet, der will das, 
in allen des Nennens werthen Conſtitutionsurkunden ausdruͤck— 
lich anerkannte, Recht der Steuerbewilligung zernichten oder 
zum bloßen Schalle machen, und er will die Nation zur ge⸗ 
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duldigen Hinnahme auch des allertyranniſchſten und volksfeind⸗ 


lichſten Miniſteriums, beſtuͤnde es auch aus Sejanus, Tar— 
tuͤffe und Cartouche, verurtheilen. Freilich iſt die Verweige— 


rung der Abgaben jedenfalls ein großes Uebel und muß einen 


Stillſtand oder eine grenzenloſe Verwirrung aller Regierungs— 
geſchaͤfte bewirken; aber eben darum kann man überzeugt ſeyn, 


2 


daß, die dringendsten Faͤlle, und in denen es ſich um die Be⸗ 
wahrung der heiligſten Rechte handelt, ausgenommen, die 


Volksrepraͤſentation ſich dazu niemal entſchließen wird. Die 
Verweigerung der Abgaben von Seite einer aͤchten Volksrepraͤ— 


ſentation (und ob fie eine Achte geweſen, kann etwa durch 
Aufloſung der Kammer und veranſtaltete neue — verſteht ſich 
freie — Wahl in's klarſte Licht geſtellt werden) zeigt an, 
daß die Mehrheit des Volkes ein wirklich beſtehendes Regie— 
rungsſyſtem fuͤr unheilvoller als eine zeitliche Unterbrechung 
aller Regierungsthaͤtigkeit achte, und thut alſo das Vorhan— 
denſeyn eines ungeheuern Uebels kund, welchem die Steuerver— 
weigerung das noch am mindeften Gefahr bringende Heilmit— 
tel entgegenſezt. Freilich kann dieſes Heilmittel nur anwend— 
bar ſeyn in wahrhaft ſouverainen Staaten. In denjenigen, 
worin die Regierungen dem Machtwort einer fremden Au— 


torität unterworfen find, theilen auch die Voͤlker und die 


Volks repraͤſentationen daft elbe traurige Loos der Unter⸗ 
wer fung. \ 


§. 61. 
Unterſcheidung der Staatsausgaben von Pichi Bezirks⸗ und 
Gemeinde⸗ Ausgaben. 


— —ſ— 


Es it eine ſehr wichtige, aber W ſehr ſchwer zu 
beantwortende Frage, ob oder in wie fern Alles, was im oͤf— 


fentlichen Intereſſe, d. h. in jenem der vernünftig anzuneh— 


menden Staatszwecke geſchieht, auf Unkoſten der großen 


— 


* 
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Sta atsg ir geschehen ſolle oder nur auf unko⸗ | 
ſten desjenigen Staats» Theiles, zu deſſen naͤherem oder un⸗ 

mittelbarem oder vorzugsweiſem Vortheil die Ausgabe ſtatt 
findet. Der Grundſaz von der Vertheilung der Staatslaſt 

nach dem Maßſtabe der Theilnahme an den Wohlthaten des 
Staatsvereins ſcheint die Beſtreitung der öffentlichen Bedürf⸗ 
niſſe, ſofern es nicht ganz allgemeine ſind, aus den Mitteln 

der bei deren Befriedigung unmittelbar Betheiligten zu fordern; 

und dann ſind mancherlei öffentliche Ausgaben von der Art, 

daß ſie nicht eben durch den allgemeinen Staatszweck, oder 4 
durch das gefammte Staateintereſſe geboten werden, ſondern 0 
nur durch das beſondere Intereſſe beſtimmter Bezirke und Ort⸗ vi 
ſchaften. Die Herſtellung der Heerſtraßen durch das ge⸗ 
ſammte Reich iſt eine der Geſammtheit der Nation wichtige 1 
und wohlthaͤtige Veranſtaltung. Aber die Herſtellung der Vici⸗ 
nalwege oder gar der bloßen Feldwege iſt allernächft Kur 
den Bewohnern beſtimmter Bezirke oder gar nur den Gemark⸗ 
ungs⸗Genoſſen wichtig. Ebenſo z. B. die Fluß⸗ Bauten, * 
nachdem ſie entweder die Herſtellung oder Erhaltung der Schiff⸗ 3 
barkeit des Fluſſes als einer dem ganzen Staate nuͤzlichen Wafſ - 
ſerſtraſſe bezwecken, oder aber blos zur Sicherung der dem Ufer 9 
benachbarten Gelaͤnde vor Ueberſchwemmung oder Zerſtoͤrung 
errichtet werden. So dienen auch die polizeilichen Anſtal⸗ 
ten, als fuͤr Sicherheit, Geſundheit, Unterricht, Armenwe⸗ 
ſen u. ſ. w. in ihren unteren Gliederungen unmittelbar oder 
vorzugsweis dem Intereſſe blos der einzelnen Orte oder Be⸗ 
zirke, und nur in ihrer Allgemeinheit betrachtet oder in ihren 
hoͤheren Wirkungskreiſen zugleich jenem der ganzen großen Ge— 
ſammtheit. Fordert nun wirklich die Gerechtigkeit und iſt es 
der Politik gemaͤß, die oͤffentlichen Ausgaben nach ſolchem Ge— 
ſichtspunkt in zwei Klaſſen zu ſcheiden und ſodann der Be— 
ſtreitung aus allgemeinen Staatsmitteln blos die wirklich oder 
unmittelbar dem großen Geſammt-Intereſſe dienenden zus 
zuweiſen, jene für Provinzial⸗, Bezirks- oder Lokal⸗ 

Beduͤrfniſſe aber den betreffenden Provinzen, Bezirken oder 
Ortſchaften Selbſt zur Laſt zu ſchreiben? Wir glauben im 
Allgemeinen nein! und nehmen von ſolcher Verneinung nur 
einige eon Verhaͤltniſſe aus. 


— 
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Zuvoͤrderſt naͤmlich wollen wir allerdings die wahren Com: 
munale Ausgaben von jenen des Staates unterſchieden wiſ⸗ 
ſen, weil wir die Gemeinden als ſelbſtſtaͤn dige Körpers 
ſchaften anerkennen, welchen ein eigener Kreis des, von der 
Staatsgewalt wohl zu beaufſichtigenden und mit der ungeſtoͤr— 
ten Erreichbarkeit des großen Staatszwecks in Harmonie zu 
erhaltenden „doch an und für ſich freien Lebens und Wir: 
kens zuſteht, ähnlich jenem der Familien, welche gleichfalls, 
zwar den Staatsgeſezen unterworfen und zu mancherlei Frei— 
heitsbeſchraͤnkung im Intereſſe der Staatsgeſammtheit verbun— 
den, jedoch im Uebrigen zur freien Erſtrebung ihrer eigenen 
Lebenszwecke und Intereſſen berechtiget, daher auch zu ſelbſt— 
eigener Beſtreitung der dazu aufzuwendenden Unkoſten verpflich— 
tet ſind. In demjenigen Kreis alſo und in demſelben Maße, 
worin ſolche Selbſtſtaͤndigkeit der Gemeinden von der Staats— 
geſezgebung anerkannt wird, oder anzuerkennen iſt, (in wie fern 
dieſes gerecht und raͤtblich ſey, haben wir in B. III. Polizei⸗ 
wiſſenſchaft Hö. 63 ff. beſprochen) wird auch mit Recht und 
Billigkeit die Beſtreitung der Unkoſten fuͤr Sache des geſon— 
derten Gemeinde⸗Haushalts zu erklaͤren, demnach in das 
Staats-⸗Budget durchaus nicht aufzunehmen ſeyn. Ja, 
ſelbſt wo dieſe Emancipation der Gemeinden noch nicht ſtatt 
gefunden, wird gleichwohl, da ſie jedenfalls ein — wenn auch 
vom Staat bevormundetes, doch immer jede ein eigenes, von 
jenem der uͤbrigen Gemeinden und auch der großen Staats— 
geſammtheit geſondertes — Geſammtleben und auch ein geſon— 
dertes Geſammt-Vermoͤgen oder die Rechtsfaͤhigkeit, ein ſol- 
ches zu erwerben, haben, der Gemeindehaushalt vom 
Staatshaushalt zu ſcheiden, und endlich ſelbſt man— 
cherlei, des Staatszwecks willen oder der vom Staat zu ſchuͤ— 
zenden Intereſſen willen, von der Staatsgewalt angeord— 
nete Ausgabe, in ſo fern ſie wirklich nur das erkennbare 
Sonder⸗Intereſſe einzelner Gemeinden zum unmittelbaren 
Gegenſtand hat, von eben denſelben entweder ganz oder doch 
theilweis — mittelſt eines ihnen nach billiger Schaͤzung zuzu⸗ 
weiſenden Praͤzipual⸗Beitrages — zu beſtreiten ſeyn. 
Beide Titel, naͤmlich die wirkliche Verbindung zu einem 
eigenen kleinern Geſammtleben und die ausſchließende Theil— 
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nahme an den Wohlthaten i er öffentlicher Ausgaben, fin: 
den in Bezug auf die Bezirks- oder Provinz⸗Genoſ— 
ſenſchaf ten theils gar nicht, theils nur in weit geringerem 
Maß als bei den Gemeinden ſtatt; und in gleiche m Verhaͤlt⸗ N 
niß verſchwinden auch Billigkeit und Zweckmäßigkeit der an 
ſie zu geſchehenden Ueberweiſung der offentlichen Laſt. et 
ö Indeſſen koͤmmt hier freilich ſehr Vieles auf die Berfal 
ſung und auf die hiſtoriſchen Verhaͤltniſſe der verſchiedenen 
Staaten an. Naͤhert ſich die Staatsverfaſſung dem Foͤde⸗ 
rativ-Syftem mehr als jenem der Einheit, gewährt fie 
den einzelnen Provinzen (bei bloßen Bezirken wird dieſes weit 
minder der Fall ſeyn) eine, jener der Gemeinden ahnlich, 
Selbſtſtaͤndigkeit, oder vereint ſie die Einwohnerſchaften ſolcher 
Provinzen in der That zu rechtlichen und politiſchen © « 
ſammtperſoͤn lichkeiten; fo kann auch gar wohl, oder 
wird vielmehr ganz natuͤrlich, von geſondertek Beſtreitung der 
im Intereſſe der einzelnen Provinzen zu machenden oͤffentlichen 
Ausgaben aus den Mitteln eben derſelben die Rede ſeyn. Die 
heut zu Tage vorherrſchenden Verfaſſungs-Grundſaͤze jedoch 
ſtreben nach Einheit oder Centraliſirung, und machen 
die Provinz- und Bezirks-Eintheilungen zu einer, von dem 
jeweiligen Ermeſſen der Regierung (oder auch der Geſezgebung) 
abhaͤngigen, bloßen Organiſations-Sache. Nur in 
groͤßeren Staaten, welche etwa aus mehreren, ehedeſſen für 
ſich ſelbſt beſtandenen Staaten erwuchſen (wie z. B. Oeſterreich) 
wird ſolchem hiſtoriſchen Verhältniß noch einige Rechnung 
getragen; und mehr und mehr ſtrebt ſelbſt in ſolchen Staaten 
das Unitäts⸗Syſtem nach Verwiſchung der ehemaligen Grenz— 
chelcungen | * 

In einem, dergeſtalt als eine homogene, und nur im 
Intereſſe der Verwaltung in Provinzen und Bezirke abge⸗ 
theilte Maſſe behandelten, Staate hoͤrt das politiſche Ge— 
ſammtleben der einzelnen Provinzial-Bevoͤlkerungen faſt gaͤnz⸗ 
lich auf, und erſcheint der Provinz- oder Bezirks- Be— 
wohner lediglich nur als Staatsbürger, d. h. nur der 
großen Staats⸗Geſammtheit als wahrhaft geſellſchaftlich n 
bundener angehoͤrig, mithin auch zu allen im offentlichen In⸗ 

tereſſe, d. h. zu Staatszwecken, auf irgend einem Theile des, 
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Gebietes zu machenden Auslagen gleichmäßig wie der Bewohner 5 
jeder andern Provinz verbunden. Eine Unterſcheidung der I 
Laſten aus dem bei den Communen aus ihrem ſelbſtſtändi— — © 
gen Geſammtleben geſchoͤpften Grund iſt hiernach in un⸗ 
ſerer Vorausſezung bei Provinzen und Bezirken u nftatthaft. | 
BE} Aber auch der andere Grund, naͤmlich der der ausſchließ— | 
lichen oder ganz vorzugsweiſen Benüzung der in ihrer Mitte 
befindlichen Staats⸗Anſtalten, oder uͤberhaupt der ruͤckſichtlich 
ihrer gemachten Ausgaben hat nur eine ſehr beſchraͤnkte An 
wendung auf Provinzen und Bezirke. Sehr wenige Anſtalten 
ſind, deren nuͤzliche Wirkſamkeit ſich lediglich auf den durch 
die Grenzen eines Verwaltungs-Bezirks umſchloſſ jenen - Raum | 
beſchraͤnkt. Die allermeiften ſind, wiewohl ſie ihren Siz in 
beſtimmten Provinzen haben, und ihre unmittelbare Wirkſam⸗ ’ 
keit nur in dieſen aͤußern, dennoch mittelbar und in der Wech⸗ 
ſelwirkung mit dem ganzen Staats⸗ „Organismus auch der gan⸗ 
zen großen Geſammtheit wohlthaͤtig, demnach auch billig auf 
Unkoſten dieſer lezten zu gründen und zu erhalten. Hoͤchſtens 
koͤnnte bei einigen derſelben, wie bei Flußbauten, Straßen, 
Kanaͤlen, Hafen und dergl. ein nach Billigkeit zu beſtimmender 
Praͤcipual⸗Beitrag von den durch ſolche Gründungen 
ganz vorzuͤglich beguͤnſtigten Landesſtrecken gefordert werden. 
Aber nimmer wuͤrden die Grenzen dieſer vorzugsweiſen Be— 
theiligung mit den Grenzen der Verwaltungs⸗ Bezirke zuſammen⸗ 
treffen, ſondern in der Regel nur eine Anzahl einzelner Ge⸗ 
meinden, mitunter aus einem, mitunter aus mehreren Ver⸗ 
waltungs⸗Bezirken. Dieſe Präcipual-Beiträge würden uͤbrigens 
gleichwohl von der Staatskaſſe bezogen werden koͤnnen, 
demnach in dem Staats-Budget wirklich als Einnahme 
erſcheinen. 

Nur wenn von Anſtalten oder Arbeiten die Rede iſt, welche 
etwa das Staats⸗Intereſſe nur von ferne berühren, oder welche 
zu unternehmen die Staats-Regierung keinen hinreichenden 
Grund oder keine Geneigtheit hat, mag durch ein freiwilli— 
ges Zuſammentreten der dabei naher Betheiligten, 


und daher auf ihre Unkoſten, das Werk in Ausführung geſezt 
Rotteck's Vernunftrechtslehre IV. 3 30 


ir 
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Welden Dieſe Betheiligten wuͤrden in kolchen Falle nicht in 
der Eigenſchaft als untereinander in einem politiſchen Ver⸗ 
bande ſtehend, ſondern nur als in ein gemeines Societaͤts— 
Verhaͤltniß eingetreten, zu betrachten ſeyn. Es iſt ſehr gut, 
wenn ſolche freiwillige Vereinbarungen von Seite der Regier⸗ 
ung ermuntert werden; ja es iſt auch gut, wenn die Staats⸗ 
Geſezgebung den Bezirks- oder Provinz— Genoſſenſchaften die 
Eigenſchaft von Geſammt-Perſoͤnlichkeiten in dem Maße ver— 
leiht, daß durch Stimmen-Mehrheit aͤchter d. h. freigewaͤhlter 
Repraͤſentanten, alſo namentlich durch das Inſtitut der Lands 
raͤthe, gültige Geſammt-Beſchluͤſſe uͤber Errichtung gemein⸗ 
nuͤzlicher Anſtalten oder Werke gefaßt werden koͤnnen. Durch 
ein ſolches Inſtitut wird dann allerdings die Bezirks- oder 
Provinz⸗Genoſſenſchaft mit einigem ſelbſtſtaͤndigen Geſammt⸗ 
Leben verſehen nnd dadurch auch die rechtliche Möglichkeit eines 
gefonderten Geſammt-Haushaltes begründet werden. | 
Abgeſehen von dieſer lezten Betrachtung erfcheint ſowohl . 
finanziell als ſtaatswirthſchaftlich die Centraliſirung der 
offentlichen Einnahmen und Ausgaben als vortheils 
haft und ſelbſt auch als im Rechte begruͤndet. Die Wohlhaben⸗ 
beit oder das Gedeihen jeder einzelnen Provinz wirkt wohl⸗ 
thatig auch auf das Staats-Ganze ein, und bei der Beſtreit⸗ 
ung der offentlichen Beduͤrfniſſe ſaͤmmklicher Provinzen und 
Bezirke aus Mitteln der Geſammtheit wird durch die Gegen— 
ſeitigkeit der dafuͤr zu leiſtenden Beitraͤge die Gleichheit im 
Allgemeinen wieder hergeſtellt. Das Band der Staats-Ver— 
einigung wird hiedurch auch feſter np rn und der Eng» 
herzigkeit des ifolirenden Provinzial-Geiſtes vorgebeugt. 
Die Finanz⸗Verwaltung gewinnt an Einfachheit, Ueberſicht 
und an Zuverläßigfeit der Berechnung; jeder Buͤrger wird 
zur Geſammtlaſt mit einer, ſeinem ganzen Vermdoͤgen 
(oder Einkommen) entſprechenden, Rate beigezogen und die 
Größe ſolcher Geſammtlaſt nach ihrem wahren Gewichte offen⸗ 
kundig. Dadurch wird nun insbeſondere das Volk von der 
Gefahr befreit, mit einer gedoppelten Laſt, namlich einer 
ſeits von Staatswegen und anderſeits unter dem Titel des Provin⸗ 
zialbedarfs in Anſpruch genommen zu werden. Wenn nämlich 
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Alles, was für das oͤffentliche Beduͤrfniß, d. h. für Intereſſen, 
die in dem Staatszweck enthalten find, zu zahlen iſt, im Na: 
men des Staates eingefordert wird, und detgeſtalt die Schwere 
der oͤffentlichen Laſt, die auf den einzelnen Bürger druͤckt, zu 


Lage liegt, fo trägt die Finanz⸗Geſezgebung die Verantwort⸗ 


ung fuͤr jedes Uebermaß der Forderung. Wenn aber neben 
den in dem Staats⸗Finanzetat erſcheinenden Steuern noch an— 
dere Abgaben für oͤffentliche Zwecke unter dem Titel von Pre— 
vinzial⸗Steuern oder ſogenannten Amtsſchaden u. ſ. w. einge⸗ 
fordert werden, welche man bei der Schaͤzung der dem Staats⸗ 
buͤrger als ſolchem obliegenden Laſt nicht in Rechnung bringt; 
alsdann kann bei einem anſcheinend ſehr maͤßigen Staats-Fi⸗ 
nanz⸗Syſteme gleichwohl der Buͤrger unter dem Geſammtdruck 
der an ihn unter dem Titel des oͤffentlichen Intereſſe gemach— 

ten Forderungen erliegen. Din . 


F. 62. 


Ob die Steuerforderung nach dem Staatsbedarf, öder ob die Bes 
ſtimmung des Bedarfs nach dem National⸗Vermögen oder Einkommen 
ſich zu richten habe. 


— — 


Dieſe vielbeſprochene Streitfrage beruht meiſt auf Unklar⸗ 
heit oder Verworrenheit der Begriffe, Eine unbefangene Bez 
trachtung wird zeigen, daß, obwohl in beiden Saͤzen Wahrheit 
liegt, dennoch jeder in feiner Abgeſchkoſſenheit falſch iſt— 

Die vielfach aufgeſtellte Unterſcheidung zwiſchen Staats: 
haushalt und Privathaushalt, wornach der lezte die 
Ausgabe nach der Einnahme beſtimme, der eifte aber die Eins 
nahme nach dem Maß der nöthigen Ausgabe feſtzuſezen habe, 
iſt, wiewohl ein Koͤrnchen Wahrheit darin liegen mag, gleich— 
wohl aks praktiſcher Gründfaz für die Finanzgeſezgebung un— 
haltbar und verwerflich. Einmal if nicht ganz 1 8 . 

| 30 * 
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der Einzelne ſeine Ausgabe, d. h. ſein Beduͤrfniß, nach der 
ihm jeweils fließenden Einnahme beſtimme. Nur wenn dieſe 
Einnahme von ihm nach ſeinen individuellen Eigenſchaften 
oder Verhaͤltniſſen nicht weiter zu ſteigern iſt, wird er ſeine 
Beduͤrfniſſe oder ſeine Ausgaben mit derſelben ſo viel möglich 
in's Gleichgewicht zu ſezen fuchen. Aber ſo lange er kraͤftig 
und thaͤtig iſt, beſizt er die Mittel ſolcher Steigerung, und 
wird ſie anwenden nach Maßgabe des dringender werdenden 
Beduͤrfniſſes, als etwa im Eheſtand oder bei wachſendem Kin⸗ 
derſegen u. ſ. w. z und anderſeits iſt nicht wahr, daß der 
Staat das Recht oder auch das Vermoͤgen habe, ſeine Ein— 
nahme nach Maßgabe ſeines Bedarfes zu ſteigern. Dies iſt 
zumal in Bezug auf die augwärtigen Angelegenheiten klar, 
weil hier auch der kleinſte Staat zur Vertheidigung gegen das 
Ausland nicht weniger Mittel noͤthig haben wuͤrde, als der 


groͤßte. Aber ſelbſt in einheimiſchen Angelegenheiten muß ein 


armer Staat Verzicht leiſten auf die vollſtaͤndige oder auch 
nur annaͤhernde Befriedigung mancher, im idealen Staats, 
zweck allerdings enthaltenen, Intereſſen, weil ihm eben das 
Vermoͤgen dazu mangelt. Im gleichen Maße alſo wie der 
Einzelne, ſo lange er ein geringes Einkommen hat, ſich 
auf die Befriedigung der allerdringendſten Beduͤrſniſſe be— 
ſchraͤnkt, wird dieſes auch der Staat thun muͤſſen; und im 
gleichen Maße, wie der Einzelne bei ſich verbeſſernden Vermoͤ— 
gensumſtaͤnden ein ganz unbegrenztes Feld von nuͤzlichen oder 
angenehmen Ausgaben vor ſich liegen hat; ſo iſt auch dem 
Staat nach Maßgabe des ſich vermehrenden Nationalvermöoͤ⸗ 
gens ein unbegrenztes Feld für, ſich gleichmäßig vermehrende 
und doch immer noch dem idealen Staatszweck Pienegen Aus⸗ 
f egaben eroͤffnet. | 

Doch abgeſehen von folcher Vergleichung des Staats- mit 
dem Privat-Haushalt iſt die fuͤr den erſten aufzuſtellende Re⸗ 
gel, ob man ſie nach einem oder dem andern der in der Ru— 
brik dieſes F. enthaltenen Ausdruͤcke faſſe, jedenfalls unklar, 
unpraktiſch oder, wofern praktiſch, der will kuürlichſten 
Deutung Raum gebend, und ſomit verwerflich. Es giebt 
namlich durchaus keinen zuverlaͤßigen Maßſtab oder keine auch 
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nur annähernd. zuverlaͤßige nd des National- 
Vermögens und Einkommens; und eben fo iſt der Staatsbe⸗ 
darf ein durchaus unbeſtimmter, d. h. einer grenzenloſen Er⸗ 


weiterung oder Verengung empfaͤnglicher Begriff. Ob man 


e ch Eines oder das Andere zur Baſis der Steuerforderung 


mache, ſo wird die Autorität, von welcher die lezte ausgeht, 


den weiteſten Spielraum fuͤr ihr Ermeſſen, d. h. fuͤr ihre 


Willkuͤr haben. 

Wir ſagen daher: das Maß des Vermögens oder 
Einkommens der Nation (in ſo fern - es nicht eben nach 
Zahlen, ſondern nach ſonſt zu Tage liegenden oder erkennbaren 
Umſtaͤnden erſcheint) bildet die theils faktiſch, theils rechtlich 
unüberfchreitbare Grenze der Staats anforderungen. 
Innerhalb dieſer Grenze aber kann das Maß der gerechten 
Forderung niemals durch den einſeitigen Willen der Regierung 
beſtimmt werden, ſondern blos durch den wahren Geſammt— 


willen der Nation. Die Regierung koͤnnte leicht von ihrem ein— 


ſeitigen Standpunkte aus Zwecke verfolgen oder zur Erſtrebung ſol— 


cher Zwecke Ausgaben machen, welche die nachhaltigen Kraͤfte der 
Nation uͤberſteigend und nebenbei fuͤr das wahre Geſammtin— 


tereſſe unfruchtbar waͤren. Denn die Regierung zahlt nicht 


aus ihrem Eigenen, ſie empfaͤngt nur von Andern die Mittel 
der Zahlung. Die Sicherheit dafuͤr, daß keine andere Aus— 


gabe ſtatt finde, als welche dem Geſammtintereſſe, d. h. dem 


Staatszweck, gemaͤß iſt, kann nur daraus hery, rgehen, daß 
Diejenigen, welche zur Zahlung ſollen verpflich tet werden, 
zugleich diejenigen ſind, welche die Ausgabe beſchließen, 


und welchen daher nach ſolcher Stellung das zuverläßigſte ur⸗ 5 1 


theil über Nothwendigkeit oder Nuͤzlichkeit einer in Frage fies” 
henden Ausgabe mag zugetraut werden. Die Entfeßlu ng 
des Geſammtwillens alſo, d. h. die Schaffung moͤglichſt 
zuverläßiger Organe fuͤr ſolchen Geſammtwillen, iſt das allei— 
nige Mittel zu befriedigender Loͤſung der vorliegenden wie der 
meiſten andern ſtaatsrechtlichen Fragen. Wenn Diejenigen, 


welche eine Ausgabe beſchließen, dieſelbe auch auf ihre eigenen 


Schultern zu nehmen haben, ſo iſt die Nothwendigkeit oder 


Nuͤzlichkeit ſolcher Ausgabe mehr, als durch irgend ein aude— 
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res Mittel geſchehen köhntz⸗ außer Zweifel gestellt;; und ſollte 
der Beſchlußfaſſung ſelbſt ein Irrthum zu Grunde gelegen 
i haben, ſo würde durch die Zuſtimmung der Zahlenden oder 
ihren freigewaͤhlten Repräſentauten jedes Rechtsbedenken geho⸗ 
ben ſeyn. 

Uebrigens wird die Volksrepräſentation, als Organ des 
vernuͤnftigen Geſammtwillens, allerdings auch Berechnungen 
oder Schaͤzungen anſtellen, einerſeits uͤber die finanziellen 
Kraͤfte des Landes und anderſeits uͤber die Wichtigkeit oder 
Nuͤzlichkeit der in Vorſchlag gebrachten Ausgaben. Sie wird 
nie uͤber die Grenze der Er ſchwinglichkeit, und — Noth: 
fälle ausgenommen — auch nie über jene des nachhaltigen 
Ertrags mit ihren Steuerbewilligungen ſchreiten, und jedes⸗ 
mal das Gewicht der zu uͤbernehmenden Laſt forgfältig ver⸗ 
gleichen mit der Koſtbarkeit des Zweck es, zu welchem ſie uͤber⸗ 
nommen werden fol. Die vom Standpunkt der Regierung 
aus gemachte Schaͤzung der lezten iſt immer unzuverlaͤßig; 
denn zwiſchen den ſubjektiven Intereſſen oder Wuͤnſchen der 
Regierenden und dem wahren Volks -Intereſſe und Volks⸗ 
Wunſch kann ſogar ein wirklicher Gegenſaz eintreten, und nur 
was dem Volke gut iſt, ſoll vom Volke bezahlt werden. 
Was aber die Schaͤzung der pekuniären Kräfte betrifft, 
ſo werden die Zahlenden dabei mehr auf ihr Gefuͤhl und auf 
die in wirklicher Erfahrung erſcheinenden Anzeichen der Er⸗ 
traͤglichkeit 0 r Ueberlaſtung vertrauen, als auf die ſchulgerech⸗ 
ten, doch l blos imaginairen Grund gebauten und gleich- 
wohl mit ſtolzer Zuverſicht ſelbſt in Zahlen ausgedruͤckten 
Berechnungen nationaldkonomiſtiſcher T Traͤumer. Auch wird ſie 
ſelbſt die Berechnung, wieviel die Steuerfumme im Durch⸗ 
ſchnit! auf den Kopf beträgt, für weit minder belehrend 
halten, als die Unterſuchung, den wie vielten Theil des 
reinen Einkommens (naͤmlich des einzelnen Steuer⸗ 
i pflichtigen, weil bei dieſem allein es ſich berechnen laͤßt, nicht 
abef der Nation, weil hier durchaus keine Berechnung moͤglich 
und, waͤre fie es, doch von keinem praktiſchen Nuzen ift) fie 
in Anſpruch nehme, und ob ſie den minder bemittelten Klaſſen 
den Lebensunterhalt und den Produzirenden insbeſondere die 
Wiedereinbringung des Betriebskapitals verkuͤmmere oder nicht. 
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Zwiſchen einer vernünftigen Feſtſezung des Öffentlichen Be 
darfs und dem erkennbaren Maße der vorhandenen oder mehr 
oder minder unnachtheilig, jedenfalls aber wenigſtens mög» 
licher Weiſe in Anſpruch zu nehmenden pekuniaͤren Kraft be⸗ 
ſteht nach allem dem wohl eine gegenſeitige Beziehung oder 
Wechſelwirkung, nicht aber kann oder ſoll eines von beis 
den fuͤr ſich alle in beſtimmend oder der oberſte Beſtim⸗ 
mungsgrund ſeyn; und — unter vorausgeſezter abſoluter Möge 
lichkeit des Tragens oder Aufbringens — giebt es fuͤr das 
vernuͤnftig feſtzuſezende Maß der Steuer keine andere zuverlaͤßige 
Entſcheidung, als den durch moͤglichſt lautere Organe ausge⸗ 
ſprochenen Geſammtwillen der Nation. 


| . 


Zweiter Ab ſchnitt. 


Von der Finanz „Verwaltung im engern Sinn, dann 
von der Verwendung der Einnahmen und von 
der Rechnungslegung. 


§. 63. 
Organiſation der Finanz: Verwaltung. 


Die Finanz⸗ Verwaltung in weiter Bedeutung, 
d. h. die geſammte Finanz⸗Thaͤtigkeit, umfaßt auch die Geſez⸗ 
gebung uͤber alle, der Finauz nach ihrem Begriff angehörigen, 
Gegenſtaͤnde. In engerer Bedeutung hat ſie blos die 
Aus fuͤhrung des geſezlich Angeordneten in allem, was 
Staats » Ausgabe oder Einnahme betrifft, oder die wirkliche 
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Wirthſchaftsfüh rung des Staates, d. . den Einzug 
der demſelben — ſey es pr ivatrechtlich, ſey es vermdͤge Geſe⸗ 
zes, (namentlich Steuergeſezes) zuſtehenden — Einnah⸗ 
men, die Bereithaltung ſolcher pekuniaͤren M ittel zu den 
von der Staatsgewalt zu verordnenden Zwecken, und die wirk⸗ 
liche Verwendung zu denſel ben, endlich die Rechnungs⸗ 8 
legu ng fiber Einnahme und Ausgabe zum Gegenſtand. 
Fur die Finanzverwaltung im weiten Sinn haben wir 
in der voranſtehenden Finanzwiſſenſchafts⸗ Lehre die Prinzipien | 
des Rechtes und der Klugheit, ſowohl überhaupt, als auch in 
Bezug auf die einzelnen Hauptgatrungen der Einnahme und 
Ausgabe, aufgeſtellt. Die Finanzverwaltung im engern 
Sinne iſt mehr Kunſt als Wiſſenſchaft, mehr auf empiriſchen 
als auf rationellen Gruͤnden ruhend und in ihren Einzelheiten gro- 
ßentheils befondere techniſche — an und fuͤr ſich nicht ſtaats⸗ 
wiſſenfchaftliche — Kenntniffe (wie z. B. beim Forſt⸗, Berg⸗ 
werks- und Huͤttenweſen) vorausſezend. In dem Plane dieſes i 
Buches iſt eine umſtaͤndliche Darſtellung der fuͤr ſolche Ver⸗ 
waltung feſtzuſezenden Normen und Formen nicht gelegen; wir 
beſchraͤnken uns daher auf die ſummariſche Andeutung einiger 
dazu gehöriger Hauptpunkte, und verweiſen im Uebrigen uns 
ſere Leſer auf die groͤßern, eigens der Finanzwiſſenſchaft ge— 
widmeten Lehrbuͤcher, insbeſondere auf jenes von v. Jakob 
und dann zumal auf die in dem zweiten Theil des Handbu— 
ches der Finanzwiſſenſchaft und Finanzverwaltung von dem 
Freiherrn von Malchus enthaltene ſachkundige Ausfuͤhrung. 
Die allgemeinen Grundſaͤze uͤber die Verwaltungs-Orga⸗ 
niſation, welche wir im zweiten Bande dieſes Lehrbuches auf— 
geſtellt haben, finden natuͤrlich auch auf jene des Finanz-De⸗ 
partements Anwendung. Wir beziehen uns, um Wiederhol— 
ungen zu vermeiden, lediglich auf das alldort Geſagte, und, 
bemerken blos, daß bei dem Finanz-Departement mehr als bei 
irgend einem andern die Zweckmaͤßi gkeit der dafür feſtzuſezen⸗ 
den Organiſations-Normen (ob z. B. unter dem, die oberſte 
Leitung und Anordnung beſorgenden, Miniſterium eine all⸗ 
gemeine Central-Verwaltungsſtelle, oder ſtatt der⸗ 
ſelben eine Anzahl von ſolchen ſpeziellen Cen rah Stel⸗ 
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len oder Direktionen den Vorzug verdiene, ob hier oder dort 


das bureaukratiſche oder das Collegial-⸗Syſtem, ſtatt 


finden ſolle, ob zwiſchen den Centralſtellen und den unterſten 


oder Elementar⸗Stellen auch noch Mittelſtelleu, und nach 
der Groͤße des Staates wohl gar mehrere Stufen derſelben er— 
richtet werden, und welche Formen der Wechſelwirkung zwi— 


ſchen dieſen verſchiedenen Finanz- und den übrigen Admini- 


ſtrativ⸗Stellen beſtimmt werden ſollen u. ſ. w.) von den ber 


ſondern Verhaͤltniſſen oder Umſtaͤnden eines gegebenen 


Staates, namentlich von dem Vorhandenſeyn oder von dem 
Umfang der hier oder dort zu verwaltenden Einnahmsquellen 
und dann auch von der Wechſelwirkung mit den Organiſations— 
Formen der uͤbrigen Departements abhaͤnge. Es iſt uͤbrigens 
dieſer Theil der praktiſchen Staatswiſſenſchaft oder Staats— 
kunſt faſt uͤberall mit ſo großer Vorliebe bearbeitet, und ſo 
großer Eifer zu moͤglichſt vollkommener Realiſirung der dafuͤr 
aufgeſtellten Lehren angewandt worden, daß demjenigen, was 
ſolche, der praktiſchen wie der theoretiſchen Anerkennung ſich 
bereits in den meiſten, zumal in den teutſchen, Staaten er⸗ 
freuenden Lehren beſagen, wenig mehr beigefuͤgt, ſondern etwa 


blos der Wunſch geaͤußert werden kann, es moͤchte auch in 


den andern Sphaͤren der Staatsverwaltung, namentlich in 
denjenigen, welche die Realiſirung des innern Staatszwecks 
zum unmittelbaren Gegenſtand haben, d. h. in dem Juſtiz⸗ 


Departement und in dem des Innern, eine gleiche, auf den 


idealen Zweck jener Departemente berechnete Vervollkommnung 
moͤglichſt bald bewirkt werden. 


58. 


Von der Verwendung der Staats⸗Einnahmen. 


In Bezug auf die Verwendung der Staat sein nahmen 
hat die Finanzbehoͤrde eine blos dienende Stellung. Ihr 


474 


ſteht nicht zu, ſolche Verwendung zu beſtimmen (döchſtens eine 
gutaͤchtliche Einſprache gegen eine die finanziellen Kraͤfte etwa 
uͤberſteigende Diſpoſition zu thun), ſondern nur zu vollziehen, 
d. h. die Zahlungsmittel fuͤr dasjenige herbeizuſchaffen, was 


ö die uͤbrigen Miniſterien oder die uͤber allen thronende allge⸗ 


meine Staatsgewalt zum Behuf der Erſtrebung des TUR | 
zwecks verordnet haben. | 1 
| Es kann hiernach bei ſolcher Verwendung bei dem Finanz 
miniſterium blos noch von denjenigen Erſparniſſen die 
Rede ſeyn, welche etwa, unbeſchadet dem Zweck oder Gegen⸗ 
ſtand der unmittelbaren Verwendung, durch irgend eine dafuͤr 
auszuwählende Form gemacht werden koͤnnen. Doch ſelbſt hier 
wird der unmittelbaren Thaͤtigkeit des Finanzminiſteriums das 
Meiſte dadurch entzogen, daß es in Bezug auf die uͤbrigen 
Miniſterien ſich darauf zu beſchraͤnken hat, denſelben die in 
dem ſtaͤndiſchen Credit-Votum beſtimmten Summen nach Ver⸗ 
langen verabfolgen zu laſſen, oder auf ihre Anweiſung zu bes 
zahlen. Dieſen andern Miniſterien liegt alsdann ob, bei der 
Verwendung der ihrer Diſpoſition uͤberlaſſenen Gelder ſich auch 
die finanziellen Grundſaͤze, namentlich den der thunlichſten 
Sparſamkeit — ohne Abbruch der Zweckmäßigkeit — im⸗ 
merdar gegenwaͤrtig zu halten. 


. 65. 


Von der Controle und von dem Rechnungsweſen. 


In allen Sphaͤren der Finanz-Verwaltung und auf allen 
Stufen derſelben iſt eine genaue Controle erforderlich, welche 
theils durch die wohlorganiſirte Wechſelwirkung der 
verſchiedenen, ſich entweder beigeordneten oder uͤber- und unter⸗ 
geordneten Verwaltungs⸗Stellen und Beamten, und durch die 
ſtaͤte, von Seite der hoͤhern Stellen über die untern und von 
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6 Seite der höchſten Stelle, naͤmlich des Finanzminiſteriums 
Selbſt, uͤber alle zu pflegende Aufſicht, theils durch Anordnung 
ganz eigener Control-⸗Maßregeln und Beamten be 
wirkt wird. 

Die Controle der den untern Verwaltungs- Behörden 
oder Beamten und auch derjenigen, die auf mittlerer Stufe 
ſtehen obliegenden Geſchaͤftsfuͤhrung und ſelbſt weiter hinauf 
bis zum Finanzminiſter, in fo fern das Intereſſe der 
Regierung ſie erheiſcht (und daß keine Staatsgelder gegen 
oder ohne den Willen der Regierung zu Privatzwecken ver⸗ 
ſchleudert, oder daß uͤberhaupt keine Veruntreuungen gegenuͤber 
dar Regierung ſelbſt begangen werden, iſt der natürliche Wunſch 
nicht minder, als die pflichtmaͤßige Obliegenheit der wie im 
mer perſonifizirten Regierungsgewalt) wird nirgends, wo die 
Regierung auch nur verſtaͤndig iſt — mag uͤbrigens ihre 
Geſinnung und mag auch die Staatsverfaſſung ſeyn, welche 
ſie wolle — vermißt. Nur voͤllige Unkunde oder Fahrlaͤſſigkeit 
koͤnnen in dieſer Beziehung das Nichtanordnen oder das Nicht— 
handhaben einer wirkſamen Controle veranlaſſen. Aber weit 
wichtiger noch als dieſe Controlirung der untern oder mittlern 
Verwaltungsſtellen iſt jene der hoͤhern und hoͤchſten. Vom 
Standpunkt des Volkes naͤmlich wird eine ſolche gefordert. 
Denn daß die Verwaltungsſtellen den Befehlen der Regierung 
gehorchen und ſich keine der Regierung Selbſt unangenehme 
Pflichtuͤbertretung zu Schulden kommen laſſen, genuͤgt dem 
Intereſſe des Volkes nicht. Es verlangt daſſelbe auch eine 
Sicherſtellung gegen die oberſten Agenten der Regierungs- 

ewalt, d. h. gegen jede, etwa durch Unlauterkeit, durch ſelbſt— 
ſuchge Verfolgung ſubjektiver Intereſſen oder Geluͤſte, über- 
haupt durch boͤſen Rath oder Irrthum auf Seite ſelbſt der 
hoͤchſten Regierungsbehoͤrde geſthhende, Verſchleuder⸗ 
ung der oͤffentlichen Gelder. 

Die hier beſprochene, wichtigſte Controle kann nur von 
Seiten des Volkes Selbſt oder feiner Achten Repraͤſen— 
tanten geuͤbt werden. Die Repraͤſentativ-Verfaſ⸗ 
ſung, vermoͤge welcher das Finanzminiſterium oder uͤberhaupt 
die Staatsregierung ſich vor den Volksvertretern Darüber aus- 


476 5 | 15 . 
weiſen muͤſſen, daß ſie nicht BR, 3 0 fl e . und nicht 
zu andern Zwecken, als fie ſollten, vom oͤffentlichen Gelde ve⸗ 
wendet, uͤberhaupt, daß ſie das Staatsvermdgen treu verwal⸗ 
tet haben, iſt die allein hier genuͤgende Controle. In abſo⸗ 
luten Staaten wird zwar mitunter auch eine eigene, angeb- 
lich ſelbſtſtaͤndige, nämlich wenigſtens von dem Fin anzminiſter 
unabhängige, oberfte Controlſtelle errichtet; es iſt aber 
eeine ſolche, wofern nicht ihre ganze Geſchaͤftfuͤhrung mit Oef— 
fentlichkeit ſtatt findet (was dem Prinzip des Abſolutis⸗ 
mus widerſpricht), eine bloße Schein-Controle in Bezug auf 
das Volk, weil jedenfalls abhängig von der oberſten Regier⸗ 
ungsgewalt, der ſie mit Dienſtpflicht verbunden iſt. 

Verſchieden von ſolcher oberſten Control— Behoͤrde, welchen 
Namen immer ſie fuͤhren mag, iſt der Rechnungshof oder 
die Ober-Rechnungskammer, deren Geſchaͤft blos in 
Pruͤfung und noͤthigenfalls Berichtigung der von allen Finanz— 
verwaltungsſtellen ihr vorzulegenden Rechnungen beſteht und 
welche hiernach zwar die im Intereſſe der Regierung und ale 
lernaͤchſt des Finanzminiſteriums Selbſt, noͤthige Controle be— 
friedigend ausuͤbt, nicht aber gegenuͤber dieſem Miniſterium 
oder gegenuͤber der BRUDER Regierungsſtelle eine ſolche zu bil— 
den vermag. | 

Der Rechnungshof namlich wird zwar wohl, was den 
eigentlichen Geld-Haushalt betrifft, und zumal in Bezug 
auf die untern Verwaltungsſtellen die Rechnungsrich⸗ 
tigkeit verbuͤrgen; die Buͤrgſchaft fuͤr die Geſezlichkeit 
der von den hoͤchſten Stellen ausfließenden Zahlungs an⸗ 
weiſungen aber nicht leiſten koͤnnen. Uebrigens iſt derſelbe 
in Repraͤſentativ⸗Staaten gleich nothwendig wie in abſoluten, 
wogegen die, den Miniſterien mit gleicher Selbſtſtändigkeit 
coordinirte und unmittelbar blos von dem Regenten abhaͤn⸗ 
gige Rechnungsbehoͤrde, heiſſe ſie Schaz-Miniſterium 
oder Staats- oder Reichs-Controle u. ſ. w. in jenen 
uͤberfluͤßig, und in 1 wenn auch nuͤzlich, doch 2 
gend iſt. 

Die Rechnungen, deren Einſicht und Pruͤfung nothwendig 
iſt, um den Finanzhaushalt eines Staates zu erkennen, ſind 
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von zweierlei Art. Einmal nämlich ſtellen fie blos Ein 
nahme und Ausgabe als ſolche dar, wobei ſie, wenn 
fie eine vollftändige Ueberſicht gewähren ſollen, ſich concen— 
triren muͤſſen in jener der General- oder Staats⸗Haupt⸗ 
kaſſe, und daher ein wohlgeordnetes Kaſſen-Weſen, d. h. 
eine zweckmaͤßige Anordnung und Unterordnung der Elemen— 
tar⸗ und Spezial-⸗Kaſſen gegen die Mittel-Kaſſen, 
ſodann dieſer, die da in verſchiedener Abſtufung, je nach der 
Groͤße des Staates oder andern Verhaͤltniſſen, beſtehen moͤgen, 
gegen die Central-Kaſſen und endlich gegen die allgemeinſte 
Central: oder Haupt⸗ Staatskaſſe vorausſezen; dann aber 
ſollen ſie auch — was insbeſondere den verſchiedenen Miniſtern, 
jedem fuͤr ſein Verwaltungsdepartement, und dem Finanzmi— 
niſter uͤber den ganzen Staatshaushalt obliegt — den Nach— 
weis über die Geſezlichkeit, insbeſondere alſo die Bu d— 
getmaͤßig keit der angeordneten und vollzogenen Verwen— 
dungen mit ſich fuͤhren, ohne welches, troz der Richtigkeit der 
Kaſſen⸗Rechnung, einerſeits die groͤßten Verſchleuderun⸗— 
gen und anderſeits die dem Geſammtwohl nachtheiligſten 
Nichtverwendungen für die von der Staatsgewalt be— 
ſchloſſenen Zwecke unerkannt ſtatt finden koͤnnten. 

Es iſt klar, daß dieſe Nachweiſungen gleich beim Schluße 
des Finanz⸗Jahres noch nicht mit Vollſtaͤndigkeit gegeben wer- 
den koͤnnen, weil natuͤrlich manche, ſolchem Jahr angehoͤrige, 
budgetmaͤßige Einnahmen und Ausgaben, beim Schluße deſ— 
ſelben noch nicht gemacht ſind. Es ſoll daher ein den Ver— 
haͤltniſſen angemeſſener fpaterer Termin feſtgeſezt werden, 
binnen welchem die noch ruͤckſtaͤndigen Realiſirungen nach Moͤg⸗ 


lichkeit zu Stande zu bringen ſind, und ſohin der fruͤher blos 
vorlaͤufige oder einſtweilige Rechnungsabſchluß zum 


endlichen gemacht werden kann. Was dann auch nach Ver⸗ 
fluß dieſes Termins noch nicht realifirt iſt, muß, inſofern die 
Realiſirung gleichwohl geſchieht oder geſchehen ſoll, in ein. fpa- 
teres Budget uͤbertragen werden. 
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Hiemit ſchließen wir unſere, (nach dem allgemeinen Plane 
dieſes, die ſaͤmmtlichen theoretiſchen und praktiſchen Theile der 
Sthaatswiſſenſchaft umfaſſenden Lehrbuches, nothwendig auf 
die allgemeineren Grundſaͤze befchranft gebliebene) Darftellung 
der Finanzwiſſenſchaft, und zugleich das ganze Werk. Moͤge 
ihm eine wohlwollende und eine nachſichtsvolle Aufnahme zu 
| Theil werden! Der Verfaſſer hat es mit Liebe gefchrieben, 
und, fo wenig er die Mängel und Luͤcken deſſelben verkennt, 
oder es fuͤr frei von einzelnen Irrthuͤmern haͤlt; ſo legt er doch 
die Feder mit dem lohnenden Bewußtſeyn nieder, ſie dabei nur 
im treuen Dienſte der Wahrheit und des Rechtes gefuͤhrt zu 
haben, d. h. desjenigen, was ihm, nach ſorgfaͤltiger Pruͤfung 
und in ſeiner innerſten Ueberzeugung als Wahrheit und Recht 
erſchien. Auch mit dem Bewußtſeyn, ſtaͤts nur den ruhigen, 
leidenſchaftloſen und inoffenſiven Ton der, von Perſonen und 
Parteien mög chft wegblickenden und nur die Sachen oder die 
objektiven Wahrheiten verfolgenden wiſſenſchaftlichen Forſchung 
beobachtet zu haben. Solche ruhig gehaltene Forſchung, ſolche 
freimuͤthige, doch beſcheidene Beurtheilung der Allen hoͤchſt 
wichtigen Verhaͤltniſſe des oͤffentlichen Lebens, ſolche thebketiſche 
Aufſtellung wiſſenſchaftl ich begruͤndeter Prinzipien fuͤr die 
Staatsgewalt in allen Sphären ihrer geſezgebenden oder ad⸗ 
miniſtrativen Thaͤtigkeit, iſt ehedeſſen uͤberall in eiviliſirten 
Staaten nicht nur aus Gruͤnden einer edleren Politik ge⸗ 
duldet, ſondern auch als Ausuͤbung eines heiligen Rechtes 
und welches zugleich Hüter aller andern iſt, geachtet wor 
den. Beccaria und Sonnenfels, obſchon fie mit Kraft 
und Wärme die in der Sphäre des hiſtoriſch beſtehenden oͤffent⸗ 
lichen Rechts obwaltenden Mißbraͤuche, Verkehrtheiten und 
Tyranneien ruͤgten und mit lautem Rufe zu deren Abſchaffung 
aufforderten, find von der oſtreichiſchen Regierung mit 
nichten zum Schweigen verdammt, ihre Buͤcher ſind nicht 
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unterdruͤckt worden. Der Verfaſſer des vorliegenden Werkes 


ohne ſich an Talent, Wiſſenſchaft und Kraft den genannten 
ehrwuͤrdigen Vertheidigern des Vernunftrechts zu vergleichen, 


ſtellt ſich gleichwohl, mit dem Stolz eines reinen Selbſtbe— 


wußtſeyns, an ihre Seite in Bezug auf Geſinnung und 


Richtung und felbſt pofitiv⸗ rechtliche Vorwurfsfrei⸗ 
heit. Dennoch iſt ſein Buch, ſchon bevor es vollendet war, 
von der Regierung eines großen, teutſchen Staates, und wel⸗ 
chen man ſonſt als den Hort der Geiſtesfreiheit zu betrachten 
gewoͤhnt war, verboten worden. Der Verfaſſer, obſchon er 
das Recht, zu ſeinen teutſchen Bruͤdern, und uͤberhaupt zu 
Allen, welche ihm Gehoͤr zu ſchenken geneigt ſind, frei — vor— 


behaltlich der Schranken des Geſezes — zu ſprechen, als 


ein koſtbares und heiliges betrachtet, und demnach gegen jede 
Verkuͤmmerung oder Unterdruͤckung ſolches Rechtes die laute 
Appellation an die oͤffentliche Meinung der Nation ergreift, 
achtet gleichwohl die Kraͤnkung ſeines perſoͤnlichen Rechtes fuͤr 
gering, verglichen mit der durch das Princip derſelben einem 
ganzen, edlen, geiſtig hochſtehenden Volke zugefuͤgten. 
Dieſes aufgeklaͤrte, einſt Suͤdteutſchland weit vorangeſchrittene 
Volk, iſt wahrlich weder unfaͤhig, das Licht der Wahrheit 
zu ertragen, noch unfaͤhig, den etwa ihm vorgetragenen irri— 
gen Lehren durch ſelbſteigene beſſere Ueberzeugung die Stirne 
zu bieten. Es iſt hier namentlich blos von der hoͤher gebils 
deten Klaſſe die Rede; denn dieſes Buch ift nach Inhalt, Ton 
und Preis nicht geeignet, in die Haͤnde des weniger unterrich— 
teten Volkes zu kommen. Nicht einmal alſo die, ohnehin hoͤchſt 
traurige, doch von der Reaktionspartei ſo dringend empfohlene 
Maxime, die Aufklaͤrung von den niederen Volksklaſſen 
abzuhalten, kann hier als Erklaͤrungsgrund dienen. Das Wo: 
tiv der Maßregel muß ein tiefer liegendes, ihr Zweck ein weis 
ter reichender ſeyn. Der Zweck wird aber nicht erreicht wer— 


den. Durch Buͤcherverbote wird heut zu Tage der alle 


maͤchtig voranſchreitende Geiſt nicht mehr zuruͤckgehalten; man 
müßte denn, wie Tſchi-Hoang— Ti, einen allgemeinen 
| Bücherbrand verordnen. Ja, ſelbſt alsdann wuͤrden die 
lebendigen Ueberlieferungen noch lange genug ſich fort— 
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fi zu 


x Ueberſpannung die Kriſis beſchleunigende Syſtem zu über 


r um das e widernatürliche, durch altpigroße 2 


dauern. Alsdann wird dieſem Buch, welches ſonſt vielleicht a 1 
ſchon vergeſſen, weil von neuern und beſſern verdraͤngt, geweſen | 


wäre, die Ehre widerfahren, noch längere Zeit mit Intereſſe 4 


geleſen, ja als eine hiſtoriſche Merkwuͤrdigkeit betrach⸗ 
tet zu werden, als ein ſprechendes Denkmal naͤmlich von dem 
Zuſtande Teutſchlands im Jahr 1834, und als eine eindring⸗ 
liche Probe davon, weſſen man, 20 Jahre nach dem Befrei⸗ 
| ungsfrieg. und 21 Jahre nach der Proklamation von Kaliſch, 
die teutſche Nation fuͤr werth hielt, auch wo man die 

Revolution zu finden und durch welche Mittel man ſie 
erſticken zu koͤnnen N r 
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